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Beginn: 10:04 Uhr

Prasident Eckhard Uhlenberg: Meine Damen und
Herren, ich heiBe Sie herzlich willkommen zur heu-
tigen, der 23. Sitzung des Landtags Nordrhein-
Westfalen. Mein Gruf3 gilt auch unseren Gasten auf
der Zuschauertribline sowie den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern der Medien.

Fur die heutige Sitzung haben sich sechs Abge-
ordnete entschuldigt; ihre Namen werden in das
Protokoll aufgenommen.

Vor Eintritt in die Tagesordnung gebe ich folgen-
de Hinweise: Zu Tagesordnungspunkt 13 — ,Ver-
fassungsgerichtliches Verfahren wegen Priifung der
VerfassungsmaBigkeit von Vorschriften des Geset-
zes Uber die Feststellung eines Nachtrags zum
Haushaltsplan des Landes Nordrhein-Westfalen fiir
das Haushaltsjahr 2010 — Nachtragshaushaltsge-
setz 2010“ — haben sich die Fraktionen verstandigt,
eine Debatte mit Redeblock | zu fihren. Hierzu liegt
inzwischen auch ein EntschlieBungsantrag der
Fraktionen von CDU und FDP Drucksache 15/1231
vor. — Ich sehe keinen Widerspruch. Dann verfahren
wir so.

Ich darf auRerdem bereits heute mitteilen, dass sich
die Fraktionen auf Empfehlung der antragstellenden
Fraktion Die Linke darauf verstandigt haben, den
Antrag Drucksache 15/661 — ,Aufarbeitung der NS-
Vergangenheit ehemaliger Landtagsabgeordneter in
NRW?* —, der fir morgen, Donnerstag, den 3. Feb-
ruar, als Tagesordnungspunkt 9 vorgesehen war,
nicht zu debattieren, sondern zurtickzustellen. Der
nachfolgende Tagesordnungspunkt wird dann ent-
sprechend vorgezogen. — Auch dagegen sehe ich
keinen Widerspruch. Dann verfahren wir morgen so.

Wir treten nunmehr in die Beratung der heutigen
Tagesordnung ein.

1 Ministerprasident Mappus diskreditiert die
Leistungen Nordrhein-Westfalens im Léan-
derfinanzausgleich!

Aktuelle Stunde

auf Antrag

der Fraktion der SPD und

der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 15/1225

Die Fraktionen von SPD und Bindnis 90/Die Gri-
nen haben mit Schreiben vom 31. Januar 2011 ge-
mafR § 90 Abs. 2 der Geschéftsordnung zum oben-
genannten Thema eine Aussprache beantragt.

Ich eroffne die Aussprache und erteile als erstem
Redner fir die antragstellende Fraktion dem Herrn
Abgeordneten Rémer das Wort. Bitte schon.

Norbert Rémer (SPD): Vielen Dank. — Herr Prasi-
dent! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Diese Aktuelle Stunde ist nétig ge-
worden, weil sich der baden-wirttembergische Mi-
nisterprasident Mappus in einem Interview mit der
WWestdeutsche Allgemeine Zeitung“ erdreistet hat,
uns in Nordrhein-Westfalen Vorschriften zu ma-
chen, wie wir unsere Politik zu gestalten und wo wir
politische Schwerpunkte — im Ubrigen fiir eine bes-
sere Zukunft der Menschen und fur eine bessere
wirtschaftliche Entwicklung in unserem Land — zu
setzen hatten.

Sein Vorwurf, unsere Ministerprasidentin und die
Koalition von SPD und Biindnis 90/Die Griinen wir-
den Gelder aus dem Landerfinanzausgleich fur so-
ziale Wohltaten verschwenden, wie er sich aus-
driickt, ist so durchsichtig wie Fensterglas und trifft
ins Leere.

Seine Drohung, den jahrzehntelang bewahrten
Landerfinanzausgleich infrage zu stellen und aufzu-
kiindigen, verfangt bei uns jedenfalls nicht — auch
dann nicht, wenn sich die Bundeskanzlerin, Frau
Merkel, willfahrig vor Mappus' Wahlkampfkarren
spannen lasst. Wir knicken nicht ein und fallen
schon gar nicht auf die Knie vor Herrn Mappus oder
Frau Merkel. Daflr gibt es auch Uberhaupt keinen
Grund.

Unser Land Nordrhein-Westfalen hat, seitdem es
den Landerfinanzausgleich gibt, Giber die vielen Jah-
re und Jahrzehnte hinweg immer treu und brav ge-
zahlt. FUr uns war und ist Solidaritat selbstverstand-
lich — auch und besonders unter den Bundeslan-
dern. Deshalb hatten wir erwartet, Herr Laumann,
dass dieses schamlose Wahlkampfmandver auf
dem Ricken der Menschen in unserem Land von
der NRW-CDU entschieden zuriickgewiesen wor-
den waére.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Herr Kollege Laumann, ich spreche Sie auch per-
sonlich an:

(Minister Guntram Schneider: Jawohl!)

Der eigentliche Skandal ist, dass Sie bis heute nicht
den Mut aufgebracht haben, entschieden die Inte-
ressen unseres Landes zu vertreten und Mappus
und seine Helfershelfer in die Schranken zu weisen.
Das Verhalten der NRW-CDU ist der eigentliche
Skandal, meine Damen und Herren.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Ich gebe gerne zu: Ich habe es nicht fir mdglich
gehalten, dass es diese doch so stolze NRW-CDU
zulassen wirde,

(Lachen von Dr. Jens Petersen [CDU]J)

dass den Menschen in unserem Land so vor den
Kopf gestofRen wird. Nur um eines vermeintlichen
parteipolitischen Vorteils wegen klatschen Sie auch
noch Beifall, wenn Herr Mappus aus Stuttgart unser
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Land angreift und die Menschen in Nordrhein-
Westfalen damit trifft.

(Josef Hovenjirgen [CDU]: Und das aus |h-
rem Munde, Herr Kollege!)

Herr Laumann, das wird der NRW-CDU nichts hel-
fen. Es bringt Ihnen nichts, fur ein Linsengericht die
Interessen unseres Landes einzutauschen.

(Beifall von der SPD)

Schauen Sie in die Bibel; dann wissen Sie, dass
das Uberhaupt nichts bringt. Lassen Sie das sein!
Sie haben ja gleich die Gelegenheit, das geradezu-
ricken

(Karl-Josef Laumann [CDU] schiittelt den
Kopf.)

und sich vor Nordrhein-Westfalen sowie vor die
Menschen in diesem Land zu stellen.

Was sind die Fakten? — Nordrhein-Westfalen war
jahrzehntelang starkes Geberland im Landerfinanz-
ausgleich. Nordrhein-Westfalen hat von 1950 bis
2008 — Herr Kollege Laumann, in diesem Jahr war
es zum ersten Mal anders; da haben Sie regiert —
knapp 17,3 Milliarden € eingezahlt. Damit ist Nord-
rhein-Westfalen bis heute das viertstarkste Geber-
land.

39 Jahre trugen wir die Regierungsverantwortung in
Nordrhein-Westfalen. Jahr fur Jahr ist eingezahit
worden. In lhrer Regierungszeit war dies zum ersten
Mal nicht der Fall.

(Zuruf von Karl-Josef Laumann [CDU])

2010 lagen dann die Zahlen vor, von denen Herr
Mappus sprach.

Dazu sage ich: Herr Mappus weil3 offensichtlich
nicht einmal, wie der Landerfinanzausgleich funktio-
niert, denn dieser hat mit der Ausgabenseite Uber-
haupt nichts zu tun, sondern orientiert sich aus-
schlie3lich an der Finanzkraft der Lander, also an
der Einnahmenseite.

Ein Land, das mit seinen Pro-Kopf-Einnahmen Uber
dem Bundesdurchschnitt liegt, ist ausgleichspflich-
tig. Die anderen erhalten Zuschisse. Die Finanz-
kraft eines Landes bemisst sich an der Summe sei-
ner Einnahmen und anteilig, zu 64 %, an der Sum-
me der Einnahmen seiner Gemeinden. Diese fallen
wegen wirtschaftlicher, geografischer und regionaler
Besonderheiten je nach Land unterschiedlich hoch
aus.

Dass wir finanzschwache Gemeinden in Nordrhein-
Westfalen haben und diese auch ihren Anteil am
Landerfinanzausgleich einbringen mussen, ist im
Ubrigen auch lhrem Raubzug durch die kommuna-
len Kassen zu verdanken. Auch dafir tragen Sie
Schuld, meine Damen und Herren.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN —
Karl-Josef Laumann [CDU] winkt ab. — Zuruf
von Josef Hovenjirgen [CDUJ)

— Herr Laumann, ich habe jedenfalls bisher an kei-
ner Stelle gehort, dass Sie lhren Parteifreunden in
Suddeutschland einige Hinweise gegeben hatten.

Ich flge hinzu, dass noch etwas verschwiegen wird.
Der bundesdeutsche Finanzausgleich besteht nicht
nur aus dem Landerfinanzausgleich, sondern auch
aus einem Ausgleich bei der Umsatzsteuer, in den
Nordrhein-Westfalen 2010 immerhin noch 2,2 Milli-
arden € einzahlt, weil es das umsatzstarkste Bun-
desland ist. Das heif3t also: Zieht man die 358 Milli-
onen €, die wir aus dem Landerfinanzausgleich be-
kommen, davon ab, flieBen immer noch 1,8 Milliar-
den € aus Nordrhein-Westfalen in andere Lander.
Auch das gehort mit zur Wahrheit. Herr Laumann,
ich erwarte, dass Sie dies lhren Parteifreunden end-
lich sagen.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Wenn wir schon darliber reden, dass aus den siid-
deutschen Landern jetzt mit Fingern auf uns gezeigt
wird,

(Karl-Josef Laumann [CDU]: So ist das!)

will ich nur daran erinnern, dass gerade das Mont-
anland Nordrhein-Westfalen viele Jahre — bis 1992
hat Bayern aus dem Lé&nderfinanzausgleich Zahlun-
gen bekommen — mitgeholfen hat, dass sich Bayern
von einem Agrarland mit schénen touristischen Zie-
len zu einem hochmodernen Land entwickeln konn-
te. Das wurde aus Nordrhein-Westfalen auch in ei-
ner Zeit geleistet, als es uns hier bei Kohle und
Stahl dreckig ging, meine Damen und Herren.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Deshalb lautet meine herzliche Bitte an die Adresse
der CDU - die FDP erwéhne ich in diesem Zusam-
menhang gar nicht — Sorgen Sie endlich dafir,
dass dieser Wahlkampf auf Kosten der Menschen in
Nordrhein-Westfalen ein Ende hat. Sagen Sie lhren
Parteifreunden in den siiddeutschen Landern, dass
sie das sein lassen sollen.

Bayern hat profitiert und sollte endlich Solidaritat
zeigen.

(Zuruf von Christian Mdbius [CDU])

Herr Stoiber hat immer wieder darauf hingewiesen,
dass der Landerfinanzausgleich verniinftig und not-
wendig ist. Seine Nachfolger sollten das auch tun.
Herr Laumann, helfen Sie ihnen, sich daran zu erin-
nern. Sie haben gleich alle Chancen, das hier rich-
tigzustellen. — Vielen Dank.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter Rémer. — Fur die Fraktion Bind-
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nis 90/Die Griinen hat der Abgeordnete Priggen das
Wort.

Reiner Priggen (GRUNE): Herr Prasident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Die AuBerungen von Minister-
prasident Mappus aus Baden-Wurttemberg, Nord-
rhein-Westfalen wirde aus dem Lé&nderfinanzaus-
gleich Geld erhalten und damit Studiengebihren
senken sowie ein beitragsfreies Kindergartenjahr
zulasten von Baden-Wirttemberg einfihren, sind
billiger Populismus eines Wahlkdmpfers — nichts
anderes.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Richtig ist: Nordrhein-Westfalen bekommt aus dem
Landerfinanzausgleich 2010 Geld.

(Zuruf von der CDU: Ach!)

Das kann aber in der Sache tberhaupt nichts damit
zu tun haben, dass wir versprochen haben, im
Herbst 2011 die Studiengebihren abzuschaffen.
Das misste jedem einleuchten.

(Heiterkeit von Ministerprasidentin Hannelore
Kraft und von Ministerin Sylvia Léhrmann)

Insofern ist das schon kausal gar nicht moglich und
an der Stelle nur nachvollziehbar, wenn man weif3,
was am 27. Méarz in Baden-Wirttemberg passiert.

(Beifall von den GRUNEN)

Die Qualitat der Behauptung spricht im Ubrigen
auch fur die Politik, die Herr Mappus im letzten Jahr
gemacht hat.

(Beifall von Sigrid Beer [GRUNE])

Es ist nichts anderes als die Panik eines Wahlkamp-
fers kurz vor der verlorenen Wahl. Roland Koch hat
damals gemeint, er kénne sich mit Auslanderpopu-
lismus retten. Mappus meint, er kdnne mit Populis-
mus punkten, indem er zulasten von Nordrhein-
Westfalen gegen uns Stimmung macht. Ich glaube
nicht, dass diese Rechnung aufgehen wird.

(Beifall von Sigrid Beer [GRUNE]))

An die Adresse von CDU und FDP sage ich: Es ist
bedauerlich, dass Sie dem, was er da sagt, nicht
sachlich entgegentreten. Im Prinzip billigen Sie da-
mit diese Kritik und heil3en sie gut. Sie meinen, Sie
héatten kurzfristig einen Vorteil davon. Aber es wird
Nordrhein-Westfalen nichts niltzen, sondern scha-
den, wenn Sie das unwidersprochen lassen.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Statt mit uns gemeinsam deutlich zu machen, dass
in den Finanzbeziehungen zwischen Bund, Landern
und Kommunen neue Regelungen unbedingt not-
wendig sind, und damit die Landesinteressen zu
vertreten, schweigen Sie, obwohl Sie es besser
wissen.

Wir haben in einem gemeinsamen Antrag ausge-
driickt, dass der Bund einen héheren Anteil an den
Soziallasten der Kommunen Ubernehmen muss,
und wissen, dass, auch wenn die Kommunen sehr
engagiert sparen, ihre Situation so verzweifelt ist,
dass sie es nicht anders schaffen. Im Ubrigen ist
bemerkenswert, dass Baden-Wdurttemberg fir die
Kosten der Unterbringung vom Bund einen Anteil
von 28,5 % bekommt, wir 24,5 %. Das ist eine Son-
derregelung, mit der Herr Mappus uberhaupt kein
Problem hat, obwohl die baden-wurttembergischen
Kommunen keine héheren Kosten haben als unse-
re. Das muissten Sie an der Stelle deutlich kritisie-
ren.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Wir waren uns einig, dass der Bund zukinftig einen
Anteil von 50 Prozentpunkten Gbernehmen muss,
damit die Kommunen uUberhaupt eine Chance ha-
ben. Das sollten wir zusammen weiter vertreten. Wir
darfen uns nichts vormachen. Wir miissen es in un-
seren jeweiligen Parteien durchsetzen; wir missen
es in Berlin durchsetzen. Das ist eine lange, harte
Wegstrecke. Da nitzt es nichts, wenn Sie aus
Grinden des Populismus Herrn Mappus den RU-
cken starken, statt diese Position weiter vorzutra-
gen.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Ich mdchte einen weiteren Punkt anfiihren. Wir ha-
ben einen Konsens, dass die Mittel, die wir in Bil-
dung investieren — angefangen von der U3-
Betreuung Uber Kindergéarten, Schulen bis hin zu
den Hochschulen —, deutlich erhéht werden mus-
sen. Wir wissen, dass wir mehr Geld fur Bildung
brauchen, weil Ausbildung der wichtigste Rohstoff
ist, den wir haben. Wir werden einen zunehmenden
Fachkraftemangel haben. Je besser wir ausbilden,
je mehr Geld wir da investieren, umso besser ist
das fiir unser Land. Das wissen wir.

Ich sage fur meine Fraktion: Wir sollten zusammen
Uberlegen, wie wir den Solidarzuschlag Ost, der
richtig war, der viel geholfen hat, der dazu gefihrt
hat, dass zum Teil die Hochschulen im Osten bes-
ser aussehen als unsere, perspektivisch in einen
Bildungszuschlag umwandeln, damit die L&nder
mehr Geld bekommen, um das, was wir fUr Bildung,
fur Hochschulen brauchen, finanzieren zu kénnen.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Es ist in der Sache unumstritten, dass wir das brau-
chen. Dazu gehort naturlich auch, dass das Koope-
rationsverbot fallen muss, denn es ist unsinnig, es
behindert.

(Beifall von den GRUNEN - Vereinzelt Beifall
von der SPD)

Das erkennen zunehmend auch die Kollegen von
CDU und FDP.
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In gleicher Weise sollten wir uns alle dafir einset-
zen, dass die Einnahmen aus dem Emissionshan-
del — wir reden Uber 10 bis 12 Milliarden € jahrlich,
von denen Nordrhein-Westfalen 5 Milliarden € nach
Berlin schicken wird — wieder in die Léander zuriick-
flieRen, die diese Einnahmen beim Bund verursa-
chen, damit die Lander die Programme, die wir ge-
meinsam wollen, umsetzen kénnen. Das heifl3t
Emissionsreduktion (ber Gebaudesanierung und
Energieeinsparung. Auch da sind es 10 bis 12 Milli-
arden €, die in Berlin landen, fir die — das will ich
gar nicht verhehlen — alle viel Verwendung haben.
Auch wir missen bei unseren Leuten dafur kdmp-
fen, dass das in relevanten Teilen wieder nach
NRW kommt, damit wir an der Stelle MaRnahmen
durchfiihren, die zwischen uns ja gar nicht strittig
sind. Das ware auch eine Aufgabe, die wir uns zu-
sammen vornehmen sollten, statt an der Stelle billi-
gen Populismus, Wahlkampf zulasten von Nord-
rhein-Westfalen zu machen.

Ich hoffe, dass die Diskussion nach dem 27. Méarz
mit einer anderen Landesregierung in Baden-
Wirttemberg auf einer solidarischeren Basis weiter-
gefiihrt werden kann. — Herzlichen Dank.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter Priggen. — Fir die CDU-Fraktion hat
Herr Abgeordneter Weisbrich das Wort.

Christian Weisbrich (CDU): Herr Prasident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Da haben Sie sich fir heute friih
wirklich ein schénes Thema ausgesucht.

(Beifall von der SPD — Rainer Schmeltzer
[SPD]: Endlich mal! — Weitere Zurufe von der
SPD: Richtig! Ja!)

Die Schuldenkonigin der Nation und ihr Griechen-
land-Beauftragter, diese beiden wollen einfach nicht
sparen. Kritik an Ihrer hemmungslosen Verschul-
dungsorgie wird von den Koalitionsfraktionen sofort
in Majestatsbeleidigung umgedeutet.

Der Mappus hat uns kritisiert. Willy Millowitsch hétte
gesagt: ,Der Mappus ist ‘ne fiese Mopp*“.

(Zurufe)

Frau Ministerprasidentin, Herr Finanzminister, so
einfach kdnnen Sie sich die Sache nicht machen.
Niemand zweifelt den L&nderfinanzausgleich im
Grundsatz an. Die Kritik gilt ausschlielich der
missbrauchlichen Ausnutzung von Ausgleichszah-
lungen fur Konsumzwecke und damit dem Unterlas-
sen von moglicher Selbsthilfe. Der Landerfinanz-
ausgleich ist ein klassischer Fall von Solidaritat der
Starken mit den Schwachen. Damit er dauerhaft
Bestand haben kann, bedingt er auf der Nehmersei-
te ein gesundes Verhdltnis zur Subsidiaritat. Aus-
gleichszahlungen dirfen immer nur Hilfe zur Selbst-

hilfe sein. Sie dirfen nicht zur Ausnutzung der wirt-
schaftlich Starken durch Mifiggéanger verkommen.

(Hans-Willi Korfges [SPD]: Wer hat Ihnen
das denn aufgeschrieben? — Weitere Zurufe
von der SPD)

Meine Damen und Herren, was ich mit dem richti-
gen Verhaltnis von Solidaritat und Subsidiaritat mei-
ne, lassen Sie mich einmal an einem ganz einfa-
chen Beispiel erklaren. Ich wurde wahrend des
Weltkrieges in Oberschlesien geboren und habe als
kleiner Junge die endlosen Fluchtlingstrecks mitge-
macht. In jedem dieser Ziige gab es eine Karre, die
von den Starksten gezogen wurde, auf die sich die
Schwachen, die FuRkranken, die Alten, die zu Jun-
gen draufsetzen durften. Doch wenn sich irgendje-
mand von den Leistungsstarken getraut hatte, sich
selbst zu verletzen, um fir sich einen Platz auf der
Karre in Anspruch zu nehmen, dann ware er von
der Gemeinschaft geéchtet worden. Das ist die Si-
tuation im Landerfinanzausgleich.

(Vereinzelt Beifall von der CDU)

Meine Damen und Herren, nichts anderes als
Selbstverstimmelung betreibt die rot-griine Minder-
heitsregierung. Sie schwacht den Wirtschaftsstand-
ort Nordrhein-Westfalen durch Industriefeindlichkeit.
Ich sage nur Datteln.

(Beifall von der CDU)

Sie unterlasst es damit, eigene Steuereinnahmen
im moglichen Umfang zu generieren. Stattdessen
nutzt sie fir den durchsichtigen Versuch, mit Wahl-
geschenken Wahlerstimmen zu kaufen, das in an-
deren Landern erwirtschaftete Geld.

(Zurufe von der SPD: Oh! — Hans-Willi Korf-
ges [SPD]: Unerhdrter Blodsinn!)

Dass sich die anderen Lander wehren, ist doch na-
heliegend.

Meine Damen und Herren, Bayern fahrt zum sechs-
ten Mal einen Haushalt ohne Nettoneuverschul-
dung. Bayern und Baden-Wirttemberg muten ihren
Birgern Kindergarten- und Studienbeitrdge zu.
Doch Sie, Herr Finanzminister, bezeichnen die
Schuldenbremse als ein Stiick Selbstentmindigung.
Das ist keine Selbstentmindigung, sondern ein
Stiick aus dem Tollhaus. Frau Ministerprasidentin,
das ist keine Praventions-, sondern Kangurupolitik.
Sie haben nichts im Beutel, aber Sie wollen groR3e
Springe machen.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Mit dem Konzept des vorsorgenden Sozialstaats ist
schon Johannes Rau gescheitert. Er hat nicht nur
die Ausgaben fir Wissenschaft und Bildung, son-
dern zur Gegenfinanzierung auch die Finanzverwal-
tung explosionsartig aufgeblaht. Er hat beitragsfreie
Kindergéarten versprochen, aber dieses Verspre-
chen niemals eingehalten. Ubrig geblieben ist nichts
als eine Verschuldung, die Nordrhein-Westfalen na-
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hezu in den Ruin und den damaligen Finanzminister
Diether Posser in den Amtsverzicht getrieben hat,
weil Herr Posser den Marsch in die Finanzwirtshaft
einer Bananenrepublik nicht langer verantworten
wollte und konnte.

Sie haben mit dem Hinweis, Kollege Romer, dass
Nordrhein-Westfalen viele Jahre zugunsten von
Bayern in den Finanzausgleich eingezahlt hat,
recht.

(Rudiger Sagel [LINKE]: So ist es!)

Der Unterschied ist aber: Bayern hat diese Zahlun-
gen genutzt, um sich in Rekordzeit vom wirklich bet-
telarmen Agrarstaat zu einem Hightech-Standort mit
Uberragender Wirtschaftskraft zu entwickeln.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Mit der CSU-
Lobbypolitik! Das ist die Wahrheit!)

Bayern hat im biblischen Sinne mit seinen Talenten
gewuchert. Die sozialdemokratischen Regierungen
in Nordrhein-Westfalen haben die Talente des Lan-
des im gleichen Sinne buchstéablich vergraben.

(Zuruf von Rudiger Sagel [LINKE])

Sie haben uber vier Jahrzehnte lang unseren Vor-
sprung in der Wirtschafts- und Finanzpolitik ver-
spielt. Und jetzt versuchen Sie schon wieder, den
Menschen einzureden, sie koénnten alles haben,
wenn sie nur Rot-Griin regieren lieRBen. Die Kuh, die
man im Himmel futtern und auf der Erde melken
kann, wird es aber auf gar keinen Fall geben. Wer
allen alles verspricht, Frau Ministerprasidentin, wird
am Ende niemandem etwas einhalten kénnen.

Naturlich weil3 jeder, dass die Finanzkraft je Ein-
wohner Ausgangspunkt fir den Landerfinanzaus-
gleich ist. Die Finanzkraft eines Landes ist die
Summe aus seinen Einnahmen und zu einem ge-
wissen Prozentsatz denen seiner Gemeinden. Die-
se Einnahmen kann man allerdings durch gezielte
Landespolitik massiv steigern. Bayern hat vorge-
macht, was schon |hr Finanzminister Diether Posser
angemahnt hat — von ihm kénnen Sie lernen — Wer
Hilfe zur Selbsthilfe leistet, der hat Anspruch darauf,
dass diese Hilfezahlungen nicht hemmungslos kon-
sumiert, sondern messbar werbend im Sinne einer
Starkung der eigenen Steuerkraft angelegt werden.
Posser hat das gewusst, und Posser hat den Fi-
nanzausgleich immer in diese Richtung kritisiert.

Deshalb schlage ich Ihnen vor: Nehmen Sie doch
endlich Abschied von |hrem Wolkenkuckucksheim.
Machen Sie keine Versprechungen auf anderer
Leute Kosten, und lassen Sie die Finger insbeson-
dere vom Geld der nachfolgenden Generationen.

(Zuruf von Ministerprasidentin Hannelore Kraft)

Bundesléander, die unverschuldet in eine Notlage
geraten, haben selbstverstandlich Anspruch auf So-
lidaritédt. Das sagen auch Herr Mappus und seine
Kollegen aus Bayern und aus Hessen. lIhre Bedin-
gung ist aber, dass man die Not durch groR3ziigige

Wahlgeschenke nicht selbst verschlimmert. Der
Mafstab muss sein: Die Burger in den Nehmerlan-
dern erhalten nicht mehr Leistungen als die in den
Geberléandern. Denken Sie dartber nach, und be-
herzigen Sie die alte Spruchweisheit: Was du nicht
willst, das man dir tut, das flig auch keinem anderen
zu. — Schonen Dank.

(Beifall von der CDU und von der FDP — Sdren
Link [SPD]: Immer auf die Omme, Herr Weis-
brich! Das sollten Sie lieber beherzigen! — Zuru-
fe von der SPD und von den GRUNEN: Oh!)

Président Eckhard Uhlenberg: Fur die FDP-
Fraktion hat Frau Abgeordnete Freimuth das Wort.

Angela Freimuth (FDP): Herr Préasident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren!
Auch wenn hier wieder einmal der Versuch unter-
nommen werden soll, zu skandalisieren und Aufre-
gung herbeizufiihren, steht doch fest, dass der Ge-
samtthemenkomplex und Regelungskomplex L&n-
derfinanzausgleich notwendigerweise immer wieder
ernsthaft hinterfragt werden muss. Und auch wenn
es nicht zeitgemal sein mag: Die FDP will sich mit
den offenen Fragestellungen, die es bei diesem
Themen- und Problemkomplex gibt, sachlich ausei-
nandersetzen. Denn ich glaube, dass uns Sachlich-
keit wesentlich weiterhilft.

Unstreitig ist, dass der Landerfinanzausgleich in
Deutschland ein staatsorganisationsrechtlicher Me-
chanismus zur Umverteilung finanzieller Mittel zwi-
schen Bund und Landern ist, damit alle die ihnen
jeweils zugewiesenen Aufgaben, mit den notwendi-
gen finanziellen Mitteln ausgestattet, erfillen kon-
nen. Art. 107 unseres Grundgesetzes beschreibt als
Ziel des Landerfinanzausgleichs den angemesse-
nen Ausgleich der unterschiedlichen Finanzkraft der
Lander. Der Landerfinanzausgleich ist in Deutsch-
land Ausdruck der bundesstaatlichen Solidaritat
zwischen dem Bund und den Landern auf der einen
Seite und natirlich zwischen den Landern unterei-
nander auf der anderen Seite. Das Motto ,Hilfe zur
Selbsthilfe®, Subsidiaritdt und Solidaritat sind hier
gerade schon genannt worden.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, Solidaritat ist natirlich keine Einbahnstra-
Re, und deshalb war und ist es auch immer wieder
streitbehaftet gewesen, was zum Beispiel diejeni-
gen, die die Solidaritat der anderen Bundesléander in
Anspruch nehmen, ihrerseits zur Gemeinschaft bei-
tragen mussen. Das kann in der Natur der Sache
nattrlich nichts in Euro und Cent Messbares sein,
und es ist streng genommen auch nicht justiziabel.
Aber es war und ist immer wieder eine Frage auch
der Vermittlung insbesondere gegeniber denjeni-
gen, die klassisch in den Léanderfinanzausgleich
einzahlen, und das sind ganz unstreitig Baden-
Wirttemberg und Hessen, die, seit es diesen Lan-
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derfinanzausgleich gibt, immer zu den Geberlan-
dern gezéahlt und eingezahlt haben.

Beziglich Bayern wurde eben schon gesagt: Bay-
ern hat bis Mitte der 80er-Jahre die Solidaritat der
anderen Bundeslénder in Anspruch genommen, um
seinen Strukturwandel zu managen. Das hat Bayern
auch sehr erfolgreich getan: Seit Mitte der 80er-
Jahre bzw. spéatestens seit Anfang der 90er-Jahre
gehoért auch Bayern in nicht unbetrachtlicher Héhe
zu den klassischen Geberlandern.

Meine Damen und Herren, wir stehen heute doch
immer wieder vor der Frage der Angemessenheit
des Ausgleichs. Manchmal kénnen wir nicht mehr
richtig erkennen, dass durch den L&anderfinanzaus-
gleich die Eigenverantwortung der Lander gestarkt
wird. Wir sind immer noch nicht so weit, dass wir
tatsachlich einen Wettbewerbsfoderalismus haben,
bei dem die Bundeslander fur ihre eigenen Anstren-
gungen belohnt werden. Es ist immer noch eine
weitestgehende Egalisierung. Die Anstrengungen
der einzelnen Bundesléander rechnen sich fur diese
Bundeslander und die Birgerinnen und Burger im-
mer noch nicht genug.

Wir sind immer noch nicht so weit, dass wir die Fi-
nanzbeziehungen tatsachlich entflochten hatten.
Steuerautonomie der Bundeslander — sie wurde
schon genannt —, Schuldenbremse, Stabilitétskrite-
rien — all das sind noch grof3e Herausforderungen,
vor denen wir, auch bei der Frage der Foderalis-
musreform und als Konsequenz des Landerfinanz-
ausgleichs, nach wie vor stehen.

Und es ist doch — da mussen wir nicht so zu tun, als
ob das fir uns vollig fremd wéare — nachvollziehbar,
dass sich die groRRen Geberlander der letzten Jahre,
Baden-Wirttemberg und Hessen, auch damit aus-
einandersetzen und gegenuber ihren Blrgern auch
vor einem Vermittlungsproblem stehen, wenn in an-
deren Bundeslandern eine Politik betrieben wird, die
sie ihren eigenen Burgern aufgrund notwendiger
Strukturmafnahmen und aufgrund der notwendigen
Konsolidierung ihrer Haushalte nicht ,génnen®.

Es ist doch menschlich nachvollziehbar, dass in den
Geberlandern immer die Frage auftaucht, warum,
wenn in manchen Bundeslandern vom beitrags-
freien Kindergartenjahr oder dem beitragsfreien
Hochschulstudium die Rede ist, diese Leistungen
nicht auch den eigenen Birgerinnen und Birgern
gewahrt werden und vermeintlich von den Gebern
finanziert werden. Das ist ein menschlich ganz
nachvollziehbarer Reflex.

Ich will aber auf den Teil abstellen, auf den man viel
intensiver hinweisen muss, namlich darauf, welche
Haushaltskonsolidierungs- und Verschuldungspolitik
in den Bundeslandern betrieben wird. Das ist einer
der Kernpunkte, auf die es im Lé&nderfinanzaus-
gleich tatséchlich ankommt. Dieser Aspekt geniel3t
schon unsere etwas detailliertere Aufmerksamkeit.

Wenn in Nordrhein-Westfalen eine Politik betrieben
wird, frei nach dem Motto: Im Himmel ist Jahrmarkt,
wir geben mehr Geld aus als wir haben, wir betrei-
ben eine hemmungslose Neuverschuldungspolitik
mit Rekordschulden — dann, meine Damen und Her-
ren, ist das natirlich auch etwas, das in ganz en-
gem Zusammenhang mit der Wirtschaftskraft in un-
serem Land steht. Es gibt reihenweise Studien, die
belegen, dass die zunehmende Verschuldung auch
dazu fihrt, dass sich die Finanzkraft eines Landes,
Wachstumskrafte in einem Bundesland nicht langer
beheimatet fiihlen und schlief3lich woanders inves-
tiert wird.

Wenn Nordrhein-Westfalen eine industrie- und wirt-
schaftsfeindliche Politik betreibt, wenn die Frage
von Modernisierung von Kraftwerken und der Bau
neuer Kraftwerke in Nordrhein-Westfalen keine Prio-
ritdt geniel3t, wenn die Frage von Investition in Inf-
rastruktur keine Prioritat im Industrieland Nordrhein-
Westfalen genief3t, wenn die Frage einer gerechten
Steuer- und Abgabenbelastung hier in Nordrhein-
Westfalen keinen Wert darstellt, sondern einfach
reflexartig danach geschrien wird, wo denn Steuern
erhoht oder neu eingefiihrt werden kénnen — Stich-
wort: ,Wasserabgabe“ —, dann ist das eine Politik,
bei der man sich nicht wundern darf, dass Investo-
ren dem Land Nordrhein-Westfalen leider den Ru-
cken kehren. Das ist eine Politik, bei der man sich
nicht wundern darf, dass sich Menschen in anderen
Bundeslandern Arbeit und Perspektiven erhoffen
und dann auch dorthin gehen und ihre Kreativitéat,
ihre Innovationsbereitschaft und ihre Leistung ande-
ren Bundeslandern zur Verfigung stellen und damit
die Wirtschaftskraft des Landes Nordrhein-
Westfalen schwéachen.

Das, meine Damen und Herren, muss auch hier im
Parlament diskutiert werden. Es ist kein prioritéar
schwarz-gelbes Projekt, den Landerfinanzausgleich
in seiner bestehenden Form zu kritisieren. Promi-
nente Griine haben sich in den letzten Wochen
ebenfalls dazu gedulRert. Auch in der Sozialdemo-
kratie wird gelegentlich kritisch und konstruktiv GUber
den Landerfinanzausgleich in bestehender Form
nachgedacht.

Préasident Eckhard Uhlenberg: Frau Abgeordne-
te, ihre Redezeit.

Angela Freimuth (FDP): Wir alle missen intensiv
hinterfragen, denn die real existierenden Probleme
im Zusammenhang mit dem L&énderfinanzausgleich
werden — und damit komme ich zum Schluss — we-
der durch solch populistische AuRerungen noch
durch Aufgeregtheiten in der Aktuellen Stunde auf-
gegriffen. Wir sollten sie tatsachlich angehen und
I6sen. — Vielen Dank.

(Beifall von der FDP und von der CDU)
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Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Frau
Abgeordnete Freimuth. — Fir die Fraktion Die Linke
hat der Abgeordnete Sagel das Wort.

Rudiger Sagel (LINKE): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Wie Sie von der CDU hier ver-
suchen, die jahre- und jahrzehntelange CSU-
Lobbypolitik vom Ministerprasidenten und ehemali-
gen Minister Straul3 schdnzureden, ist wirklich uner-
tréglich. Da kracht die Schwarte, kann ich nur sa-
gen.

(Zuruf von der CDU)

Nun versucht offensichtlich der Ministerprasident
von Baden-Wurttemberg, Herr Mappus, in die Lan-
despolitik der anderen Bundeslander einzugreifen,
obwohl er selbst die Probleme in seinem eigenen
Bundesland nicht geregelt bekommt. ,Stuttgart 21¢
ist ein Fanal, die Blrger seines eigenen Landes
emporen sich gegen Entdemokratisierung, Was-
serwerfer- und Schlagstockattacken als vordemo-
kratischem Unterdriickungsmittel. Das ist die Politik
von Herrn Mappus in Baden-Wirttemberg. Und jetzt
mischt er sich in die Politik hier in NRW ein.

Es handelt sich hier um einen untauglichen und un-
ertraglichen Versuch, NWR in ein schlechtes Licht
zu ricken.

(Zuruf von der CDU)

Die CDU und auch die FDP sind in NRW offensicht-
lich so schwach und schlecht aufgestellt, dass sie
jetzt schon beim vermutlichen Ubergangsminister-
prasidenten in Baden-Wirttemberg um Hilfe betteln
mussen — ich kann nur sagen: Welch ein Signal von
CDU und FDP!

(Beifall von der LINKEN — Vereinzelt Beifall
von der SPD)

Dabei sind gerade CDU und FDP fur die finanzpoli-
tische Misere nicht nur von NRW, sondern von L&n-
dern und Kommunen insgesamt wesentlich verant-
wortlich.

Die desastrése Bundesfinanzpolitik treibt sie immer
tiefer in die Schuldenfalle hinein. Dazu kommt noch
die untaugliche Schuldenbremse, die nicht nur von
renommierten Rechtswissenschaftlern, sondern
auch von Okonomen als verfassungswidrig einge-
stuft wird

(Beifall von der LINKEN)

und die notwendige Vorsorgepolitik fir die Zukunft
drastisch einschrankt.

Gerade die Menschen auf den unteren Einkom-
mensstufen, die prekér Beschéftigten sowie die Er-
werbslosen und ihre Kinder miussen unter dieser
Politik, inshesondere der Politik von CDU und FDP,
leiden. Von gleichen Lebensbedingungen und
Chancengleichheit kann keine Rede sein.

Im Gegenteil: In Deutschland klafft die Schere zwi-
schen Arm und Reich immer weiter auseinander.
Das stellen auch alle aktuellen Studien fest. Statt
mehr soziale Gerechtigkeit herzustellen, leisten sich
CDU und FDP eine Lobbypolitik, die schamlos die-
jenigen bedient, die ohnehin am oberen Rand ihren
Reichtum vermehren. Auch das ist lhre Politik, die
Sie hier machen.

(Beifall von der LINKEN)

Wir brauchen eine andere Politik: fir soziale Ge-
rechtigkeit, fir Chancengleichheit. — Dafir steht in
NRW Die Linke.

(Beifall von der LINKEN)

Dazu ist auch eine Landerfinanzreform notwendig,
die nicht nur ihren Namen verdient, sondern auch
mit unsozialer Verteilungspolitik Schluss macht.

Mit dem Landerfinanzausgleich sollen die Herstellung
und Wahrung gleichwertiger Lebensverhéltnisse in
allen Teilen Deutschlands gewahrleistet und wirt-
schaftliche Benachteiligungen ausgeglichen werden.
Im Grundgesetz findet dieser Teil der Bund-Lander-
Finanzbeziehungen in Art. 107 Abs. 2 Satz 1 seine
Rechtsgrundlage.

Schaut man sich aber einmal an, wie das Ganze in
der Praxis funktioniert, stellt man fest: Die derzeitige
Regelung fiihrt in der Tat dazu, dass sowohl fir ein
finanzschwaches Bundesland als auch fir ein so-
genanntes Geberland wenig Anreize bestehen, ho-
here Steuereinnahmen zu erzielen.

Genau darum geht es aber eigentlich. Wir brauchen
endlich wieder hdéhere Steuereinnahmen. Wir brau-
chen endlich eine Spitzensteuer, die ihren Namen
verdient. Wir brauchen eine Millionarsteuer.

(Beifall von der LINKEN)

Deshalb brauchen wir eine verninftige Finanzre-
form in Deutschland. Dafiir sind CDU und FDP aber
nicht zu gewinnen. Im Gegenteil! Die FDP schreit
immer noch nach Steuersenkungen. Das ist der vol-
lig falsche Weg.

(Beifall von der LINKEN)

Wenn einem finanzschwachen Nehmerland mehr
Finanzmittel zur Verflgung standen, um Steuer-
fahndung und Betriebsprifung zu intensivieren,
wirden fir die erzielten Steuermehreinnahmen die
Mittel aus dem Landerfinanzausgleich im fast glei-
chen Umfang gekurzt werden.

Dieses Thema musste tatsachlich einmal bei der
Landerfinanzreform eingebracht werden. In Nord-
rhein-Westfalen gehen wir jetzt ja ein Stiickchen auf
dem Weg und stellen hier endlich mehr Steuerpri-
ferinnen und Steuerpriifer ein.

Ahnlich erginge es einem finanzstarken Geberland,
das seine entsprechenden Mehreinnahmen im
Rahmen des Landerfinanzausgleichs fast vollstan-
dig abfuhren musste.
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Verschérft wird dieses Problem dadurch, dass in
den finanzstérkeren Bundeslandern die mdgliche
Steuerquote bewusst nicht ausgeschopft wird, um
den ansassigen Unternehmen zusétzliche Standort-
vorteile zu verschaffen. So sparen die Unternehmen
Steuern und die Bundesléander Personalausgaben.

Leidtragende dieses Systems — das vor allem das
System von CDU und FDP ist; Sie haben es in den
letzten Jahren auch hier in Nordrhein-Westfalen
praktiziert — sind grof3e Teile der Bevdlkerung, die
auf solide finanzierte Leistungen der offentlichen
Hand angewiesen sind. Diese Menschen brauchen
eine offentliche Daseinsvorsorge, fir die Sie nicht
zur Verfigung stehen.

(Beifall von der LINKEN)

Die Linke hat deshalb zur Foderalismusreform den
Vorschlag unterbreitet, zunachst die falsche Anreiz-
struktur des Landerfinanzausgleichs hinsichtlich der
Personalausstattung zu entschérfen. Diese sieht
vor, dass die Kosten fur die Aufstockung des Per-
sonals in den Landesfinanzverwaltungen auf das
Niveau der bereits ermittelten Personalbedarfspla-
nung im Rechenwerk des Landerfinanzausgleichs
so zu berilcksichtigen sind, dass Lander mit plan-
maRiger Personalausstattung fur ihr Bemihen um
Mehreinnahmen und eine wirksame Durchsetzung
der Steuergesetze nicht benachteiligt werden. Das
ist aber immer noch Realitét.

Um den unsinnigen Steuerwettlauf nach unten dau-
erhaft zu stoppen, halt Die Linke perspektivisch eine
Ubernahme der 16 Landerfinanzverwaltungen durch
den Bund flur geboten. In dieser Forderung sieht
sich die Fraktion nicht zuletzt durch ein Positions-
papier des Bundesfinanzministeriums gestarkt.

Wenn man einmal in diese Richtung vorangehen
wirde, hatte man auch eine Perspektive fir eine
soziale Daseinsvorsorge und kodnnte tatsachlich
gleiche Lebensbedingungen in Deutschland schaf-
fen.

Mit CDU und FDP ist das aber nicht zu machen. Sie
blockieren eine vernlnftige Finanzpolitik in Deutsch-
land, in den Landern und natirlich auch in den
Kommunen. Gerade die Kommunen in Nordrhein-
Westfalen und die Menschen, die in diesen Stadten
und Gemeinden leben, sind diejenigen, die unter
Ilhrer Politik zu leiden haben. — Danke schon.

(Beifall von der LINKEN)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter Sagel. -—— FiUr die Landesregierung
spricht Herr Minister Dr. Walter-Borjans.

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Herr
Prasident! Meine Damen und Herren! Die Diskussi-
on Uber den Landerfinanzausgleich macht einmal
mehr deutlich: Dort, wo CDU und FDP flirchten, von

den Wahlerinnen und Wahlern in die Wiste ge-
schickt zu werden,

(Andreas Krautscheid [CDU]: Kennen Sie
die Zahlen der SPD?)

reilen Sie Graben auf, verlassen Sie jeden Weg
von Solidaritat und scheuen Sie sich auch nicht, den
Stammtisch zu bedienen — nach dem Motto: Es
muss ja nicht stimmen, was ich sage; es muss sich
nur so anhdoren, als ob es stimmen konnte.

(Zurufe von der CDU und von der FDP)
AulRerdem muss es in Wallung bringen.
(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Das gilt im Ubrigen fiir CDU und FDP nicht nur in
Landern, in denen Sie Angst haben, in die Wiste
geschickt zu werden. Das gilt auch in Landern, in
denen Sie immer noch nicht verwunden haben,
dass Sie in die Wiste geschickt worden sind.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Der Landerfinanzausgleich ist ein Thema, das vor
allem von Bayern nach vorne getrieben wird. Man
kann ziemlich genau sagen, seit wann: seit Mitte der
90er-Jahre. Die Antwort, warum das so ist, kann ich
Ihnen auch geben: weil Bayern seit Mitte der 90er-
Jahre Geberland ist und vorher 36 Jahre lang Neh-
merland war.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Uber lange Phasen in diesen 36 Jahren haben —
das muss man deutlich sagen — Kohle und Stahl
von der Ruhr nicht nur physisch das Land im Stden
aufgebaut, sondern auch mit dem Geld, das hier
verdient wurde.

Dass sich die Ministerprasidenten Mappus und
Bouffier sowie ihr bayerischer Kollege Seehofer jetzt
zusammenschlieRen, ist kein Wunder; denn sie
glauben, dass sie den ,Aufreger” gefunden haben,
der an ihren heimischen Stammtischen fir die rich-
tige Wallung sorgt

(Dr. Stefan Berger [CDU]: In welcher Welt
leben Sie denn?)

und es ihnen ermdglicht, dass sie — auch wenn es
gegen die anderen gerichtet ist; auch wenn sie die
anderen schlechtreden — daraus Profite ziehen.

Herr Weisbrich, besonders schlimm finde ich, dass
Sie sich hier — ich weil nicht, warum — zum Erful-
lungsgehilfen dieser Art des Vorgehens machen

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

und sich nicht zu schade sind, von Selbstverstim-
melung zu reden.

Ich muss lhnen einmal einige Zahlen nennen,

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Bitte die richtigen
Zahlen!)
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und zwar zur Steuerkraft von Nordrhein-Westfalen
in der Regierungszeit von Schwarz-Gelb. Diese
Steuerkraft ist im Ubrigen fur den Landerfinanzaus-
gleich ausschlaggebend. Auch wenn weder Herr
Mappus noch Herr Bouffier noch Herr Seehofer
noch Herr Weisbrich es bis jetzt verstanden haben,
geht es nicht darum, welche Ausgaben die Lander
tatigen. Schon gar nicht geht es darum, welche
Qualitdt diese Ausgaben haben; dazu sage ich
gleich noch etwas. Vielmehr geht es um die Ein-
nahmekraft der Lander.

Im Jahr 2005 war diese Einnahmekraft von Nord-
rhein-Westfalen 2,31 % besser als der Bundes-
durchschnitt und lag bei 102,31 %. Im Jahr 2006 lag
sie bei 100,62 %, im Jahr 2007 bei 100,16 %,

(Hans-Willi Koérfges [SPD]: Ruttgers!)

im Jahr 2008 bei 99,77 % und im Jahr 2009 noch
einmal bei 100,26 %.

(Heike Gebhard [SPD] — an CDU und FDP
gewandt —: Lernen Sie die Zahlen auswen-

dig!)

Jetzt ist sie bei 98,5 % angekommen. Finf Jahre
lang — mit einem kleinen Schlenker —, in denen es
standig bergab ging! Das alles ist natlrlich Selbst-
verstimmelung von Rot-Griin mit Entscheidungen,
die jetzt erst anstehen und in den nachsten Jahren
kostenwirksam werden.

Es gibt etwas, das ich an dem Brief der drei Minis-
terprasidenten absolut unchristlich finde.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

Sie lassen nicht nur Solidaritét vermissen nach dem
Motto: ,Solange ich etwas bekomme, ist das in
Ordnung, wenn ich zahlen muss, muss ich das auf
den Prifstand stellen., sondern sie haben auch ei-
ne ganz interessante Vorstellung von Solidaritat.

Es heif3t dort namlich: Sinnvoll und zukunftsweisend
ist ein Ausgleichssystem nur dann, wenn es Anreize
daflr setzt, dass mehr Empfangerlander aus ihrer
Rolle herauskommen und finanziell unabhangiger
von den Leistungen anderer Lander werden.

Das ist zwar ein wichtiger Teil, aber wer sich die
Wirtschaftsstruktur in der Bundesrepublik Deutsch-
land anschaut, weil3 genau: Es gibt Lander und Re-
gionen in Deutschland — Nordrhein-Westfalen ge-
hort brigens nicht dazu! —, die auf Dauer von die-
ser Solidaritat leben missen, weil sie die Chancen,
die etwa Munchen hat und die Minchen aufbauen
konnte, nicht haben. Zu sagen: Wenn ich nicht er-
kennen kann, dass die in nachster Zeit nichts mehr
von mir brauchen, dann bekommen die von mir
auch nichts, ist schon eine seltsame Vorstellung, die
sie von Solidaritat haben.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Unsere Position und Kritik sind auch im Konzert der
gesamten Lander umso glaubwirdiger, als wir Uber

Jahrzehnte ein Geberland waren. Wirden wir so
wie Bayern auftreten, kdnnten wir sagen: Wir brau-
chen in der gegenwartigen Situation sage und
schreibe 48 Jahre lang Nehmerlandqualitat, bis wir
das wiederbekommen haben, was wir in diesen
Landerfinanzausgleich eingezahlt haben.

(Beifall von der SPD)

Wir haben seit Bestehen des Léanderfinanzaus-
gleichs insgesamt 17 Milliarden € eingezahlt. Alleine
seit 1995 haben wir 11,5 Milliarden € eingezahlt.

Es ist auch schon angesprochen worden: Wir haben
von diesen drei Ministerprasidenten nie etwas zum
Umsatzsteuerausgleich gehdrt. Dass wir in der
Summe allein in diesem Jahr 1,8 Milliarden € (ber-
weisen, weil wir ein wirtschaftsstarkes Land sind —
Uber 30 der 100 gréfRten Unternehmen zahlen hier
ihre Umsatzsteuer und haben hier Steuerkraft —, ist
eine Tatsache, die ausgeblendet wird. Das nimmt
man erst einmal. AnschlieBend — auf Stufe zwei —
beschwert man sich.

Mappus bemiiht noch einmal den Stammtisch und
kommt mit dem Spruch: Das alles ist deshalb so,
weil hier zu viel ausgegeben wird. — Herr Weisbrich
gibt die Flanke mit der Selbstverstiimmelung.

Wissen Sie, Herr Weisbrich, eine ,dpa“-Meldung
von gestern enthielt eine Forderung der EU-
Kommission: Die EU-Kommission will die Schulabb-
recherquote senken. In dieser Meldung heil3t es: Ei-
ne hohe Zahl von Schulabbrechern behindere die
wirtschaftliche und soziale Entwicklung Europas —
vor allem in der derzeitigen Wirtschaftskrise. Ware
der Anteil der Schulabbrecher in Europa nur um ei-
nen einzigen Prozentpunkt niedriger, dann gabe es
jedes Jahr fast eine halbe Million zuséatzlicher, quali-
fizierter junger Arbeitnehmer, sagt EU-Bildungskom-
missarin Androulla Vassiliou — Ubrigens eine Grie-
chin!

Dazu kann ich Ihnen nur sagen: Ja, ein Finanzmi-
nister, der, wie die gesamte Regierung, Weitblick
walten lasst, weil3, dass es Ausgaben gibt, die zwar
nicht in den Landerfinanzausgleich gehen, die aber
die Muskulatur dafur starken, demnéchst auf der
Einnahmenseite mitlaufen zu kénnen.

(Beifall von der SPD)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Herr Minister, lhre
Redezeit ist beendet.

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Ich
bin mit meinen Ausfiihrungen auch fertig. — Es ist
deutlich geworden, dass die Politik, die wir heute
Morgen schon im Einzelnen durchdekliniert haben,
die wir zunachst in den Nachtragshaushalt repara-
turmaRig eingesetzt haben und die wir noch in die
nachsten Haushalte einsetzen, Ausgaben bewirkt,
die dazu dienen, den Wirtschafts-, Wissenschafts-
und Familienstandort Nordrhein-Westfalens zu stér-
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ken und damit die Einnahmekraft des Landes zu
verbessern.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Minister. — Flr die CDU-Fraktion hat der Abgeord-
nete Dr. Petersen das Wort.

Dr. Jens Petersen (CDU): Herr Préasident! Liebe
Kolleginnen! Liebe Kollegen! Ihr Antrag heute Vor-
mittag ist ein plumpes Ablenkungsmandéver.

(Beifall von der CDU — Zurufe von der SPD:
Oh! — Hans-Willi Kérfges [SPD]: Das war ein
plumper Beginn Ihrer Rede gerade!)

Sie haben in den letzten Wochen einen schlechten
Lauf. Das argert Sie.

(Beifall von der CDU)

Sie haben einen schlechten Lauf, weil der Finanz-
minister zunachst das Verfassungsgericht provoziert
hat. Dann hat das Verfassungsgericht eine einstwei-
lige Anordnung erlassen. Diese auch offentliche
Klatsche argert Sie jetzt. Jetzt versuchen Sie, hier
ein vollig anderes Thema in den Vordergrund zu
stellen,

(Zuruf von der SPD: Reden Sie zum Thema!)

anstatt Uber die wirklich wesentlichen Sachen zu
sprechen, um die es geht: Es geht namlich darum,
dass lhre Politik der Versprechungen — auch der
leeren Versprechungen — in den kommenden Mona-
ten und Jahren nicht mehr aufrechtzuerhalten sein
wird.

(Beifall von der CDU)

Sie kdnnen namlich in den Monaten eben nicht in
die Landschaft gehen und allen das Blaue vom
Himmel herunterversprechen, sondern Sie mussen
die Entscheidung des Verfassungsgerichts zur
Kenntnis nehmen.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Wir haben doch
noch keine! — Séren Link [SPD]: Kennen Sie
die schon?)

Sie kdénnen sich das alles nicht mehr leisten.

Was machen Sie stattdessen? — Eine billige Kritik
an einem Erfolgsbundesland wie Baden-Wurttem-
berg. Es gibt ja noch andere erfolgreiche Bundes-
lander in Deutschland.

Die wirtschaftliche Prosperitét in diesem Land und
damit auch die Finanzkraft liegen jetzt in lhrer Ver-
antwortung.

Und wenn Herr Walter-Borjans sagt, es gebe Bun-
deslander und Ecken in der Republik, die auf Dauer
Hilfe brauchten, dann ist Bayern das beste Beispiel
dafir, dass Hilfe durchaus eine Hilfe zur Selbsthilfe
sein kann, nicht aber in einem dauerhaften Hand-

aufhalten enden soll, das Sie jetzt offenbar vorha-
ben.

(Beifall von der CDU)

Im Ubrigen ist es offen gestanden sehr unpassend,
wenn der Finanzminister an der Stelle Uber ,un-
christlich spricht. Es gibt zum Beispiel die Formulie-
rung ,Falsches Zeugnis wider seinen Nachsten ab-
legen oder — auf den Punkt — gebracht: Du sollst
nicht ligen! — Das sollte dieser Finanzminister an
dieser Stelle auch beachten.

(Beifall von der CDU)

Die Kollegin Walsken, die diesem Haus gefuhlte
Jahrzehnte angehdrt hat, hat einen Riesenaufstand
gemacht, als in der letzten Legislaturperiode das
Land NRW nur einige Monate lang ein Nehmerland
war. Jetzt ist Nordrhein-Westfalen in einem erhebli-
chen Umfang Nehmerland, und es gibt Uberhaupt
keine Hinweise darauf, dass sich daran etwas an-
dern soll.

Was sagt also Herr Mappus? — Mit Genehmigung
des Prasidenten darf ich zitieren:

.Ich hatte nichts dagegen, wenn NRW oder an-
dere Nehmerlander das Geld in Investitionen fiir
die Zukunft stecken wirden, in neue Jobs oder
in moderne Technologien, ...*

(Minister Ralf Jager: Bildung ist keine Zu-
kunftsinvestition?)

Das ist doch ein exzellenter Satz. Dazu kann man
doch nur sagen: Der Mann hat absolut recht.

(Beifall von der CDU)
Dann sagt er — ich zitiere weiter —:

~otattdessen zieht Ministerprasidentin Kraft als
Wohltaterin durchs Land, will Kindergarten- und
Studiengeblhren abschaffen. Damit verfrih-
stiickt sie unser Geld und verscharft gleichzeitig
die eigene Finanzmisere noch.*

(Serdar Yuksel [SPD]: Sind Sie im Landtag
von Baden-Wirttemberg, oder sind Sie nord-
rhein-westfalischer Abgeordneter?)

Dazu koénnen wir nur sagen: Herr Mappus hat recht.
Die CDU-Landtagsfraktion unterstreicht diese bei-
den Satze hundertprozentig. Was er gesagt hat, ist
absolut richtig.

(Beifall von der CDU)

Deswegen ware es besser, Sie wirden sich Baden-
Wirttemberg als finanzpolitisches Vorbild anschau-
en, Sie wirden es sich anschauen als ein Bundes-
land, das Uber Jahrzehnte eine erfolgreiche Finanz-
politik gemacht hat.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Was haben Sie ei-
gentlich die letzten funf Jahre gemacht? Re-
kordschulden angehauft!)
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Wenn Sie es optisch haben wollen: Die ,Frankfurter
Allgemeine Zeitung® hatte unlangst eine wunderba-
re Darstellung zum Thema ,Landerfinanzausgleich,
auf der zu sehen ist, wer in den letzten anderthalb
Jahrzehnten wie viel gezahlt hat.

(Zuruf von der SPD: Hangen Sie sich das
doch Ubers Bett!)

Eines wird ganz deutlich: Von 1995 bis 2005 hatte
das frihere Geberland Nordrhein-Westfalen seinen
Geberstatus de facto vollstandig aufgebraucht. Wa-
rum? — Weil sich das Land unter Ihrer Verantwor-
tung schlicht und einfach schlechter entwickelt hat
als andere Bundeslander.

(Zurufe von der SPD und von der LINKEN)

Es gibt andere Bundeslander wie Bayern, die seit
1995 kontinuierlich mehr gezahlt haben. Wenn ein
Bundesland wie Bayern jetzt 3,5 Milliarden € ein-
zahlt, dann ist es das berechtigte Interesse eines
jeden Verantwortlichen in der Politik, zu sagen, man
koénnte diese 3,5 Milliarden € auch fir etwas ande-
res ausgeben als beispielsweise fir Wahlgeschen-
ke in Nordrhein-Westfalen.

(Soren Link [SPD]: Haben wir das denn ge-
macht, als wir jahrelang gezahlt haben? —
Weitere Zurufe von der SPD)

Gerade weil Solidaritat keine EinbahnstralRe ist,
kann ich nur sagen: Wir sind sehr gespannt auf Ih-
ren Konsolidierungshaushalt 2011. — Herzlichen
Dank fur lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Dr. Petersen. — Fur die SPD-Fraktion hat der Herr
Abgeordnete Hahnen das Wort.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Unglaubliche Welt!)

Ulrich Hahnen (SPD): Herr Prasident! Meine Da-
men und Herren! Herr Weisbrich hat uns in seinem
Wortbeitrag soeben gesagt: Was du nicht willst, das
man dir tu, das fug auch keinem andern zu. — Herr
Weisbrich, Herr Dr. Petersen, warum haben Sie uns
denn lhre Reden angetan? Warum haben Sie uns
diese Diffamierungsorgie angetan?

(Beifall von der SPD)

Im Prinzip kdnnte es uns ja egal sein, wenn Herr
Mappus sein Schwétzle im L&ndle von sich gibt.
Das ist angesichts des bevorstehenden Wabhlter-
mins und der Angst, dass er nicht wiedergewahlt
wird, sicherlich nachvollziehbar. Nur, ich sage
Ihnen: Er soll seinen Wahlkampf bitte in Baden-
Wirttemberg mit baden-wurttembergischen The-
men fuhren und nicht NRW diffamieren.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Wenn er das macht, meine Damen und Herren,
dann soll er wenigstens bei den Tatsachen blei-
ben. Tatsache ist, dass der Landerfinanzausgleich
Uberhaupt nichts mit Ausgaben zu tun hat. Viel-
mehr gibt es ein zweigestuftes Verfahren, in dem
es um die Umsatzsteuer und dann in der zweiten
Stufe um den Rest des Landerfinanzausgleichs
geht. Herr Weisbrich, Herr Dr. Petersen, Sie sollten
das einmal lernen. Dass Herr Mappus das nicht
weil3 — der weil3 so vieles nicht —, na gut. Aber Sie
geben doch vor, Finanzpolitiker in NRW zu sein.
Dann sollten Sie sich auch mit der Systematik des
Landerfinanzausgleichs beschéftigen und darstel-
len, wie sie tatsachlich aussieht.

Ich frage Sie: Wann ist Nordrhein-Westfalen zum
Nehmerland geworden? Das ist doch nicht in der
Zeit der SPD-Verantwortung passiert, sondern als
CDU und FDP die Mehrheit im Landtag hatten.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Noch eins, meine Damen und Herren: Immerhin
hat Nordrhein-Westfalen, wenn man seit 1995
rechnet — das ist der Zeitpunkt, zu dem die neuen
Bundeslander in den Finanzausgleich einbezogen
worden sind — rund 20 % des gesamten Aus-
gleichsvolumens — Umsatzsteuerausgleich, Lan-
derfinanzausgleich — gezahlt, namlich 47,1 Milliar-
den €. Zu der Zeit haben auch die Kollegen in
Bayern noch kraftig die Hande aufgehalten und
kassiert. Da hat sich niemand beschwert.

(Vorsitz: Vizeprasidentin Carina Godecke)

Sowohl hier im Haus als auch im Bundestag, im
Bundesrat und unter allen Parteien bestand bisher
politisches Einvernehmen dartber, dass Solidaritat
festgeschrieben ist. Das, was Sie heute bringen,
was Herr Mappus lhnen als Vorlage fur Nordrhein-
Westfalen versucht hat zu liefern, ist ein Abschied
von dem Thema ,Solidaritat“. Dies ist mit Sicher-
heit nicht der Zeitpunkt, zu dem Sie mit lhren Aus-
fuhrungen irgendwelche Glanzleistungen voll-
bracht haben.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Es ist ein falsches Signal fur die Zukunft, meine
Damen und Herren, wenn Herr Mappus meint, er
musste sich mit 4,5 Milliarden € beim Energiekon-
zern EnBW einkaufen und gleichzeitig bemékeln,
dass in Nordrhein-Westfalen Vorsorge fur die Ju-
gend, fur die Zukunft getroffen wird. Ich sage
Ihnen: NRW geht den besseren Weg.

(Christian Mobius [CDU]: Schulden machen!)

Ich bin stolz darauf, dass die Landesregierung und
die sie tragenden Fraktionen diesen Weg der Vor-
sorge gehen.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Frau Freimuth, wenn Sie darauf hinweisen, dass
die Politik in Nordrhein-Westfalen wirtschaftsfeind-
lich ist, dann lassen Sie mich auch Ihnen sagen:
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Das, was Herr Mappus in Baden-Wirttemberg
macht, namlich Firmen gegenuber zu betonen,
dass sie in Baden-Wirttemberg etwas weniger
Steuerpriifer sehen werden als in anderen Bun-
deslandern, ist der falsche Weg. Das ist nur ein
Beispiel, bei dem Solidaritdt und wirtschaftliche
Vernunft eine Rolle spielen.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Mit anderen Worten: Hier wird bewusst verschwie-
gen, dass es zwei Stufen des Landerfinanzaus-
gleichs gibt; die eine betrifft die Umsatzsteuer. Es
wird bewusst verschwiegen, dass die Ausgabensei-
te Uberhaupt keine Rolle spielt.

In Analogie zu ,Stuttgart 21 sage ich: Herr Mappus
wird in die Réhre gucken. Und Sie, meine Damen
und Herren von CDU und FDP, werden noch lange
in die Réhre gucken.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Vizeprasidentin Carina Godecke: Vielen Dank,
Herr Kollege Hahnen. — Fur die FDP-Fraktion hat
Herr Kollege Dr. Orth das Wort.

Dr. Robert Orth (FDP): Sehr geehrte Frau Préasi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn von
meinen Vorrednern vonseiten der momentan regie-
renden Fraktionen von billigem Populismus gespro-
chen wird, muss man sich doch auch fragen: Was
ist das heute flr eine Debatte? Warum flhren wir
diese Debatte hier? Bisher haben Sie in lhren Wort-
beitragen nur mit dem Finger auf Siddeutschland
gezeigt, ohne zu sagen, wie Sie sich eigentlich die
Zukunft des Landerfinanzausgleichs vorstellen.

Wir von der FDP sind der Ansicht, dass der Lander-
finanzausgleich reformbedurftig ist. Ich hatte mich
gefreut, wenn Sie die Debatte, die aus Suddeutsch-
land angezettelt wurde,

(Zuruf von der SPD: Angezettelt ist gut!)

dazu benutzt hatten, heute einmal darzustellen, wie
es in lhren Augen in den nachsten Jahren weiterge-
hen soll. Es ist doch klar, dass wir ein System, in
das wir irgendwann die neuen Bundeslander aufge-
nommen haben — dort haben sich die Verhaltnisse
inzwischen geéandert —, nicht bis zum Sankt-
Nimmerleins-Tag unverandert fortfilhren kdnnen.

(Zuruf von der SPD: Bluhende Landschaf-
ten!)

Wir miUssen uns vielmehr Gedanken Uber eine ste-
tige Verbesserung machen. Das ist aber anschei-
nend nicht lhre Politik. Sie lassen alles, wie es ist.
Das finde ich sehr schade, meine Damen und Her-
ren.

Wir haben vor allen Dingen auch die Schulden-
bremse im Blick. 2020 mussen wir auch mit dem
Landerfinanzausgleich anders umgehen. Wir wollen

Anreize fur Lander setzen, sich entsprechend posi-
tiv aufzustellen. Wir wollen zum Beispiel, dass es
bei den Steuersatzen Zuschlagsrechte geben soll.
Da kann sich Herr Sagel freuen, der unbedingt sehr
viele Steuern haben will. Dann kann er im Parla-
ment dariber streiten, dass wir hdhere Steuersatze
haben als vielleicht in Siiddeutschland. Ich bin zwar
der Meinung, wir sollten den umgekehrten Weg ge-
hen; aber wir sollten als Lander die Mdglichkeit da-
zu haben. Dazu hétte ich auch von Ihnen gerne et-
was gehort.

Ich finde es auch erstaunlich, wenn Sie letztlich im-
mer wieder eine Diffamierungspolitik zu mehr
Wachstum betreiben. Sie bekennen sich doch ge-
rade nicht dazu, dass Nordrhein-Westfalen ein In-
dustriestandort ist und wir den Léanderfinanzaus-
gleich auch in unserem Sinne positiv gestalten kon-
nen, indem wir hier auf Wachstumspolitik setzen
und nicht gegen jedes neue Rohrchen, das in die
Erde gebuddelt wird, gegen jeden neuen Schorn-
stein, der gebaut wird, zu Felde ziehen. Das ist die
falsche Politik, die uns langfristig schaden wird.

(Soren Link [SPD]: An wem ist das denn ge-
scheitert? Doch nicht an uns! Sie haben den
Murks doch gemacht!)

— Wir haben keinen Murks gemacht. Das sehe ich
Uberhaupt nicht so. Selbst wenn ich Ihnen jetzt recht
geben wirde, missen Sie sich doch fragen: Wohin
wollen Sie eigentlich? Die Antwort sind Sie heute
schuldig geblieben. Sie haben den Tagesordnungs-
punkt beantragt. Ich hatte erwartet, von Ihnen zu
horen, wie Sie sich die Fortentwicklung des Lander-
finanzausgleichs vorstellen. Aber da hat Rot-Griin
nichts zu bieten. Das ist die Botschaft des heutigen
Tages.

Wenn Sie, Herr Sagel, hier immer nur Wahlkampf-
reden halten, ist das ja wunderschon.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Wahlkampf? — Ihre
Unfahigkeit!)

Dabei betonen Sie immer wieder irgendwelche Arti-
kel aus der Verfassung. Man hat den Eindruck,
dass jeder einzelne Tagesordnungspunkt von der
Linken dazu genutzt wird, einmal die Verfassung zu
zitieren, um hinterher sagen zu kénnen: Ich kenne
sie, und deswegen bin ich verfassungstreu. — Das
ist doch eine sehr mehrwirdige Debattenkultur, die
Sie hier pflegen, Herr Sagel. Ich fande es schon,
wenn Sie sich auch einmal mit echten Themen aus-
einandersetzen wirden, statt immer wieder diese
platten Reden zu halten.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Sie schwadronieren
doch nur!)

—Ich schwadroniere gar nicht, sondern ich habe
hier konkrete Vorschlage gemacht.

Ich wirde mich freuen, wenn wir in Zukunft Gber
diese Themen, namlich Uber die Fortentwicklung
des Léanderfinanzausgleichs, tUber Reformansatze,
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Anreize zu Wachstum und ein eigenes Heberecht
reden wirden. Das ware etwas im Sinne aller Bun-
desléander und nicht nur eine bléde Debatte Uber die
Frage ,Du nimmt mir etwas weg; ich will dir nichts
geben*. Das halte ich flr zu kurz gegriffen. — Herzli-
chen Dank.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Vizeprésidentin Carina Gddecke: Vielen Dank,
Herr Kollege Orth. — Fir die Fraktion Bundnis
90/Die Griinen hat Herr Kollege Priggen das Wort.

Reiner Priggen (GRUNE): Frau Prasidentin! Liebe
Kolleginnen, liebe Kollegen! Herr Dr. Petersen, Sie
haben vorhin gesagt, das sei billige Kritik an einem
Erfolgsbundesland. Darum geht es Giberhaupt nicht.
Das ist eine Kritk an Mappus, dem Noch-
Ministerprasidenten. Wir kritisieren nicht Baden-
Wirttemberg. Wir winschen dem Land, dass es am
27. Mérz die Regierung bekommt, die es verdient.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Ich will die Nummer nicht so populistisch weiterma-
chen wie Sie. Ich konnte jetzt auch sagen, Nord-
rhein-Westfalen muss beim spezifischen Landerfi-
nanzausgleich zahlen, seitdem Sie an der Regie-
rung waren, auch 2010 noch. Das waére billig, ob-
wohl es in der Sache richtig ist. Aber ich wirde gar
nicht sagen, dass es lhre Verantwortung ist, son-
dern es ist eine Folge des langfristigen Struktur-
wandels, den wir in diesem Land nun einmal haben
und den wir zu verkraften haben. Wer genau guckt,
welche Landesteile die Probleme haben, der weil3,
dass der Strukturwandel im Ruhrgebiet offensicht-
lich Jahrzehnte braucht — infolge des Rickbaus der
Kohle mit Uber 600.000 Arbeitsplatzen im Bergbau
direkt, einer Million insgesamt — und langer dauert.
Das gilt auch im bergischen Stadtedreieck. Das sind
die beiden schwierigen Bereiche, an denen wir ar-
beiten mussen. Das ware die niichterne Betrach-
tung und Beschreibung der Aufgabe.

Ich konnte genauso sagen, wenn Baden-
Woirttemberg sich beschwert: Das Geld, das in
»Stuttgart 21“ sinnlos unter der Erde vergraben wer-
den soll, fehlt uns in KdIn-Deutz, fehlt uns in Dort-
mund, fehlt uns an den Bahnknotenpunkten, fehlt
uns fur die Betuwelijn,

(Beifall von Sigrid Beer [GRUNE)

fehlt uns fur die schnelle Verbindung zwischen
Dortmund und Ké&ln — Uberall. Dort liegt der Fehler.

(Beifall von den GRUNEN, von der SPD und
von der LINKEN)

Herr Weisbrich, zu Ihrem Beispiel eben: Alte und
Lahme auf den Karren, und Selbstverletzung sei
unzuléassig, um auf den Karren zu kommen. — Den
grofiten Akt der Selbstverstimmelung, den ich er-
lebt habe, seitdem ich hier im Parlament bin, ist Ihr

Wachstumsbeschleunigungsgesetz von  Anfang
letzten Jahres.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

So etwas flr Hoteliers und Erben zu machen, zulas-
ten von Nordrhein-Westfalen mit 880 Millionen € pro
Jahr,

(Zurufe von der FDP: Och!)
das ist dreimal so viel wie die Studiengebihren.
(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Herr Kollege Weisbrich, das ist die Wahrheit: dreimal
so viel wie eine Befreiung der Studentinnen und Stu-
denten und ihrer Familien von Studiengebihren — in
einem Jahr und ohne Ihren Widerstand!

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Wir haben nichts davon gehabt; wir haben gezahit.
So etwas habe ich noch nicht erlebt. Da sind bei
Ihnen alle Schranken gefallen, und Sie sind dem
Steuersenkungsdelirium, das die FDP auf Bundes-
ebene immer propagiert hat, hinterhergelaufen und
haben diesen langfristigen Kollateralschaden flr
das Land zugelassen. Insofern sind Sie an der Stel-
le verantwortlich.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Ich kann verstehen, was Sie an der Sache stort. Es
gibt einen Paradigmenwechsel. Bei lhnen galt bis
dato: ,Privat vor Staat” und Steuersenkungen. Das
war das Credo Ihrer Politik. Und an der Stelle gibt
es einen Paradigmenwechsel. Sie kdnnen uns beim
Haushalt in allen Einzelheiten kritisieren — das wer-
den Sie ja tun —, aber wir werden an der Stelle das
Land etwas sozialer machen, indem wir ein Stiick
weit — wir werden es nicht im Ganzen schaffen; das
ist eine Aufgabe flr eine lange Strecke — daran ar-
beiten, dass Bildung und Ausbildung von Kindern
nicht mehr davon abhéngig ist, ob die Kinder zu
Hause gut oder besser verdienende Eltern haben,

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

sondern dass Kinder diese Chance unabhangig
vom Einkommen bekommen.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Dass das fir uns eine hohere Prioritat hat als Hote-
liers, als Erben und als Steuererleichterungen, das
ist der grundsatzliche Unterschied. Da koénnen Sie
uns im Einzelnen kritisieren, aber ich glaube, den
Weg werden wir in aller Sachlichkeit weitergehen.

Frau Kollegin Freimuth, Sie haben nett angefangen,
aber dann kamen die Plattitiden bezuglich der In-
dustriefeindlichkeit. Ich will nur auf zwei Dinge ein-
gehen.

Industriefeindlichkeit bei Kraftwerken: Es sind sechs
Kohleblécke im Bau. Das mag mir im Einzelnen
nicht passen, aber sie sind im Bau. Ein siebter
Block ist vor Gericht gescheitert, wahrend Sie gear-
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beitet haben, wahrend Sie die Planungen nicht kor-
rekt gemacht haben. Er ist umstritten — das will ich
gar nicht bestreiten —, aber er ist vor Gericht ge-
scheitert, ohne dass die SPD oder die Grlinen in
den Landtagsfraktionen in ihrer Zeit irgendetwas da-
ran getan hatten. Hatten Sie sauber gearbeitet,
kénnten Sie jetzt nicht jammern. — Das ist nur ein
Punkt.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Aber ich will auch nach vorne weisen. Wir sind im
Moment dabei, Planungen im Land fur sechs grof3e
Gaskraftwerksblocke in Kraft-Wé&rme-Kopplung- und
GuD-Bauweise zu unterstiitzen, sechs Kraftwerke
mit Gber 3.000 MW Leistung. Wir werden alles tun,
damit diese Anlagen, die man aufgrund ihrer flexib-
len Fahrweise in Ergéanzung zu erneuerbaren Ener-
gien wirklich braucht, mdglichst schnell umgesetzt
werden kénnen. Das sind Industrieprojekte, die nut-
zen und die auch im Einklang mit Klimaschutzzielen
sind. Von daher kdnnen wir uns nur winschen,
dass sie schnell kommen.

Letzter Punkt: Investition in Infrastruktur wirde ab-
gelehnt. — Wir waren froh, wenn wir das Geld, das
wir zum Stral3enunterhalt brauchen, hatten. Die
Frage, wie weit noch Neubauten méglich sind, mag
man im Einzelfall stellen, ist aber tUberhaupt nicht
der Punkt. Wir haben schon nicht das Geld, um den
Unterhalt nach diesen Winterschaden verninftig
hinzubekommen. Auch da brauchten wir Ihre Soli-
daritat in Richtung Bund.

(Zuruf von der CDU))

Und Sie schlagen sich leichtfertig auf die Seite von
Mappus, statt die Interessen des Landes zu vertre-
ten. Dass man sich daruber beschwert, weil das ein
Foulspiel gegen Landesinteressen ist, das missen
Sie sich gefallen lassen. — Danke schon.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Vizeprasidentin Carina Godecke: Vielen Dank,
Herr Kollege Priggen. — Fir die Fraktion Die Linke
hat Herr Kollege Aggelidis das Wort.

Michael Aggelidis (LINKE): Frau Prasidentin! Sehr
verehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich erlaube mir, an dieser Stelle noch
einmal Herrn Mappus zu zitieren, der in der ,\WAZ"
sagt:

.otattdessen zieht Ministerprasidentin Kraft als
Wohltaterin durchs Land, will Kindergarten- und
Studiengebiihren abschaffen. Damit verfrih-
stiickt sie unser Geld.”

Dieses Zitat muss man sich einmal auf der Zunge
zergehen lassen. Das sollten Sie den Studentinnen
und Studenten, das sollten Sie den Eltern sagen,
die betroffen sind, liebe Kolleginnen und Kollegen.
Ich halte das fir einen Skandal.

(Beifall von der LINKEN)

Fir fast noch skandaltser halte ich, dass sich Kol-
lege Petersen hier hinstellt und sagt, das wirde die
CDU-Landtagsfraktion auch noch unterschreiben.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist eigentlich
ein doppelter Skandal.

Natirlich bin ich auch politisch absolut nicht mit dem
einverstanden, was Herr Mappus sagt.

(Zuruf von der CDU))

Vielmehr kommt es darauf an, dass die Regierung
von SPD und Griinen in Nordrhein-Westfalen den
beginnenden Kurswechsel festhalt und ausbaut —
gegen das Dogma der Entschuldung um jeden
Preis, fur unerléassliche Zukunftsinvestitionen, Orien-
tierung an den Interessen der Lohnabhangigen, der
Erwerbslosen und der lernenden Jugend. Wir wis-
sen doch alle: Ein Kaputtsparen der offentlichen
Haushalte ist kontraproduktiv.

(Beifall von der LINKEN)

Schauen Sie sich doch die Schlaglécher an, die
nicht repariert werden, die Gebuhren, die die Kom-
munen gezwungen sind zu erhdhen. So geht es
nicht weiter.

Ich werde es an dieser Stelle wie eine tibetanische
Gebetsmihle wiederholen: Konsolidierung ist der
falsche Weg, solange wir in diesem Land keine
Steuergerechtigkeit haben. — Danke.

(Beifall von der LINKEN)

Vizeprasidentin Carina Gddecke: Vielen Dank,
Herr Kollege Aggelidis. — Fur die Landesregierung
hat jetzt der Herr Finanzminister das Wort.

(Zurufe — Rudiger Sagel [LINKE]: Ball flach
halten da driiben!)

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Frau
Prasidentin! Meine Damen und Herren! Ich will die
sehr sachlichen Tone von Reiner Priggen zu der
Frage des Strukturwandels, was das an Belastun-
gen gebracht hat und wie wir in der Zukunft damit
umgehen mussen, noch ein Stlick weiter drehen. Es
geht auch darum: Was machen wir mit der Situati-
on, die wir jetzt haben, in den nachsten Jahren und
Jahrzehnten?

Wenn man sich dieses Land einmal ansieht — ich
muss erst einmal mein Handy ausschalten —

(Zuruf von der CDU — Karl Schultheis [SPD]:
Das war Herr Mappus, der wollte sich ent-
schuldigen!)

— mag sein; ich hatte es mal probieren sollen —,
(Heiterkeit)

dann hat das eine ganze Reihe von interessanten,
aber auch erschwerenden Besonderheiten. Nord-
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rhein-Westfalen ist genau genommen, wenn man es
sich zusammen mit den anderen Landern ansieht,
ein riesiger Stadtstaat. Wir haben einen enorm ho-
hen Anteil von Stadtbevdlkerung, und wir haben aus
diesem Grund in bestimmten Dingen, was Sozial-
strukturen angeht, Herausforderungen vor der Brust
wie die Stadtstaaten. Wir haben auf der anderen
Seite aber auch Chancen der Mischung.

Jetzt muss man sich das einmal anschauen: Wir
stehen an einer Wegscheide. Wenn es uns gelingt,
die Bevdlkerungsstruktur, die wir haben — auch mit
Migrationshintergrund, mit den unterschiedlichen
Kulturen, die dahinter stehen —, zu mobilisieren,
dann kann dieses Land in der Zukunft im Wettbe-
werb als Spitzenstandort nicht nur in Europa, son-
dern in der Welt eine grof3e Rolle spielen.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Wenn uns das nicht gelingt, dann ist das ein enor-
mer, riesiger sozialer Sprengsatz. Es ist genau die
Frage, wofur wir uns entscheiden. Wenn es die
Probleme im sozialen Bereich gibt, dann sind in den
groRen Stadten auch viele kreative, moderne Un-
ternehmen, die auf Fachkréfte angewiesen sind,
nicht mehr interessiert, dort ihren Standort zu neh-
men. Umgekehrt: Wenn Menschen gebildet, ausge-
bildet werden, dann ist es auch spannend fir Unter-
nehmen, genau dorthin zu gehen. Deswegen ist es
enorm wichtig, dass man an der Stelle investiert und
die Grundlage dafir legt, in der Zukunft auch Ein-
nahmekraft zu haben.

Wenn ich eine kleine Anmerkung noch machen
darf — das wird manchmal auch vergessen —: Hessen
hat in seinem Haushalt einen groReren Kreditfinan-
zierungsanteil als Nordrhein-Westfalen, und Hessen
ist ein ziemlich starkes Geberland. Das durfte nach
der Rechnung, die Sie aufstellen, Uberhaupt nicht
moglich sein.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Mehr will ich dazu nicht sagen. Ich glaube, wir soll-
ten uns das gemeinsam anschauen. Denn da liegt
die Chance des Landes, und das hat auch etwas
mit der Ausgabenseite zu tun.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Vizeprasidentin Carina Godecke: Vielen Dank,
Herr Finanzminister. — Fir die SPD-Fraktion hat
jetzt Herr Kollege Korfges das Wort.

Hans-Willi Kérfges (SPD): Frau Prasidentin! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Ich will zunéchst eine
Frage, die Herr Dr. Orth hier eben gestellt hat, fir
die sozialdemokratische Landtagsfraktion — ich den-
ke, aber auch fir den Koalitionspartner, und die
Landesregierung kdnnte sich da sicherlich auch gut
anschlieBen — beantworten: Warum haben wir die
Aktuelle Stunde beantragt? Wie ist unsere Haltung
zum Bund-Lé&nder-Finanzausgleich?

Wir — ich denke, das zeichnet uns in Nordrhein-
Westfalen aus — reden nicht nur Uber Solidaritat,
sondern wir verstehen etwas davon, Uben die aus,
wenn wir gefordert sind, und bekennen uns deshalb
zum System des Bund-Lander-Finanzausgleichs,
obwohl wir Uber Jahrzehnte da tiuchtig eingezahlt
haben und anderen geholfen haben, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Daruber hinaus wollen wir nicht zulassen, dass Drit-
te unser Land schlechtreden, sich in dem Augen-
blick, wenn es unter Wahlkampfaspekten opportun
ist, von Solidaritéat verabschieden und auf diese Art
gleichsam die Axt an den féderalen Staatsaufbau in
unserem Land legen.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Ich ziehe jetzt nur einmal ein Fazit aus der Debatte.
Denn unbestritten ist die Entwicklung gerade in den
studdeutschen Flachenlandern tber Jahrzehnte auf
Grundlage des Bund-Lander-Finanzausgleichs mit
Geld aus Nordrhein-Westfalen betrieben worden.

Darliber hinaus hat Herr Mappus das System — er
tut im Augenblick so, als hétte er es nicht verstan-
den — ganz gut verstanden und betreibt ganz be-
wusst aufgrund seiner relativ schlechten Perfor-
mance im Augenblick in Baden-Wrttemberg gegen
Nordrhein-Westfalen Wahlkampf und unterschlagt
dabei auf eine Art und Weise, die sicherlich von den
Finanzpolitikerinnen und Finanzpolitikern auch der
Union und der FDP hatte kritisiert werden muissen,
die Systematik des Bund-Lander-Finanzausgleichs.

Es findet ein Ausgleich nach Steuerfinanzkraft statt.
Alles andere, was Sie da machen, bedeutet, dass
Sie sich selber in unseren Mdéglichkeiten, in unseren
Rechten als Bundesland beschneiden wollen. Das
ist ein grobes Missverstandnis und grober Unver-
stand bezogen auf das, was unser fdderales
Staatssystem ausmacht, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall von der SPD)

Wir kdnnen, wollen und werden uns nicht vorschrei-
ben lassen, wie wir das Geld in unserem Landes-
haushalt ausgeben, erst recht nicht von denen, die
mit ihrer ,Privat vor Staat“-Politik krachend auf die
Nase gefallen sind und uns in eine Situation ge-
bracht haben, nach der wir zum ersten Mal real am
Ende eines Jahres zum Zahler werden. Das geht
doch auf lhr Konto, liebe Kolleginnen und Kollegen
von Schwarz-Gelb. Das schlagt dann tatséchlich
dem Fass den Boden aus:

(Beifall von der SPD)

Sie wirtschaften erst unser Land runter und reden
Nordrhein-Westfalen dann noch schlecht.

Meine Damen und Herren, jetzt missen wir uns
einmal anschauen, wer zu diesem Bund-L&ander-
Finanzausgleich in der Vergangenheit etwas gesagt
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hat. Es ist eben von Herrn Romer, meinem Frakti-
onsvorsitzenden, deutlich darauf hingewiesen wor-
den, dass selbst der ehemalige bayerische Minis-
terprasident Stoiber ganz gut mit diesem System
leben konnte und das an der entsprechenden Stelle
gelobt hat, was zitiert worden ist von Ministerprasi-
dentinnen und Ministerprasidenten aus den neuen
Bundeslandern, und dass das auf einmal, wo es mit
den Schwarzen und den Gelben in den siiddeut-
schen Flachenléndern nicht so gut aussieht, jetzt
alles nicht mehr gelten soll. Meine Damen und Her-
ren, das ist wirklich aus meiner Sicht empdrend.

Wenn dann hier behauptet wird von einem Redner
im nordrhein-westfélischen Landtag, wir wirden das
Geld aus Suddeutschland — ich glaube, wortlich hat
das der Kollege Dr. Orth gesagt — ,verfriihstiicken®,
indem wir Kindertagesstatten verbessern, indem wir
Chancengleichheit schaffen und indem wir Studien-
gebihren abschaffen, dann zeigt das, dass Sie zwei
Dinge nicht begriffen haben.

Erstens haben Sie nicht begriffen, lieber Kollege
Orth, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass Sie mit
Ihrem Politikmodell gescheitert sind.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Zweitens haben Sie ganz offensichtlich vor, und
zwar ohne jeden sachlichen Hintergrund, hier pau-
schal alternative Politikansatze zu diskreditieren.
Sie haben ganz offensichtlich Angst davor, dass
Pravention und Vorsorge zu nachhaltigeren fiskali-
schen Ergebnissen filhren als der Murks, den Sie
hier angerichtet haben, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Wir investieren in die Zukunft unseres Landes, in-
dem wir in die Kdpfe und die Lebenschancen unse-
rer Kinder und jungen Menschen investieren.

(Zuruf von der CDU: Schulden machen! —
Gegenruf von Rudiger Sagel [LINKE]: Wer
hat die Schulden gemacht?)

Weil Sie das nicht verstanden haben, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von CDU und FDP, sind Sie
abgewdahlt worden. Und ich sage eines: das zu
Recht.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Vizeprasidentin Carina Godecke: Vielen Dank,
Herr Kollege Koérfges. — Fur die CDU-Fraktion hat
der Kollege Weisbrich noch einmal das Wort.

Christian Weisbrich (CDU): Schonen Dank. —
Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Koérfges, beim Landerfinanzausgleich sagt ja
niemand, dass er nicht in Solidaritét sein soll. Ich
habe das vorhin schon einmal erwahnt. Ich will
Ihnen einmal das Beispiel Hessen nennen. Hessen
hat von 1999 bis jetzt 16 Milliarden € neue Schulden

aufnehmen mussen. Hessen ist ja ein viel kleineres
Land als Nordrhein-Westfalen. Aber Hessen hat im
gleichen Zeitraum 27 Milliarden € in den Landerfi-
nanzausgleich eingezahlt, ohne Verrechnungen bei
der Umsatzsteuer, direkt.

(Zuruf von Ministerprasidentin Hannelore
Kraft)

Das ist ein Problem. Deswegen habe ich vorhin ge-
sagt: Finanzausgleich muss sein. Solidaritat muss
sein. Aber es kann nicht sein, dass diejenigen, die
schwach auf der Brust sind, sich Dinge leisten, die
sich diejenigen, die bezahlen, nicht leisten kénnen.
Das ist ein Problem, das irgendwann einmal mit
Strunk und Stiel geklart werden muss.

Niemand will in die Politikansatze anderer Lander
reinreden.

(Hans-Willi Kérfges [SPD]: Doch! — Weitere
Zurufe von der SPD)

— Nein, nein, nein. Niemand will das tun. — Wenn sie
einen vorbeugenden Sozialstaat haben wollen,
wenn sie Pravention machen wollen, dann wird
ihnen doch niemand von auf3en sagen ,Das darfst
du nicht tun®, wenn ansonsten die Finanzen in Ord-
nung sind. Sie missen das, was sie wollen, einspa-
ren.

(Zurufe von Thomas Eiskirch und Hans-Willi
Korfges [SPD])

Sie mussen im Haushalt umschichten. Sie kénnen
das nicht auf anderer Leut's Kosten machen.

Wenn Sie, Herr Kollege Korfges, den praventiven
Sozialstaat haben wollen, dann ist das keine Frage
des Landerfinanzausgleichs, sondern am Ende ist
das eine Frage der Verfassung unseres Landes. Sie
kénnen das nicht so finanzieren, als seien das harte
Investitionen. Das verbietet das Grundgesetz, das
verbietet die Verfassung. Dartiber missen Sie sich
im Klaren sein.

Wenn Sie einen solchen Ansatz fahren wollen, dann
bringen Sie den Haushalt in Ordnung, schichten Sie
um, sparen Sie anderer Stelle ein! Und dann sagen
Sie den Leuten auch, wo Sie diese Einsparungen
machen wollen. Tun Sie nicht so, als kénnten Sie
alles finanzieren, allen alles versprechen. Sie wer-
den dann am Ende nichts halten. Ich gebe Ihnen
Brief und Siegel: Die anderen Bundeslander werden
sich das auf Dauer nicht gefallen lassen. Sie wollen
nicht im Einzelnen reinreden, aber sie wollen, dass
das Geld, das hierher flie3t, dann auch werbend
angelegt wird, damit die Wirtschaftskraft gestarkt
wird.

Sie haben gesagt, wir hatten die Wirtschaft des
Landes Nordrhein-Westfalens ruiniert. Entschuldi-
gung, Herr Korfges, ich habe die Zahlen neulich
schon einmal gesagt: Als wir seinerzeit 1966 die
Regierung abgegeben hatten, hatte Nordrhein-
Westfalen 29 % Anteil am Bruttosozialprodukt der
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Bundesrepublik. Als wir von lhnen Ubernommen
haben, da waren es noch kimmerliche 22 %. In
dieser Zeit ist das passiert. Das kann man nicht in
funf Jahren aufholen. Wir sind auf einem guten Weg
gewesen. Sie machen jetzt wieder alles kaputt.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Vizeprésidentin Carina Gddecke: Vielen Dank,
Herr Kollege Weisbrich. — Weitere Wortmeldungen,
liebe Kolleginnen und Kollegen, liegen nicht vor, so-
dass ich die Debatte zur Aktuellen Stunde schlie-
Re.

Bevor ich aber den Tagesordnungspunkt schlief3e,
hat der Kollege Dr. Orth darum gebeten, nach § 29
unserer Geschéftsordnung eine personliche Bemer-
kung machen zu dirfen. Herr Kollege Orth, Sie ha-
ben das Wort.

Dr. Robert Orth (FDP): Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehr-
ter Herr Korfges, Sie haben eben behauptet, ich
hatte im Zusammenhang mit dem Landerfinanzaus-
gleich zu Kindergartenbeitrdgen und zu Beitrdgen
beim Studium gesprochen. Ich habe beide Worte
nicht einmal in den Mund genommen. Ich mdchte
klarstellen, damit hier nicht ein falscher Zungen-
schlag reinkommt: Sie haben mir etwas unterstellt,
was ich so nie gesagt habe. Ich habe nur zur Zu-
kunft des Landerfinanzausgleichs gesprochen. Das
hatte ich mir bei lhnen auch gewinscht. — Herzli-
chen Dank.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Vizeprasidentin Carina Gddecke: Danke schon,
Herr Kollege Orth. — Damit ich schlieRe ich den Ta-
gesordnungspunkt 1 und rufe auf:

2 Rot-Griine Haushaltspolitik versinkt im Chaos

Antrag
der Fraktion der FDP
Drucksache 15/1198

EntschlieBungsantrag
der Fraktion DIE LINKE
Drucksache 15/1235

Ich eréffne die Beratung. Fur die antragstellende
Fraktion spricht Herr Dr. Papke.

Dr. Gerhard Papke (FDP): Frau Prasidentin! Meine
Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Noch nie hat eine Landesregie-
rung in Nordrhein-Westfalen innerhalb weniger Wo-
chen ein derartiges Chaos in der Haushaltspolitik
angerichtet wie diese rot-griine Landesregierung.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Die Frage, die sich vielen Beobachtern aufdrangt,
lautet: Ist das Unfahigkeit oder dreiste Trickserei?
Ich furchte, beides, meine sehr verehrten Damen
und Herren. Was insbesondere der Finanzminister
in den letzten Wochen Parlament, Verfassungsrich-
tern und Offentlichkeit zugemutet hat, spottet wirk-
lich jeder Beschreibung.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Das geht heute Morgen munter weiter. Ich habe hier
die Presseerklarung des Finanzministers vom heu-
tigen Tage zur Sondersitzung des Haushalts- und
Finanzausschusses in Handen.

(Hans-Willi Koérfges [SPD]: Da wéren Sie
mal besser hingegangen!)

— Ich halte mich an das Papier des Finanzministers.
Darin stellt er — das gibt er jetzt auch offen zu — zu-
nachst einmal fest, dass er personlich am 13. Janu-
ar Uber die neuen Haushaltsdaten informiert worden
sei.

Im Ubrigen, Herr Finanzminister, hat Ihr Haus — das
haben Sie in der letzten Vorlage einrfGumen mis-
sen — bereits am 12. Januar mit den exakten Zahlen
gerechnet. Also, am 13. Januar — das war, meine
Damen und Herren, eine Woche vor der parlamenta-
rischen Debatte Uber diesen Punkt, der Ubrigens als
Regierungsunterrichtung noch von lhnen selber be-
antragt worden ist — kannten Sie also die neuen Zah-
len, Herr Finanzminister! Das wollen wir hier zu-
nachst einmal festhalten.

(Beifall von der FDP und von der CDU — Zu-
ruf von Ministerprasidentin Hannelore Kraft)

—Ich zitiere nur aus der Presseerklarung lhres Fi-
nanzministers, Frau Ministerprasidentin. Ich zitiere
jetzt weiter. Ich kann lhnen auch sagen, aus wel-
chen Punkten.

Zu Punkt 4 sagt der Finanzminister heute in seiner
Erklarung, er habe die aktuellen Zahlen zum Haus-
haltsvollzug fiir — und jetzt héren Sie gut zu, meine
Kolleginnen und Kollegen — eine wichtige Informati-
on im laufenden Verfahren vor dem Verfassungsge-
richt gehalten. Ich kann lhnen sagen, Herr Walter-
Borjans: Wir auch! Aber wenn Sie das — das ist
doch wohl unstreitig — fur eine wichtige Information
gehalten haben: Weshalb haben Sie Parlament,
Verfassungsgericht und Offentlichkeit nicht infor-
miert? Weshalb nicht?

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Sie sagen — ich zitiere weiter aus Punkt 7 —, Sie hét-
ten keine Veranlassung gehabt, die noch nicht ab-
schlielend gepriften Zahlen bei der Unterrichtung
im Landtag vorzutragen. Weiter — das ist wirklich die
Kronung — sagen Sie in Punkt 9, das bedeute nicht,
dass der Finanzminister zu standigen Wasser-
standsmeldungen verpflichtet sei.

(Zuruf von der CDU: Ungeheuerlich!)
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Wissen Sie, Herr Walter-Borjans, vielleicht sind Sie
mit einer solchen Vorgehensweise in der Kélner
Stadtverwaltung durchgekommen. Vor dem Landtag
Nordrhein-Westfalen kommen Sie mit einer solchen
Vertuschungsstrategie nicht durch. Das darf ich
Ihnen in aller Klarheit sagen.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Sie betreiben Haushaltspolitik nach der Devise: tar-
nen, tricksen, tduschen. Das haben Sie von vornhe-
rein auch im Verfahren gegeniber dem VGH so
gemacht. Sie haben das freundliche Angebot des
Verfassungsgerichts, doch bitte freiwillig zu erkla-
ren, dass Sie von der Kreditermé&chtigung bis zur
Entscheidung in der Hauptsache nicht Gebrauch
machen wirden, brisk zuriickgewiesen. Sie haben
doch ganz gezielt bis in die letzten Tage vor dem
Urteil hinein die Offentlichkeit im Unklaren dariiber
gelassen, ob die Krediterméchtigungen von lhnen
bereits gezogen worden sind oder nicht, Herr Fi-
nanzminister. Das ist doch die Realitat. Das weil3
auch jeder, der diesen Vorgang begleitet hat.

Sie wollen mit Ihrer Operation erreichen, dass Rot-
Grin — das war lhr Ziel — die Neuverschuldung noch
in 2010 ohne sachliche Notwendigkeit gewaltsam
nach oben driickt, um sich auf Pump eine schwarze
Kasse fir lhre kiinftige Regierungsarbeit zuzulegen.
Das war die eigentliche Zielsetzung lhres Manévers.

(Beifall von der CDU — Widerspruch von der SPD)

Und Sie wollten die Rechnung fir diese schwarze
Kasse der Vorgangerregierung unterjubeln, Herr Fi-
nanzminister! Das ist doch die Strategie gewesen.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Das haben wir doch am 19. auch noch einmal ge-
hort. Da wird dann von Abschlussbilanz geredet. Sie
kénnen jetzt — vielleicht héren wir das ja gleich wie-
der — lhre Redeversatzstiicke, Ihre Redebausteine,
Herr Kollege Romer, von der Festplatte I6schen.

Ihr Finanzminister war so freundlich ...
(Norbert Rémer [SPD]: Schlussabrechnung!)

—Ja, wie sieht denn die Schlussabrechnung aus?
Schwarz-Gelb hat hervorragend gewirtschaftet!

(Lachen von der SPD und von den GRUNEN —
Beifall von der FDP und von der CDU)

Da sind keine verdeckten Schulden, sondern da
sind Minderausgaben und Mehreinnahmen Ubrig
geblieben, die Ihnen die Mdglichkeit gegeben héat-
ten, die Neuverschuldung nicht zu erhthen, son-
dern abzusenken, Herr Kollege R6mer.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Ihr Kartenhaus ist zusammengebrochen. Sie wollen
unnétige und verfassungswidrige Schulden machen
und sind dabei erwischt worden, Herr Finanzminis-
ter. lhre Autoritat als Finanzminister ist zerstort, und
die politische Botschaft dieser Tage lautet, meine

Damen und Herren: Das Geld der Birger ist bei
dieser Landesregierung nicht in guten Handen.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Das Vertrauen in die Soliditat Ihrer rot-griinen Koali-
tion, Frau Ministerprasidentin, ist griindlich ruiniert.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Und Ihre kommunistischen Compaferos fordern
munter jeden Tag neue Schulden.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Unverschamtheit!
Extremist! — Michael Aggelidis [LINKE]: In
welchem Staat leben Sie eigentlich?)

Die Linkspartei hat angekundigt, wenn das Verfas-
sungsgericht die Schuldenaufnahme verbiete, wer-
de man sich uberlegen, das Verfassungsgericht zu
verklagen.

(Lachen von der FDP)

Auf eine solche Idee, meine Damen und Herren,
muss man erst einmal kommen. Das sind lhre Hel-
fershelfer, Frau Ministerprésidentin. Ich wurde mir
das noch einmal in Ruhe durch den Kopf gehen
lassen.

(Beifall von der FDP und von der CDU —
Ridiger Sagel [LINKE]: Sie haben den
Schuss nicht gehort!)

Herr Walter-Borjans, Sie sollten sich heute ganz
schleunig férmlich

(Die Mikrofonanlage fallt fur einen Moment
aus. — Zurufe: Mikro! Mikro!)

fur ihre Verdunklungsversuche entschuldigen. Das
ist die Chance, deutlich zu machen, dass Sie we-
sentliche Informationen dem Parlament und der Of-
fentlichkeit vorenthalten haben.

Das ist nicht akzeptabel. Wir werden so etwas jetzt
und auch in Zukunft nicht hinnehmen. So geht man
mit dem Parlament, dem Verfassungsgericht und
der Offentlichkeit nicht um. — Ich danke lhnen fur
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Vizeprasidentin Carina Gddecke: Vielen Dank,
Herr Kollege Papke. Entschuldigen Sie bitte, dass
fur einen kurzen Moment das Mikrofon nicht mehr
eingeschaltet war.

(Zuruf von der SPD: Das war auch nicht so
schlimm!)

Das wird auch nicht mehr vorkommen.

Im Hinblick auf einen Zuruf von Herrn Kollegen Sa-
gel mochte ich darauf aufmerksam machen, dass
es auch unparlamentarische Ausdriicke im Rahmen
von Zwischenrufen gibt. Sie haben eben einen ver-
wendet.
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(Rudiger Sagel [LINKE]: Dann sagen Sie bit-
te dem Kollegen aber auch Bescheid, was
er da von sich gibt!)

— Bitte! Sie haben jetzt nicht mit mir zu diskutieren.
Ich weise Sie darauf hin, dass Sie einen unparla-
mentarischen Ausdruck verwendet haben.

(Beifall von der FDP)
Fur die CDU hat der Kollege Weisbrich das Wort.

Christian Weisbrich (CDU): Frau Prasidentin!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Wer die Haushaltspolitik
der Minderheitsregierung seit deren Start verfolgt,
muss mittlerweile an seinem Verstand zweifeln. Aus
angeblich riesigen Haushaltsléchern im Etat der
Vorgéangerregierung sind mittlerweile riesige Uber-
schusspositionen geworden. Das Haushaltschaos,
das die Menschen seit Wochen im Land verwirrt,
hat einen einzigen Grund, meine Damen und Her-
ren: Die Ministerprasidentin, die gefuhlte Siegerin
der Wahlnacht, hat von Anfang an versucht, mit
einmaliger moralischer Uberheblichkeit die Erfolgs-
bilanz der CDU/FDP-Regierung zu diskreditieren
und zu zerstéren.

(Beifall von der CDU und von der FDP — Zu-
rufe von der SPD)

Um dieses Ziel zu erreichen, sollte der Eindruck er-
weckt werden, die Regierung Ruttgers habe in ihrer
Kernkompetenz, ndmlich in der soliden Haushalts-
fuhrung, getauscht, betrogen und vollig versagt.

Der schwache Finanzminister hat Sie dabei willfah-
rig unterstitzt, allerdings ohne das Ende zu beden-
ken; denn plotzlich ist die Schlussbilanz von
Schwarz-Gelb nicht das von der ,Wackelregierung®
volimundig angekiindigte Desaster, sie erweist sich
stattdessen als die Fortsetzung einer Erfolgsge-
schichte.

Mit dem Jahresabschluss und dem Licht des Blitzes
aus Munster fallen die ganzen Vorwirfe von Unter-
finanzierung und Bilanzbetrug in sich zusammen.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Heute zeigt sich, wer wirklich die Falscher waren:
Im Juli 2010 hat der Finanzminister versucht, die
von der Ministerprasidentin angezettelte Verschul-
dungsorgie mit angeblich geschonten Haushalts-
zahlen der Vorgangerregierung zu rechtfertigen. Da
sollte es Steuerausfalle in Hohe von 1,2 Milliarden €
sowie 500 Millionen Zusatzbedarfe der Ministerien
gegeben haben. Da war die Rede von 1.300 Bauru-
inen bei Kindertagesstéatten, da war die Rede von
soten Huhnern“, die Finanzminister Dr. Linssen an-
geblich Gber den Zaun geworfen hatte. Im Septem-
ber sollte der Landeshaushalt mit dem Nachtrag
angeblich auf eine ehrliche Basis gestellt werden.

Dieser Nachtrag sollte die vernichtende Schlussbi-
lanz der Regierung Ruttgers sein. Dreist wurde be-

hauptet: Die alte Landesregierung hat bereits mit
einer Kreditaufnahme von 6,6 Milliarden € gerech-
net. Wenn sie seridés geplant hatte, hatte sie die
Aufstockung um 2,3 Milliarden € ebenso vollziehen
missen, wie wir das jetzt tun, und zwar noch im
September.

Selbst als Haushaltsverbesserungen im Dezember
und sehr friih im Januar von mehr als 2 Milliarden €
bei den Steuereinnahmen, bei den Steinkohlebeihil-
fen, im L&nderfinanzausgleich, bei den Personal-
kosten oder bei den Zinsaufwendungen ohne Lupe
von jedem halbwegs Sachkundigen erkennbar wa-
ren, denen dann nur 500 Millionen € notwendige
Mehrausgaben gegeniberstanden, haben der Fi-
nanzminister und seine Schuldenkoénigin an ihrem
verhangnisvollen Weg festgehalten. Selbst dann
noch sollte die Verschuldungsorgie alternativiose
politische Handlung sein.

Meine Damen und Herren, es kann Uberhaupt nicht
sein, dass der Finanzminister und die Ministerprasi-
dentin Uber die wahre Kassenlage des Landes nicht
informiert waren.

Vizeprésidentin Carina Godecke: Herr Kollege
Weisbrich.

Christian Weisbrich (CDU): Zu routiniert und zu
eingespielt sind die Berichtsablaufe im Finanzminis-
terium. Und da hilft es auch nichts, dass der Fi-
nanzminister nach dem Donnerschlag aus Minster
plotzlich einen verborgenen Milliardenschatz ent-
deckt hat. Da hilft es nichts, dass die Ministerprasi-
dentin nun wirklich mit treuem Augenaufschlag fest-
stellt, es sei doch kein Grund zur Kritik, sondern ei-
gentlich ein Grund zur Freude, wenn man einen
solchen Schatz findet. Und da hilft es auch nichts,
wenn die Ministerprasidentin ebenso treuherzig er-
klart, man habe diese tollen Zahlen jetzt verdéffentli-
chen missen, um dem Bundesfinanzminister zu-
vorzukommen, der schlieBlich Zugriff auf die Lan-
desdaten hat.

Fakt ist: Bei der Unterrichtung des Landtags am
19. Januar waren die echten Zahlen bereits nach
Berlin gemeldet. Heute hat der Finanzminister in ei-
ner Presseerklarung eingerdumt: Ich wurde am
13. Januar telefonisch Uber die vorlaufige Haus-
haltsverbesserung unterrichtet. — Er figt dann hin-
zu: Eine Verpflichtung der unverziglichen Unterrich-
tung des Landtags leitet sich daraus nicht ab.

Meine Damen und Herren, Sie Ubermitteln eine In-
formation der Landesregierung an den Landtag, un-
terschlagen aber diesen wichtigen Sachverhalt.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Sie haben es gewusst, und Sie haben es ver-
schwiegen. Ich sage lhnen deshalb: Auch Schwei-
gen kann eine Luge sein! Deshalb missbilligt meine
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Fraktion dieses Verhalten auf das Allerscharfste. —
Schonen Dank.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Vizepréasidentin Carina Gddecke: Vielen Dank,
Herr Kollege Weisbrich. — Fir die SPD-Fraktion
spricht der Kollege Korfges.

Hans-Willi Kérfges (SPD): Frau Prasidentin! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Ich hatte mich dariber
gefreut, wenn sich der Hauptredner der FDP der
Mihe unterzogen hatte, heute Morgen im Finanz-
ausschuss seinen Kenntnisstand tber den Kassen-
abschluss fur das Jahr 2010 zu vertiefen.

(Beifall von Martin Bérschel [SPD])

Aber Sie haben es offensichtlich nach der Methode
gehalten: Wenn ich in der Sache nicht Bescheid
weifl3, kann ich umso unbefangener dem Parlament
gegenibertreten, lieber Herr Kollege Papke.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN —
Ralf Witzel [FDP]: Das sagt der Richtige!)

Wir haben von Ihnen Freundlichkeiten in der ubli-
chen Manier — kommunistische Compafieros, die
uns angeblich unterstitzen —

(Zuruf von Christian Mdbius [CDU])

zur Kenntnis genommen. Vom Kollegen Weisbrich —
das mag ein bisschen vom Lebensalter abhangig
sein — ist eher das Bild der Orgie bemiiht worden,
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Zuruf von Christian Weisbrich [CDU] — Ralf
Witzel [FDP]: Reden Sie doch mal zur Sa-
che!)

Ich kann lhnen nur eins sagen: Wenn Sie in den
letzten Tagen ein wenig aufgepasst hatten, wenn
Sie die zweimalige Eigentorveranstaltung im Fi-
nanzausschuss ein wenig analysiert hatten, hatten
Sie bemerkt, dass immer drei Finger auf Sie zu-
rickzeigen,

(Widerspruch von der CDU — Christian Mo6bi-
us [CDU]: Das ist doch ein Tunnelblick!)

wenn Sie mit einem Finger in unsere Richtung zei-
gen. Das werde ich jetzt belegen.

(Beifall von den GRUNEN — Armin Laschet
[CDU]: lhre Fraktion klatscht noch nicht
einmal bei diesem Unsinn!)

Es ist kaum hinzunehmen, liebe Kolleginnen und
Kollegen von der CDU, wie Sie lhren friiher hochge-
lobten ehemaligen ehrbaren Kaufmann verbal kri-
minalisieren. Denn was Sie unserem Finanzminister
vorwerfen, gilt in mehrfacher Hinsicht fur den Fi-
nanzminister der abgewahlten schwarz-gelben Lan-
desregierung. Dafiir werde ich jetzt den Beweis an-
treten.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Wenn das heute Morgen im Finanzausschuss zu
schnell ging, will ich es jetzt wiederholen. Ich gebe
Ihnen die Gelegenheit mitzuschreiben.

(Zuruf von Bernd Krickel [CDUJ)

Wir haben als Stichtag fir den vorlaufigen Haus-
haltsabschluss im Jahre 2009 den 13. Januar 2010.
Der ehemalige Finanzminister Herr Linssen —
schreiben Sie das gut auf, und unterstreichen Sie
das — hat die Offentlichkeit am 8. Marz 2010 (iber
die Ergebnisse informiert.

(Zuruf von Armin Laschet [CDU])

Wie immer wurde — das kann ich als leidgepriftes
Mitglied auch des HFA der letzten Legislaturperiode
betonen — mit erheblicher zeitlicher Verzdgerung,
namlich erst am 31. Marz 2010, die entsprechende
Vorlage dem Haushalts- und Finanzausschuss zu-
geleitet.

(Widerspruch von Andreas Krautscheid [CDU])

Wie wollen Sie denn bitte mit Herrn Linssen umge-
hen, wenn Sie uns jetzt solch unhaltbare Vorwurfe
machen?

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN —
Armin Laschet [CDU]: Er stand auch nicht
vor Gericht!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dann passiert Fol-
gendes:

(Andreas Krautscheid [CDU]: Da ist doch in
Munster nichts passiert!)

Sie nehmen immer wieder Bezug auf die Entschei-
dung des Verfassungsgerichtshofs. Das macht die
Sache noch ein bisschen durchschaubarer.

(Karl-Josef Laumann [CDU]: Sie glauben
doch selbst nicht, was Sie sagen!)

Sie legen Ihren kruden Theorien zugrunde, was Sie
hinter dieser Entscheidung vermuten. Kollege
Papke und Kollege Weisbrich, ich wirde eine sol-
che Entscheidung erst einmal lesen, bevor ich sie
kommentiere.

(Zuruf von Andreas Krautscheid [CDU] —
Gegenruf von Britta Altenkamp [SPD])

Meine Damen und Herren, gerade das, was bezo-
gen auf den Nachtragshaushalt und den kunftigen
Haushalt von lhnen gemutmafdt wird, ist eine Res-
pektlosigkeit sondergleichen

(Lachen von der CDU)

gegenliber dem Verfassungsgerichtshof Nordrhein-
Westfalen.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Sie wissen schon, was der Verfassungsgerichtshof
in der Hauptsache entscheiden wird, obwohl Sie
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noch nicht einmal den Beschluss in der Sache der
einstweiligen Verfugung verstanden haben.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN —
Widerspruch von Josef Hovenjirgen [CDU])

Beispiele gefallig? Ich empfehle Ihnen: Lesen Sie
Seite 15 des Beschlusses. Dort wird ausdriicklich
von ,Ausgaben mit zukunftsbeglinstigendem Cha-
rakter® im Zusammenhang mit Investitionen gespro-
chen. Wer darin eine pauschale Ablehnung vorsor-
gender Politik vermutet,

(Widerspruch von der CDU)
kann nicht lesen. Das ist alles.
(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Darlber hinaus schreibt der Verfassungsgerichts-
hof, dass der Antrag nicht offensichtlich unbegriin-
det ist, und zieht an der Stelle, an der es um die
Kreditfinanzierung bezogen auf Ricklagen und
Sondervermégen geht, einen vorlaufigen Strich. So
kann man juristisch tatsachlich argumentieren. Ich
glaube, dessen waren wir uns auch schon bei der
Haushaltseinbringung bewusst.

Vielleicht bleibt uns erspart, dass wir uns an anderer
Stelle mit Ihren sachfremden vollmundigen Progno-
sen in Bezug auf die Westdeutsche Landesbank
noch einmal auseinandersetzen missen.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Denn Sie blenden bei aller juristischen Kritik die tat-
sachlichen Risiken aus, die unserem Land drohen,
die Sie diesem Land nicht genlgend abgesichert
hinterlassen haben.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN —
Widerspruch von Josef Hovenjlirgen [CDU])

Ich will an der Stelle noch eine kurze Anmerkung zu
den zahlreichen Unterstellungen und zur Wortwabhl
machen. Meine Damen und Herren, es ist schon
Uberraschend, wenn Sie in dem Zusammenhang,
den ich eben exemplarisch fir 2010 vorgestellt habe
— ich kdnnte das auch fir die Jahre 2006 bis 2009
machen —, bezogen auf den Finanzminister Begriffe
wie Untreue, Unterschlagung, Missachtung und
ahnliche verwenden, Herr Laumann. Das zeigt Ihre
Absicht: Es geht doch nicht darum, hier einen ver-
nunftigen Diskurs Uber die Tatsache zu fihren,

(Bodo Léttgen [CDU]: Den haben Sie doch
abgelehnt!)

dass ein vorlaufiger Kassenabschluss zu einem er-
freulichen Ergebnis gefuhrt hat. Sie wollen hier zwei
Komponenten — ein bisschen Gift und ein bisschen
Unterstellung — zusammenschitten und daraus lhr
geféhrliches Suppchen kochen. Meine Damen und
Herren, das hat erkennbar nicht geklappt.

Sie haben im Finanzausschuss gemerkt, dass un-
ser Gedachtnis in den Angelegenheiten nicht so

schlecht ist. All das, was Frau Walsken, die eben
dankenswerterweise zitiert worden ist,

(Zuruf von Josef Hovenjirgen [CDU] — Wei-
tere Zurufe)

bezogen auf die Kassen- und Haushaltsabschlisse
der vergangenen Jahre gesagt hat, war entweder
so berechtigt, dass Sie dem Landtag gegentber ei-
nen ganz erheblichen Fehler gemacht haben, oder
aber bedeutet, dass Ihre Kritik, die Sie heute tben,
absolut substanzlos und unhaltbar ist. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, dazwischen gibt es nichts.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Stichwort ,Inszenierung“: Man geht in den Haus-
halts- und Finanzausschuss und bricht spontan in
Emporung aus. Ein bisschen schwierig bei der
spontanen Emporung war es, dass sich derjenige,
der diesen vorbereiteten Empodrungsanfall ablesen
musste, offensichtlich verheddert hat.

(Lachen von der SPD — Beifall von Britta
Altenkamp [SPD])

Genauso spontan, liebe Kolleginnen und Kollegen,
wurde in dieser Sitzung ein vorbereiteter Antrag auf
eine Sondersitzung aus der Tasche gezogen. —
Dann machen wir diese Sondersitzung. Der Fi-
nanzminister beantwortet alle Fragen.

(Lachen und Widerspruch von der CDU)

Das ist IThnen wieder nicht recht, liebe Kolleginnen
und Kollegen. Sie wollen doch keine Aufklarung in
der Sache, sondern sich beim ungehinderten Diffa-
mieren und Verunglimpfen nicht stéren lassen. Die-
se Freude werden wir Ihnen jedoch nicht machen.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Dariiber hinaus gibt es angesichts dieser riden Op-
positionsrhetorik bei lhnen vielleicht auch einen
sachlichen Hintergrund. Sie wissen — darauf wurde
schon beim letzten Tagesordnungspunkt eingegan-
gen —: ,Privat vor Staat” ist nicht nur gescheitert,
sondern abgewdahlt worden. Sie wissen, dass das
Kaputtsparen von offentlichen Strukturen ganz of-
fensichtlich weder zu einer nachhaltigen Verbesse-
rung unserer Haushaltssituation gefiihrt hat noch
fuhren wird. Deshalb versuchen Sie prophylaktisch,
die Politikansétze dieser Landesregierung zu diffa-
mieren.

(Zuruf von der CDU: Welche Politikanséatze?)

Denn Sie sind sich der Gefahr bewusst — wir kon-
nen es lhnen beweisen —, dass wir dabei auf einem
besseren Weg sind, als es Schwarz-Gelb jemals
war. — Vielen Dank.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN —
Ralf Witzel [FDP]: Hochstens auf dem direk-
ten Weg zum Schuldenstaat!)
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Vizeprasidentin Carina Goédecke: Vielen Dank,
Herr Kollege Korfges. — Fir die Fraktion Die Griinen
spricht Herr Mostofizadeh.

Mehrdad Mostofizadeh (GRUNE): Frau Prasiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Nur dadurch,
dass Sie wiederholen, was Sie vortragen, wird es
nicht richtiger, liebe Kolleginnen und Kollegen von
FDP und CDU. Der Sachverhalt, den Herr Papke
schildern wollte, ist schlicht unzutreffend. Der Fi-
nanzminister bzw. seine Mitarbeiter haben eben 45
Minuten lang vorgetragen, um sehr deutlich darzu-
legen, was in den letzten Jahren gewesen ist.

(Zuruf von der CDU: 13. Januar!)

Ich will nur eine einzige Zahl herausgreifen, um das
deutlich zu machen. Im Jahr 2008 wurden 2 Milliar-
den € aus dem Landeshaushalt nicht ausgegeben,
und Kredite in H6he von 2 Milliarden € wurden nicht
bendtigt. Woher kam das? Das ist relativ leicht zu er-
klaren — ich will gar keine Verschwurbelei machen —:
Das Konjunkturpaket wurde nicht entsprechend ab-
gewickelt. Das Haushaltsvolumen sank um 2 Milliar-
den €.

Sie versuchen, aus einigermal3en normalen Vor-
gangen einen Skandal zu produzieren, der keiner
ist.

(Widerspruch von der CDU)

Sie haben die Strategie gewechselt. Zunachst hiel3
es, der Finanzminister wisse nicht Uber die Haus-
haltsprozesse Bescheid. Man fande Riesenbetrége.

(Andreas Krautscheid [CDU]: Das war die
Wahrheit!)

Von dieser Strategie sind sie vollig abgertckt, denn
Sie wissen, dass diese Abweichungen auch in den
letzten Jahren in vergleichbarer Grof3enordnung
sowohl bei Einnahmen als auch bei den Ausgaben
aufgetreten sind.

Dazu will ich nur einen Hinweis geben: Fir das Jahr
2008 hat die damalige Koalition im Januar 2009 ei-
nen Dritten Nachtragshaushalt — man achte auf die
Zahl — verabschiedet. Obwohl das Jahr schon ab-
geschlossen war, hat Finanzminister Linssen Min-
derausgaben in Hohe von Uber 600 Millionen € in
diesen Nachtragshaushalt nicht eingestellt.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Da frage ich mich, wer hier wen worlber nicht ord-
nungsgemal unterrichtet hat.

(Zuruf von Andreas Krautscheid [CDU])

Die einzelnen Ablaufe haben Sie vollstandig ignoriert.
Der Finanzminister hat sie dezidiert im Haushalts-
und Finanzausschuss vorgetragen. Herr Papke hat
sich zwar nicht vor der Sitzung gedriickt — er ist kein
Mitglied des Haushalts- und Finanzausschusses —,
aber er wollte das gar nicht wissen, damit er hier un-
befangen vortragen kann. Das kann ich nur einem

einzigen Umstand zuschreiben: Herr Papke, Ihnen ist
mittlerweile jedes Mittel recht, um lhre grausamen
Umfragewerte irgendwie zu erhdhen. Ihnen ist vollig
egal, was in der realen Politik stattfindet.

(Zurufe von der CDU)

Es kam sogar zu einer Entgleisung eines Kollegen
im Haushalts- und Finanzausschuss, der Minister
Walter-Borjans mit dem Staatsprasidenten von
Agypten verglich. — Das sage ich, um deutlich zu
machen, auf welchem Niveau sich lhre Politik im
Moment abspielt.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Herr Laumann, wir hatten es eben in der Aktuelle
Stunde: Der faktenfreie Unsinn, den Sie zu Themen
der Haushaltspolitik vortragen, ist schon ungeheuer-
lich. Sie hatten offensichtlich als Minister genau wie
Ihr Sitznachbar, der ehemalige Minister Laschet, mit
zu verantworten, dass dieses Parlament Anfang
2009 nicht ordnungsgemaln tber die Mittelabflisse
aus lhren Hausern unterrichtet wurde.

(Zuruf von Andreas Krautscheid [CDU])

Anders kann ich es mir nicht erklaren, dass das im
damaligen Nachtragshaushalt fir 2008 nicht ord-
nungsgemafn nachvollzogen wurde.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD —
Theo Kruse [CDU]: Quatsch! — Weiterer Wi-
derspruch von der CDU)

In diesem Zusammenhang sage ich Folgendes: Wir
reden Uber den Nachtragshaushalt 2010. Wir spre-
chen weder von 2011 noch von rot-grinen Projek-
ten. In diesem Nachtragshaushalt sind tUberhaupt
keine neuen Projekte enthalten. Das werfen Sie
immer gern zusammen und sprechen von Ver-
schuldungsorgie, weil es lhnen gerade in den Kram
passt.

(Zuruf von Andreas Krautscheid [CDU])

Sie sind nicht in der Lage, sauber Haushaltspolitik
zu machen. Sie ignorieren die Landeshaushaltsord-
nung.

(Lachen von der CDU — Zuruf von der CDU:
Fragt mal die in Munster! — Gegenruf von Mi-
nisterprasidentin Hannelore Kraft: In Mlnster
kennen Sie sich aus! Sehr vorsichtig!)

Sie sind nicht bereit, die Fakten anzuerkennen. Sie
machen hier Haushaltstheater und Klamauk. Sie
baumen sich auf und wollen in keiner Weise an den
Missstanden arbeiten.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Gestatten Sie auch noch folgende Frage, liebe Kol-
leginnen und Kollegen von CDU und FDP: Wo wa-
ren denn ihre Haushaltsantrédge im Nachtragshaus-
haltsverfahren, um das in irgendeiner Art und Weise
abzuéandern?
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(Beifall von Sigrid Beer [GRUNE] — Zurufe
von der CDU)

Wo ist denn Ihr Vorschlag, 4 Milliarden € im Nach-
tragshaushalt einzusparen, um die Schuldenbremse
einzuhalten? Denn Sie sind der Auffassung, dass
die Stérungslage nicht mehr vorliege. Wo waren |h-
re Haushaltsantrage, diese 4 Milliarden € einzuspa-
ren? Ich habe keine gesehen, liebe Kolleginnen und
Kollegen.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD —
Zurufe von der CDU)

Lassen Sie uns jetzt nach vorne schauen. Aus mei-
ner Sicht hat dieser Finanzminister zwei wichtige
Baustellen zu bearbeiten: erstens die WestLB.
Wenn Fraktionen meinen, sich hier aufkrépfen zu
konnen, sage ich: Das tue ich fur unsere Fraktion
nicht.

(Zurufe von der CDU)

Das hat niemand der Kolleginnen und Kollegen
meiner Fraktion getan. Die WestLB ist ein Thema
fur das ganze Haus und beschéftigt es schon seit
Jahrzehnten. Wenn Sie jetzt meinen — das habe ich
eben aus Zwischenrufen gehdért —, das wéare nur
noch Sache von SPD und Griinen, dann, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, kann ich diesem Land nur
wuinschen, dass Sie niemals mehr an die Regierung
kommen.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Wer so verantwortungslos mit der Geschichte um-
geht, dem kann man dieses Land nicht anvertrauen.

Zweiter Punkt: Was das Verfahren vor dem Verfas-
sungsgerichtshof anbetrifft, kénnen wir den Be-
schluss von vor zwei Wochen interpretieren, wie wir
wollen. Ich kann aber nur jedem Kollegen, jeder Kol-
legin in diesem Hause empfehlen: Wer meint, dar-
aus Kapital schlagen zu kénnen, dem rate ich, am
15.02. die mindliche Anhdérung zu verfolgen, was
das Gericht fragt und wissen méchte. Was Sie hier
hineininterpretieren Uber Vorgénge, die in der An-
ordnung Uberhaupt nicht Gegenstand waren, ist lhr
Problem. Wir halten uns da sehr zuriick.

Wir haben klar vor Augen, dass dieses Verfas-
sungsgericht eine freie Entscheidung treffen muss.
Wenn Herr Papke meint, das Verfassungsgericht
hatte schon entschieden, das Verfassungsgericht
werde den Haushalt einkassieren und werde fur den
Haushalt 2011 Auflagen machen, dann ist das seine
Interpretation. Das muss er verantworten kdnnen.
Unsere Linie ist das nicht.

Vielleicht auch noch einmal Folgendes, weil es
sonst in Vergessenheit geraten koénnte: 1,3 Milliar-
den € Zufthrung WestLB-Rucklage. Wir werden
sehr genau sehen, wie sich das entwickelt. Aber
den Hinweis mdchte ich mir an der Stelle schon er-
lauben: Im Jahre 2008 haben Finanzminister Lins-
sen, Ministerprasident Ruttgers und die gesamte

Landesregierung eine Garantieerklarung zugunsten
des Phoenix-Portfolios abgegeben. Diese Garantie-
erklarung liegt vor. Sie gilt nicht fir zukinftige Ge-
schichten, sondern diese Garantieerklarung liegt
vor. Sie betragt 3,75 Milliarden € fiir dieses Land.

Wann wollen Sie die denn finanzieren? Nach Ihrer
mittelfristigen Finanzplanung haben Sie 6,6 Milliar-
den € fir die nachsten Jahre bis 2013 vorgesehen.
Wollten Sie 2014 finanzieren? Wollten Sie die 2016
finanzieren? Wollen Sie das Signal an den Kapital-
markt geben: ,Das Land Nordrhein-Westfalen ist
weder bereit noch in der Lage, diese Risikoabsiche-
rung zu einem erkennbaren Zeitpunkt vorzuneh-
men“? Ist das lhr Signal, mit dem Sie in der Welt
rumlaufen?

Das ist eine Frage, die Sie sich einmal stellen soll-
ten. Herr Weisbrich, Sie haben gar keine Antwort
auf diese Frage. Sie dricken sich darum. Sie ma-
chen keinerlei Vorschlage, wie das finanziert wer-
den soll. Sie driicken sich vor der konkreten Politik.
Sie wollen hier Klamauk machen, um den Finanz-
minister zu beschédigen. Dieser Klamauk wird spa-
testens in zwei Wochen auf Sie zurtckfallen.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Vizeprasidentin Carina Gddecke: Vielen Dank,
Herr Kollege. — Jetzt spricht der Kollege Sagel fir
die Fraktion Die Linke.

Rudiger Sagel (LINKE): Frau Préasidentin! Meine
Damen und Herren! Wir kommen als Haushalts-
und Finanzpolitiker sozusagen fast direkt aus dem
Ausschuss. Ich habe mich, ehrlich gesagt, heute
Morgen doch etwas gewundert. Wer hier 47 Fragen
stellt, wie das die CDU gemacht hat, der darf sich
nicht wundern, wenn er im Haushalts- und Finanz-
ausschuss von der Regierung vorgefuhrt wird.

(Widerspruch von der CDU)

Was wir als grof3e Haushaltsoffensive der CDU er-
lebt haben, ist heute Morgen als Rohrkrepierer ge-
endet. Das ist das, was dabei herausgekommen ist.
Ich kann lhnen nur sagen: Mdglicherweise werden
wir heute Abend noch eine Nachsitzung erleben.
Das kann es doch wohl nicht sein.

Wer strategisch derartig blind vorgeht, wie Sie das
heute gemacht haben, der muss sich einmal an die
eigene Nase fassen und fragen: Was will ich eigent-
lich hier im Landtag?

(Zurufe von der CDU)

Ich sage das noch einmal sehr deutlich. Ich meine,
Uber die Rechtsextremen von der FDP will ich mich
gar nicht auslassen. Das lohnt nicht des Kommen-
tars.

(Zurufe von der CDU und von der FDP: Un-
verschamtheit! — Unruhe)
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Ich sage nur sehr deutlich: Wir stehen fur Haus-
haltsklarheit und fur Haushaltswahrheit. Wir wollen
eine transparente Investitionspolitik in Nordrhein-
Westfalen fur soziale Gerechtigkeit. Dafiir steht Die
Linke,

(Beifall von der LINKEN)

und zwar ohne Wenn und Aber. Wir haben uns
schon sehr gewundert, nachdem der Verfassungs-
gerichtshof gerade mal festgestellt hatte, man solle
hier keine weiteren neuen Schulden aufnehmen,
dass der Finanzminister auf einmal aus der Ecke
kommt und sagt, er hatte jetzt, plétzlich und uner-
wartet, 1,3 Milliarden € gefunden, fir die es zu-
nachst keine Belege gibt. Das muss man an dieser
Stelle auch so deutlich als Kritik sagen.

Der Finanzminister hat in der Tat keine gute Figur
bei dieser wundersamen Geldvermehrung gemacht.
Ich kann nur sagen: Haushaltsklarheit und Haus-
haltswahrheit ist fir SPD und Griine ein Thema, mit
dem sie sich noch ein bisschen intensiver beschéf-
tigen missen. Wir haben kirzlich noch eine Kleine
Anfrage gestellt und nachgefragt: Woher kommen
eigentlich die ganzen Schulden? Wo sind sie auf-
genommen worden, wo sind sie gemacht worden? —
Auch da konnte uns die Landesregierung keine er-
quickliche Auskunft dariber geben, woher denn
dieses Geld tatséchlich kommt. Auch da war eine
gewisse Orientierungslosigkeit.

(Beifall von der LINKEN)

Wir erwarten, dass wir rechtzeitig, zeitnah informiert
werden, woher offentliche Gelder bzw. Schulden
kommen, woher die Finanzen kommen. Wir werden
nicht akzeptieren, dass das so gemacht wird, wie es
im Augenblick der Fall ist.

(Beifall von der LINKEN)

Ich sage auch an dieser Stelle sehr deutlich: Wir
haben, seitdem die Linke hier im Landtag ist, SPD
und Griine in den letzten Monaten damit konfron-
tiert, dass die Abschaffung der Studiengebtihren,
dass die Verbesserung der Situation in den Kinder-
garten aus dem laufenden Haushalt hatten finan-
ziert werden kdnnen. Das haben Sie blockiert. Das
haben Sie verweigert.

(Beifall von der LINKEN)

Es ist deutlich geworden: Das hétte man langst ma-
chen konnen. Die Abschaffung der Studiengebih-
ren hatte man zehnmal finanzieren kénnen.

(Beifall von der LINKEN)

Das haben Sie nicht gemacht. Das blockieren Sie
auch weiterhin. Sie blockieren auch weiterhin die
Abschaffung der Studiengebihren im Sommerse-
mester. Das will ich Ihnen an dieser Stelle noch
einmal deutlich sagen.

Wir wollen Aufklarung bei Finanzaktionen. Wir wol-
len, dass die Landesregierung konkrete Zahlen und

Fakten auf den Tisch legt und zeitnahe Informatio-
nen gibt. Deswegen haben wir heute auch unseren
EntschlieBungsantrag noch einmal vorgelegt.

Wenn man sich die Vergangenheit anguckt — CDU
und FDP stellen sich hier so dar, als seien sie die
Superhaushaltspolitiker —, kann ich lhnen nur sa-
gen: Sie haben hier in funf Jahren — das werde ich
Ihnen immer wieder sagen — 23 Milliarden € neue
Schulden gemacht. Sie haben ein Rekorddefizit, ei-
nen ,Kahlen Asten* von 130 Milliarden € Schulden
aufgehauft. lhr Minister, Herr Linssen, hat zum Bei-
spiel 2006 eine &hnlich wundersame Geldvermeh-
rung gehabt, namlich von 773 Millionen € — ganz
abgesehen davon, wann er den Landtag informiert
hat. Ich war damals auch schon im Landtag. Das
hat er teilweise erst im Marz gemacht. Das muss
man auch sagen.

(Zuruf von Christian Weisbrich [CDU])

Ich will hier auch nicht in Richtung CDU und FDP
ablenken. Wie gesagt: Was Sie in den letzten Jah-
ren gemacht haben, war desastrés, was die Fi-
nanzpolitik angeht.

Es geht darum: SPD und Griine sind in der Verant-
wortung. Wir wollen und fordern ein, dass wir eine
transparente Finanzpolitik bekommen. Wir brau-
chen hier als Parlament — das sage ich deutlich —
auch ein Grundvertrauen in das, was die Landesre-
gierung macht. Sonst kdénnen wir als Parlament
nicht verniinftig arbeiten. Wenn diese Zahlen nicht
exakt sind, wenn sie nicht zeitnah vorgelegt werden,
wenn sie nicht konkret sind, dann sind wir hier als
Parlament nicht in der Lage, eine seridse und ver-
ninftige Haushalts- und Finanzpolitik zu machen.
Deshalb darf das, was jetzt passiert ist, fir 2011
auch nicht folgenlos bleiben.

Wir kénnen und missen hier erwarten, dass eine
andere Politik von dieser rot-griinen Landesregierung
gemacht wird, und ich erwarte — deshalb haben wir
es auch noch einmal sehr deutlich formuliert —, dass
hier regelméaRig und aktuell Gber die Haushaltssitua-
tion informiert wird.

Ich kann an dieser Stelle nur noch einmal beklagen —
und das betrifft auch die WestLB —: Es ist besser ge-
worden. Denn Sie von CDU und FDP haben mit lhrer
Salamitaktik immer nur tber das informiert, was so-
wieso schon in den Medien zu lesen war. Das war ja
die Taktik von Herrn Linssen: Er hat uns immer nur
das erzahlt, was wir sowieso schon langst wussten.

(Christian Weisbrich [CDU]: Er hat gar nichts
erzahlt!)

Es ist zwar etwas besser geworden, aber Transpa-
renz sieht immer noch anders aus. Diesbeziiglich
werden wir als Linke weiterhin den Finger in die
Wunde legen. Wir werden weiterhin Druck machen,
damit wir hier in Nordrhein-Westfalen tatséchlich
zeitnah offentlich informiert werden und soziale Ge-
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rechtigkeit in diesem Land realisieren. — Danke
schon.

(Beifall von der LINKEN)

Vizeprasidentin Carina Godecke: Vielen Dank,
Herr Kollege Sagel. — Fur die Landesregierung
spricht der Finanzminister.

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Frau
Prasidentin! Meine Damen und Herren! Es mag ja
hin und wieder Spafl machen, sich ein paar Fetzen
um die Ohren fliegen zu lassen.

(Vorsitz: Vizepréasident Oliver Keymis)

Seit sieben Tagen bekomme ich allerdings zu der
Frage, ob an einem x-beliebigen Tag — ich will auch
gleich sagen, warum x-beliebig — Zahlen bekannt
waren oder nicht, mit, dass Sie daraus eine Skan-
dalgeschichte machen.

(Zurufe von der CDU und von der FDP — An-
dreas Krautscheid [CDU]: Haben Sie es im-
mer noch nicht verstanden?)

Das ist beschéamend. Denn Sie als Opposition
missbrauchen den Landtag, um hier von ihren eige-
nen Fehlern in der Vergangenheit abzulenken.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Das ist ein Aufguss, der mittlerweile so dinn ist,
dass man gar nicht mehr sehen kann, ob vorher et-
was anderes als Wasser in der Tasse war.

(Zuruf von der CDU)

Der Haushalt 2010 mit dem Abschluss, den wir
Ihnen vorgelegt haben, ist Ihr Haushalt, und zwar in
des Wortes ganzer negativer Bedeutung. Es ist die
Korrektur dessen, was Sie verschoben, was Sie
vergessen und was Sie versteckt haben.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

In diesem Haushalt mit dem vorlaufigen Abschluss,
den wir jetzt vorgelegt haben, sind lhre auf die
Kommunen verschobenen Lasten — und die haben
die Kommunen an die Wand gedrangt — und lhre
kleingeredeten Lasten aus der Auslagerung der
WestLB drin. Dariiber hinaus sind in diesen Lasten
auch lhre verlorenen Prozesse vor dem Verfas-
sungsgericht drin.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN —
Zurufe von der CDU)

Und nachdem Sie so oft dabei ertappt worden sind,
was Sie unter den Teppich kehren wollten,

(Christian Weisbrich [CDU]: Das wollen Sie
jetzt auch machen!)

verfahren Sie jetzt nach der Methode des Spitzbu-
ben, der der alten Dame die Handtasche klaut und

laut ,Haltet den Dieb!“ ruft, damit man nicht merkt,
dass er es gewesen ist.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Ich kann Ihnen sagen: Egal, wo ich die Gelegenheit
dazu habe: Diesen Hinweis werde ich immer wieder
bringen.

Und ich bleibe dabei: Was wir gemacht haben und
was wir auch weiterhin machen, ist, dass wir sauber
auseinanderhalten, was einerseits Sie verbaselt ha-
ben und was andererseits eine gute Wirtschafts-
entwicklung ein Stiick weit abfedert.

(Zurufe von der CDU)

Sie héatten gerne gesehen, dass die Zahlen zusam-
mengefasst wirden, und dann wére das nicht auf-
gefallen; so sind Sie ja auch friher verfahren. Herr
Weisbrich hat es ja gerade gesagt: Es ist jetzt aus
einem riesigen Haushaltsloch ein riesiger Uber-
schuss geworden — mit 7,1 Milliarden € Nettokredit-
aufnahme! Wo leben Sie eigentlich?

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Es sind Ihre Fehler und Versaumnisse, die dazu ge-
fuhrt haben, dass wir 8,4 Milliarden € Nettokredit-
aufnahme befiirchten mussten.

(Zurufe und Lachen von der CDU)

Aus diesem Grund hat der Haushaltsgesetzgeber in
dem beschlossenen Haushalt eine Erméachtigung
aufgenommen.

(Armin Laschet [CDU]: Hilflos! — Josef
Hovenjirgen [CDU]: Unterirdisch!)

Es ist nachvollziehbar, wie die errechnet worden ist,
und da nehme ich fir mich dasselbe in Anspruch,
was frlher Helmut Linssen immer fir sich in An-
spruch genommen hat. Er hat sich hier immer als
vorsichtigen Kaufmann dargestelit.

(Lachen von der CDU und von der FDP)

Ich habe natirlich nicht jede Geschichte, die Sie
aufgetischt haben, geglaubt. Ich erinnere beispiels-
weise daran, was mir Herr Weisbrich im Ausschuss
und hier im Parlament vorgerechnet hat. Er hat mir
aufzeigen wollen, wo wir mal eben so 200 Millio-
nen € mehr Steuern herkriegen, wo wir mal eben so
100 Millionen € von der Beteiligungsverwaltungsge-
sellschaft herkriegen; die waren Ubrigens schon
woanders verbucht. Wenn ich also Herrn Weisbrich
geglaubt hatte, dann hatte ich ziemlich alt ausgese-
hen. Dann hatten wir kein Plus, sondern ein Minus.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Ja, es ist besser gelaufen mit dem Haushalt, in dem
bei Verabschiedung 8,4 Milliarden € Kreditermachti-
gung veranschlagt waren. Das liegt aber nicht da-
ran, dass der Schaden, den Sie verursacht haben,
kleiner ausgefallen ist, sondern daran, dass wir
mehr Steuern eingenommen haben und laufende
Ausgaben geringer ausgefallen sind. Deshalb mus-
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sen wir nur in einem Umfang von 7,1 Milliarden €
von dem Kreditrahmen Gebrauch machen.

Herr Laumann, was hat Sie angesichts der Tatsa-
che, dass man 1,3 Milliarden € weniger aufnehmen
muss als im Haushalt veranschlagt und befiirchtet,
eigentlich geritten, von Untreue zu reden?

(Karl-Josef Laumann [CDU]: Weil Sie nie die
Wahrheit sagen! — Weitere Zurufe von der
CDU)

— Deswegen kdnnen Sie sich trotzdem nicht irgen-
detwas aus dem Strafgesetzbuch greifen und es
damit beschreiben. Sie kénnen ja ruhig eine andere
Position haben.

(Anhaltend Zurufe von der CDU)

Vizeprasident Oliver Keymis: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten
Witzel?

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Nein.

Vizeprasident Oliver Keymis: Sie mochten also
keine Zwischenfrage zulassen. — Bitte schon.

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Wir
haben — und das ist das, was ich am 25. vor der
Presse und am 27. im Haushalts- und Finanzaus-
schuss vorgetragen habe — zum Glick 1,3 Milliar-
den € weniger in Anspruch nehmen mussen, und
Sie, Herr Laumann setzen darauf, dass die Men-
schen das nicht Uberblicken. Sie setzen darauf,
dass die Menschen glauben, dass da jemand
1,3 Milliarden € abgehoben und das Geld irgendwo
anders hingelegt hat. Das ist dann die schwarze
Kasse, mit der anderes bezahlt wird. lhr Missbilli-
gungsantrag klingt so, als héatte ich eine dramatisch
schlechte Haushaltsentwicklung verschwiegen und
nicht die Alarmglocken gelautet. Es geht aber nicht
um eine schlechte, sondern um eine gute Entwick-
lung.

(Zuruf von der CDU)

Es geht auch nicht ums Verschweigen, sondern um
eine frihzeitige Information — zwei Monate friher
als im Vergleichszeitraum des Vorjahres durch
Herrn Linssen,

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

im Ubrigen zum selben Stichtag, zu dem die Daten
erhoben werden mussten. Die sind auch da nicht
spater erhoben worden. Und jetzt kommen Sie mit
einem einzigen Termin, den Sie hochstilisieren.
Auch damit wollen Sie wieder in der Offentlichkeit
den Eindruck erwecken, als hatte dieser Termin ei-
ne ganz besondere Bedeutung gehabt.

Dieser Termin ist der 19. Januar. Ich lese Ihnen
einmal vor, wie der Tagesordnungspunkt hiel3, den
wir am Tag nach dem Beschluss des Verfassungs-
gerichts angemeldet haben: ,Konsequenzen der
Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs Nord-
rhein-Westfalen vom 18. Januar 2011 in dem ver-
fassungsgerichtlichen Verfahren betreffend das
Nachtragshaushaltsgesetz 2010 Die Botschaft, die
ich da Uberbracht habe, war, dass Sie im Wesentli-
chen zuruckgewiesen worden sind und es keine
Riickabwicklung gab, wie von Ihnen beantragt wur-
de, jedenfalls nicht innerhalb der Frist bis zur
Hauptentscheidung. Auch wurde nicht der Haus-
haltsvollzug gestoppt, sondern uns wurde lediglich
auferlegt, die Blcher nicht zu schliel3en und mit der
Wandlung der Dispo- bzw. Kassenkredite in Haus-
haltskredite zu warten, bis die Entscheidung getrof-
fen sei.

Es bestand Uberhaupt keine Veranlassung, diesen
Tagesordnungspunkt als etwas anderes zu verste-
hen. Und danach — das haben andere vor mir so ge-
handhabt, und das werde auch ich so handhaben —
wurde eine Unterrichtung der Offentlichkeit und an-
schlieBend auch des Haushalts- und Finanzaus-
schusses vorgenommen.

(Zurufe von der CDU und von der FDP)

Der Vorganger Helmut Linssen hat Anfang Marz die
Presse und Ende Méarz den Haushalts- und Finanz-
ausschuss unterrichtet. Ich habe das im Januar
gemacht.

Man sollte auch nicht so tun, als ware vor dem 19.
Januar nie etwas gesagt worden. Ich habe hier das
Protokoll der Sitzung des Haushalts- und Finanz-
ausschusses vom 4. November 2010. Ich zitiere mit
Erlaubnis des Prasidenten:

,Christian Weisbrich bedankt sich fiir die Vorla-
ge, die deutlich mache, dass sich der Landes-
haushalt sowohl in den Einnahmen wie auch in
den Ausgaben besser entwickle als erwartet.
Das deute auch darauf hin, dass der urspringli-
che Haushalt des Finanzministers von einer vo-
rausschauenden und realistischen Planung ge-
pragt gewesen sei.

Im Nachtragshaushalt 2010 sei eine Erhdhung
der Steuereinnahmen um 400 Millionen € vorge-
sehen. Aus der Vorlage 15/118 gehe weiter her-
vor, dass die Ausgaben fur Kreditmarktzinsen im
Zeitraum bis September um 183 Millionen € un-
ter dem Vorjahresbetrag lagen. Bei weiter spar-
samer Haushaltsfiihrung kénne also mit einem
positiven Vollzug gerechnet werden.

Er hatte erstens gerne gewusst, wie sich die Zu-
schusse fur den Steinkohlenbergbau entwickel-
ten...”

Darauf folgen weitere Punkte. Es wird darauf ge-
antwortet, dass bei den Zuschissen fir den Absatz
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deutscher Steinkohle Minderausgaben entstanden
seien. Es ist also immer berichtet worden.

(Zuruf von Christian Weisbrich [CDU])

Ich kann Ihnen sagen: Ich habe am 9. Januar ...
(Zuruf von der FDP)

— Es gefallt Innen vielleicht nicht so gut, Herr Papke.

Ich habe am 9. Januar Gelegenheit gehabt, beim
Neujahrsempfang der Kélner FDP Gastredner zu
sein.

(Zurufe von der CDU und von der FDP: Oh! —
Gegenruf von Minister Ralf Jager: Da waren
Sie noch nicht! — Zurufe von der SPD)

Ich habe — das kénnen Sie sich von |hren Partei-
freunden bestatigen lassen — an diesem Tag ge-
sagt, dass ich gute Aussichten daflr sehe, dass wir
die Nettokreditaufnahme durch den Haushaltsvoll-
zug unter die 8 Milliarden €, moglicherweise mit ei-
ner 7 vorne, und zwar im unteren Bereich, bekom-
men konnten.

Ausweislich eines Textes vom 20. September des
.Handelsblattes, den ich ja nicht erst am 19. oder
20. September geauRRert habe, heilt es:

~Walter-Borjans warnte davor, aus den Zahlen
bis November die Gesamtverschuldung des Jah-
res abzuleiten. Er gestand aber zu: ,Die Aussich-
ten sind gut, dass wir den Kreditrahmen des
Nachtragshaushalts nicht komplett ausschopfen
mussen.’,

(Ralf Witzel [FDP]: Warum denn dann die
neuen Schulden?)

Die Passage, die wir an das Verfassungsgericht ge-
schickt haben, kennen Sie. Dass ich Uber den VGH-
Beschluss nicht gliicklich war, habe ich weder im
Plenum noch sonst wo verschwiegen. Und ich sage
ganz offen: Wenn ich mir angucke, wie Unterneh-
men normalerweise ihre Bilanzpressekonferenz ab-
halten, wie Herr Linssen und die anderen Vorgan-
ger das getan haben, dann kann ich sagen. Sie wa-
re sicherlich nicht in diesen Zusammenhang gertickt
worden, wenn es dazu Uberhaupt keinen Anlass
gab.

(Zuruf von Christian Weisbrich [CDU])

Vielmehr habe ich gesagt, ich mache am 25. eine
Pressekonferenz und am 27. die Unterrichtung des
Ausschusses — Monate vor dem Vergleichsfall des
Vorjahres.

Ich wiirde gerne noch einmal wiederholen — es ist
heute schon einmal im Ausschuss und wohl auch
hier angesprochen worden —, welche Erfahrungen
ich mit Haushaltsinformationen — im Nachhinein
aber auch mit dem, was ich hier und im Ausschuss
erlebt habe — gemacht habe. Ich hatte es schon be-
schrieben: Herr Weisbrich hatte einmal nicht ge-
merkt, dass der frilhere Finanzminister in dem

Haushaltsentwurf fur 2010 gar nicht die Steuer-
schatzung vom Mai hatte und dass deswegen nicht
1,1 Milliarden € zur nachsten Steuerschatzung,
sondern nur 900 Millionen € dazugekommen sind.
Hatte ich mich darauf verlassen, waren 200 Millio-
nen € futsch.

(Zuruf von der CDU)

Das hatten wir bei der Beteiligungsgesellschatt,
und — wir haben es eben schon gehort — es war im
Nachtrag des Jahres 2008 der Fall. Da hat es die
Regierung geschafft, den Nachtrag sogar erst im Ja-
nuar 2009 zu verabschieden. Trotzdem hat der da-
malige Finanzminister Linssen eine Woche vorher
den bis dahin geltenden Haushaltsabschluss vorge-
tragen, der 660 Millionen € Minderausgaben hatte,
die nicht in den Haushalt eingegangen sind, der an-
schlieBend hier im Parlament beschlossen worden
ist.

Ich sage dazu nochmal: Ich will Helmut Linssen an
dieser Stelle Uberhaupt nicht verteufeln.

(Zuruf von Prof. Dr. Andreas Pinkwart [FDP])

Er hat das gemacht, was ein Unternehmenschef,
der seine Bilanzdaten darstellt, auch machen wiir-
de. Er wirde sich namlich einen guten Zeitpunkt da-
fur wéhlen, zu dem er die guten Ergebnisse mitteilt,
anstatt sie ohne Not an einer anderen Stelle unter-
zubringen.

Aber das ,Untreue” oder ,eine plétzlich gefundene
Milliarde® zu nennen und Missbilligungsantrage zu
stellen, das hat schon was, allerdings nichts, dem
man hier zustimmen sollte. — Danke schoén.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Minister. — Als nachster Redner spricht fur die CDU-
Fraktion Herr Laschet.

Armin Laschet (CDU): Herr Préasident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! In der Rede des Finanzmi-
nisters haben wir gerade von seinen auf Kdlner
Empfangen und Ahnlichem gesammelten Erfahrun-
gen gehort. Ich will jetzt in diesem Wortbeitrag nicht
erforschen, ob sie Halbwahrheit, Viertelwahrheit o-
der verdeckte Wahrheit waren, wann und wo Sie
was gesagt haben. Das haben wir im Haushalts-
und Finanzausschuss heute Morgen gemacht und
werden es heute Abend fortsetzen.

Ich moéchte aber eines feststellen, lieber Herr Fi-
nanzminister: Das ist Ihre erste Rede, hachdem Sie
zu den 1,3 Milliarden € in der Offentlichkeit gespro-
chen haben. Sie haben erneut mit dieser Legende
der Abschlussbilanz der alten Regierung begonnen.

(Serdar Yiksel [SPD]: Das ist keine Legen-
de, Herr Laschet!)
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Heute Morgen haben Sie hier noch einmal das Bild
vom Spitzbuben und der alten Dame gemalt. Ich
hatte erwartet, dass Sie erklaren: Die Zahlen sind
jetzt anders, als wir es im Dezember erwartet hat-
ten. Das Wort von der Abschlussbilanzfélschung ist
falsch. Das Wort vom Tauschen ist falsch.

Sie haben sich fir alle diese Ungeheuerlichkeiten
nicht entschuldigt.

(Lebhafter Beifall von der CDU und von der FDP)

Sie haben von giftigen Hinterlassenschaften der
Regierung Jurgen Ruttgers geredet.

Ein ehrbarer und vorsichtiger Kaufmann, wie Hel-
mut Linssen es war,

(Hans-Willi Kérfges [SPD]: Oh Gott!)
hat bei der Aufstellung des Haushalts
(Hans-Willi Kérfges [SPD]: Keine Nachrufe!)

immer die Einnahmen vorsichtig eher geringer ge-
schatzt und die Ausgaben so geschéatzt, dass man
am Ende des Jahres gut dasteht.

(Hans-Willi Korfges [SPD]: Alles auf die 17!)

Er hat eine Abschlussbilanz von 6,6 Milliarden € ge-
habt. Bei alledem, was Sie im Dezember veranstal-
tet haben, standen 6,6 Milliarden € im Haushalt des
Jahres 2010. Wenn Sie schon nicht wissen, wie es
aktuell aussieht, sollten Sie mindestens einmal
schauen, was im Dezember im Haushalt 2010
stand.

(Lebhafter Beifall von der CDU und von der
FDP)

Da stand: 6,6 Milliarden € Nettoneuverschuldung.

Dann haben Sie ganz viele Positionen hineinge-
rechnet — Sie haben sie heute Morgen alle noch
einmal wiederholt — Kita und U3-Betreuung; die
Anweisung, mdglichst schnell das Geld auszuzah-
len.

(Zurufe von der SPD und von den GRUNEN)

— Entspannen Sie sich doch; héren Sie einfach
einmal die Fakten. — Alles das haben Sie dazuge-
rechnet.

(Hans-Willi Kérfges [SPD]: Nein, das hatten
Sie vergessen!)

—Ich gestehe ja zu, dass das Kif6G-Urteil neue
Kosten auslost. Aber mit alledem, was da passiert
ist, landen Sie trotzdem am Ende bei 7,1 Milliar-
den€. Wenn Sie die Rucklagen fir die WestLB,
Uber die das Verfassungsgericht noch zu entschei-
den hat, auch noch herausnehmen, liegen Sie bei
ca. 4,95 Milliarden €.

(Lebhafter Beifall von der CDU und von der
FDP)

Das ist exakt die Zahl, die der Kollege Weisbrich
ohne einen riesigen Regierungsapparat hier im De-
zember vorgetragen hat. Ich frage mich: Wieso
kann ein Finanzminister, der Hunderte Beamte hat,
die ihm zuarbeiten, eigentlich weniger wissen als
Christian Weisbrich mit zwei, drei Mitarbeitern in der
Fraktion? Das ist Ihre Unfahigkeit.

(Lebhafter Beifall von der CDU und von der
FDP)

Vizeprasident Oliver Keymis: Herr Laschet, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage?

Armin Laschet (CDU): Nein, jetzt nicht.

Vizepréasident Oliver Keymis: Keine Zwischenfra-
ge.

Armin Laschet (CDU): Nun kommen wir zu einer
zweiten Frage, Herr Finanzminister. Das ist eher ei-
ne Frage von politischer Klugheit. Wir kénnen hier
parteipolitischen Streit fuhren. Die Frage ist aber
doch: War es eigentlich politisch klug, sich nicht vor
dem 5. Januar 2011, an dem Sie sich beim Verfas-
sungsgericht aufern mussten, einfach einmal im
Haus zu erkundigen:

(Britta Altenkamp [SPD]: Bei wem denn? Bei
Ilhren Leuten?)

~Wie ist eigentlich die Lage? Wie ist eigentlich die
Entwicklung? Sind die 1,3 Milliarden € wirklich rich-
tig?“? Das haben Sie nicht gemacht. Sie sind stur
bei lhrer Position geblieben

(Mehrdad Mostofizadeh [GRUNE]: Das ist
doch falsch! Das ist doch alles widerlegt
worden! Das ist schlicht falsch! — Gegenruf
von Rainer Schmeltzer [SPD]: Mit falschen
Behauptungen kennt er sich ja aus!)

und haben dem Gericht am 5. Januar nicht ange-
deutet, dass es maglicherweise eine geringere Net-
toneuverschuldung geben kénnte.

Dann haben Sie gesagt, am 13. Januar seien Sie
telefonisch informiert worden. Die Frage ist doch
Folgende: Am 12. Januar kommt das erste Fax des
Verfassungsgerichts. Warum haben Sie denn nicht,
als Sie am 13. Januar informiert wurden, dann direkt
dem Verfassungsgericht gesagt: ,Wir haben noch
nicht den Abschluss; wir haben die Biicher noch
nicht geschlossen; es wird aber weniger sein, als
wir bisher gedacht haben“? Sie haben gar nicht re-
agiert. Sie haben pampig reagiert.

Am 13. Januar hat das Gericht Ihnen erneut ein Fax
geschickt und um Klarung gebeten. Am 14. Januar
haben Sie dann einen belehrenden Brief an das
Verfassungsgericht geschrieben, in dem es darum
ging, wie Haushaltsvollzug funktioniert; weil die in
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Mdinster dazu zu ,blod“ seien, misse der Finanzmi-
nister innen das einmal erklaren.

(Britta Altenkamp [SPD]: Wenn Sie es er-
klart hatten, ware es bestimmt viel besser
gewesen!)

Ich prophezeie Ihnen: Hétten Sie am 13. Januar
Klartext geredet und das Gericht ehrlich informiert,
waren lhnen die einstweilige Verfigung und die
ganze Peinlichkeit der letzten Tage erspart geblie-
ben. Das ist Ihr politisches Versagen.

(Lebhafter Beifall von der CDU und von der FDP)

Sie wissen doch genau, dass in den Reihen von
SPD und Grunen hinter der Hand gesagt wird: Hat-
ten wir diese Geschichte nicht ein bisschen kluger
handeln kdnnen? Alles das, was wir an Vorschuss-
lorbeeren hatten, ist in einem halben Jahr zugrunde
gegangen.

Das ganze Land sieht heute: Sie kénnen es nicht.
Sie kdnnen dieses Land nicht regieren.

(Lebhafter Beifall von der CDU und von der FDP)

Es gibt einen weiteren Punkt, der mich wirklich er-
schuttert hat.

(Karl Schultheis [SPD]: Oh Gott! — Ministerin
Sylvia Loéhrmann: Sie mussen selbst la-
chen!)

Die Ministerpréasidentin hat gesagt, sie habe es nicht
aus Respekt vor dem Gericht, aus Respekt vor dem
Parlament, aus Respekt vor den Journalisten, de-
nen man Rede und Antwort steht, oder auch aus
Respekt vor den Burgerinnen und Blrgern getan.
Vielmehr erklart sie im ,Westfélischen Anzeiger® —
ich zitiere —

~Wir wollten die Zahlen offentlich machen, weil
wir wussten, dass der Bund auf unsere Daten
zugreifen kann.*

Das ist allein die Angst davor, dass das, was Sie
hier vertuschen, durch Berlin aufgedeckt werden
konnte. Es ist nicht der Respekt vor dem Parlament
und nicht der Respekt vor dem Gericht, sondern
reine Angst davor, erwischt zu werden! Das ist billig!

(Lebhafter Beifall von der CDU und von der
FDP — Karl Schultheis [SPD]: Jetzt wissen
wir, wie Erschitterung aussieht!)

Nebenbei riskieren Sie ein Drittes. Wir haben in die-
sem Land grol3e Finanzminister gehabt: Peer
Steinbrick ...

(Zuruf von Hans-Willi Kérfges [SPD])

— Ich weil3, dass Sie dartber lachen; auch tber die
Thesen, die er heute vertritt. Das ist Nachhaltig-
keitspolitik, wie sie friher einmal die Grinen ge-
macht haben, Frau Léhrmann.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Damals haben Sie
aber etwas anderes erzahlt! Sie haben wirk-
lich ein langes Gedachtnis!)

Insofern sollten Sie lber Peer Steinbrick nicht la-
chen. — Wir hatten auch Minister Dieckmann, Minis-
ter Posser und viele andere groRe Finanzminister,
die eine exzellente Finanzverwaltung aufgebaut ha-
ben. Wir haben eine der besten Finanzverwaltun-
gen in ganz Deutschland.

(Beifall von den GRUNEN)

Sie ist auch haufig besser als die des Bundes, wenn
man etwas gegenrechnen muss. Dass Sie alle die-
se Leute, unter denen viele ehrbare Sozialdemokra-
ten sind, deutschlandweit dem Spott aussetzen, in-
dem Sie so tun, als wéren sie zu bléd, 1,3 Milliar-
den € zu finden ... Dabei ist dies Ihr Versagen!

(Anhaltender lebhafter Beifall von der CDU
und von der FDP)

Frau Ministerprasidentin, wir als Land gehen insge-
samt in schwierige Wochen. Sie haben — auch
durch den Finanzminister — die WestLB erwahnt. Es
wird eine grol3e Kraftanstrengung des Landtags —
auch Uber Parteigrenzen hinweg — und des Bundes
erforderlich sein. Viele Milliarden hangen in der Luft,
die je nachdem von den Parteien gemeinsam zu
stemmen sind.

Kommissar Almunia ist gerade in diesen Tagen im
Gesprach mit Finanzminister Wolfgang Schauble. In
einer solchen Phase ist es wichtig, dass das Land
einen Finanzminister hat, dem man traut, dem man
zutraut, das Land durch die Krise zu fuhren, dem
man zutraut, diese WestLB in der Form, wie es er-
forderlich sein wird, in eine bessere Zukunft zu
Uberfuhren, der gegentiber dem Bund und Europa
ein Standing hat, mit dem man finanzpolitisch rels-
sieren kann.

Die ,Frankfurter Allgemeine Zeitung“ hat geschrie-
ben: Das schonste Geschenk fir die beiden Partei-
en der Opposition wére, die Ministerprasidentin be-
lieBe ihren Finanzminister im Amt.

Frau Ministerprasidentin, das Beste fir das Land
gerade in den Wochen, die vor uns liegen, wére es,
wenn Sie den Finanzminister noch heute entlassen
wirden. — Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall von der CDU — Verein-
zelt Beifall von der FDP)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Laschet. — Am Pult steht der nachste Redner bereit.
Das ist Herr Kollege Bérschel von der SPD-
Fraktion. Bitte schon, Herr Kollege.

Martin Borschel (SPD): Vielen Dank! — Herr Préa-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehr-
te Damen und Herren!
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(Unruhe von der CDU — Glocke)

— Der Umstand, dass Sie hier so schreien, legt doch
nur blof3, wie substanzlos lhre Argumentation ei-
gentlich ist.

(Beifall von der SPD und von der LINKEN)

Ich bin ziemlich sicher: Hatte Frau Klockner jeman-
den hier, der ihr sofort berichten kdnnte, wirde sie
sich noch einmal Uberlegen, ob sie sich ausgerech-
net von lhnen beraten lassen will, Herr Kollege La-
schet.

(Beifall von der SPD)

Es gab den Vorwurf des Tauschens und Tarnens an
die Vorgangerregierung. Der war noch nie so be-
rechtigt wie heute. Der Beweis ist ein weiteres Mal
angetreten worden.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Sie waren es doch, die einen beispiellosen Raub-
zug durch die Kassen der Kommunen durchgefihrt
haben.

(Widerspruch von der CDU)

Sie waren es doch, die einen Rechtsverstol3 nach
dem anderen zu verantworten haben. Dass ausge-
rechnet Sie uns einen Kurs im Umgang mit dem
Verfassungsgericht geben wollen, ist doch grotesk.
Sie waren mit der Vorgangerregierung Stammgast
vor dem Verfassungsgerichtshof. Sie haben eine
Klatsche nach der anderen bekommen: Haushalte!
Kif6éG! Einheitslasten! Und so weiter und so fort.

(Beifall von der SPD)

Dass ausgerechnet Sie ein Beispiel dafir geben
wollen, wie man vor dem Verfassungsgerichtshof
verliert und eine Klatsche nach der anderen be-
kommt, kann ich gut verstehen. Das haben Sie in
der Tat eindrucksvoll bewiesen. Wenn es noch ei-
nes Beweises bedurft hatte, warum Sie mit lhrer
Vorgangerregierung abgewahlt worden sind, haben
Sie diesen Beweis heute angetreten.

(Beifall von der SPD — Ralf Witzel [FDP]: Zum
Thema!)

Eins ist vollkommen klar: Sie schelten heute Fi-
nanzminister Walter-Borjans fir exakt denselben
Vorgang, fuir den Sie Finanzminister Linssen noch in
den hdchsten Tonen gepriesen und gelobt haben.

Ich habe mir noch in der letzten HFA-Sitzung Ihren
Hohn und Spott anhéren mussen, weil ich mir er-
laubt habe, eine Erklarung des Kollegen Weisbrich
mir zu eigen zu machen, in der ich nur Namen und
Jahreszahlen ausgetauscht habe. Diese geradezu
triefende Erklarung, in der Linssen fiir seine voraus-
schauende Politik fur weniger Ausgaben, fir mehr
Einnahmen und konsolidiertes Handeln gelobt wur-
de, ist doch dieselbe Blaupause, die Sie jetzt bei
Walter-Borjans anwenden mussten, hatten Sie den
Anstand, die Argumente, die Sie friiher ins Feld ge-

fuhrt haben, auch jetzt ins Feld zu fihren. Das, was
Sie tun, ist nicht anstandig. Das muss man hier sa-
gen.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Sie wollten mehr Informationen haben. Sie regen
sich tatsachlich dartber auf, dass Minister Walter-
Borjans zu einem Zeitpunkt, zu dem in den vergan-
genen funf Jahren Linssen niemals auch nur den
Hauch einer Andeutung gemacht hat, jetzt schon
Details vorgelegt hat. Schon bei den Vorlagen in
den Haushalts- und Finanzausschusssitzungen
friherer Jahre, die es — wie gerade nachgewiesen —
immer erst im Februar/Marz gab, hat Finanzminister
Linssen sozusagen stereotyp eine Formulierung
dabei gehabt, die lautete: Eine abschlieRende Dar-
stellung der Erwirtschaftung der Minderausgaben
und die ressortspezifische Zuordnung kann erst in
der Haushaltsrechnung erfolgen, da zurzeit noch
nicht alle erforderlichen Berechnungswerte vorlie-
gen.

Das heildt; Sie schimpfen ihn dafir aus, dass er fri-
her Informationen gibt und das auch noch substan-
tieller, als das Linssen je gemacht hat. Das ist ab-
surd und grotesk, Herr Kollege Laschet.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Eben ist es auch schon angedeutet worden: Wenn
Sie heute allen Ernstes 40 Fragen — so viele waren
es ungefahr — stellen, aber grof3ziigig jedenfalls in
der Sitzung auf die Beantwortung der meisten Fra-
gen verzichten, dann belegen Sie doch eindrucks-
voll, dass Sie eigentlich langst kapiert haben, wohin
der Zug fahrt. Sie merken namlich, dass ihr grof3
angelegter berittener Angriff, den Sie schlagen wol-
len, langst ins Leere gegangen ist.

Die Veranstaltung heute Morgen war peinlich fur
Sie, weil das ein Grundlagenseminar im Haushalts-
vollzug fur Fortgeschrittene war. Herr Laschet, Sie
sind selten Gast in diesem Kreis, aber ich konnte lhr
immer langer werdendes Gesicht sehr sorgfaltig
studieren. Sie sind zum Ende der Sitzung quasi ge-
flohen, weil Sie sich dieser wirklich sezierenden Be-
lehrung durch den Finanzminister in Grundlagen,
die Sie eigentlich langst hatten kennen mussen,
nicht mehr gewachsen sahen. Das war schon sehr
schon anzusehen.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Sie wollten ganz offensichtlich mit einer Reihe in-
vestigativer Fragen punkten und die Medien beein-
drucken. Wenn dann natirlich herauskommt, dass
Sie wirklich Frage fur Frage und Antwort fir Antwort
eines Besseren belehrt werden, dann ist das kein
gutes Zeugnis fur Sie.

Wenn Sie so darauf bestehen, gebe ich Ihnen ein
Beispiel: Die Frage 8.2 lautete, Herr Kollege Weis-
brich:

+~Warum wurde das Parlament Uber die sich ab-
zeichnenden Tendenzen nicht vor der Verab-
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schiedung des Nachtragshaushalts 2010 unter-
richtet?*

Es wurde geschildert — der Finanzminister hat es im
Plenum auch gesagt —, dass die Unterrichtung
stattgefunden hat, und zwar in der HFA-Sitzung am
4. November 2010. Herr Kollege Weisbrich, wenn
Sie noch nicht einmal die Unterlagen lesen, dann
setzt das der Peinlichkeit die Krone auf. Hier so ei-
nen Angriff zu reiten, aber nicht zu wissen, wovon
Sie reden, das hat man hier im Parlament wirklich
selten erlebt.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Die Hilflosigkeit, die Sie an den Tag legen, wird in
einem Satz von eben deutlich. Kollege Weisbrich
hat es quasi in einem StoRgebet zusammengefasst:
Es kann doch nicht sein, dass die Regierung nicht
wusste ... — Es kann nicht sein, was nicht sein darf,
Herr Kollege Weisbrich. Das zeigt, wie hilflos Sie
versuchen, einen Angriff zu Ende zu fuhren, der
langst ins Leere gegangen ist. Sie skandalisieren
einen Vorgang, den der ehemalige Finanzminister
Dr. Linssen auch funf Jahre lang praktiziert hat. Herr
Walter-Borjans macht es friiher, substanzieller. Das
Ganze hat sich fur Sie zum Rohrkrepierer entwi-
ckelt.

Ich mdchte Ihnen deswegen zum Schluss noch eine
indianische Weisheit ans Herz legen. Wenn Sie sie
beherzigen, kann es fir Sie noch einigermal3en
ausgehen: Wenn das Pferd, das du reitest, tot ist,
steig ab! Das rate ich Ihnen. — Herzlichen Dank.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Boérschel. — Fir die Fraktion Die Griinen
spricht nun Herr Priggen.

Reiner Priggen (GRUNE): Herr Prasident! Liebe
Kolleginnen, liebe Kollegen! Herr Kollege Laschet,
das war ohne Zweifel eine kampferische Rede.
Bevor Sie aber Empfehlungen geben, wen die Mi-
nisterprasidentin zu entlassen oder nicht zu ent-
lassen hat, sollten Sie sich Uberlegen, wen Sie
zum Oppositionsfiihrer machen. Das ist die Frage,
die Sie intern klaren missen.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD —
Zurufe von der CDU: Oh!)

Ich will Thnen auch noch einen zweiten Punkt nen-
nen: Wenn Sie wirklich so gut drauf wéren, wie Sie
hier tun, dann beantragen Sie gleich die Sitzungs-
unterbrechung und Neuwahlen, damit Sie in die
Verantwortung kommen. Das tun Sie nicht, genau
da kneifen Sie. Denn Sie wissen ganz genau: Hel-
mut Linssen hat den Haushalt 2010 so auf Kante
genédht, weil er mit aller Gewalt vermeiden wollte,
den Haushalt mit der hdchsten Neuverschuldung in
Nordrhein-Westfalen vorzulegen.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Sie wissen auch ganz genau, dass er den Nach-
tragshaushalt schon vorbereitet hatte, weil er genau
wusste, dass er Uber die 6,6 Milliarden € hinaus
muss. Wir haben zusétzlich noch die Quittung aus
den von lhnen verlorenen Verfassungsklagen be-
kommen. Insofern mussten Sie die Bilanz ehrlich
selber ziehen: Sie haben sich vor der Landtagswabhl
gedriickt.

Ich will uberhaupt nicht bestreiten, dass wir danach
eine wirtschaftliche Entwicklung hatten, angefangen
Mitte des Jahres, sich zum Jahresende hin verstar-
kend, die uns in den guten Zustand von viel héhe-
ren Steuereinnahmen als erwartet versetzt. Wir hof-
fen, dass dies auch das ganze Jahr 2011 durch-
tragt, weil hohere Steuereinnahmen fir alle gut sind.
Also: Wir haben jetzt deutlich mehr Steuereinnah-
men, was sich zwar erst Ende des Jahres so ver-
dichtet hat, aber schon in den Zwischenschritten
enthalten war.

Es sind auch weniger Mittel abgeflossen. Bei Herrn
Linssen waren es immer zwischen 400 und
600 Millionen €, die nicht verausgabt worden waren.
Bei uns ist es etwas mehr, was aber auch verninftig
erklarbar ist, denn: Im Mai war die Wahl. Die Minis-
terprasidentin ist im Juli gewéhlt worden. Im Au-
gust/September ist die Regierung gebildet worden.
Dass dann etwas weniger abfliel3t, weil Projekte
Uber ein paar Monate nicht angefangen wurden, ist
ganz naturlich.

Insofern haben wir eine klare Bilanz und aus zwei
Positionen heraus eine bessere Situation, wobei ein
Teil der durch Minderausgaben entstandenen Mittel
noch abflieBen wird, weil die MaRnahmen noch
kommen.

Das alles kann man ntchtern bewerten, ohne Kla-
mauk und Theater. Das tun Sie nicht. Die positive
Seite kdnnen wir darstellen, die negative Seite mis-
sen Sie sich selber anrechnen lassen, weil Sie den
Haushalt 2010 nicht sauber aufgestellt haben. Auch
das wissen Sie ganz genau. — Danke schon.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Priggen. — Fur die Fraktion Die Linke spricht
Herr Aggelidis.

Michael Aggelidis (LINKE): Herr Prasident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Werte Kolle-
ginnen und Kollegen! Eine knappe Milliarde Euro
Minderausgaben, dber 300 Millionen€ Mehrein-
nahmen, und das alles war nicht vorauszusehen.
Das ist allein deshalb schockierend, weil wir Abge-
ordneten im Grunde Uber einen Nachtragshaushalt
2010 abgestimmt haben, den wir und auch die Of-
fentlichkeit in seiner endglltigen Gestalt gar nicht
kennen konnten.
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Nun geht es mir nicht um das Ritual von Oppositi-
onsparteien, die die Regierung an den Pranger stel-
len, weil das eben so Ublich ist. Mir ist auch Klar,
dass Ressorts mit dem Klammerbeutel gepudert
waren, wenn sie anderen Ministerien gegeniber
einrAumen wurden, dass sie voraussichtlich weniger
Geld brauchen als vorgesehen. So etwas sagt man,
wenn uberhaupt, moglichst spat. Wenn Ultimo néa-
herrickt — die Verfahren zur Verausgabung der
Gelder dauern, vielfach klappt es dann nicht mehr
im laufenden Jahr —, kann einem Ministerium auch
recht Kkurzfristig klar werden, dass weniger Geld
ausgegeben werden muss. Wie das aber in diesem
Umfang geschehen konnte, ist schwer plausibel zu
machen.

Es ist nur natirlich, dass viele annehmen, hier seien
Tricks im Spiel und es handele sich um eine Reakti-
on auf den vorlaufigen Beschluss des Landesver-
fassungsgerichts. Ich winschte mir, Herr Minister
Walter-Borjans, Sie kénnten in dieser Hinsicht alle
Zweifel ausraumen.

(Beifall von der LINKEN)

Mir geht es um etwas ganz anderes, und das moch-
te ich in den Vordergrund stellen: Fir uns Linke ist
es besonders bitter, im Nachhinein zu erfahren,
dass fur den Nachtragshaushalt 2010 nun doch
rund 1,3 Milliarden € mehr zur Verfligung stehen.
Wir wollten doch mehr Geld fir die Kommunen,
mehr Neueinstellungen, mehr Geld fir die Betreu-
ung der unter Dreijahrigen, mehr Geld fur das So-
ziale. Wir wollen ein Sozialticket.

(Serdar Yuksel [SPD]: Ihr habt keine Haus-
haltsiiberschiisse, aber Milliarden Schul-
den!)

Wir wollen 6kologische Zukunftsinvestitionen, und
immer wieder bekommen wir zu hdren, dafir sei
kein Geld da. Nach der Abstimmung sind plétzlich
1,3 Milliarden € mehr da.

In der Debatte muss es doch tatséchlich darum ge-
hen: Solches Geld muss fiir die dringenden sozialen
und o©kologischen Zukunftsinvestitionen ausgege-
ben werden.

(Beifall von der LINKEN)

Das bedeutet auch — ich sage lhnen das ganz un-
missverstandlich —: Solches Geld darf nicht auf dem
Altar der Haushaltskonsolidierung geopfert werden.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

Ich habe es heute Morgen in der Aktuellen Stunde
gesagt, und ich wiederhole mich gerne: Ich lasse
erst dann Uber Haushaltskonsolidierung mit mir re-
den, wenn endlich Steuergerechtigkeit in diesem
Land herrscht. — Danke.

(Beifall von der LINKEN)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Aggelidis. — Fir die Landesregierung hat
nun Frau Ministerprasidentin Kraft das Wort.

(Zurufe von der CDU: Hey!)

Hannelore Kraft, Ministerprasidentin: Herr Prasi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich melde
mich zu Wort, weil ich glaube, es gilt, eines vom
Grundsatz her klarzustellen — ich habe gedacht, das
hatten wir schon in der Unterrichtung deutlich ma-
chen kdnnen —: Herr Weisbrich, Herr Papke, Herr
Laschet, das, was Sie hier an Empérungsmaschine-
rie auffahren, hat mitnichten irgendetwas mit den
Realitdten in diesem Haushaltsverfahren zu tun,
und das wissen Sie.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Ich erwarte nicht, dass Sie uns als Regierung unter-
stltzen. Eine Opposition hat eine andere Rolle.
Aber ich muss sagen: Es ist schon auch moralisch
bedenklich, dass Sie ...

(Zurufe von der CDU und von der FDP: Oh!)

— Doch, und ich sage lhnen auch, warum. Das wer-
den Sie nicht gerne horen, liebe Kolleginnen und
Kollegen, aber es ist moralisch bedenklich, dass Sie
einen solchen Haushalt 2010 aufgestellt haben, von
dem Sie wussten, er reicht hinten und vorne nicht.

(Lebhafte Zurufe von der CDU)

Dass Sie dann dagegen vors Verfassungsgericht
ziehen, wenn wir das im Nachtrag richtigstellen, das
ist verwerflich!

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Vizeprasident Oliver Keymis: Frau Ministerprasi-
dentin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen...

Hannelore Kraft, Ministerprasidentin: Nein, ich
werde das jetzt ausfuhren. Sie hatten genug Gele-
genheit zu reden, und vielleicht haben Sie noch ein
paar Minuten. Ich werde offensichtlich die Zeit tber-
ziehen.

Mit dieser Debatte, die Sie seit Tagen vom Zaun
brechen, wird es lhnen nicht gelingen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von CDU und FDP, dass wir
das, was von lhnen als Schlussabrechnung vorge-
legt wurde, auf unser Konto ibernehmen!

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Reden wir mal Uber die 1,8 Milliarden €, lieber Kol-
lege Laschet! Da sind das Kif6G, die U3-Betreuung,
die Urteile des Verfassungsgerichts, die Sie nicht
umgesetzt haben, drin! Mein Vorganger, der es hat-
te machen missen, sitzt noch in der ersten Reihe.
Er hatte es machen missen!
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(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Reden wir auch mal, wenn Sie sich Uber die 1,8 Mil-
liarden empdren und zum Verfassungsgericht ge-
hen, darliber, dass wir in Wahrheit doch im Kern
Uber die 1,3 Milliarden Rickstellungen fur die
WestLB-Bad-Bank reden! Wer in diesem Haus hat
das denn verursacht?

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN —
Zurufe von der CDU: Sie!)

Wer hat denn die Ursachen zu verantworten!? Wer
hat das denn gemacht!? — Ich habe lhnen das beim
letzten Mal schon dargelegt, und ich kann die Zah-
len jederzeit repetieren.

(Armin Laschet [CDU]: Ihr System! — Weite-
re Zurufe von der CDU)

Haben Sie die Bad Bank der WestLB gegriindet o-
der nicht? Und wer hat sich in diesem Haushalt wie
verhalten? Halten wir das doch bitte schon mal fest!
Jetzt reden wir mal Tacheles!

(Unruhe — Glocke)

Lieber Herr Kollege Weisbrich, vielleicht funktioniert
Ihre Erinnerung nicht. Sie, werte Kolleginnen und
Kollegen von CDU und FDP, haben fir die Bad
Bank der WestLB eine Sonderrlicklage, ein Sonder-
vermdgen gebildet. Dieses Sondervermdgen ...

(Zuruf von Armin Laschet [CDU] — Unruhe)

— Kleine Korrektur, Herr Kollege Laschet. Keine
Schiméren hier. Es gab in Ihrer Regierungszeit kei-
nen Haushalt mit Haushaltsiberschiissen; es gab
nur Haushalte, die mit Krediten geendet haben!

(Beifall von der SPD, von den GRUNEN und
von der LINKEN)

Das ist auch eine Wabhrheit Ihrer flinfjahrigen Regie-
rung in Nordrhein-Westfalen! — Sie haben 1,1 Milli-
arden in dieses Sondervermdgen hineingepackt. Ihr
Finanzminister, werter Herr Kollege Ruttgers, hat
das so festgelegt, dass wir das nur wieder heraus-
kriegen wirden, indem wir ein Gesetz dazu mach-
ten. Jetzt die Schiméare aufzubauen, wir wiirrden uns
einen Sparstrumpf anlegen, wenn wir diese Sonder-
ricklage weiter auffillen, ist eine Unverschamtheit,
liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall von der SPD, von den GRUNEN und
von der LINKEN)

Dann kommt Herr Kollege Laschet und erklart uns —
ich staune und reibe mir hier die ganze Zeit die Au-
gen — Ja, wenn es jetzt 1,3 Milliarden Haushalts-
verbesserung gibt, ware das alles ganz toll gewe-
sen. — Das heil3t: Die Haushaltsverbesserung sind
Sie und die Schulden sind wir.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN —
Zurufe von der CDU)

Die Zuteilung wirde Ihnen so passen, werter Kolle-
ge. Diese 1,3 Milliarden Haushaltsverbesserung de-

cken doch nicht ab, dass Sie die notwendigen Zah-
lungen fur die Kommunen nicht geleistet, U3 nicht
hingekriegt und dass Sie nicht gedeckte Verspre-
chungen gemacht haben. Das steht doch nicht auf
dem gleichen Papier, meine werten Kollegen von
CDU und FDP! Da reden wir mal Tacheles!

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Wenn Sie anfuhren, wir missten das Verfassungs-
gericht ordentlich informieren, dann geht es um ,,0r-
dentlich“. Eines weil} ich: Vor Gericht legt man még-
lichst die Zahlen vor, die man untermauern kann
und bei denen man auf alle Ruckfragen des Ge-
richts mit Detailkenntnissen die entsprechenden
Antworten liefern kann.

Deshalb fir die Annalen zusammengefasst: Am
13.01. hat der Finanzminister telefonisch aus dem
Haus die ersten Informationen tber die GréR3enord-
nung der Haushaltsverbesserung gehabt — ohne
weitere Details. Am 18.01. hat er Infos Uber die gro-
Ren Blocke der Einsparungen erhalten — ohne De-
tails Uber die genauen Ursachen, ohne zu diesem
Zeitpunkt bewerten zu kénnen: Wird das beispiels-
weise auf den Haushalt 2011 Auswirkungen haben?

(Zurufe von der CDU — Unruhe)

— Horen Sie doch einfach mal zu! Schreien Sie doch
nicht immer dazwischen!

(Josef Hovenjurgen [CDU]: Das ist eine Un-
verschamtheit!)

— Das ist also eine Unverschamtheit, wenn ich die
Daten hier vorlese? Sie haben die offensichtlich
nicht mitgehort. — Am 19.01. haben wir hier ...

(Unruhe — Glocke)

Vizeprasident Oliver Keymis: Kolleginnen und
Kollegen, ich hére mir das hier oben seit einer Vier-
telstunde an. Ich muss lhnen ehrlich sagen, ich fin-
de es unertraglich laut.

(Beifall von der SPD, von den GRUNEN und
von der LINKEN)

Es ist fir die Rednerin nicht mdglich zu sprechen.
Das gilt fur alle gleichermalRen. Bitte maRigen Sie
sich etwas in den Reaktionen, dann kdénnen Sie ei-
nander besser zuhéren und aufeinander reagieren.

Ich sage es gleich dazu: Es gibt durch die Rede der
Ministerprasidentin ein paar Minuten Uberhang. Sie
kénnen also alle die Gelegenheit nutzen, noch ein-
mal nach vorne zu kommen und Stellung zu neh-
men. Ich darf Sie dringend bitten, dass wir uns da-
rauf verstandigen — auch im Sinne der Zuhdrerinnen
und Zuhorer.

(Beifall von der LINKEN)

Hannelore Kraft, Ministerprasidentin: Noch mal
zur Klarheit: 13.01.: erste Infos beim Finanzminis-



Landtag
Nordrhein-Westfalen

02.02.2011
Plenarprotokoll 15/23

ter ohne weitere Details; 18.01.: Die grof3ten Bl6-
cke sind bekannt, ohne Details Uber die genauen
Ursachen und welche Folgewirkungen das fur zu-
kinftige Haushalte hat.

(Zuruf von Armin Laschet [CDU])

Wir haben am 17.01. das Verfassungsgericht mit
einem Schriftsatz dariiber informiert, dass wir
Haushaltsverbesserungen erwarten. Wir haben am
19. hier eine Debatte gefuihrt, und zwar eine Unter-
richtung mit dem Titel: Konsequenzen der Ent-
scheidung des Verfassungsgerichtshofs NRW.

Das sind Daten und Fakten. Wenn Sie mir jetzt an
diesen Daten und Fakten — ich habe es bis jetzt
noch nicht verstanden — erklaren kénnten,

(Armin Laschet [CDU]: Das missen Sie
auch nicht verstehen! -Zuruf von der SPD:
Sie sollten mal ruhig sein!)

wo der Fehler des Finanzministers war, Herr La-
schet! Die Abwagung war: Sollen wir diese Zahlen,
die wir im Groben kennen, herausgeben — Ja oder
Nein?

(Zurufe von der CDU)

Es war fur den Finanzminister und fiir uns keine ein-
fache Entscheidung zu sagen: Wir gehen mit diesen
groben Zahlen schnellstméglich raus. Denn wir
wussten, dass der Bund auf die Daten zugegriffen
hat.

Herr Weisbrich, es ist keinesfalls so — Sie haben
das, glaube ich, vorhin angemerkt —, dass wir sozu-
sagen einen Brief schreiben, sondern er greift auf
die Daten auf unserem Server zu.

Das politische Risiko, Herr Laschet, dass Sie dann,
Uber Berlin gespielt, damit rausgehen, dass wir dem
Verfassungsgericht und dem Parlament diese gro-
ben Haushaltsverbesserungsdaten schuldig geblie-
ben sind, waren wir nicht bereit einzugehen. — Das
ist der Grund, warum wir in dieser Weise informiert
haben.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN —
Josef Hovenjirgen [CDU]: Meine Giite!)

Wir haben dann ...
(Weitere Zurufe — Unruhe)

—Ich méchte nicht, dass das von meiner Zeit ab-
geht.

Wir haben dann unverziglich in der Haushaltsaus-
schusssitzung Uber die Details, die uns bekannt
geworden sind, informiert, so, wie wir es bei der
letzten Sitzung gemacht haben, wie es heute ge-
macht wird und wie wir es in der Sitzung, die offen-
sichtlich nach Ende des Plenums anberaumt ist,
auch weiter tun werden.

Wenn Sie das mit der Informationspolitik lhrer Re-
gierung und der Informationspolitik lhres Finanzmi-
nisters vergleichen, dann sollten Sie in diesem Par-

lament mal ganz ruhig bleiben, meine Damen und
Herren von CDU und FDP.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Ich habe Ihnen bei dieser Unterrichtung gesagt: Wir
sind bereit, in der staatspolitischen Verantwortung
fur unser Land diese ...

(Bernhard Schemmer [CDU]: Neuentde-
ckung! — Gegenruf von Soéren Link [SPD]:
Herr Schemmer, dass Sie davon keine Ah-
nung haben, ist allen klar!)

Ich habe in dieser Sitzung in der Unterrichtung ge-
sagt: Wir sind bereit, in diese staatspolitische Ver-
antwortung einzutreten. Wir sind bereit zu Uber-
nehmen, dass wir hier dringend Rucklagen brau-
chen und flr die Bad Bank der WestLB werden zah-
len missen. Sie alle wissen — diejenigen, die im
Haushaltsausschuss sind, wissen es umso besser —
, dass noch weitere Risiken bei der WestLB auf uns
zukommen. Das ist die Realitat.

(Zuruf von Rudiger Sagel [LINKE])

Dass Sie zum Verfassungsgericht rennen, um exakt
diese Ricklagen — in Anfiihrungsstrichen — kaputt-
zumachen, dass Sie sich hier hinstellen und eine
Empdrungsmaschinerie ablaufen lassen, das ist
das, was politisch in diesem Land nicht durchgehen
wird, meine Herren und Damen! Es wird nicht
durchgehen!

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN —
Zuruf von Minister Johannes Remmel)

Ich bin viel in diesem Land unterwegs und rede
nicht nur vor Mitgliedern der sozialdemokratischen
Partei und Anhéngern. Aber ich kann lhnen eins
sagen: Bei der IHK ...

(Beifall von Christian Weisbrich [CDU]) — Zu-
rufe von der CDU)

—Ja, das kann ich Ihnen sagen. Bei der IHK rede
ich, und zwar auf vielféltigste Weise bei Neujahrs-
empfangen. Da ist nun nicht wirklich immer nur Kili-
entel von SPD oder Griinen vertreten.

Wenn ich das alles darlege, kommen die Menschen
hinterher auf mich zu und rdumen ein: Das, was
dahinter alles an Details steckt, haben wir gar nicht
gewusst.

(Zuruf von der CDU: Oh!)

—Ja, Sie glauben gar nicht, wie viele Menschen
Uberhaupt die Dimension dessen ...

(Zuruf von Armin Laschet [CDU] — Gegenruf
von Soren Link [SPD]: Ach, Herr Laschet!)

Sie glauben ja gar nicht, welche Wirkung es hat,
wenn Sie Birgerinnen und Burgern, selbst Unter-
nehmerinnen und Unternehmern in einer solchen
Veranstaltung einmal in aller Offenheit schildern,
dass wir eine Bad Bank haben, in der fir 77 Milliar-
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den € faule Papiere liegen, dass hingegen unser
Landeshaushalt rund 50 Milliarden € enthalt

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN —
Zuruf von Christian Weisbrich [CDU])

und dass wir mit 3,5 Milliarden € garantieren und
wissen, dass wir die werden zahlen muissen.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Wenn ich dann den Menschen, die da sitzen, erlau-
tere: Es kommen mit einem sehr hohen Wahr-
scheinlichkeitsgrad in den nachsten Monaten
3,5 Milliarden € auf uns zu, und wir haben im Nach-
tragshaushalt die Ricklage fir diese zu erwarten-
den Zahlungen, die wir leisten werden missen, von
1,1 Milliarden um 1,3 Milliarden € aufgestockt, dann
fragen die mich noch: Warum haben Sie denn nicht
auf die 3,5/3,7 Milliarden € aufgestockt? — Das ist
die Reaktion der Birgerinnen und Burger, weil sie
wissen, dass es richtig ist, fir solche Belastungen,
die erkennbar sind, vorzubeugen. — Und da reden
wir nur Uber die Bad Bank und noch nicht Uber die
WestLB an sich.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Meine Damen und Herren, ein Wort noch zu Herrn
Aggelidis. Auch das kann ich lhnen nicht ersparen.
Herr Aggelidis, wir haben vorhin dargelegt — auch
im Ausschuss ist es schon bekannt geworden —:
Schon im November wurde tber Haushaltsverbes-
serungen gesprochen. Das hat der Kollege Finanz-
minister hier noch einmal ausgefiihrt. Aber eins ist
in Ihrer Fraktion offensichtlich ein Problem.

(Zuruf von Andreas Krautscheid [CDU])

Wenn wir Uber weniger Ausgaben reden, reden wir
nicht Gber mehr Geld, das wir verteilen kdnnen,
sondern wir reden Uber weniger Schulden fir Nord-
rhein-Westfalen. Und das ist die gute Nachricht, die
dahintersteht: 1,3 Milliarden € weniger Schulden fur
unser Land. — Vielen Dank.

(Langanhaltender Beifall von der SPD und
von den GRUNEN])

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau
Ministerprasidentin. — Von der Landesregierung sind
10:54 Minuten Uber die Redezeit hinaus in An-
spruch genommen worden. Die nutzen wir bitte
nicht alle voll aus, aber alle haben natlrlich die Ge-
legenheit, im Rahmen dieses Paketes noch einmal
zu reagieren. — Als Nachstes hat sich fir die FDP-
Fraktion Herr Dr. Papke gemeldet.

Dr. Gerhard Papke (FDP): Herr Prasident! Meine
Kolleginnen und Kollegen! Frau Ministerprasidentin,
das war kein souveraner Auftritt. Eine Ministerprasi-
dentin, die in einer solchen Debatte schimpft wie ein
Rohrspatz, zeigt, wie es um das Nervenkostim die-
ser Regierung momentan bestellt ist.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Dazu mag vielleicht auch noch der Wortbeitrag von
Herrn Kollegen Aggelidis beigetragen haben. Nach-
dem er lhnen deutlich gemacht hat, Uber welche
Themen die Linkspartei bei den Beratungen Uber
den Landeshaushalt 2011 mit lhnen sprechen will,
hat lhre Nervositdt — wahrscheinlich zu Recht —
noch einmal deutlich zugenommen.

(Zuruf von der SPD])

Wir sind sehr gespannt, wie sich diese irrwitzige
Verschuldungspolitik, die die Linken gerade noch
einmal eingefordert haben, mit Ihren Planungen fur
den Landeshaushalt 2011 in Ubereinstimmung
bringen lasst, Frau Ministerprésidentin.

(Karl Schultheis [SPD]: 3 % waren das!)

Ich will zur Richtigstellung hier noch einmal einige
Punkte kurz aufgreifen.

(Karl Schultheis [SPD]: Das kann gar nicht
sein!)

Dass Sie allen Ernstes hier nach vorn gehen, Frau
Ministerprasidentin, und der Vorgangerregierung
vorwerfen, sie ware mit Haushaltsdaten, von denen
wir gewusst héatten, dass das Geld nicht reicht, in
die Regierungsplanung 2010 gegangen, ist doch
durch Ihren Finanzminister widerlegt worden.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Sagen Sie mal! Der Finanzminister hat doch darle-
gen missen: Das Geld, was Schwarz-Gelb einge-
plant hatte, hat gereicht.

(Beifall von der FDP und von der CDU — Hei-
ke Gebhard [SPD]: Horen Sie doch mal zu!)

Haben Sie immer noch nicht registriert, dass Ihr
ganzes Ligengebaude der angeblichen Erblast von
Schwarz-Gelb zusammengebrochen ist wie ein Kar-
tenhaus?

(Beifall von der FDP und von der CDU — Zu-
ruf von Serdar Yuksel [SPD])

Die Wahrheit ist: Wir kdnnten nach den Zahlen lhres
Finanzministers unter der Neuverschuldung von
Schwarz-Gelb bleiben. Eine erhdéhte Neuverschul-
dung ist nicht nétig.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Das ist doch die klare Aussage, die sogar der Fi-
nanzminister hat jetzt beitragen mussen. Also er-
zahlen Sie doch nicht immer noch das Gegenteil.

(Zuruf von Ministerprasidentin Hannelore Kraft)
Frau Ministerprasidentin, ich bitte Sie.

Und jetzt zur WestLB. — Sie sind doch wirklich im
Stoff. Sie wissen doch ganz genau: Es geht hier um
eine Rucklage im Nachtragshaushalt 2010 in H6he
von zuséatzlichen 1,3 Milliarden €; eine Ricklage,
die nicht notig ist, weil Ihr Finanzminister im HFA
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mehrfach vorgetragen hat, dass von der von uns
geschaffenen Rucklage von 1,15 Milliarden € bis
Ende 2010 erst 107 Millionen € zulasten des Lan-
des abgeflossen sind.

(Zuruf von der CDU: So ist das!)

Es ist noch Gber 1 Milliarde € Ubrig in der Riicklage.
Wenn irgendwann einmal in den n&chsten Jahren —
das ist in der Tat nicht auszuschlieRen — zuséatzliche
Aufwendungen nétig sein sollten, dann nicht in der
Vergangenheit zulasten der Vorgangerregierung
und auf Kosten der Birgerinnen und Burger, denn
dafiir missen Sie natiirlich auch Zinsen bezahlen,
Herr Finanzminister.

(Beifall von der FDP und von der CDU — Zu-
rufe von der SPD)

Also vermengen Sie nicht diese beiden Themen-
komplexe.

Der Frage, Frau Ministerprasidentin, wer das De-
saster bei der WestLB wirklich politisch verursacht
hat, dieser Debatte sehen wir angesichts

(Serdar Yuksel [SPD]: Sie sind doch der
Brandstifter mit lhrer Ideologie!)

von 39 Jahren sozialdemokratischer Finanzminister
in Nordrhein-Westfalen in ununterbrochener Rei-
henfolge mit grolRer Entspannung entgegen. Wenn
Sie da versuchen sollten, der Regierung von Rutt-
gers und Pinkwart die Verantwortung zuzuschieben,
werden Sie das nicht hinbekommen.

(Zuruf von der SPD: Das haben die Wahle-
rinnen schon gemacht! Das haben die Men-
schen schon verstanden!)

Wir haben die Probleme bei der WestLB, weil sozi-
aldemokratisch gefiihrte Regierungen utber Jahr-
zehnte der Auffassung waren, die WestLB sei ein
unverzichtbares Instrument der Strukturpolitik des
Landes. Wir haben davor gewarnt, dass die Blrger
am Ende die Zeche werden zahlen missen. Sie
haben uns daflr ausgelacht. Das ist die Realitét!

(Beifall von der FDP und von der CDU — Ralf
Witzel [FDP]: Nicht weglaufen, Frau Kraft! —
Zurufe von der SPD)

Frau Ministerprasidentin, ich habe die Bitte, dass
Sie mir noch einmal zuhdren. Ich bin auch gleich
fertig.

(Ministerprasidentin Hannelore Kraft: Ich bin
immer da!)

— Das weil? ich. Ich rechne auch immer mit Ihnen,
Frau Ministerprasidentin.

(Ralf Witzel [FDP]: Jetzt lauft sie ja doch
weg!)

Aber das ist mir, weil das der Ausgangspunkt der
heutigen Debatte ist, ein besonderes Anliegen.
Bringen Sie lhrem Finanzminister bitte den nétigen

Respekt vor dem Parlament bei, Frau Ministerprasi-
dentin.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Der hat es namlich immer noch nicht verstanden,
dass wir die erste Gewalt sind, dass wir die gewahl-
ten Vertreter der Menschen in Nordrhein-Westfalen
sind. Wenn sich Verédnderungen in der Haushaltsla-
ge des Landes ergeben, dann hat er nicht auf ir-
gendwelchen Empfangen herumzuturnen und da
seine Daten zum Besten zu geben, sondern er hat
das Parlament zu informieren.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Das ist seine Pflicht. Das gebietet der Respekt der
Regierung vor dem Parlament. Der Finanzminister
ist kein Parlamentarier. Dann vermitteln Sie ihm bit-
te, was der notige Respekt vor den gewahlten Ab-
geordneten der Menschen in Nordrhein-Westfalen
zu bedeuten hat. So geht es jedenfalls nicht weiter,

(Zurufe von der CDU)

weder im Umgang lhrer Regierung mit dem Parla-
ment und in der Haushaltspolitik schon gar nicht.

(Zuruf von Britta Altenkamp [SPD])

Wenn Sie so weitermachen, Frau Ministerprasiden-
tin, werden Sie scheitern. Das sage ich Ihnen in al-
ler Klarheit. — Ich danke Ihnen fiir Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Vizepréasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Dr. Papke. — Als Né&chster spricht fur die
CDU-Fraktion Herr Kollege Laumann.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Superhaushélter!)

Karl-Josef Laumann (CDU): Sehr geehrter Herr
Prasident! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter
Herr Finanzminister Walter-Borjans, die Rede der
Ministerprasidentin hat sehr deutlich gemacht, wie
schlimm es um Sie steht, wie schlimm es um Sie
steht in dieser Landesregierung.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Ich will Thnen auch sagen, warum die Ministerprasi-
dentin eben teilweise so reagiert hat wie sie reagiert
hat, ndmlich weil in den letzten Tagen eines klar
geworden ist: Die Unverschdmtheit, die seit dem
Regierungswechsel hier in finanzpolitischen Debat-
ten von Ihnen dargestellt wird, als sei der Haushalt
2010 der schwarz-gelben Regierung unsolide,

(Beifall von der CDU und von der FDP — Zu-
ruf von der CDU: Genau so ist es!)

auf Kante genaht und unrealistisch, hat sich schlicht
und ergreifend als ein Lugenmé&rchen entpuppt.

(Beifall von der CDU und von der FDP)
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Denn, Herr Finanzminister und Frau Ministerpréasi-
dentin, die Fakten sind doch folgende: Gegenuber
der Haushaltsveranschlagung 2010 haben wir bis-
her de facto, wie wir wissen, 1,3 Milliarden € mehr
Steuereinnahmen. Ich denke, das ist unstreitig. Un-
streitig ist auch, dass wir in diesem Haushalt
960 Millionen € Haushaltsreste, also Minderausga-
ben, haben.

(Mehrdad Mostofizadeh [GRUNE]: Haus-
haltsrecht ist schwierig! — Rudiger Sagel
[LINKE]: Gut erkannt!)

Das ist im Ubrigen der Beweis dafiir, dass der
Haushalt in den Ausgabepositionen nicht auf Kante
gendht war, wie Sie es hier immer unterstellen.
Sonst hatte das ja gar nicht passieren kénnen.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Dann gibt es 370 Millionen € Mehreinnahmen im
Finanzausgleich. Das sind im Ganzen in diesem
Haushalt Mehreinnahmen von 2,63 Milliarden €.
Dem gegenlber stehen Mehrausgaben in einzelnen
Positionen, die ja auch hier immer vorgetragen wor-
den sind, von 500 Millionen €. Das heil}t, dass die
Summe der Verbesserungen im Haushalt 2010
2,13 Milliarden € betragt.

Darauf lege ich einfach einmal Wert, dass hier im
Parlament und in der Offentlichkeit klar ist: Das ist
die wahre Schlussbilanz im Haushalt 2010 von
Schwarz-Gelb.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Dann mdchte ich gerne ein Weiteres sagen: Mir liegt
seit einigen Stunden lhre Pressemitteilung von heute
vor, die wohl nach der Sitzung des Haushaltsaus-
schusses verteilt worden ist. Sie schreiben — ich zitie-
re mit Genehmigung des Prasidenten — in Punkt 6:
Das Finanzministerium hat dem Bund am 20. Januar
den Zugriff ertffnet und die mir damit bekannten
Tendenzen bereits am 17. Januar dem VGH mitge-
teilt. Ich wurde am 13. Januar telefonisch Uber die
vorlaufige Haushaltsverbesserung unterrichtet. — Und
SO weiter.

Ich kann nur sagen: Damit ist klar, dass Sie am
13. Januar zumindest von der Tendenz, dass der
Haushalt 2010 wesentlich weniger Kredite braucht,
als Sie im Nachtragshaushalt veranschlagt hatten,
gewusst haben. In Bezug darauf, dass wir am
19. Januar hierliber die Debatte so gefuhrt haben,
wie wir sie gefiihrt haben, mdgen Sie juristisch
Recht haben, dass Sie das Parlament nicht infor-
mieren mussten. Politisch ist es auf jeden Fall eine
grole Dummheit gewesen. Ihnen wéare viel erspart
geblieben.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Vizeprasident Oliver Keymis: Herr Kollege
Laumann, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Karl-Josef Laumann (CDU): Nein.

Vizeprasident Oliver Keymis: Keine Zwischenfra-
ge.

Karl-Josef Laumann (CDU): Gerade diese Lan-
desregierung hat zu Beginn ihrer Tétigkeit gesagt:
Wir wollen jetzt im Parlament einen ganz anderen
Stil zwischen Regierung und Parlamentsfraktionen
einfuhren. — Dazu kann ich nur sagen: Ich kann
mich hinsichtlich der fiinf Jahre, wo wir an der Re-
gierung waren, nicht erinnern, dass wir jemals mit
dem Finanzminister ein solches Theater im Parla-
ment Uber die Zahlen im Haushalt hatten, wie wir es
jetzt unter lhnen haben!

(Beifall von der CDU und von der FDP — Wi-
derspruch von der SPD)

Aber das Schlimmste an der ganzen Sache ist,
dass Sie mit den Aktionen der letzten Tage dafir
gesorgt haben, dass der Finanzminister in diesem
Lande — auch in vielen Spots im Fernsehen — mitt-
lerweile zum Gespoétt der Leute geworden ist. Und
Nordrhein-Westfalen kann keinen Finanzminister
gebrauchen, der zum Gespoétt der Leute geworden
ist.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Ich will einen weiteren Punkt nennen. Frau Minister-
prasidentin, ich ware sehr vorsichtig, hier eine Le-
gende anzufangen oder eine Debatte einzuleiten,
wenn jetzt bei der WestLB in den nachsten Wochen
Veranderungen kommen sollten. Ich wére sehr vor-
sichtig, jetzt Schuldfragen aufzubauen. Ich kann
Ihnen nur sagen: Das, was Neuber fur die WestLB
bedeutet hat, was er tber Jahrzehnte fur die Lan-
desregierungen der SPD bedeutet hat, das wissen
die Leute in Nordrhein-Westfalen auch. Und der
Mann steht nicht fur soliden Umgang mit Finanzen,
mit Banken und mit Moral!

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Der zweite Punkt ist: Sie haben ja so viel Wert da-
rauf gelegt, dass Sie einen neuen Stil in die Politik
einbringen wollen. Ich kann nur sagen: Da sollte
man ehrlich bleiben, so viel Mumm haben und sa-
gen: Das, was friher in der WestLB gelaufen ist —
das waren auch aus lhrer Sicht sicherlich Vorgén-
ger, wenn Sie auch das gleiche Parteibuch hatten —,
war nicht in Ordnung.

(Vorsitz: Vizeprasidentin Angela Freimuth)

Da ist der Grund fir diesen Sumpf gelegt worden,
den wir jetzt ausbaden missen.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Ein weiterer Punkt: Sie haben vor 14 Tagen in ei-
nem Interview der ,Westfalischen Nachrichten® in
Munster erklart, Sie kdnnten belegen, dass rund
drei Viertel der Papiere, die bei dieser Bank als to-
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xisch gefiihrt werden, aus der Zeit stammen, wo die
Union die Regierungsverantwortung hatte. Ich
mdchte Sie einmal bitten, das schlicht und ergrei-
fend zu belegen. Denn wir haben Informationen
darlber, dass 78 % der Papiere aus lhrer Zeit
stammen. Das muss einfach einmal der Wahrheit
halber geklart werden!

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Dann will ich einen weiteren Punkt nennen, warum
Sie wahrscheinlich heute so reagiert haben, wie Sie
reagiert haben. Sie sehen, Frau Ministerprasidentin,
in Bezug auf Ihren Politikansatz einer préventiven
Haushaltspolitik — dariiber haben wir auch schon
einmal geredet — angesichts der Auseinanderset-
zung Uber den Nachtrag und der damit verbunde-
nen Auseinandersetzung in Minster schlicht und
ergreifend, dass es wahrscheinlich so ist, dass es in
Nordrhein-Westfalen aufgrund der Rechtslage nicht
mehr die Haushaltsspielraume fiir eine Finanzpolitik
gibt, wie Sie sie sich noch bis vor wenigen Wochen
vorgestellt haben: allen alles zu geben und das un-
seren Kindern als Schuldscheine in den Tornister zu
stecken.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Deswegen will ich Ihnen zum Schluss eines sagen:
Die Opposition — in diese Rolle haben wir uns ja nun
wabhrlich nicht gedréngt — hat in jeder Demokratie
eine ganz wichtige Aufgabe. Und die werden wir
ernst nehmen; die haben Sie ja auch ernst genom-
men. Die werden wir ernst nehmen, indem wir da-
rauf achten werden, dass die Regierenden in die-
sem Land Recht und Gesetz und vor allen Dingen
unsere Verfassung einhalten.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Deswegen ist dies unsere Pflicht: Wenn Sie in Nord-
rhein-Westfalen eine Finanzpolitik kreieren wollen,
die Sie praventive Finanzpolitik nennen und die jetzt
heil3t, ganz viel Schulden zu machen, um méglichst
viele Leute zu befriedigen, wenn Sie als einzige Re-
gierungschefin in ganz Europa diesen Weg gehen,
werden wir von dem hdchsten Gericht in Minster
Uberpriifen lassen, ob eine solche Politik richtig ist,
damit Sie merken, dass Sie diese Politik nicht ma-
chen kdnnen.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Damit ist Ihr Politikentwurf dabei, zu scheitern. Dann
wollen wir mal sehen, wie es dann in diesem Land
politisch aussieht. In den letzten Tagen — wo es
ernster wurde, wo man Politik machen und Dinge
durchstehen musste — haben Sie oft bewiesen,
dass Sie noch eine Menge lernen missen, um ein
Land gut regieren zu kénnen. Ich glaube nicht, dass
Sie diese Lehrzeit bekommen. — Schénen Dank.

(Langanhaltender lebhafter Beifall von der
CDU und von der FDP)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Abgeordneter Laumann. — Als néchster Red-
ner hat fur die Fraktion der SPD der Fraktionsvorsit-
zende, Herr Romer, das Wort. Bitte schon, Herr
Romer.

Norbert Romer (SPD): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Kolleginnen und Kollegen! Herr
Kollege Laumann, Sie haben gerade den schlagen-
den Beweis dafiir geliefert, dass die Menschen in
Nordrhein-Westfalen véllig richtig gehandelt haben,
als sie die Regierung Ruttgers nach nur einer Amts-
periode in die Opposition geschickt haben.

(Beifall von der SPD, von den GRUNEN und
von Ruidiger Sagel [LINKE])

Sie kénnen so viel Verrenkungen verbaler Art ma-
chen, wie Sie wollen — an einem Punkt kommen Sie
nicht vorbei. Er begegnet Ihnen im Land téglich,
wenn Sie mit den Menschen oder mit lhren Kom-
munalpolitikerinnen und Kommunalpolitikern zu-
sammenkommen. Sie haben einen finanzpolitischen
Scherbenhaufen hinterlassen.

(Lachen von der CDU und von der FDP —
Beifall von der SPD und von den GRUNEN -
Ralf Witzel [FDP]: Zum Thema!)

Mit den AufrAumungsarbeiten werden wir noch viel zu
tun haben. Ich will lhnen das in aller Ruhe belegen.

(Unruhe von der CDU und von der FDP)

Deshalb, Herr Kollege Laumann, bleibt eines vollig
richtig: Der Nachtragshaushalt 2010 ist die Schluss-
abrechnung mit der abgewahlten Landesregierung.

(Prof. Dr. Andreas Pinkwart [FDP]: Das wird
ja immer besser!)

Wir haben Wabhrheit und Klarheit in den Haushalt
gebracht,

(Lachen von der CDU und von der FDP)

und das wird sich auf der Strecke auch noch bewei-
sen, meine Damen und Herren.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Ich gebe es ja gerne zu: Ich habe mir viel Fantasie
zugetraut, auch viel Fantasie, aufzuspuren, was Sie
alles an Risiken, die Sie kannten, an die Seite ge-
schoben, versteckt oder ignoriert haben. Dass sich
aber ein schwarzes Loch nach dem anderen — auch
durch Urteile des Verfassungsgerichtshofs gegen
Ihre Politik — aufgetan hat,

(Ralf Witzel [FDP]: 1,3 Milliarden € mehr!)

das hat meine Fantasie Uberstiegen. Das haben Sie
zu verantworten, und daran fuhrt auch kein Weg
vorbei, Herr Rittgers. Sie sind derjenige, der in die-
sem Land gescheitert ist, und die Menschen haben
das gemerkt.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)



Landtag
Nordrhein-Westfalen

02.02.2011
Plenarprotokoll 15/23

Ich wiederhole es gern: Vieles in diesem Haus ist
anders geworden.

(Bernd Kriickel [CDU]: Schlimmer!)

Zuallererst ist anders geworden, und das hat es in
Nordrhein-Westfalen noch nie gegeben — Herr Kol-
lege Laumann, das ist der Beweis dafir, dass Sie in
den funf Jahren weder etwas gelernt haben noch
am Ende erfolgreich gewesen sind —, dass eine Re-
gierung, die Regierung Riittgers, nach nur einer
Amtsperiode abgewahlt worden ist. Die Menschen
hatten schlicht die Nase voll von lhrer falschen Poli-
tik. Deshalb sitzen Sie zu Recht auf der Oppositi-
onsbank. Sie werden, Herr Kollege Laumann — das
hat Ilhre Rede gezeigt —, noch lange auf der Opposi-
tionsbank sitzen bleiben mussen.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN —
Ralf Witzel [FDP]: Zum Thema!)

6,6 Milliarden € haben Sie in lhrem Haushalt 2010
als Nettokreditaufnahme festgelegt. Sie wissen
doch ganz genau, dass das fir Sie die Hurde war,
die Sie nicht Uberspringen wollten. Es hat néamlich
einmal eine Situation wegen ganz anderer wirt-
schaftlicher und steuerlicher Schwierigkeiten gege-
ben, dass eine rot-griine Landesregierung 6,7 Milli-
arden € Nettoneuverschuldung aufnehmen musste.

Sie wollten nicht darlber gehen. Sie wollten die
Menschen tauschen, indem Sie Risiken verschwie-
gen haben, Risiken weggeschoben haben. Das ist
deutlich geworden, als wir die Bilanz aufgemacht
haben. Daran kommen Sie doch nicht vorbei, Herr
Laschet!

Sie haben bei der Frage des Ausbaus von Betreu-
ungsplatzen fur Kinder unter drei Jahren denjeni-
gen, die mithelfen wollten, mehr Platze zu organisie-
ren, suggeriert, es kame auch dafir das Geld. Aller-
dings haben Sie nicht die finanziellen Absicherun-
gen im Haushalt vorgenommen. Das ist aufgedeckt
worden — ein schwarzes Loch, das wir gestopft ha-
ben, meine Damen und Herren.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN —
Armin Laschet [CDU] meldet sich zu einer
Zwischenfrage.)

— Herr Kollege Laschet, lassen Sie das bitte sein;
ich rede nun auch zu Ende. Wir wollen uns nicht
gegenseitig unterbrechen. Sie haben vorhin Gele-
genheit gehabt, zu reden, und werden auch in der
Zukunft noch Gelegenheit dazu haben.

Sie von Schwarz-Gelb haben doch — ich kann lhnen
nicht genau sagen, ob es auf der Strecke 2,9 oder
3 Milliarden waren — einen Raubzug durch die
kommunalen Kassen veranstaltet, der dazu gefiihrt
hat, dass sie Uberhaupt nicht mehr in der Lage sind,
Aufgaben zu erfillen.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Gleichzeitig haben Sie als Landesregierung eine
Politik unterstitzt, die daftr gesorgt hat, dass Nord-

rhein-Westfalen nachhaltig Steuermindereinnahmen
in einer GréRenordnung von fast 900 Millionen € pro
Jahr hat.

(Ralf Witzel [FDP]: 1,3 Milliarden € Mehrein-
nahmen!)

17.000 Stellen allein miussten wir abbauen, um das
auszugleichen. Das sagt Herr Kollege Priggen
Ihnen jedes Mal. Das ist Ihre Hinterlassenschaft fiir
dieses Land. Deshalb sollten Sie sich nicht aufplus-
tern, sondern ganz bescheiden und demitig sein
und den Wahlerinnen und Wahlern sagen: Ja, wir
haben auch Fehler gemacht!

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Eines, Kollege Laumann, will ich Thnen nicht erspa-
ren: Ich will durchaus einrdumen, dass Sie moglich-
erweise prophetische Fahigkeiten haben. Dass Sie
aber bei der Aufstellung des Haushalts 2010 ge-
wusst haben wollen, wie sich die steuerliche und
wirtschaftliche Entwicklung vollziehen wirde, kon-
nen Sie jemandem erzahlen, der sich die Hose mit
der Kneifzange zumacht. Das glaubt Ihnen doch
niemand, meine Damen und Herren!

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Zum Schluss: So viele Verrenkungen verbaler Art
Sie machen wollen — an einem kommen Sie nicht
vorbei, und das ist das, was wir Ilhnen immer gesagt
haben: Der Nachtragshaushalt 2010 ist Ihre
Schlussbilanz, Ihr finanzpolitischer Scherbenhaufen,
den Sie uns hinterlassen haben. Ihn werden wir
nach und nach abraumen. Dabei kdnnen Sie uns
als Opposition begleiten. Bleiben Sie lange auf die-
sen Banken! Da gehéren Sie auch hin, meine Da-
men und Herren.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Abgeordneter Romer. — Als Nachster hat fir
die Fraktion Blndnis 90/Die Griinen der Fraktions-
vorsitzende, Herr Priggen, das Wort. Bitte schon.

Reiner Priggen (GRUNE): Frau Préasidentin! Liebe
Kolleginnen, liebe Kollegen! Herr Dr. Papke, die Mi-
nisterprasidentin schimpft wie ein Rohrspatz, haben
Sie gerade gesagt. Ich habe sie als sehr kampfe-
risch empfunden. Halten Sie sich einmal einen
Spiegel vor und schauen Sie sich an, wie Sie hier
immer auftreten!

(Beifall von den GRUNEN, von der SPD und
von Dr. Gerhard Papke [FDP])

Eine solche Debatte macht ja auch SpalR, und des-
halb sollten Sie sich auch selber betrachten.

Herr Kollege Laumann, Sie haben gesagt, die Rede
der Ministerpréasidentin Kraft
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(Ralf Witzel [FDP]: Wo ist denn die Minister-
prasidentin?)

habe deutlich gemacht, wie schlimm es um den Fi-
nanzminister steht. Seien Sie da ganz vorsichtig!

(Beifall von der CDU)

Ich habe eben schon etwas zur Rede von Armin
Laschet gesagt. Sie sollten immer vorsichtig sein,
das wird auch zurtickgespiegelt.

Aber Spal} beiseite! Es gibt ein paar ernsthafte
Punkte, die uns alle in eine durchaus schwierige Si-
tuation bringen kdnnen. lhre Darstellung, der Nach-
tragshaushalt sei ein Liigenmérchen, kann ich noch
nachvollziehen, wenn Sie Finanzminister Linssen
unterstellen, dass er schon bei der Aufstellung des
Haushalts fir das Jahr 2010 ungefahr im Au-
gust/September 2009 wusste, dass die Konjunktur
ab dem Sommer 2010 derartig anzieht.

(Zuruf von Karl-Josef Laumann [CDU])

Ich kann mich an viele Wirtschaftsweise und Dis-
kussionen erinnern, die uns noch 2010 vor der
Landtagswahl groRe Angst gemacht haben. Nie-
mand hat von 3 % Wachstum geredet. Insofern ha-
ben Sie Gliick gehabt. Linssen selber hat doch noch
vor der Wahl gesagt: Ich muss einen Nachtrags-
haushalt machen und mehr einstellen. — Das hat er
ehrlicherweise vor der Wahl gesagt.

Jetzt haben wir alle Glick, um das ganz klar zu sa-
gen, dass die Konjunktur anzieht,

(Zuruf von Karl-Josef Laumann [CDU])

dass die Steuereinnahmen besser sind und wir
dadurch mehr Mdglichkeiten haben, weniger Schul-
den aufzunehmen. Das ist ein Gliick flir uns alle.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Damit will ich gerne auf den wirklich kritischen Punkt
kommen: die WestLB. Wir kdnnen uns vor dem Ver-
fassungsgerichtshof darliber streiten, ob die Zufiih-
rung von 1,3 Milliarden € in das Sondervermdgen
zulassig war oder nicht. Wir sind der Auffassung,
dass sie zulassig und geboten ist, weil das Land ei-
ne Garantie von Uber 4 Milliarden € ausgesprochen
hat und diese Zuflhrung nach der ersten, die Sie
gemacht haben, hilft, die Garantie abzudecken. Das
Gericht wird seine Position dazu haben. Es wird ein
Urteil geben, mit dem man umgehen wird. Das kann
man niichtern sehen.

Viel bedrohlicher ist die Entwicklung der WestLB.
Wir warten alle darauf, was Herr Almunia heute in
Berlin sagt. Wir sind nattrlich gespannt, wie wir das
Problem l6sen. Dabei hilft der Verweis auf Sozial-
demokraten, die zu Zeiten ihrer Alleinregierung
auch andere Positionen vertreten haben, Gberhaupt
nicht. Das ist auch aus lhrer Ecke gekommen.

(Zuruf von Armin Laschet [CDU])

Ich finde Folgendes richtig: Ich habe in der Fraktion
seit Langem Herrn Mostofizadeh und Herrn Becker
im Nacken. Sie sagen: Macht einen Untersu-
chungsausschuss

(Beifall von den GRUNEN)

und stellt fest, woher die 77 Milliarden € in den ver-
gangenen funf Jahren gekommen sind.

(Andreas Krautscheid [CDU]: 20 Milliar-
den €! — Weitere Zurufe von der CDU)

— 77 Milliarden €! — Wir haben ausreichende Hin-
weise, dass drei Viertel dieses Geldes, der Risiken,
ab 2006 aufgenommen worden sind,

(Dr. Jurgen Ruttgers [CDU]: Nein!)

weil die Bank in Liquiditat geschwommen ist und
weil die Finanzjongleure gemeint haben, sie dirften
mit den Sicherungen, die sie hatten, ,Monopoly*
spielen.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Ich will es klar sagen: Ich halte es flr richtig, das zu
machen. Denn es kann nicht sein, dass zu den 77
Milliarden € im weiteren Prozess noch weitere Risi-
ken hinzukommen, die hinterher die O6ffentliche
Hand tragen muss, und nicht klar aufgedeckt wird,
wer fir die Kettenbriefe, die gespielt worden sind,
wirklich die Verantwortung tragt, sondern die glei-
chen Leute an anderen Stellen weitermachen kon-
nen. Das ist genau zu untersuchen. Wir sollten alle
vorsichtig sein. Sie sollten sehr vorsichtig sein.
Wenn das stimmt, was wir erfahren haben, dass
drei Viertel der Summe in lhrer Zeit angelegt wor-
den sind,

(Widerspruch von Armin Laschet [CDU])

gibt es wenig Grund, bei der WestLB lbermtig zu
werden. Wir kdnnen alle nur hoffen, dass wir eine
Losung hinbekommen, bei der die Risiken fir das
Land minimiert werden.

Herr Dr. Papke, abschlieBend kurz zu Ihnen: Ma-
chen Sie sich um das Nervenkostim der Regierung
keine Sorgen.

(Serdar Yuksel [SPD]: Genau!)

Die Arbeit, auch in einer Minderheitsregierung, ist
anstrengend. Aber bis jetzt lohnt sie sich. Wir haben
erste wichtige Punkte gesetzt. Wir werden weiter-
machen. Wir haben einen erkennbar anderen Kurs.
.Privat vor Staat” ist zu Ende.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Gott sei Dank!)

Wir kimmern uns um die Kinder im Land und wol-
len sie mitnehmen. Das ist die neue Linie. Das ma-
chen wir in aller Ruhe weiter, solange erkennbar
niemand anders bereit ist, sich der Aufgabe zu stel-
len, und wir machen es gut. — Danke schon.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)
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Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Abgeordneter Priggen. — Als nachster Redner
hat fUr die Fraktion Die Linke der Abgeordnete Sa-
gel das Wort. Bitte schon, Herr Abgeordneter.

(Dr. Gerhard Papke [FDP]: Ein Beitrag zur
Haushaltskonsolidierung, Herr Kollege!)

Rudiger Sagel (LINKE): Frau Prasidentin! Damen
und Herren! Zunéchst ein paar Satze zum fakten-
freien Klamauk, der von CDU und FDP abgeliefert
wird. Herr Laumann, ich kann lhnen nur sagen:
Der Herr des Sumpfes, von dem Sie gerade ge-
sprochen haben, sitzt bei lhnen immer noch in der
ersten Reihe. Er heil3t Ruttgers.

(Beifall von der LINKEN und von der SPD)

Es ist gut, dass wir diesen Herrn des Sumpfes in
den vorlaufigen Ruhestand geschickt haben, ob-
wohl er hier noch in der ersten Reihe sitzen darf.
Links wirkt. Das haben wir gezeigt. Ich wiinsche
Ihnen eine gute Reise nach Rom oder sonst wo,
Herr Rlttgers.

(Beifall von der LINKEN)

Vielleicht noch ein paar Sétze zu dem, was zur an-
geblich irrwitzigen Schuldenpolitik der Linken gesagt
worden ist. Das ist nun wirklich der gré3te Unsinn,
den ich hier jemals gehort habe.

(Lachen von der CDU)

Denn wenn eine Partei, wenn eine Fraktion fiir eine
solide Haushaltspolitik streitet, dann doch wohl Die
Linke.

(Beifall von der LINKEN — Lautes Lachen von
CDU und FDP - Lachen von einzelnen Ab-
geordneten der SPD)

Wir sind diejenigen, die fur solide finanzierte Haus-
halte streiten. Wir sind diejenigen, die sagen: Wir
brauchen endlich Haushaltsverbesserungen. Wir
brauchen endlich eine hohere Spitzensteuer. Wir
brauchen endlich eine Millionarssteuer.

(Demonstrativer Beifall von der CDU)

Wir brauchen endlich eine hdhere Erbschaftsteuer.
Wir missen endlich diejenigen, die in Deutschland
die dicke Kohle haben, ordentlich besteuern! Wir
sind diejenigen, die flr Steuergerechtigkeit streiten.
Das ist hier im Landtag im Moment allein die Linke.

(Beifall von der LINKEN)

Ich hoffe, dass SPD und Griine endlich mitmachen.
Aber wir sind diejenigen, die fur eine solide finan-
zierte Politik in Nordrhein-Westfalen stehen! Sie
sind die Schuldenmacher. Sie haben in finf Jahren
23 Milliarden € neue Schulden gemacht. Das ist die
Realitat, die wir hier erleben.

(Ralf Witzel [FDP]: Das ist nicht lhr Ernst!)

Wir sind auch dafir, dass endlich wirklich etwas fur
diejenigen getan wird, die zu den sozial Schwéache-
ren im Land gehoéren. Wir sind diejenigen, die end-
lich die Studiengebtihren abschaffen wollen — und
zwar sofort.

(Beifall von der LINKEN)

Wir sind diejenigen, die die Kindergarten ausrei-
chend finanzieren wollen. Wir sind auch diejenigen,
die in vielen anderen sozialen Bereichen etwas fir
die Menschen in Nordrhein-Westfalen und fir die
Verbesserung der Lebensbedingungen in Nord-
rhein-Westfalen tun wollen. Das ist doch die Reali-
tat. Die Schuldenmacher sitzen in den anderen
Fraktionen.

(Norbert Post [CDU]: Allgemeine Heiterkeit!)

Frau Ministerprasidentin, ich kann Ihre Emporung
Uber die Fraktionen der CDU und der FDP durchaus
verstehen,

(Ralf Witzel [FDP]: Sagen Sie mal was zum
Porsche-Klaus!)

die fur die katastrophale Haushaltspolitik in den letz-
ten funf Jahren mit mittlerweile 130 Milliarden €
Schulden verantwortlich sind.

(Lachen von der CDU — Ralf Witzel [FDP]:
Wie viel kommt dabei wohl von SPD und
Grinen?)

Ich habe auch miterlebt, wie Sie hier schwarze Kas-
sen angelegt haben, wie Sie lhre Lobbys bedient
haben. Mit der Landwirtschaftskammer ging es da-
mals los. Sie hat mal eben 20 Millionen € mehr be-
kommen. Auf der anderen Seite wurden im Landes-
jugendplan bei den Jugendeinrichtungen 17 Millio-
nen € gekurzt. Das war die Politik, die Sie gemacht
haben.

(Zuruf von Britta Altenkamp [SPD])

Sie haben bei den jungen Leuten gekirzt, und bei
den Lobbys haben Sie ordentlich Geld draufgelegt.
Das war Ihre Politik in den letzten Jahren.

(Beifall von der LINKEN)

Frau Ministerprasidentin, ich kann, wie gesagt, lhre
Empdrung verstehen. Sie haben aber eben ein
sachliches und aus meiner Sicht sehr entscheiden-
des Argument gebracht. Sie haben gesagt, dass
aus Berlin auf nordrhein-westfalische Finanzdaten
zugegriffen werden kénne. Das Ganze endet ver-
mutlich in parteipolitischen Machenschaften. Denn
genau so arbeiten die Fraktionen von CDU und
FDP. Das wissen wir.

(Zurufe von der CDU und von der FDP)
Das war natirlich ein entscheidender Hinweis.

(Zuruf von Karl-Josef Laumann [CDU])
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— Herr Laumann, halten Sie den Ball ganz flach. Der
faktenfreie Unsinn, den Sie heute erzahlt haben,
geht auf keine Kuhhaut.

(Beifall von Dr. Carolin Butterwegge [LINKE])

Ich komme auf die Sache zurlick und sage lhnen,
Frau Ministerprasidentin: Die Information, dass die
Koalition in Berlin auf diese Finanzdaten zugreift
und sie politisch verwertet, hatten wir uns zehn Ta-
ge eher gewiinscht. Denn das héatte aus dieser Ver-
anstaltung, die von CDU und FDP hier gemacht
wird, ganz schnell die Luft herausgelassen.

(Zuruf von Armin Laschet [CDU])

Fir uns bleibt es dabei: Wir stehen fiir Haushalts-
klarheit und Haushaltswahrheit. Deswegen haben
wir einen entsprechenden Antrag eingebracht. Ich
bin sehr gespannt, wie Sie sich dazu verhalten. Wir
haben nur das aufgenommen, was in der Landes-
haushaltsordnung Nordrhein-Westfalen steht. Ich
bin sehr gespannt, ob Sie sich noch an die Landes-
haushaltsordnung erinnern und sie vielleicht unter-
stitzen wollen. Das kénnen Sie mit diesem Antrag
tun; das ware sehr hilfreich.

Ich méchte noch wenige Séatze zur WestLB sagen.
Natdrlich ist die WestLB nach wie vor ein grof3es
Problem. Nach wie vor bestehen Milliardenrisiken,
und auf uns werden noch Milliardenforderungen zu-
kommen. Das ist die Realitéat. Dafur sind Sie von
CDU und FDP massiv verantwortlich. Denn wer hat
denn diese desastrose Finanzpolitik der WestLB —
gezockt, verzockt und sich selbst mit Millionen be-
dient — zu verantworten? Das sind doch CDU und
FDP.

(Zurufe von der CDU)

Sie haben doch alles unterlassen, um die Machen-
schaften bei der WestLB zu unterbinden. Und jetzt
auf einmal ist alles anders. Sie sind jetzt in der Op-
position und haben damit nichts mehr zu tun. Wie
Teflon — alles gleitet ab. Das werden wir lhnen so
nicht durchgehen lassen. Wir werden Sie auch wei-
terhin mit den Fakten konfrontieren. Ich kann nur
sagen: mit uns nicht. Die Linke wird weiterhin Druck
machen. Wir wollen Haushaltsklarheit und Haus-
haltswahrheit. — Danke schon.

(Beifall von der LINKEN und von Bernhard
von Griinberg [SPD])

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Abgeordneter Sagel. — Meine sehr verehrten
Damen und Herren, mir liegen keine weiteren
Wortmeldungen zu diesem Tagesordnungspunkt
vor. Damit sind wir am Schluss der Beratungen.

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellende
Fraktion der FDP hat um direkte Abstimmung gebe-
ten. Wer dem Inhalt des Antrags Drucksache
15/1198 zustimmen mochte, den darf ich jetzt um
das Handzeichen bitten. — Das sind die Abgeordne-

ten der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP.
Gegenstimmen? — Das sind die Abgeordneten der
Fraktion der SPD, der Fraktion Biindnis 90/Die Gri-
nen und der Fraktion Die Linke.

(Dr. Gerhard Papke [FDP]: Die Koalition der
Haushaltskonsolidierung!)

Enthaltungen? — Keine Enthaltung. Damit hat der
Antrag nicht die erforderliche Mehrheit bekommen
und ist abgelehnt.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Ich lasse des Weiteren abstimmen Uber den Ent-
schliefungsantrag der Fraktion Die Linke Druck-
sache 15/1235. Wer diesem EntschlieBungsantrags
seine Zustimmung geben méchte, den bitte ich jetzt
um das Handzeichen. — Das sind die Abgeordneten
der Fraktion Die Linke.

(Gunhild Both [LINKE]: Das wollen Sie gar
nicht?)

Gegenstimmen? — Das sind die Abgeordneten der
Fraktionen von CDU, SPD, Bundnis 90/Die Griinen
und FDP. Enthaltungen? — Keine Enthaltung. Damit
ist auch der EntschlieBungsantrag abgelehnt.

Meine Damen und Herren, wir kommen zu:

3 Castor-Transporte und damit unnétige Risiken
fur Mensch und Umwelt vermeiden — Hochra-
dioaktive Brennelementekugeln weiterhin am
ehemaligen AVR Jiilich zwischenlagern

Antrag

der Fraktion der SPD,

der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
der Fraktion DIE LINKE

Drucksache 15/1194 — Neudruck

Ich er6ffne die Beratung und erteile fur die antrag-
stellenden Fraktionen, zunéchst fiir die Fraktion der
SPD, dem Kollegen Stinka das Wort.

(Unruhe)

— Alle, die den Saal verlassen oder diverse Dinge
bilateral im Gesprach klaren wollen, darf ich bitten,
das am Rande des Plenarsaals zu machen. — Bitte
schon, Herr Kollege Stinka.

André Stinka (SPD): Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das vergange-
ne Jahr hat uns ganz deutlich gezeigt: Die Men-
schen in Deutschland und speziell in Nordrhein-
Westfalen wollen keine Atomkraft. Sie wollen auch
nicht, dass hochgiftiger, strahlender Mull auf Stra-
3en und Schienen unterwegs ist.

Wenn ich mir die Situation im vergangenen Jahr vor
Augen fuhre, weild ich, dass die Bevdlkerung in der
politischen Arbeit selten so eindeutig gegen diese
Transporte war. Das habe ich wahrend meiner poli-
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tischen Arbeit selten so deutlich gesehen. Deswe-
gen missen wir diese Bedenken der Menschen
ernstnehmen.

Nun stehen wir aber in Nordrhein-Westfalen vor ei-
ner Situation, bei der in einem Ooffentlichen For-
schungszentrum Hunderttausende strahlende Ele-
mente liegen. Das tun sie seit 1988; damals wurde
der Forschungsreaktor in Julich abgeschaltet. Die
Genehmigung, das dort angefallene Material zu la-
gern, lauft in gut zwei Jahren, am 30. Juni 2013, ab.

Ich empfinde es schon als etwas bedrickend zu
wissen, dass in dieser Einrichtung in unserem Land
rund 300.000 Brennelementekugeln lagern. Das ist
eine schwere Hypothek fir den Raum Aachen und
kénnte zu einer schweren Hypothek fir das Miins-
terland werden.

Mir wére es naturlich recht, wenn dieser Atommuill
besser als heute einer endgultigen und auf Jahrtau-
sende sicheren Lagerstatte zugefihrt wirde. Aber,
Kolleginnen und Kollegen, wir alle wissen genau,
dass es sich dabei um das grof3e Problem der
Atomkraft handelt. Die Debatten haben uns im letz-
ten Jahr begleitet, dass bei Atomkraft immer Abfélle
entstehen und wir uns der Endlagerung nicht sicher
sind. Ein solches Endlager gibt es bislang nicht. Es
gibt bislang kein anndhernd uberzeugendes Kon-
zept, wie wir mit diesem Mull umgehen kdnnen.

Kolleginnen und Kollegen, ich weil3 schon jetzt,
dass gleich wieder gebetsmihlenartig behauptet
wird, wir hatten Vorschlage und suchten am Salz-
stock in Gorleben, wo es eine sinnvolle Mdglichkeit
gebe. — Wir wissen doch heute, dass der Salzstock
in Gorleben genauso wie die Asse alles andere als
sicher ist. Die Proteste im vergangenen Jahr haben
auch damit zu tun, dass die Menschen an die Ver-
sprechungen, die da gegeben werden, nicht mehr
glauben.

Es ist also unverantwortlich, dieses gefahrliche Ma-
terial dorthin zu verbringen und fir die Folgen, die in
der Region und in ganz Deutschland auftreten, die
Menschen haftbar zu machen. Es macht also im
Moment (berhaupt keinen Sinn, Castoren mit
Brennelementen munter durch Deutschland zu kut-
schieren.

Das Forschungszentrum Jilich hat neben einer
moglichen Verlangerung der Lagergenehmigung
auch einen Transport der 152 Castoren ins Zwi-
schenlager Ahaus beantragt. Ich bin als Minster-
lander davon sehr betroffen. Mich wundert dann
auch die AuRerung von Herrn Rottgen heute in den
~Westfalischen Nachrichten, die eine Tendenz er-
kennen lasst: Ja, man muss nach Ahaus schauen. —
Wenn man sich das genau anguckt, dann finde ich
es schade, dass das Minsterland mit einem Zwi-
schenlager als Abfallstatte Deutschlands herhalten
soll.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Das haben das Munsterland und die Region bei
weitem nicht verdient. Das ist keine Sammelstelle
far Atommdll aller Herren Lander.

(Josef Hovenjirgen [CDU]: Zwischenlager!)

Es macht aus Sicht der SPD-Fraktion keinen Sinn,
300.000 strahlende Brennelementekugeln von JU-
lich nach Ahaus zu transportieren, obwohl man nicht
weil3, was danach damit geschehen soll. Solange
wir nicht wissen, wohin mit dem Mdll, solange es
keine Konzepte und keine Strategie gibt, wie mit
dem Atommill zu verfahren ist, ist es unsinnig, den
Transport von A nach B durchzufiihren.

Die Atommulitransporte sind nicht ungefahrlich. Sie
sind sehr aufwendig und werden eine Menge Fi-
nanzmittel kosten; wir haben gerade Uber das The-
ma gesprochen. Wir sind der Auffassung, dass wir
besser Geld in andere Dinge investieren sollten als
in die Polizeibegleitung von Atomtransporten, die
jetzt stark in der politischen Betrachtung sind, weil
CDU und FDP in Berlin den Atomkonsens aufge-
kindigt und damit diese brisante Frage in die Ge-
sellschaft getragen haben.

Wir wollen auf unndétige Transporte verzichten, um
auch die Polizisten vor der hohen dienstlichen Be-
lastung zu schiitzen — wir reden tber 152 Castor-
transporte — und damit der Bevolkerung viel Arger
zu ersparen. Wir driicken uns nicht — das macht der
Antrag auch deutlich — vor der Verantwortung, die
wir langfristig haben, wenn es darum geht, Endla-
gerstatten wertungsfrei in allen Bundeslandern zu
suchen. Vor dem Hintergrund der Entschlie3ungs-
antrag!

Wir freuen uns auf die Debatte. — Vielen Dank.
(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Abgeordneter Stinka. — Als nachster Redner
hat fir die weitere antragstellende Fraktion Bindnis
90/Die Griinen der Abgeordnete Markert das Wort.
Bitte schon, Herr Kollege.

Hans Christian Markert (GRUNE): Frau Préasiden-
tin! Liebe anwesenden Kolleginnen und Kollegen!
Die meisten von Ihnen kennen sicherlich den Ko-
mddienklassiker ,Manche moégen’s heill“. Tony Cur-
tis versucht, mit einem defekten Boot seine Angebe-
tete — gespielt von Marilyn Monroe — zu einem Ren-
dezvous auf einer groBen Jacht zu fahren. Aller-
dings klappt das nicht so ganz, und er redet sich
dann damit raus, bei dem Boot handele es sich um
ein Versuchsmodell. Und Marilyn Monroe antwortet:
Vielleicht haben die ja etwas ganz Falsches ver-
sucht.

Auch im Atomforschungszentrum Julich wurde gan-
ze 21 Jahre lang etwas ganz Falsches versucht —
21 Jahre die Verschwendung von Steuergeldern mit
diesen Hochtemperaturexperimenten, 21 Jahre
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Storféalle und Pannen. Und jetzt, mit diesen geplan-
ten Transporten, wird das Ganze wohl endgultig zu
»Julich 21% Das ist aus Grinden der Sicherheit,
aber auch aus Kostengriinden unverantwortlich.

(Beifall von den GRUNEN, von der SPD und
von der LINKEN)

Die atomare Hinterlassenschaft dieser 21 Jahre:
152 nur 1 m hohe Castorbehalter, geflllt mit jeweils
2.000 hochradioaktiven Brennelementekugeln, 152
potenziell schmutzige Bomben.

Uns vorliegende Rechtsgutachten sprechen davon,
dass bei diesen Transporten Uber einen langeren
Zeitraum 152 Mal die Mdglichkeit bestinde, dass
unbefugte Dritte versuchen kdnnten, daran zu
kommen.

(Bernhard Tenhumberg [CDU]: Zum Beispiel
die Grunen!)

Nicht zuletzt mit diesen Transporten sind erhebliche
Gefahren fur die Sicherheit und Ordnung und fur
Leib und Leben der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer verbunden. Gerade deshalb hat auch der Ge-
setzgeber eine standortnahe Zwischenlagerung und
die Transportminimierung im Atomgesetz vorge-
schrieben. Und so sieht das Ubrigens auch die Ge-
werkschaft der Polizei in Nordrhein-Westfalen.

(Zuruf von Josef Hovenjtrgen [CDU])

Der GdP-Chef Richter sagte kirzlich gegentber der
~,Rheinischen Post‘ — ich zitiere mit Einverstandnis
der Prasidentin —:

Es macht Uberhaupt keinen Sinn, abgebrannte
Brennelemente von einem Zwischenlager in ein an-
deres zu transportieren. Das flhrt nur zu zuséatzli-
chen Sicherheitsrisiken und zu enormen Kosten flr
den Steuerzahler.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Ich zitiere weiter: Vor einem Transport muss ent-
schieden werden, wohin der Mull endgultig kommt.

(Beifall von den GRUNEN, von der SPD und
von der LINKEN)

Diese Transporte sind allerdings auch aus Kosten-
grinden unverantwortlich; wir hatten gerade eine
sehr leidenschaftliche Debatte hier.

Zusatzlich zu den 27 Millionen € Transportkosten,
von denen das Forschungszentrum selbst ausgeht,
entstehen nach Auffassung der Landesregierung
mindestens 60 Millionen € an Polizeikosten. Das
sind 87 Millionen € fir diese Atomtransporte — am
Willen der Bevélkerung vorbei, gegen den Willen
der parlamentarischen Mehrheit in Nordrhein-
Westfalen, gegen den Willen der Polizeigewerk-
schaft und selbstverstéandlich auch gegen den Wil-
len der Landesregierung.

Egal, wie hoch die notwendigen Ertiichtigungskos-
ten fur die Zwischenlagerung nun tatsachlich sind —

es werden Zahlen zwischen 40 Millionen € und 220
Millionen € genannt —, ergibt sich bei Anwendung
einer Kostentragungsregelung von 30 % fir das
Land Nordrhein-Westfalen ein erhebliches Millio-
nen-Delta fir unseren Landeshaushalt.

Nun sind die meisten Kolleginnen und Kollegen,
insbesondere von CDU und FDP, schon in der Mit-
tagspause. Sie reden ja nur vom Sparen. Hier aber,
wo sie den Landeshaushalt deutlich entlasten kénn-
ten, zeigen Sie lhr wahres Gesicht. Sie haben den
Menschen in Nordrhein-Westfalen nicht nur die teu-
re WestLB hinterlassen — vom ,Manager Magazin®
Ubrigens ,Ruttgers’ Reste-Rampe“ genannt —, son-
dern sie schicken sich auch noch an, das Land
Nordrhein-Westfalen zugunsten des Bundes, in
dem Sie zurzeit noch regieren, an dieser Stelle er-
heblich finanziell zu belasten.

(Beifall von den GRUNEN, von der SPD und
von der LINKEN)

Der Schliissel, meine Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, zur Verhinderung dieser
Transporte liegt im Bundeswissenschaftsministeri-
um bei Frau Schavan.

(Karl Schultheis [SPD]: Mein lieber Schwan!)

Darum fordere ich Sie, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der NRW-CDU, und vor allem lhren strah-
lenden Landesvorsitzenden Réttgen auf: Setzen Sie
sich gegen Frau Schavan durch. Oder soll Herr
Roéttgen als der CDU-Vorsitzende in Nordrhein-
Westfalen in die Geschichte eingehen, der zwar nie
im Landtag war, aber die gré3ten Atomtransporte in
Nordrhein-Westfalen aller Zeiten zu verantworten
hat?

(Josef Hovenjurgen [CDUJ: Jubel!)

Ubrigens, am Ende tuckert Tony Curtis mit dem
Versuchsmodell im verklemmten Rickwartsgang
zur Jacht. Einen solchen Rickwartsgang in der
Atompolitik sollte uns Herr Rottgen allerdings nach
dem Atomdeal der Bundesregierung, seinem Zau-
dern und Zoégern bei den Russlandtransporten und
angesichts des wachsenden Widerstands in allen
Bevolkerungsschichten in Julich diesmal von vorn-
herein ersparen. — Herzlichen Dank.

(Beifall von den GRUNEN, von der SPD und
von der LINKEN)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Abgeordneter Markert. — Fir die weitere an-
tragstellende Fraktion Die Linke hat nun Frau Abge-
ordnete Akbayir das Wort. Bitte schon, Frau Kolle-

gin.

Hamide Akbayir (LINKE): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kolle-
gen! Die im Forschungszentrum Jilich lagernden
152 Castoren sind eine Gefahr fur die Region und
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unser Land. Sie bergen 300.000 hoch radioaktive
Brennelemente, die in das Zwischenlager Ahaus
transportiert werden sollen.

Wir Linken waren und sind strikt gegen unnétige
Atommuilitransporte, meine Damen und Herren. Wir
sind dagegen, weil davon unabsehbare Gefahren
fur das Leben und die Gesundheit einer sehr gro-
3en Zahl von Menschen ausgehen.

Am Forschungszentrum Jilich sind der Bund mit
90 % und das Land NRW mit 10 % beteiligt. Dieses
Forschungszentrum hat beim Bundesamt fiir Strah-
lenschutz den Antrag gestellt, dass die Castoren mit
den hoch radioaktiven Brennelementekugeln in das
Zwischenlager Ahaus transportiert werden. Gleich-
zeitig soll die Zwischenlagergenehmigung fur Julich
verlangert werden. Wir sagen Nein, meine Damen
und Herren. Deshalb protestierten wir am
30. Januar vor dem Julicher Forschungszentrum.

Der gefahrliche Transport wirde per Lkw erfolgen,
und es kdnnten hochstens zwei Castoren pro Lkw —
vielleicht auch nur ein Castor pro Lkw — transportiert
werden. In weniger als zwei Jahren kdnnte es also
zu bis zu 152 Lkw-Transporten von Jilich nach Ah-
aus kommen. Sie kénnen sich vorstellen, meine
verehrten Damen und Herren, wie viele Menschen
dagegen protestieren und demonstrieren wuirden.
Sie kénnen sich die massenhaften Stral3enblocka-
den vorstellen, die das zur Folge hatte.

Ich freue mich, dass sich SPD und Griine mit uns
gemeinsam gegen diese Atommiuilltransporte wen-
den.

(Beifall von der LINKEN)

Und nicht nur das: Beide sagen mit uns, den Linken,
in diesem Antrag, dass die Atommiilltransporte — ich
zZitiere aus dem Begriindungstext unseres gemein-
samen Antrags — ,von den Menschen entlang der
Transportstrecke zu Recht nicht akzeptiert werden®.
Ich betone das ,zu Recht®, meine Damen und Her-
ren, weil wir uns gegen die Diffamierung und Krimi-
nalisierung der Menschen wenden, die sich fur die
Gesundheit und die Lebensperspektiven von uns
allen und von unseren Kindern und Kindeskindern
einsetzen. Natirlich wiirde das auch massive Poli-
zeieinsatze und entsprechende Kosten verursachen
und wiederum Risiken fir die Gesundheit und Un-
versehrtheit vieler Menschen mit sich bringen.

Wir stellen in unserem gemeinsamen Antrag fest:
Der Bund hat seine Pflicht zur Entsorgung des
Atommuills bis heute nicht erfillt, und Ahaus ist als
Zwischenlager und nicht als zentrale Sammelstelle
fur hoch radioaktive Abfélle konzipiert. Die 152 Cas-
toren missen also weiter in Julich bleiben, namlich
beim Verursacher. Die Bundesregierung muss tber
ihre maRgebliche Beteiligung dafir sorgen, dass
das Forschungszentrum Jilich seinen Antrag zu-
rickzieht. Der Bund muss sich — wie es bereits fur
den Rickbau der Castoren festgelegt wurde — an
den Kosten der Ertiichtigung beteiligen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, fur uns
alle sollten die Lebensinteressen der Menschen un-
seres Landes und nicht die Profitinteressen des Ka-
pitals an erster Stelle stehen. Ich winsche mir da-
her sehr die Stimmen aller Fraktionen hier im Hause
fur den Beschluss, die Atommiilltransporte von Ju-
lich nach Ahaus zu unterbinden. — Vielen Dank fir
lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der LINKEN, von der SPD und
von den GRUNEN)

Vizepréasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Frau Abgeordnete Akbayir. — Als nachster Redner
hat nun der Abgeordnete Wirtz fir die CDU-Fraktion
das Wort. Bitte schon, Herr Kollege.

Josef Wirtz (CDU): Sehr geehrte Frau Prasidentin!
Kolleginnen und Kollegen! Nach dem, was wir bis-
her zu diesem Thema gehort haben, sollten wir uns
Uber eines im Klaren sein: Wir reden hier Gber ein
sensibles Thema, das Sachlichkeit und Argumente
verlangt. Alles, was mit dieser Frage zusammen-
hangt, muss mit Recht und Gesetz vereinbar sein.

Die Sicherheit fir Mensch und Umwelt steht im Mit-
telpunkt. Daher sind lhre teilweise wahlkampftakti-
schen AuRerungen hier und in den Medien, meine
Damen und Herren, fehl am Platze.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Wichtig ist, dass wir mit der Entscheidung Uber die
weitere Lagerung offen und transparent umgehen.
Deswegen zunéchst ein paar Fakten:

Erstens. Das Zwischenlager in Julich ist nur noch
bis zum 30. Juni 2013 genehmigt.

Zweitens. Der Aufsichtsrat des Forschungszent-
rums in Jilich hat sich bereits Ende 2008 fir die
Verlagerung nach Ahaus entschieden.

Drittens. Die Genehmigung des Bundesamtes fir
Strahlenschutz fiir diese Transporte steht noch aus.

Ihr Antrag, meine Damen und Herren, wirft ver-
schiedene Fragen auf. Sie fordern darin beispiels-
weise die Bundesregierung dazu auf, den Vorstand
des Forschungszentrums in Julich anzuweisen, die
Transporte nach Ahaus nicht mehr durchzufiihren,
sondern eine Verlangerung des Zwischenlagers in
Julich zu beantragen. — Genau an diesem Punkt
wird das Scheitern dieser Landesregierung offen-
kundig.

Im Landtagswahlkampf haben Sie noch den Eindruck
erweckt, Sie wirden die Transporte verhindern, so-
bald Sie in Nordrhein-Westfalen an der Regierung
waren. Und so auRBern Sie sich auch drauf3en im
Land. Um lhre Position durchzusetzen, misste je-
doch eine andere Beschlusslage im Aufsichtsrat her-
beigefuihrt werden. Bei der letzten Sitzung des Auf-
sichtsrats im vergangenen November — das ist noch
gar nicht so lange her — hat der Vertreter der Landes-
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regierung in diesem Aufsichtsrat zu diesem Punkt
aber nicht die Hand gehoben und Vorschlage ge-
macht.

(Zuruf von der CDU: Aha! Hort, hort! — Zuruf
von der FDP: Scheinheiligkeit!)

Das miussen Sie hier auch ansprechen, das gehort
auch zur ganzen Wahrheit.

Der Grund dafir ist klar: Sie wissen im Grunde ganz
genau, dass es zu der Option ,Transport* Gberhaupt
keine Alternative gibt;

(Zuruf von der SPD)

denn die anderen zur Diskussion stehenden M&g-
lichkeiten sind bis zum 30. Juni 2013 schlicht und
ergreifend nicht umsetzbar. Das wissen Sie auch
selber.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Ich darf in diesem Zusammenhang nur mal an Fol-
gendes erinnern: Das Genehmigungsverfahren zum
Bau des Lagers in Jilich hat sieben Jahre gedauert.
Dann hat es irgendwann mal eine Verlangerung ge-
geben. Dieses Verfahren hat elf Jahre gedauert.
Und Sie wollen das Ganze in nun knapp zweiein-
halb Jahren durchpeitschen? Wie stellen Sie sich
das eigentlich vor? — Im Landtag heute einen Antrag
zur weiteren Lagerung der Reststoffe in Jilich ein-
zubringen ist nicht nur unredlich, sondern aufgrund
der 2013 auslaufenden Genehmigung auch hdchst
unverantwortlich!

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Und hoéren Sie bitte endlich damit auf, den Men-
schen einzureden, es bestiinden erhebliche Sicher-
heitsrisiken beim Transport der Brennelemente!
Zahlreiche Tests haben bewiesen, dass die Castor-
behalter sicher sind, sogar im unwahrscheinlichsten
Fall eines schweren Aufschlags. Selbst der Zu-
sammenprall mit einem Zug wurde bei diesen Tests
ohne Schaden Uberstanden.

Das widerlegt auch Ihre Behauptung, dass die
Transporte massive Polizeibegleitung erforderten.
Das ist schlicht und ergreifend falsch. Es besteht
keine gesetzliche Pflicht, die Transporte polizeilich
zu begleiten.

(Karl Schultheis [SPD]: Super Vorschlag!)
— Ich bin noch nicht fertig.

Notig ist der verstarkte Einsatz der Polizei nur, weil
einige Gegner der Transporte erhebliche Behinde-
rungen erzwingen wollen.

(Beifall von der CDU und von der FDP — Zu-
ruf von der CDU: So ist es!)

Das hat das vom Wirtschaftsministerium in Auftrag
gegebene Gutachten selber ausgesagt. Und Sie,
meine Damen und Herren, tragen durch Ihr Verhal-
ten selbst dazu bei, dass der Polizeiaufwand inten-
siviert werden muss.

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Herr Kollege
Wirtz, entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbreche.
Der Abgeordnete Markert wirde Ilhnen gerne eine
Zwischenfrage stellen, wenn Sie die zulassen.

Josef Wirtz (CDU): Nein, vielen Dank, Frau Prasi-
dentin. Ich méchte im Zusammenhang vortragen.

Die gréRere Gefahr, meine Damen und Herren,
geht wohl eher von den Ausnahmeféllen unter dem
Demonstranten aus, die es mit Recht und Gesetz
nicht so ernst nehmen. Trauriger H6hepunkt dieser
Entwicklung ist ohne Zweifel, dass eine der antrag-
stellenden Fraktionen vor wenigen Wochen o6ffent-
lich zu Straftaten aufgerufen hat. Der Aufruf der Lin-
ken zum sogenannten Schottern seinerzeit ist fir
mich an Geschmacklosigkeit nicht zu Uberbieten.

(Beifall von der CDU und von der FDP — Zu-
ruf von Michael Aggelidis [LINKE])

Und die Regierungskoalitionen wéren eigentlich gut
beraten, sich von diesen radikalen Linken zu distan-
zieren, statt mit ihnen gemeinsame Antrége zu stel-
len.

(Beifall von der CDU und von der FDP — Zu-
ruf von Karl Schultheis [SPD])

Meine Damen und Herren, halten wir fest: Das Zwi-
schenlager in Ahaus ist im Gegensatz zu Jilich bis
2036 genehmigt. Es besitzt aktuell erhebliche freie
Kapazitaten und erfillt hohe Sicherheitsstandards.
Die AVR-Brennelemente waren dort problemlos ne-
ben den bereits gelagerten 300 Castoren lagerbar.

Entgegen |hren Behauptungen ist ein Transport
nach Ahaus ein erheblicher Sicherheitsgewinn. Das
liegt in der Natur der Sache, wenn man die Anzahl
der Standorte minimiert. Ein Zwischenlager ist und
bleibt potenziell weniger geféhrlich als zwei. Zu
Recht hat sich deswegen auch die friihere Wissen-
schaftsministerin und heutige Regierungschefin
Hannelore Kraft — sie ist leider nicht mehr hier —
seinerzeit

(Norbert Romer [SPD]: Was soll das denn
jetzt?)

fur eine vollige Altlastenfreiheit des Forschungszent-
rums Julich ausgesprochen, Herr Romer, als sie
noch Wissenschaftsministerin in unserem Land war.
Ich kann lhnen das belegen.

(Zuruf von der FDP: Hort, hort! — Karl
Schultheis [SPD]: Das ist doch kein Wider-
spruch!)

Hinzu kommt, dass ein Neubau nach dem heutigen
Stand der Wissenschaft und Technik eine wesent-
lich grolRere Flache beanspruchen wirde. Wer das
unmittelbare Umfeld von Jilich kennt, der weil3,
dass es da zu o6kologischen Einschnitten kommen
muss.

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD])



Landtag
Nordrhein-Westfalen

02.02.2011
Plenarprotokoll 15/23

Das Bundesnaturschutzgesetz, Herr Schultheis,
wirde dies nur erlauben, wenn der Eingriff unver-
meidlich ist — und das ist er durch die Alternative der
Verlagerung eben nicht.

(Beifall von der CDU)

Und Ubrigens, meine Damen und Herren von der
SPD, wenn ich Sie mal ansprechen darf: Ihr Bun-
destagsabgeordneter aus dem Kreis Diren, Diet-
mar Nietan, hat im vergangenen Jahr das For-
schungszentrum in Jilich besucht. Mit Ihrer Ge-
nehmigung darf ich seine Aussage zitieren, Frau
Prasidentin:

~Aber es macht keinen Sinn, in Jllich ein neues
Zwischenlager zu bauen, wenn bereits schon
jetzt die Brennelemente genauso sicher in Ah-
aus gelagert werden konnten. Alles andere ware
eine Verschwendung von Steuergeldern in Milli-
onenhdhe.”

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Der Vorsitzende der SPD Mittelrhein wusste offen-
bar damals schon, dass ein Verbleib der Brennele-
mente in Julich ungefahr sechsmal so teuer ist wie
der Transport mit anschlieRender Lagerung in Ah-
aus. Wieso begrif3en Sie das denn nicht ebenso,
meine Damen und Herren insbesondere der SPD?

Liebe Vertreterinnen und Vertreter der Griinen, wo
waren Sie denn

(Sigrid Beer [GRUNE]: Hier! — Hans Christi-
an Markert [GRUNE]: Hier!)

eigentlich im Sommer 2005, als Ihr Umweltminister
Jurgen Trittin Atommiuilitransporte von Rossendorf
nach Ahaus genehmigt hat?

(Beifall von der CDU und von der FDP — Zu-
rufe von den GRUNEN)

Herr Markert, wieso haben Sie denn seinerzeit nicht
demonstriert oder Antrdge gestellt, als russische
Brennelemente von Rossendorf nach Ahaus verla-
gert wurden? Waren das denn damals gute und
notwendige Transporte — und heute nicht?

(Beifall von der CDU und von der FDP - Zu-
rufe von den GRUNEN)

Wenn Sie dem Bund vorwerfen, er habe seine
Pflicht zur Schaffung eines Endlagers nicht erfullt,
wie wir eben vernommen haben, so mdchte ich Sie
daran erinnern, dass es die frihere rot-griine Bun-
desregierung im Jahre 2001 unter der Kanzlerschaft
von Gerhard Schréder gewesen ist, die den Fort-
gang zur Erkundung eines Endlagers in Deutsch-
land durch ein Moratorium aufgehoben hat. Diesen
Vorwurf richten Sie dann bitte an Ihre Leute, die das
damals zu verantworten hatten, meine Damen und
Herren.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Erst mit der Verabschiedung des Energiekonzepts
von Norbert Réttgen im vergangenen Herbst gibt es
auch im Bereich der Endlagerforschung wieder
Fortschritte. Da sind uns wertvolle zehn Jahre verlo-
ren gegangen. Jetzt wollen Sie den Schwarzen Pe-
ter dem Bund zuschieben, meine Damen und Her-
ren. Das lassen wir lhnen nicht durchgehen.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Wer von den antragstellenden Fraktionen Uber-
nimmt denn Uberhaupt die Verantwortung dafir,
wenn ab dem 30. Juni 2013 ein nicht mehr geneh-
migtes Zwischenlager in Julich weiterbetrieben wer-
den wird? Ubernehmen Sie dann die Verantwor-
tung?

In meinen Augen verfolgen Sie nur ein Ziel. Sie nut-
zen die Frage der Verlagerung von bereits vorhan-
denem radioaktivem Material aus, um eine Anti-
Atom-Debatte zu fuhren.

Auch das ist unredlich, meine Damen und Herren;
denn die personliche Haltung zur Kernenergie hat
mit der Frage nach dem Umgang mit vorhandenem
Material aus langst stillgelegten Versuchsreaktoren
ganz wenig zu tun.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Wir brauchen flir die Brennelemente vergangener
Jahre eine Losung. Ihren unverantwortlichen Weg
wird die CDU-Fraktion nicht mitgehen. Wir stellen
uns der Verantwortung. Fir uns hat dabei die Si-
cherheit allerhtéchste Prioritat. — Vielen Dank.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Abgeordneter Wirtz. — Als néachster Redner hat
fur die Fraktion der FDP der Abgeordnete Brockes
das Wort. Bitte schon, Herr Kollege.

Dietmar Brockes (FDP): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Wir haben bisher wenige An-
trage von Rot-Grun erhalten und in diesem Plenar-
saal debattieren durfen. Das hier ist aber schon der
dritte Antrag zu den Castortransporten. Und siehe
da: An dieser Stelle ist auch das ganze Regie-
rungsbundnis aus Rot-Rot-Grin sichtbar.

Meine Damen und Herren, das Verhalten in dieser
Frage ist in keinem Fall in irgendeiner Weise von
Verantwortung fir dieses Land gepragt.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Ehrlich gesagt, betreibt Rot-Grin an dieser Stelle
ein perfides Spiel. Aus parteitaktischem Kalkil soll
der Rickbau des Reaktors in Jilich verzégert und
behindert werden.

Fiur die Zuhorer, die nicht wissen, warum wir hier
Uberhaupt Uber radioaktiven Mull reden: Dort geht
es um einen 1969 in Betrieb genommenen For-
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schungsreaktor, der 1988 abgeschaltet wurde — al-
les in sozialdemokratischer Regierungszeit. Bis zum
Jahr 2015 soll der Ort, an dem der Forschungsreak-
tor stand, zur griinen Wiese zuriickgebaut werden,
und zwar unter wissenschaftlicher Begleitung. Die
aktuell existierende Genehmigung fiir ein Zwischen-
lager lauft aber 2013 aus. Jiilich hat deshalb bean-
tragt, die Castoren ins Zwischenlager Ahaus zu ver-
bringen. Uber diese Transporte muss das Bundes-
amt fur Strahlenschutz entscheiden.

Das Zwischenlager in Jilich ist bereits &lter und
misste aufwendig umgebaut werden; denn der
Stand der Technik verlangt heute die Sicherung ge-
gen Flugzeugabstirze und Terroranschlage. Das ist
auch gut und richtig. Dafir ist die bestehende Halle
schon allein deshalb nicht geeignet, weil sie zu nah
an der Stral3e liegt. Die Kosten fir eine neue Halle
belaufen sich auf etwa 40 Millionen €. Weitere min-
destens 180 Millionen € wiirden fiur die notwendige
Infrastruktur und das Personal anfallen.

Diese Kosten von 220 Millionen € stehen den von
der Landesregierung geschatzten Transportkosten
von 76 Millionen € entgegen. 220 Millionen € oder
76 Millionen €, Herr Markert! Erzahlen Sie dann bit-
te nicht, was dies fur den Haushalt bedeutet. Es
durfte jedem klar sein, dass lhre Rechnung die viel
teurere ist.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Das Zwischenlager Ahaus ist wesentlich moderner
und hat ausreichend Kapazitaten. Insofern bréachte
die Konzentration an einer Stelle wesentlich niedri-
gere Kosten mit sich. Eine Entscheidung ist zwar
noch nicht gefallen. Dabei miissen aber auch sol-
che Tatsachen berUcksichtigt werden.

Vonseiten der Landesregierung fehlt eine fachliche
Begrindung, warum der Standort Julich erhalten
bleiben soll. Nur darauf zu verweisen, dass man die
Transporte nicht will, reicht nicht aus, Herr Minister. —
Ich hoffe, dass er noch irgendwo anwesend ist.

Die Frage ist auch: Reicht die Zeit bis 2013 fir ein
Genehmigungsverfahren aus? Das sieht das Bun-
desforschungsministerium sehr kritisch und meint,
dass eine Genehmigung und ein rechtskonformer
Lagerzustand bis zum 30. Juni 2030 faktisch aus-
geschlossen seien. Der Kollege Wirtz hat eben sehr
deutlich gemacht, wie lange das im Moment gultige
Genehmigungsverfahren damals gebraucht hat.

Meine Damen und Herrn, die Landesregierung
meint, das sei zeitlich zu bewerkstelligen. Unsere
Position ist dagegen: Sicherheit vor Schnelligkeit! —
Es darf nicht geschludert werden, schon gar nicht,
wenn Rot-Grin aus parteitaktischem Kalkil auf
schnelle Genehmigung dréngt. Es wird zum Beispiel
Birgerbegehren geben. Und auch Birgerbeteili-
gungen mussen entsprechend bertcksichtigt wer-
den. Das ist, ehrlich gesagt, in zwei Jahren nicht zu
schaffen, und das weil3 die Landesregierung auch.
Vielleicht ist es aber genau das, was die Landesre-

gierung will, némlich einen rechtswidrigen Zustand
erzwingen.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Fir Deutschland ist die wissenschaftliche Beglei-
tung des Rickbaus jedenfalls enorm wichtig. Denn
unabhangig von der Position zur Kernenergie mus-
sen in Deutschland in den nachsten Jahren und
Jahrzehnten kerntechnische Anlagen zurtickgebaut
werden. ,Julich“, meine Damen und Herren, soll und
wird zeigen, dass und wie dies geschehen kann.

(Vorsitz: Prasident Eckhard Uhlenberg)

SPD und Griine betreiben aber seit Jahren ein per-
fides Spiel, was die Lagerung von Abfall aus Kern-
forschung und Kernenergie angeht. Aus reinem par-
teitaktischen Kalkil wird verzdgert und blockiert. Vor
allem unter der Regierung Schroder/Fischer wurde
zehn Jahre lang ein Moratorium fir die Endlagersu-
che verhangt. Das sind zehn verlorene Jahre in der
Frage, wie wir mit strahlendem Material verantwort-
lich umgehen.

(Minister Johannes Remmel: Das ist dummes
Zeug!)

Dabei stellt sich gar nicht die Frage, wie man zur
Kernenergie steht.

Meine Damen und Herren, sicher war der Einstieg
ohne Endlagerlésung fragwiirdig. Aber die Politik
der Gegenwart muss jetzt fur Losungen dieses
Problems sorgen. Naturlich liegt es im Interesse der
Grinen, eine solche Lésung mdglichst lange hin-
auszuzdgern. Am liebsten ist ihnen dabei die Vertei-
lung der Castorbehalter im ganzen Land, um mog-
lichst viele Leute vor Ort zu mobilisieren, wie es ja
am vergangenen Wochenende in Jilich deutlich
wurde.

Meine Damen und Herren, die griine Protestpartei
versucht damit, Stimmungen auszunutzen. Dabei
fragt man sich die ganze Zeit, warum die SPD den
Grinen bei diesem Thema so horig hinterherlauft,
statt, wie es eigentlich notwendig wére, ihrer staats-
politischen Verantwortung gerecht zu werden.

Meine Damen und Herren, das Verhindern von For-
schung zum Zweck des Ruckbaus von kerntechni-
schen Anlagen dient nur der parteipolitischen Profi-
lierung der Griinen in der Offentlichkeit. Der Aus-
stieg aus der Kerntechnik ist allerdings schon be-
schlossene Sache. Deshalb missen jetzt Losungen
gefunden werden.

Wir fordern die Landesregierung auf, ihrer Verant-
wortung fir das Land gerecht zu werden, daran mit-
zuwirken und eben nicht zu blockieren. — Vielen
Dank.

(Beifall von der FDP und von der CDU)
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Prasident Eckart Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter Brockes. — Fur die Landesregierung
spricht Frau Ministerin Schulze.

Svenja Schulze, Ministerin fur Innovation, Wis-
senschaft und Forschung: Herr Président! Meine
Damen und Herren! Die Brennelemente aus Jilich
dirfen nur noch ein einziges Mal transportiert wer-
den, und zwar auf dem Weg in ein Endlager. Die
Landesregierung lehnt jegliche Transporte dariiber
hinaus ab,

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

weil sie unnétig sind, weil sie ein Sicherheitsrisiko
darstellen und weil sie Nordrhein-Westfalen fur fast
ein Jahr in einen Ausnahmezustand zwingen wiuir-
den.

(Beifall von der SPD, von den GRUNEN und
von der LINKEN)

Wir kénnen es nicht verantworten, den Atommull
quer durch Nordrhein-Westfalen, einer der am dich-
testen besiedelten Regionen in Deutschland, zu
transportieren. Die Menschen in Nordrhein-Westfa-
len erwarten von uns zu Recht, dass wir verantwort-
lich handeln. ,Verantwortlich handeln® heif3t in die-
sem Fall, dass wir die Lagerung in Julich ermégli-
chen und das vorhandene Lager ertiichtigen. Das
sieht Ubrigens auch die Bevélkerung so. Ein Wan-
derzirkus fir Atommiill ist in der Offentlichkeit nicht
vermittelbar. Es wird Widerstand geben.

(Beifall von der SPD, von den GRUNEN und
von der LINKEN)

Wir haben noch sehr genau vor Augen, als es um
die Transporte von La Hague nach Gorleben ging,
wie die Proteste waren und was dort passiert ist.
Die ,Westfalenpost® hat doch recht, wenn sie heute
sagt, dass man keine Prophetin sein muss, um sich
einen Uber Monate hinziehenden Ausnahmezustand
zwischen Jilich und Ahaus vorzustellen. Man muss
auch keine Prophetin sein, um zu wissen, dass die-
se Transporte wieder mit Gbermafiigen Belastungen
der Polizei verbunden sein werden. Man muss auch
keine Prophetin sein, um die Kritik an den hohen
Ausgaben fur den Transport vorherzusehen.

Meine Damen und Herren, wenn wir aus Protesten
wie um ,Stuttgart 21 in den letzten Monaten eines
gelernt haben ...

Prasident Eckhard Uhlenberg: Frau Ministerin,
wirden Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten
Tenhumberg zulassen?

Svenja Schulze, Ministerin fur Innovation, Wis-
senschaft und Forschung: Nein, ich will das im Zu-
sammenhang darstellen.

Wenn wir etwas aus ,Stuttgart 21 gelernt haben,
dann doch, dass man sich um Akzeptanz bemihen
muss, dass wir die Burgerinnen und Burger mit-
nehmen missen. Fur den Transport von 152 Casto-
ren mit 300.000 hochradioaktiven Brennelementen
gibt es keine Akzeptanz. Das ist eine schwere Hy-
pothek, die wir in Nordrhein-Westfalen schultern
mussen.

Nun kann man der Hypothek nicht damit begegnen,
dass man nach der Vogel-Strauf3-Politik einfach den
Kopf in den Sand steckt. Mit dem Wechsel des La-
gerortes innerhalb Nordrhein-Westfalens haben wir
kein einziges Problem gel6st. Die Risiken und Be-
lastungen fir die Bevolkerung wurden lediglich um
ein paar hundert Kilometer innerhalb von Nordrhein-
Westfalen verlagert.

(Beifall von der SPD, von den GRUNEN und
von der LINKEN)

Auch deshalb ist der Transport der Castoren nicht
zu verantworten. Die nachsten Transporte mit ent-
sprechenden Risiken und Kosten sind dann namlich
unvermeidlich, weil es irgendwann in ein Endlager
gehen muss.

(Zuruf von Josef Hovenjirgen [CDU])

Das Transportbehélterlager Ahaus ist als Zwischen-
lager konzipiert worden, nicht als zentrale Sammel-
stelle fur hochradioaktive Abfélle. Es gibt ein Ende
der Aufbewahrungsgenehmigung auch fir Ahaus,
namlich den 31. Dezember 2036.

Die wirklich zentrale Frage lautet doch: Kommt der
Bund endlich seiner Pflicht nach, ein Endlager be-
reitzustellen?

(Widerspruch von Bernhard Tenhumberg [CDU])

Es stimmt nicht, was eben in der Debatte gesagt
wurde, dass das die rot-griine Bundesregierung
damals nicht wollte. Nein, das haben damals CDU
und FDP verhindert, indem sie namlich darauf be-
standen haben, dass nur der Standort Gorleben und
nichts Weiteres untersucht wird. Es ist ein politi-
sches Versdumnis der schwarz-gelben Bundesre-
gierung. Wer wie Sie von CDU und FDP die Kern-
energie als Ubergangstechnologie fiir unverzichtbar
halt, der muss sich auch darum kiimmern, wo der
ganze Mull langfristig lagern soll. An dieser Stelle
muss man einfach einmal festhalten: Der Bundes-
umweltminister ist in dieser Sache bisher nicht wei-
tergekommen. Er muss endlich seine Verantwor-
tung Ubernehmen. Eine bloRe Verlagerung der
Brennelemente von Jilich nach Ahaus ist doch nur
eine Scheinlésung.

Herr Wirtz, wir mussen in der Debatte redlich blei-
ben: Es gab zwei Antrage, die das Forschungszent-
rum Jalich gestellt hat, ndmlich einen Antrag auf
Transport und einen Antrag auf Ertlichtigung des
vorhandenen Lagers. Die Vertreter der alten Regie-
rung haben in der Ubergangsphase den Antrag auf
Ertlichtigung zuriickgezogen, sodass nur noch der
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Antrag auf Transporte ubrig blieb. Fur die Situation,
die wir heute haben, tragen Sie ein ganzes Stick
Verantwortung.

(Beifall von den GRUNEN und von Karl
Schultheis [SPD] — Josef Hovenjurgen [CDUJ:
Das war der Aufsichtsrat!)

— Das war der Aufsichtsrat, da haben Sie recht. Die
Vertreter der alten Landesregierung haben es aber
mit vorangetrieben.

Fir uns ist es heute selbstverstandlich, dass ein
Zwischenlager die Bedingungen des Gesetzes er-
fllen muss. In Jilich mussen die Sicherheitsstan-
dards erhoht werden, um eine Verlangerung der
Genehmigung zu erhalten. Es darf und wird keinen
genehmigungslosen Zustand geben. Daran missen
aber alle mitarbeiten, Herr Brockes, und auch die
Bundesregierung ist gefordert.

Naturlich wird das Ganze auch Geld kosten. Dieses
Geld ist dort sinnvoller investiert als fur die Absiche-
rung der Transporte. Die Zahlen und Fakten uber
die angeblichen Kosten, die hier kursieren, muss
man erst einmal genau erheben. Bisher ist alles,
was hier im Raum genannt wurde, spekulativ. Die
Kostenschatzung kénnen wir erst machen, wenn
das Bundesamt fur Strahlenschutz die notwendigen
Maf3nahmen fir die Ertiichtigung formuliert hat. Erst
dann wissen wir, was konkret wir finanzieren mus-
sen. Bundesumweltminister Rottgen hat es in der
Hand, hier zu einer Lésung zu kommen und den
Prozess konstruktiv zu begleiten.

Die Bundesregierung wird sich an den Kosten betei-
ligen. Die Aufteilung von 70 % Bund und 30 % Land
ist 2003 so vereinbart worden. Deswegen sind wir
an dieser Stelle auf eine klare Aussage von Minister
Roéttgen angewiesen. Die Botschaften aus Berlin
sind zurzeit aber eher eine babylonische Sprach-
verwirrung. Das Bundesministerium fur Bildung und
Forschung sagt: Der Transport nach Ahaus muss
sein, die Lagerung in Jilich ist nicht machbar. Der
Bundesumweltminister méchte sich nicht festlegen
und halt nur die sichere Lagerung fur notwendig. Da
wird ihm niemand widersprechen, aber es hilft in der
Sache nicht weiter. Das Bundesamt fur Strahlen-
schutz sagt noch im Dezember 2010: Ein Zeitplan
fur die rechtzeitige bauliche Nachristung in Jilich
ist moglich und unter bestimmten Bedingungen
machbar.

Die NRW-Landesregierung stellt diesem Hickhack
aus Berlin eine ganz klare Aussage entgegen: Wir
wollen keine Transporte nach Ahaus. Wir wollen,
dass das Zwischenlager am Standort Jilich ertiich-
tigt wird und die Brennelemente erst einmal dort
bleiben.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Durch einen Transport haben wir keine Verbesse-
rung fur die Situation in Nordrhein-Westfalen. Die
Landesregierung unterstitzt den Verbleib der Brenn-

elemente in Julich durch Gesprache mit dem Bund
und durch das BfS.

Ich appelliere an dieser Stelle noch einmal ganz of-
fensiv an den Bundesumweltminister, der ja auch
eine Verankerung in Nordrhein-Westfalen hat: Sie
haben es in der Hand, mit uns gemeinsam fur Nord-
rhein-Westfalen eine Loésung zu ermdglichen, die
Mensch und Umwelt schiitzt. Erméglichen Sie Nord-
rhein-Westfalen eine Lésung, die die Castoren nicht
zu einem hochbrisanten und teuren Wanderzirkus
machen.

Im Rahmen der eigenen Zustandigkeit des Bundes-
umweltministers ware es scheinheilig, einerseits Si-
cherheit zu fordern und uns auf der anderen Seite
nicht die Moglichkeit zu geben, diese Sicherheit zu
schaffen. Sorgen Sie dafiir, dass wir in Nordrhein-
Westfalen den Menschen sagen kénnen: NRW ist
atommiilifrei. Es ist ein Endlager gefunden, das
wirklich eine verantwortungsvolle Nutzung erlaubt.

Dem Landtag empfehlen wir die Annahme des frak-
tionsuibergreifenden Antrags. — Herzlichen Dank.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Frau
Ministerin Schulze. — Fur die CDU-Fraktion spricht
der Abgeordnete Hovenjlrgen.

Josef Hovenjirgen (CDU): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen! Kollege Stinka, liebe Frau Ministerin, ich kann
es lhnen nicht ersparen. Herr Stinka, ich kann ver-
stehen, dass man sich als Abgeordneter aus dem
Minsterland mit den Fragen befasst. Richtig ist
aber auch: Die Grundsteinlegung sowie die Ein-
weihung des Zwischenlagers haben sozialdemo-
kratische Minister vorgenommen. Die Planungen,
hier Atommull zwischenzulagern, sind Ergebnisse
sozialdemokratischer Regierungspolitik. Auch das
gilt es im Lande nicht zu verschweigen. Das gehort
nun einmal zur Wahrheitsfindung dazu.

(Britta Altenkamp [SPD]: Und jetzt?)

Man hat Ahaus aus Sicht von Sozialdemokraten als
Standort fur ein Zwischenlager auserkoren. Insofern
ist es ein Stickchen eine perfide Haltung, sich heu-
te der Verantwortung zu entziehen und zu sagen:
Julich hat damit zu leben, dass es ein dauerhaftes
Zwischenlager mit Tendenz zum Endlager be-
kommt. Sie kdnnen die Kraft fur eine Endlagerfin-
dung politisch nicht aufbringen.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

In lThrer bundespolitischen Verantwortung haben Sie
doch ein zehnjahriges Moratorium verhéangt, ohne
an einem neuen Standort, einem Alternativstandort
fur ein Endlager zu arbeiten.
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(Beifall von der CDU und von der FDP — Karl
Schultheis [SPD]: Das wollt ihr doch in Ber-
lin erledigen!)

Die Kraft, ein Endlager zu identifizieren, werden Sie
auch heute nicht aufbringen, geschweige denn die
politische Verantwortung daftr tbernehmen.

Umso verantwortungsloser finde ich es, Frau Alten-
kamp, Uber Transportkosten zu reden, bei denen
man selbst dazu beitragt, dass sie ins Unermessli-
che steigen, weil man die Menschen emotionalisiert,

(Karl Schultheis [SPD]: Die braucht man
nicht zu emotionalisierent)

sie auf die Stral3e treibt und auch noch zu Straftaten
wie Schottern und Ahnlichem aufruft. Mit denen, die
das getan haben, stellen Sie sich in eine Reihe.
Das, was wir heute mit lhrem gemeinsamen Antrag
in diesem Hause erleben, ist schon ein wenig trau-
rig, meine Damen und Herren.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Eins bleibt richtig: Selbst wenn Sie endlagern wol-
len — es wurde ja beklagt, es gabe kein Endlager —,
mussen Sie transportieren. Wenn Transporte unver-
antwortlich sind, wie fillen wir dann ein Endlager?
Wenn es ein Zwischenlager gibt, das dafir vorgese-
hen war und allen notwendigen rechtlichen und si-
cherheitstechnischen Voraussetzungen entspricht,
warum mussen wir dann ein neues bauen, mehr
Geld ausgeben? Warum nutzen wir nicht dieses La-
ger? Warum ist es unmaglich, rechtlich einwandfreie
Transporte auf einer Grundlage durchzufihren, die
Sozialdemokraten geschaffen haben, namlich ins
Zwischenlager Ahaus, meine Damen und Herren?

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Man muss in der Politik schon langer tUber das
nachdenken, was man vorher verantwortet hat. Zur
gemeinsamen Verantwortung in diesem Land ge-
hort, dass Sozialdemokraten die Situation, die wir
heute mit dem Endlager Ahaus haben, so vorge-
sehen und politisch gewollt haben. Sie haben die-
ses Endlager auf den Weg gebracht und politisch
durchgesetzt, Sie haben es eingeweiht. Heute ma-
chen Sie sich vom Acker und sagen: Damit haben
wir nichts zu tun, wir bekdmpfen die Transporte
und die Zwischenlagerung. Das ist sozialdemokra-
tisch verantwortete Politik. Das geht nicht in mei-
nen Kopf, meine Damen und Herren. Das kénnen
Sie auch den Biurgern drauf3en nicht mehr erkla-
ren.

(Beifall von der CDU und von der FDP — Karl
Schultheis [SPD]: Das liegt an Ihrem Kopf!)

Insofern noch einmal: Kommen Sie zurlick in eine
verantwortete Politik! Ziehen Sie diesen Antrag zu-
rick! Nehmen Sie nicht an dieser Dreierkoalition
teil — auch die Sozialdemokraten nicht! Sie haben
das, was in diesem Land anzutreffen ist, auch den
THTR, wo wir den Mill finden, politisch verantwortet.

Auch der ist von Sozialdemokraten gewollt worden,
und Sie haben heute mit allem nichts mehr zu tun.
Sie waschen lhre Hande in Unschuld und erklaren
heute, den Landesvorsitzenden der Union, Norbert
Roéttgen, als den Verantwortlichen fiir diese Situation.

Nein, in diese Situation haben Sie uns gebracht,
und jetzt haben Sie die Verantwortung, diese Situa-
tion mit zu beherrschen und das nicht nur gegen-
Uber den Menschen auf dem Transportweg, son-
dern auch gegentiber den Menschen in Jilich, die
einen Anspruch haben, eine rechtlich und sicher-
heitstechnisch einwandfreie Lésung zu bekommen,
die Sie in dem Zeitfenster, das uns zur Verfligung
steht, nicht mehr darstellen kénnen. Das hat Kollege
Wirtz eindrucksvoll dargelegt. Ich sage noch mal:
Kommen Sie zuriick in die Verantwortung und wer-
den Sie auch den Menschen am Standort Jilich ge-
recht! — Herzlichen Dank.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter Hovenjirgen. — Fir die SPD-Fraktion
spricht der Herr Abgeordnete Schultheis.

Karl Schultheis (SPD): Herr Prasident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren!
Herr Kollege Wirtz hatte zur Sachlichkeit aufgeru-
fen, aber lhr Wortbeitrag, Herr Hovenjirgen, hat
diese Aufforderung ad absurdum geftihrt. Es ist si-
cherlich richtig, dass die Sozialdemokratie in der
Vergangenheit eine andere Positionierung zur
Kernenergie angenommen hat als heute. Das ist
eine historische Entwicklung. Dazu gehoéren Er-
kenntnisse. Aber wir haben die Konsequenzen dar-
aus gezogen,

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

dass wir heute den Einsatz von Kernenergie zur
wirtschaftlichen Nutzung ablehnen. Es ist in der
Vergangenheit sicherlich so gewesen, dass NRW —
die Landesregierung unter SPD-Fuhrung — fir die
Lagernotwendigkeiten Vorsorge getroffen hat. So ist
in der Tat das Zwischenlager in Ahaus entstanden.

Aber, Herr Wirtz, wir brauchen die Bevolkerung
nicht zu mobilisieren und auch nicht zu emotionali-
sieren. Das tut die Bevdlkerung bereits jetzt. Letztes
Wochenende ist noch mal ganz deutlich geworden,
wie sensibel die Menschen in der Aachener, Dire-
ner und Jilicher Region sind gegenuber der Frage:
Soll es diese Castortransporte geben oder nicht?
Ihre Politik auf Bundesebene, die Aufkiindigung des
Atomkonsenses, den wir erreicht hatten — ein
schwieriger Prozess —, fuhrt jetzt zu einer Solidari-
sierung der Birgerinnen und Birger an den Stand-
orten. Denn am vergangenen Wochenende waren
in Julich auch Vertreterinnen und Vertreter aus Ah-
aus, aus dem Wendland. Sie haben dazu beigetra-
gen, die Lésung dieser Frage komplizierter zu ge-
stalten, als sie durch den Atomkompromiss wirklich
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hergestellt worden war. Das ist Ihre Verantwortung;
das ist die Verantwortung der CDU und der FDP.

Uber Kosten kénnen wir gerne reden. Sie haben bei
der Genehmigung der Verlédngerung der Laufzeiten
fur Atomkraftwerke mit der Atomindustrie, mit der
Energieindustrie vereinbart, dass es bei den Sanie-
rungskosten eine Deckelung gibt.

(Josef Hovenjurgen [CDUJ: Nein!)

— Aber hallo. Bei den Sanierungskosten haben Sie
eine Deckelung mit vereinbart.

(Widerspruch von Josef Hovenijiirgen [CDU])

Das sind auch Kosten, die zulasten der Sicherheit
der Birgerinnen und Birger gehen, die Sie zu ver-
antworten haben.

(Dietmar Brockes [FDP]: Falsch!)

Ein weiterer Punkt ist, wer hier mit wem zu welcher
Sachfrage abstimmt. Ich sage das, weil Sie als
Blockflétenpartei CDU und die Blockfléten der FDP
standig darauf rumreiten, wenn man in einer sachli-
chen Frage mit der Linken zusammen stimmt.

Prasident Eckhard Uhlenberg: Wirden Sie eine
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Hovenjr-
gen zulassen, der auf dem Platz von Herrn Laschet
sitzt?

Karl Schultheis (SPD): Ja, bitte schon.
Prasident Eckhard Uhlenberg: Bitte schon.

Josef Hovenjurgen (CDU): Herzlichen Dank, dass
Sie die Frage zulassen. — Sind Sie bereit zur Kennt-
nis zu nehmen, dass der Kompromiss, den Rot-
Grin mit der Atomlobby, um es mal so zu beschrei-
ben, getroffen hat, die Atomlobby 20 Jahre lang von
jeder Investition in die Sicherheit befreite, dass das,
was sie als Deckel bezeichnen, bei 500 Millionen
steht und dass dariiber hinaus investiert werden
muss, wenn es notwendig ist, was allerdings dem
Fonds nicht mehr zugefiihrt werden braucht? Das
ist die Wahrheit.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeordne-
ter.

Karl Schultheis (SPD): Die Wahrheit ist, dass die
von CDU und FDP gestitzte Bundesregierung in
einen Deal eingetreten ist, der die Laufzeiten der
Atomkraftwerke verlangert und damit auch die
Mengen an Atomm{ll weiter produzieren lasst.

(Dietmar Brockes [FDP]: Was hat das mit Ju-
lich zu tun?)

— Eine ganze Menge. Es geht um Lagerkapazitaten
fur Atommdill, die wir in der Bundesrepublik nicht zur
Verfligung haben. Ein Endlager haben wir allemal
nicht zur Verfigung. Dieses Risiko gehen Sie ganz
bewusst sein. Selbstverstandlich, Herr Brockes,
steht das in einem Kontext mit der Frage, die wir
heute diskutieren.

Ich sage es noch mal: Der Widerstand in der Regi-
on wachst. Die SPD spricht sich gegen die geplan-
ten Castortransporte aus. Wir sagen ganz klar: ohne
Endlager keine Transporte.

Prasident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeordne-
ter, wirden Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Tenhumberg zulassen?

Karl Schultheis (SPD): Ja, gerne.

Prasident Eckhard Uhlenberg: Bitte schon, Herr
Tenhumberg.

Bernhard Tenhumberg (CDU): Kollege, stimmen
Sie der Aussage der Ministerin zu, die gerade ge-
sagt hat, dass sie jegliche Transporte von Atomm{ill
ablehnt, eingeschlossen Transporte, die aus dem
Zwischenlager Ahaus in ein eventuell zu griinden-
des Endlager vorsehen?

Prasident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeordne-
ter, bitte schon.

Karl Schultheis (SPD): Darauf kann ich Ihnen kei-
ne endgultige Antwort geben. Aber ich gehe davon
aus, wenn wir in der Bundesrepublik Deutschland
ein Endlager zur Verfugung haben, missen wir die
gesamte Frage, wie aus Zwischenlagern eine End-
lagerung erfolgen kann, hier diskutieren und ent-
scheiden. Das steht wohl auf der Tagesordnung.
Sonst brauchten wir kein Endlager. Wir sind sehr
daran interessiert, dass es ein Endlager gibt und
diese Frage geklart wird. Nochmals: ohne Endlage-
rung keine Transporte.

Das widerspricht auch nicht der Aussage der ehe-
maligen Wissenschaftsministerin, Frau Kraft, die
gesagt hat: Ich wiinsche mir, dass das FZJ nuklear-
frei wird. — Ich formuliere es mal so. Dabei bleiben
wir auch. Sie wissen genau, auch wenn die jetzigen
Transporte erfolgen wirden, wird der Standort Ju-
lich nicht nuklearfrei sein, sondern der Rest des
AVR-Reaktors wird weiterhin auf dem Gelande ste-
hen und eine Restgefahrdung bedeuten, wenn dort
nicht eine Absicherung nach dem Stand der Tech-
nik erfolgen wird. Die Aussage von Frau Kraft in der
Vergangenheit ist also kein Widerspruch.

Auch die sonstigen Aussagen von Kolleginnen und
Kollegen stehen dazu nicht im Widerspruch, weil die
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alle vor der Aufkiindigung des Atomkompromisses
getroffen wurden.

Ich sage es noch mal: Die Solidaritét der Regionen
wachst in dieser Frage. Ich habe aus Sicht des Wis-
senschafts- und Forschungspolitikers ein gewisses
Verstandnis, dass das FZJ daran interessiert ist,
diese Altlast loszuwerden. Nun muss ich sagen, das
FZJ hat sich hervorragend aus der Kernforschungs-
anlage Jilich heraus zu einem Forschungszentrum
mit herausragenden Forschungsschwerpunkten,
auch im Bereich der Energieforschung, entwickelt.
Ich glaube, dass das FZJ diese Altlast tragen kann,
bis wir eine Mdglichkeit finden, eine Endlagerung
vorzunehmen.

Von daher: Man muss zu seiner Vergangenheit ste-
hen. Das muss auch das FZJ, das muss jede politi-
sche Partei, das muss jede Person tun, und das gilt
auch hier. Man kann die Altlasten nicht zulasten an-
derer verteilen.

Meine Damen und Herren, in dem Zusammenhang
ist schon erstaunlich, dass die Bundesregierung ei-
ne Stellungnahme gegeniber den ,Aachener Nach-
richten“ abgegeben hat, die heute abgedruckt ist,
wonach man weil3, dass ein Antrag auf Ertlichtigung
des Zwischenlagers im Forschungszentrum Jilich
in der verbleibenden Zeit bis Juni 2013 nicht ge-
nehmigt werden kann.

(Zuruf von Josef Hovenjirgen [CDU])

Man formuliert es ein bisschen vorsichtiger, denn
dort steht, man zweifelt daran. Man weil3 es also
nicht, man zweifelt daran.

Wir sind der Meinung — das zeigt auch unser An-
trag, das zeigt auch die Stellungnahme der Landes-
regierung —, dass ein solches Genehmigungsver-
fahren sehr wohl erfolgreich beendet werden kann.

Ich sage es noch einmal: Eine Bundesregierung, die
ohne jede Vorsorge die Laufzeiten der Atomkraft-
werke verlangert, ohne die Frage der Lagerung des
Muills geklart zu haben, ist bei der Bewertung dieser
Frage ,Ist das mdglich?“ aus meiner Sicht unglaub-
wurdig. Das ist gar keine Frage. Sie sind mit lhren
Beschlussen einfach ins Risiko gegangen,

(Dietmar Brockes [FDP]: Was?)
ohne die Risiken bis zum Ende zu denken.

Wenn es darum geht, die Kostenfrage zu diskutie-
ren, dann kénnen wir sehr gern dariber diskutieren,
welche volkswirtschaftlichen Kosten insgesamt mit
der Fortfuhrung der Nutzung der Kernenergie im
Bereich der Energiewirtschaft verbunden sind. Dar-
Uber kénnen wir gerne trefflich diskutieren. Sie wer-
den sehen, diese Diskussion wird im politischen Er-
gebnis nicht zu Ihren Gunsten ausgehen.

Deshalb, meine Damen und Herren, ist es unred-
lich, den Versuch zu starten, die Castortransporte
oder eine weitere Zwischenlagerung in Jilich an die
weitere Kostenfrage zu binden.

Wir jedenfalls fordern den Bund, in diesem Fall ver-
treten durch das Bundesministerium fur Bildung und
Forschung, als Mehrheitsgesellschafter auf, im Auf-
sichtsrat des Forschungszentrums Jilich gemein-
sam mit dem Minderheitsgesellschafter Land Nord-
rhein-Westfalen, vertreten durch das Wissen-
schaftsministerium, alle notwendigen Beschlisse zu
fassen, dass der in Julich produzierte Atommdll —
der ist dort produziert worden — nach dem derzeiti-
gen Stand der Technik auch dort verbleiben kann,
bis es eine Endlagerungsmaglichkeit gibt.

Dafir treten wir ein, und wir wissen uns im Einklang
mit den Menschen unserer Region, die sehr wohl
wissen, dass das Sankt-Florian-Prinzip hier nicht
gelten kann. Sankt Florian haben wir heute Morgen
diskutiert, Stiddeutschland gegen Norddeutschland.
Das ist im Ubrigen auch ein Thema, was die Nut-
zung der Atomenergie angeht. Die einen wollen
wirtschaften, Gewinne machen, und die anderen
sollen den Mull entsorgen.

(Bernhard Tenhumberg [CDU]: Das haben
Sie doch auch damals gemacht! Das hat er
vergessen!)

Diese Art der Solidaritat weisen wir zuriick. Wir wol-
len eine konkrete Losung. — Herzlichen Dank fur Ih-
re Aufmerksamkeit.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter Schultheis. — Fir die Fraktion Blnd-
nis 90/Die Grinen spricht Herr Abgeordneter
Markert.

Hans Christian Markert (GRUNE): Herr Prasident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich will
kurz auf einige Punkte der Debatte eingehen.

Erstens. Herr Brockes, Sie hatten die Frage aufge-
worfen, wer hier gemeinsamer Antragsteller ist. Sie
telefonieren jetzt; vielleicht sollten Sie einmal zuho-
ren.

(Dietmar Brockes [FDP]: Ich hore zu, Herr
Kollege!)

Sie haben auch schon erfolglos die Volkskammer-
abstimmungen hier probiert.

Zweitens. Herr Wirtz, Sie hatten davon gesprochen,
man kénnte diese Transporte auch ohne Polizeibe-
gleitung machen,

(Josef Wirtz [CDU]: Na klar!)
wenn es keine Demonstrationen gabe.

Ich habe Sie vorhin in meinen Ausfiihrungen darauf
hingewiesen, um welche Form von Castoren es sich
handelt und dass die Gefahr besteht, dass unbefug-
te Dritte 152-mal darauf zugreifen, weil das die klei-
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neren Castoren sind, die zwar 30t wiegen, aber
eben nur einen Meter hoch sind.

Insofern: Es geht um den Schutz vor dem unbefug-
ten Zugriff Dritter, und dafur braucht man eine aus-
reichende Sicherheit. Denn wir fahren immerhin
180 km per Lkw quer durch Nordrhein-Westfalen,
und die Bevolkerung hat einen Anspruch darauf,
dass es nach Recht und Ordnung zugeht.

Ich frage mich auch, warum wir hier eigentlich dar-
Uber streiten, ob es sinnvoll ist, von Zwischenlager
eins in Zwischenlager zwei zu transportieren. Die
Frage, die hier zu Recht im Raum steht, ist: Wann
gibt es ein Endlager? Ich sage das noch einmal und
habe es auch an anderer Stelle gesagt: Wir Griine
stehen bereit, ergebnisoffen nach einem Endlager
zu suchen. Der Preis dieses Kompromisses ist dann
allerdings, zu sagen: Schluss mit dieser unverant-
wortbaren Technologie. Dann suchen wir auch gern
dort, wo es das Gestein gibt, in Bayern und Baden-
Wirttemberg. Aber lassen Sie uns aufhdren, unsin-
nige Transporte von einem zum anderen Zwischen-
lager zu machen. Denn dadurch entstehen zuséatzli-
che Kosten und ein zusétzliches Risiko.

(Beifall von den GRUNEN, von der SPD und
von der LINKEN)

Drittens. Herr Wirtz, Sie hatten die Frage der Ge-
nehmigungen angesprochen. Wir kénnen rein recht-
lich gesehen eine begrenzte Verlangerung der Ge-
nehmigung fir die Zwischenlagerung in Jilich er-
wirken. Voraussetzung ist, dass Mafl3nahmen fir die
Ertlichtigung eingeleitet und beantragt werden, ge-
nauer, dass nun eine Umweltvertraglichkeitsprifung
und eine Baugenehmigung fur die Ertlichtigung des
Zwischenlagers angegangen werden. Die atom-
rechtliche Genehmigung wird dem aller Voraussicht
nach folgen. Wenn wir mehr Zeit haben, kénnen wir
auch noch einmal Uber eine aktive Duldung, wenn
ein kleines zeitliches Delta entstehen sollte, reden.

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP])

Abschliel3end: Jetzt gilt es. Richten Sie lhrem Vor-
sitzenden und Frau Schavan — auch sie stammt aus
Nordrhein-Westfalen, sogar aus meinem Wahlkreis,
aus Neuss — bitte aus: Die Frage des 152-fachen
Castortransports ist in vielerlei Hinsicht eine Gewis-
sensfrage. Damit kennt sich Frau Dr. Schavan ver-
mutlich gut aus, lautete der Titel ihrer Doktorarbeit
doch: ,Person und Gewissen. Studien zu Voraus-
setzungen, Notwendigkeit und Erfordernissen heu-
tiger Gewissensbildung®. Und dies ist eine Gewis-
sensfrage. — Herzlichen Dank.

(Beifall von den GRUNEN, von der SPD und
von der LINKEN)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter Markert. — Fur die FDP-Fraktion hat
Herr Abruszat noch ein bisschen Redezeit.

Kai Abruszat (FDP): Herr Prasident! Meine sehr
geehrten Damen und Herren! Emotionen und Ideo-
logie — das sind schlechte Ratgeber. Das haben wir
heute wieder gesehen.

(Beifall von der FDP — Karl Schultheis [SPD]:
Haben Sie bei der SPD ein Seminar ge-
macht?)

Denn das, was wir heute hier nicht diskutieren, ist
das Thema ,Sicherheitsstandards”. Das missen wir
aber diskutieren, weil der 30. Juni 2013 wie ein Da-
moklesschwert Uber uns héngt. Da brauchen wir
pragmatische Losungen und keine ideologisch mo-
tivierten Debatten, wie wir sie hier fihren. Denn
niemand kann ein Interesse daran haben, dass wir
nach diesem Zeitpunkt genehmigungsfreie, geneh-
migungslose, rechtswidrige Zustéande haben, meine
Damen und Herren.

(Beifall von der FDP)

Im Interesse der Birgerinnen und Birger ist gebo-
ten, dass wir den aktuellen Stand der Technik und
die aktuellen Sicherheitsstandards in den Fokus
nehmen.

(Beifall von der CDU)

Das ist das Entscheidende, meine Damen und Her-
ren:

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Eine sorgfaltige Planung fur eine sichere Lagerung
des Atommdills aus Julich.

Was wir nicht brauchen, ist ein ideologisch motivier-
ter Schnellschuss aus der Hifte, der jegliche
staatspolitische Verantwortung vermissen lasst und
nur darauf setzt, dass wir hier parteitaktisches Kal-
kil hin- und herwenden. Das ist auch nicht die Tra-
dition der Sozialdemokraten bei diesem Thema. —
Ganz herzlichen Dank.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter Abruszat. — Fir die Fraktion Die Linke
spricht der Abgeordnete Aggelidis.

Michael Aggelidis (LINKE): Herr Prasident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Werte Kollegin-
nen und Kollegen! Meine Fraktionskollegin Hamide
Akbayir hat lhnen dargelegt, warum wir Linken den
Antrag gegen die Castortransporte von Julich nach
Ahaus gemeinsam mit den Fraktionen von SPD und
Griinen einbringen. Es ist gut, dass dieser gemein-
same Antrag hier zur Debatte und zur Abstimmung
steht. Ich teile den Wunsch von Hamide Akbayir,
dass er in diesem Hause eine breite Mehrheit findet —
Uber alle Fraktionsgrenzen hinweg.

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der
CDU und von der FDP, ich habe hier schon einmal
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darum gebeten, die Dinge nicht immer nur durch die
Parteibrille zu sehen und die Scheuklappen auch
einmal abzulegen. Es misste doch unser aller ge-
meinsame Position sein: Der Mensch gehdrt in den
Mittelpunkt. Das Interesse der Menschen steht Giber
den Interessen der Grof3konzerne,

(Beifall von der LINKEN)

vor allem, wenn es um Gefahr fur Leib und Leben
geht. Und darum geht es hier. Die Atommiilltrans-
porte sind unnétig und zugleich gefahrlich. Da muss
doch gelten: Unser Leben ist mehr wert als deren
Profit.

Das kann doch nicht wahr sein, werte Kolleginnen
und Kollegen, dass nur wir Linken das so sehen.
Das mussen doch auch christlich motivierte Politike-
rinnen und Politiker so sehen.

Ich gestehe offen ein, dass ich mit einem Begriff des
Antragstextes Probleme habe, wenn ich auch den
Antrag selbstverstandlich unterstiitze und fur ihn
stimmen werde. Probleme habe ich mit dem Begriff
des ,Endlagers®. In Wirklichkeit gibt es kein sicheres
Endlager. Der Atommill kann weder in die Glut des
Erdinneren noch in die Sonne befordert werden.
Hier auf Erden strahlt er viele Menschengeneratio-
nen weiter. Jedes denkbare Material erodiert oder
ist Uber einen so langen Zeitraum geologischen Ver-
formungen ausgesetzt.

Das bedeutet fir uns Linke vor allem eines: Weg mit
der Laufzeitverlangerung fir die Atomkraftwerke!
Sofortiger Ausstieg aus der Atomenergie! Rasches
Umsteuern auf 100 % erneuerbare Energien und
den Umbau der Industriegesellschaft, sodass sehr
viel weniger Energie verbraucht wird!

Ein solcher umfassender Wandel geht nur mit einer
demokratisch kontrollierten und demokratisch ver-
walteten Gemeinwirtschaft. Dafir muss die Macht
der Energiemonopolisten gebrochen werden.

(Beifall von der LINKEN)

Sie wissen das im Grunde alle, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren. Dann setzen Sie es doch
bitte auch mit der Linken gemeinsam durch. — Dan-
ke.

(Beifall von der LINKEN)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter Aggelidis. — Fir die Landesregierung
spricht Herr Minister Voigtsberger.

Harry Kurt Voigtsberger, Minister fur Wirtschatft,
Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr: Herr Prasi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich mdchte auch
noch einmal betonen: Die Landesregierung lehnt
Atomtransporte ab, die nicht in ein Endlager fuhren.
Ich denke, das ist das ganz Entscheidende. Wa-
rum? — Sie bringen unnétige Risiken fir Menschen

und Umwelt mit sich und dann letztendlich nach
Ahaus.

Herr Hovenjiirgen, Sie hatten ein paar Mal Ahaus —
wahrscheinlich war es ein Freud‘scher Fehler —
schon als ,Endlager” bezeichnet. Ahaus ist kein
Endlager.

(Beifall von Hans Christian Markert [GRUNE])

Ich denke, das sollten wir hier auch noch einmal be-
tonen. Das heil3t: Es wéare sowieso dann noch ein-
mal ein Transport von Ahaus in ein Endlager not-
wendig; das heifdt: unnétige Transporte.

Meine Damen und Herren, der Versuchsreaktor
wurde ja schon 1988 abgeschaltet. Er wird zurzeit
zuriickgebaut. Zuriickzubauende Einheiten verblei-
ben natlrlich sowieso in Julich. Die werden letzt-
endlich ja nun nicht in irgendeiner Form abtranspor-
tiert und in irgendeiner Form verlagert.

Die bestrahlten Brennelemente des ehemaligen
Reaktors lagern, wie Sie wissen, in 152 Castorbe-
héltern im sogenannten Behélterlager auf dem Be-
triebsgelande des Forschungszentrums Julich. Herr
Bundesumweltminister Réttgen hat gesagt: Die La-
gerung dort ist sicher. Da braucht sich keiner Sor-
gen zu machen. — Ich denke, das sollten wir viel-
leicht nebenbei auch noch einmal bestétigen, dass
ja dann nicht irgendwo ein enormes Sicherheitsrisi-
ko vorhanden ist.

Die hierfir erforderliche Genehmigung lauft am 30.
Juni 2013 aus. Es ist klar: Ein genehmigungsloser
Zustand kann und darf nicht eintreten. Der konnte
sowieso auch strafrechtliche Konsequenzen nach
sich ziehen.

Meine Damen und Herren, im Sommer 2007 hat
das Forschungszentrum Jilich beim Bundesamt fir
Strahlenschutz einen Antrag auf Verlangerung des
Behalterlagers gestellt, also das Forschungszent-
rum selbst. Die Strahlenschutzbehérde macht aber
zwingend darauf aufmerksam, dass bauliche und
technische Ertlichtigungen des Lagers zu den Ge-
nehmigungsvoraussetzungen gehdren. Diese Ge-
nehmigungsverlangerung ruht zurzeit.

Alternativ zur Verlangerung der Vor-Ort-Lagerung
ware der Brennelemente-Transport ins Atommull-
zwischenlager Ahaus. Der Aufsichtsrat des For-
schungszentrums Jilich hat Ende 2008 den Vor-
stand mit der Vorbereitung dieser Transporte beauf-
tragt. Denn die Kosten fiir eine weitere Lagerhaltung
am Standort Julich sind unter den Auflagen des
Bundesamtes nattirlich als héher einzuschétzen als
ein Transport nach Ahaus. Das wissen wir durch-
aus.

Der Kostenvergleich basiert aber auf einem Neubau
eines Behdlterlagers am Standort Jilich bis Mitte
2013. Der Vorstand des Forschungszentrums Jilich
hat fir diesen Neubau ein Gutachten zur Kosten-
schatzung in Auftrag gegeben. Das sind die Zahlen,
die jetzt auch in der Offentlichkeit immer diskutiert
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werden. Dieser Auftrag soll unserer Meinung nach
um eine Kostenschatzung fur die Ertlchtigungs-
mafnahmen fur das bestehende Zwischenlager er-
weitert werden.

Wenn der Bundesumweltminister, wie gesagt,
meint, das jetzige Lager sei sicher, dann, denke ich,
ist hier durchaus auch eine Chance zur Ertiichti-
gung gegeben. Ich denke, das sieht er nicht viel an-
ders. Aber das fir das Verfahren zusténdige Bun-
desamt fur Strahlenschutz muss vorher zu erken-
nen geben, welche MalRnahmen es hierflr erwartet,
wenn es also um eine Ertiichtigung geht. Diese In-
formation haben wir noch nicht.

Der Kostenvergleich beriicksichtigt aber nicht die fir
einen Abtransport der Castorenbehélter notwendi-
gen Aufwendungen flr die erforderlichen Schutz-
mafnahmen durch die Polizei. Sie wissen, dass
diese Aufwendungen — fur den Transport selbst und
die Begleitung durch die Beamten, die dafiir einge-
setzt werden missen — sehr erheblich sind. Fir die
Abtransporte der bestrahlten Brennelemente sind
bis zu 152 Einzeltransporte per LKW erforderlich.

Fur die Aufnahme der Brennelemente in Ahaus
muss die dortige Aufbewahrungsgenehmigung
ebenfalls angepasst werden. Die ist ja auch nicht
automatisch gegeben. Der hierfur erforderliche An-
trag befindet sich derzeit im Genehmigungsverfah-
ren. Auch da wissen wir letztendlich nicht, welche
Kosten zuséatzlich entstehen.

Mein Ministerium hat die Verlangerung der gelten-
den Genehmigung des Behélterlagers in Jilich in
einem Rechtsgutachten prifen lassen. Zugleich ha-
ben wir gemeinsam mit der Strahlenschutzbehorde,
dem Forschungszentrum Jilich, dem Bundesum-
weltministerium und dem Bundesministerium fir
Bildung und Forschung Gesprache im Hinblick auf
die Verfahrensdauer einer Verlangerung der Lager-
genehmigung in Julich gefuhrt.

Das Bundesamt fir Strahlenschutz halt eine Ge-
nehmigungsverlangerung bis zum 30.06.2013
durchaus fir moglich. Das sagt das Bundesamt fir
Strahlenschutz selbst. Es ist also durchaus mdglich.

Voraussetzung ist jedoch eine sehr straffe Verfah-
rensfiihrung und eine optimale Verfahrensorganisa-
tion. Ich denke, das koénnen wir einhalten, auch
wenn Herr Réttgen sagt, das entspreche nicht sei-
ner Lebenserfahrung. Vielleicht kdnnen wir ihm da
ja mal eine andere Erfahrung bescheren, dass wir
so ein Verfahren durchaus optimal durchziehen
kénnen.

(Beifall von der SPD)

Wie das aussehen konnte, will ich Ihnen ganz kurz
vorstellen. Bis zum September 2011 muss eine
Umweltvertraglichkeitsstudie im Auftrag des For-
schungszentrums Julich unter Betrachtung von
mindestens drei Jahreszeiten angefertigt werden.

Ein Gutachter hierfir ist bereits tatig. Das Gutachten
hierfuir ist bereits beauftragt.

Bis Dezember 2011 mussen sdmtliche Antragsun-
terlagen in der Endfassung vorgelegt werden. Bis
zum Frihjahr 2013 muss das Genehmigungsverfah-
ren des Bundesamtes fur Strahlenschutz unter Be-
teiligung der Offentlichkeit durchgefiihrt und die
Entscheidung lber das Vorhaben getroffen worden
sein.

Président Eckhard Uhlenberg: Herr Minister, lhre
Redezeit ist beendet.

Harry Kurt Voigtsberger, Minister fiir Wirtschatft,
Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr: Ich bin
gleich fertig, Herr Prasident. — Bis Mitte des Jahres
2013 kénnen dann die baulichen Umsetzungsmal3-
nahmen erfolgen. Sollte dies bis 2013 nicht voll-
standig realisiert sein, kann aber immer durch per-
sonelle Mal3Bnahmen ein weiterer Umbau begleitet
werden. Auch das ist uns vom Bundesamt bestéatigt
worden.

Meine Damen und Herren, das mag sicherlich alles
sehr ambitioniert klingen. Aber ich sage sehr deut-
lich: Es ist méglich und es erspart der Bevélkerung
sehr viele Risiken. Und das ist es allemal wert. —
Vielen Dank.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Minister. — Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen
mehr. Damit sind wir am Schluss der Beratung.

Die antragstellenden Fraktionen — SPD, Bind-
nis 90/Die Grinen und Die Linken — haben direkte
Abstimmung beantragt. Wir kommen somit zur Ab-
stimmung Uber den Inhalt des Antrags Drucksa-
che 15/1194 — Neudruck. Wer dem seine Zustim-
mung geben kann, bitte ich um das Handzeichen. —
Wer kann dem nicht seine Zustimmung geben? —
Wer enthélt sich? — Damit ist dieser Antrag mit den
Stimmen der Fraktionen von SPD, Biindnis 90/Die
Grunen und Die Linke gegen die Stimmen der Frak-
tionen von CDU und FDP angenommen.

Wir kommen zu:

4 Schutz der Senne durch Dialog sicherstellen

Antrag
der Fraktion der CDU
Drucksache 15/1191 — Neudruck

Ich eréffne die Beratung. — Ich bitte, die Lautstérke
im Plenarsaal ein bisschen zu dampfen und not-
wendige Gespréache draufen zu fuhren. — Ich tber-
gebe das Wort fur die CDU-Fraktion Herrn Abge-
ordneten Dr. Brinkmeier.
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Dr. Michael Brinkmeier (CDU): Vielen Dank. —
Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
Senne, die Egge und der Teutoburger Wald sind in
vielféltiger Hinsicht ein wichtiger Teil der Region
Ostwestfalen-Lippe; vielféltig deshalb, weil sie einen
bemerkenswerten Naturraum — tbrigens mit grof3en
Anteilen Kulturlandschaft — darstellen. Das ist ein
Naturraum, in dem sich nicht nur Flora und Fauna
sehr gut entwickeln kénnen, sondern in dem auch
die Menschen in unserer Region Erholung suchen.
Gleichzeitig werden diese Gebiete in erheblichem
Mal3e forstwirtschaftlich und militarisch genutzt.

Nun beobachten wir derzeit, wie die Landesregie-
rung unter Federfiihrung von Umweltminister Rem-
mel massiv versucht, Fakten in unserer Region zu
schaffen. Herr Minister Remmel, Sie wollen einen
Nationalpark, so wie es im Koalitionsvertrag ja auch
angekuindigt ist — wenn es sein muss, dann scheib-
chenweise. Sie wollen das konsequenterweise ohne
einen ergebnisoffenen Dialog. Die rot-grine Min-
derheitsregierung will schon heute ganz schnell
Rahmenbedingungen festlegen, fur die es in der
Region keine Mehrheiten gibt.

(Sigrid Beer [GRUNE]: Stimmt ja nicht!)

Wir erwarten von der Landesregierung aber nicht,
dass Sie einfach Ankindigungen und Planungen
aus Dusseldorf verkiindet, sondern wir erwarten,
dass mit den Betroffenen vor Ort gesprochen wird ...

Prasident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeordne-
ter Dr. Brinkmeier, wiirden Sie eine Zwischenfrage
der Frau Abgeordneten Beer zulassen?

Dr. Michael Brinkmeier (CDU): Nein.
Prasident Eckhard Uhlenberg: Nicht zugelassen.

Dr. Michael Brinkmeier (CDU): Spater. — ... und
dass Lésungen angestrebt werden, Frau Beer, die
allen Interessen gerecht werden.

Wenn Sie gleich — vielleicht vonseiten der Griinen,
vielleicht der Herr Minister selbst — entgegnen wer-
den ,Wir reden doch mit den Institutionen der Regi-
onen®“ — das wird ja immer gerne behauptet: Wir re-
den doch mit den Menschen da —, dann sage ich
Ihnen ganz klar: Das, was Sie machen, ist nichts
anderes als eine bessere — oder vielleicht auch
schlechtere — Scheckbuchdiplomatie. Sie laufen nur
mit dem Scheck rum und versuchen, die Leute zu
kddern. Sie versuchen, die verschiedenen Kommu-
nen, Einrichtungen und privaten Betroffenen
schlichtweg mit Geld zu kddern. Diese Art der Zu-
stimmung ist eine gekaufte.

Sie wollen Ranger, Sie wollen einen Nationalpark.
Dafur haben Sie Geld oder nehmen sich Geld aus
Schulden — wie auch immer. Fir das wichtige The-

ma in Ostwestfalen-Lippe — Wie kdnnen wir dort die
arztliche Versorgung der Menschen sicherstellen?
Wie sieht es mit Blick auf die Medizinstudenten da-
mit aus? — haben Sie kein Geld. Das ist lhre Priori-
sierung. Sie wollen Ranger, Sie wollen keine Medi-
zinstudenten. Wir sehen das genau anders herum.

(Beifall von der CDU und von der FDP)
Sie streuen der Bevolkerung Sand in die Augen.
(Beifall von der CDU)

Es geht Ihnen in Wahrheit doch nur darum, den ach
so schdnen Begriff ,Nationalpark® mit lhrer griinen
Partei zu verbinden. Sie scheuen davor zuriick, den
Menschen wirklich Klarheit zu verschaffen Uber die
Vor- und Nachteile der verschiedenen Mdglichkei-
ten des Naturschutzes,

(Zuruf von Sigrid Beer [GRUNE])

sei es ein Nationalpark, ein Naturpark oder ein Bio-
sphéarenreservat.

Da ist Ubrigens die SPD wesentlich weiter als Sie
von der Fraktion Bindnis 90/Die Grinen. Die SPD
ist dazu bereit, auch tUber das Thema Biospharen-
reservat nachzudenken. Das ist aber nicht so ein
schoner Begriff. Sie wollen den schonen Begriff
.Nationalpark®.

Sie scheuen auch davor zurtick, zu erklaren, wie die
langfristige Finanzierung Ihrer Plane erfolgen soll.
Und Sie wollen die Briten héchstens noch als Erfil-
lungsgehilfen fir eine schnelle Umsetzung Ihrer
Plane haben.

In diesem Zusammenhang ist es flr uns von der
CDU selbstverstandlich ...

Prasident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeordne-
ter, wirden Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Maelzer von der SPD zulassen?

Dr. Michael Brinkmeier (CDU): Nein.

... dass sich die Regierung an bestehende Vertrage
halten muss und die souverdne Entscheidung der
Briten abwartet, wie es genau mit der Prasenz der
britischen Streitkréafte in Deutschland weitergeht.

Im Ubrigen ist das, was jetzt durch die militarische
Nutzung passiert — dartiber hatten wir auch im De-
zember gesprochen — tatséchlich der beste Schutz
fur die Natur in der Senne.

(Beifall von der CDU)

Der Verkiindigung von Halbwahrheiten — Stichwort:
Umfragen zum Nationalpark — und der Vorfestle-
gung gegen den Willen der Betroffenen in der Regi-
on werden wir mit aller Entschiedenheit entgegen-
treten.
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(Dennis Maelzer [SPD]: Das stimmt doch
nicht! Erzahlen Sie doch nicht immer etwas,
was Sie nicht verstehen!)

Die CDU-Landtagsfraktion begrii3t ausdriicklich —
um da kein Missverstandnis aufkommen zu lassen —
jeden Fortschritt fur den Naturschutz in Ostwestfalen-
Lippe, wenn dieser im Konsens der gesamten Regi-
on umgesetzt wird. Vorfestlegungen aus Disseldorf
flr das von den Griinen unbedingt gewtinschte Vor-
haben eines Nationalparks in der Senne

(Dennis Maelzer [SPD]: Von der SPD auch!)
lehnen wir hingegen ab. — Vielen Dank.
(Beifall von der CDU)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter Dr. Brinkmeier. — Fir die SPD-
Fraktion spricht Frau Abgeordnete Lick.

(Gunter Garbrecht [SPD]: Die starkste Rede
war das nicht, Herr Dr. Brinkmeier!)

Angela Lick (SPD): Herr Prasident! Sehr geehrte
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Der Antrag der CDU ist wirklich eine Fleil3ar-
beit, eine Zusammenfassung von langst Bekanntem
und Unumstrittenem. Aber dieser Antrag ist auch
ein Antrag vorwarts in die Vergangenheit; denn die-
ser Dialog, den Sie fordern, der ist im Gange und
wird schon mit allen Beteiligten gefuihrt und weiter-
hin gefuhrt werden.

(Daniel Sieveke [CDU]: Wisste ich aber!)

Aber es reicht natdrlich zum Schutz der Senne
nicht, einen Dialog sicherzustellen, sondern da
mussen auch Taten folgen. Da ist die Landesregie-
rung auf dem richtigen Weg. Wir haben in der Sit-
zung im Dezember ausfihrlich besprochen, dass
der Weg, den die Landesregierung hier geht, ein
guter und ein vorsichtiger ist und alle mit einbezieht.

Es hat aufgrund der Dialoge aber auch schon Er-
gebnisse gegeben, etwa die Landtagsbeschlisse
von 1991, 2004 und 2005. Viele von Ihnen waren
daran beteiligt. Es hat auch Kreistagsbeschlisse in
Lippe gegeben, Parteitagsbeschliisse in OWL, be-
sonders auch der CDU im Kreis Lippe. Wir sind also
hier schon auf einem guten Weg.

Es hat auch eine Umfrage in der Bevolkerung durch
das Institut Emnid gegeben. Hier kann festgestellt
werden, dass eine breite Mehrheit der Bevolkerung
fur einen Nationalpark in der Senne steht. Also las-
sen Sie uns gemeinsam an einer verniinftigen und
pragmatisch gestalteten Nationalparklésung flr
Ostwestfalen-Lippe arbeiten!

Auf jeden Fall trAgt aber Ihre heutige parlamentari-
sche Initiative — das ist noch héflich ausgedruckt —
nicht dazu bei, fiir die Kommunen, die dort lebenden
Menschen, fir unsere britischen Freunde, fir die

regionale Flora und Fauna sowie flr die dortige
Land- und Forstwirtschaft eine tragféhige Losung zu
finden. Insbesondere lhr Wiinsch-dir-was-Katalog
des Beschlussvorschlages, in dem jedem alles ver-
sprochen wird und der Weg gegen bereits gefasste
Beschlisse geebnet werden soll, hilft da wenig.
Aber Papier ist bekanntlich geduldig.

Deswegen lehnen wir lhren Antrag ab und freuen
uns Uber Unterstiitzung, besonders die des CDU-
Landrates des Kreises Lippe, welcher sich die Er-
richtung eines Nationalparks im Dialog der 6rtlichen
Bevolkerung auf die Fahnen geschrieben hat. — Vie-
len Dank fur Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Frau
Abgeordnete Lick. — Fir die Fraktion Bindnis
90/Die Griinen spricht der Abgeordnete RilRe.

(Zuruf von Sigrid Beer [GRUNE] — Daniel
Sieveke [CDU]: Sie sind doch nicht dabei,
Frau Beer! Sie sprechen doch nicht mit den
Leuten vor Ort!)

Norwich RiRe (GRUNE): Herr Prasident! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich glaube, dass alle, die im Landtag sind,
ein Recht haben, tber diesen Nationalpark mitzure-
den. Und wenn Sie dies dann auch noch fachkundig
tun, ist das umso besser.

Erneut beraten wir heute einen Antrag zum Natio-
nalpark Senne. Ich finde, sehr geehrter Herr Dr.
Brinkmeier, mit diesem Antrag haben Sie sich als
CDU als die Dagegen-Partei schlechthin geoutet.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Der Titel lhres Antrags lautet: ,Schutz der Senne
durch Dialog sicherstellen®. Das ist ein Satz, den ich
als Griner voll und ganz unterschreiben kann. Dia-
log — das ist namlich etwas, was wir Grinen sehr
gut kdnnen. Wir sind eine Partei, die ihre Wurzeln in
vielfaltigen Blrgerbewegungen hat und die sich
deshalb auch immer dem Dialog verpflichtet fuhlt.

(Ralf Michalowsky [LINKE]: Hatte!)
— Ach Gott, das ist vielleicht ein Einwurf!

An dieser Stelle, wo doch der Ministerprasident
Mappus heute Morgen schon einmal Thema war,
kann man der CDU nur sagen: Bezuglich der Auf-
forderung zum Dialog gabe es viel bessere An-
sprechpartner. Da sollte man eine Dialogaufforde-
rung doch einmal klar in Richtung Baden-
Wirttemberg aussprechen.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Das ist dienlicher, als sie hier an die rot-griine Lan-
desregierung zu richten.
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Im Gegensatz zu denen ist es fur uns selbstver-
stdndlich und auch fur unseren Umweltminister
selbstverstandlich, mit der Region intensiv tber die
Verwirklichung des Nationalparks zu sprechen. Die-
ser Dialog findet auch statt. Die Beteiligten werden
umfassend informiert. Es gibt die entsprechenden
Gespréache. Das wissen Sie ganz genau.

Wir setzen jetzt das um, was 2005 im Landtag be-
schlossen wurde. Wahrend Sie diesen Beschluss
funf Jahre lang einfach ignoriert haben, halten wir
uns daran. Darin steht, dass der Landtag die Aus-
weisung eines Nationalparks bei gleichzeitiger mili-
tarischer Nutzung anstrebt. Genau diesen Be-
schluss haben Sie fiinf Jahre lang als Landesregie-
rung konterkariert. Sie haben die Vorgaben des Par-
laments an dieser Stelle einfach missachtet.

(Beifall von den GRUNEN)

Mit Inrem Antrag wollen Sie meiner Meinung nach
in Wirklichkeit etwas ganz anderes: Sie wollen sug-
gerieren, dass wir Griine hier irgendetwas gegen
den Willen der Region machen wirden.

(Sigrid Beer [GRUNE]: Das Gegenteil ist der
Fall!)

— Aber genau das Gegenteil ist doch der Fall.
(Zuruf von der SPD)

Wir setzen ein regionales Projekt gemeinsam mit
den Birgerinnen und Birgern um.

(Beifall von den GRUNEN)

Der Kreistag Lippe ist nicht irgendetwas, Dr. Brink-
meier, sondern die Vertretung vor Ort. Wenn sie
immer wieder Beschlisse fir den Nationalpark
fasst, konnen Sie das doch einmal annehmen. Es
gab am 13. Dezember 2010 eine Abstimmung mit
52 Ja- und funf Nein-Stimmen. Dann kann man
doch sagen: Jawohl, wir unterstlitzen das gemein-
sam mit SPD und Griinen im Landtag. — Aber das
kénnen Sie nicht. Dazu fehlt lhnen vielleicht die
Grolie.

Wenn Sie also durchs Land laufen und versuchen,
den Eindruck zu erwecken, hier wirde etwas von
oben auferlegt, irrlichtern Sie aus meiner Sicht vol-
lig. Vielleicht haben Sie aber auch ein ganz anderes
Ziel: Vielleicht wollen Sie nur die Menschen in der
Region verunsichern und ein tolles naturschutzpoli-
tisches Projekt mit allen Mitteln verhindern.

Dabei fragt man sich nattrlich nach ihren wirklichen
Motiven. Warum machen Sie das? — Um die Inte-
ressen der Waldbauern und Sé&gewerksbesitzer
kann es lhnen gar nicht gehen, denn Umweltminis-
ter Remmel hat immer wieder deutlich gemacht,
dass sich die vom Prozessschutz betroffenen Fla-
chen nicht im Privatwald befinden, sondern nur die
Walder betreffen, die im Besitz der offentlichen
Hand sind. Es gibt also keinen Nachteil fur die
Waldbesitzer. Auch kein adeliger Waldbesitzer
muss furchten, dass ihm wirtschaftliche Nachteile

entstehen. Es ist unredlich, wenn solche Beflrch-
tungen von Ihnen immer wieder geschirt werden.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Wir laufen schon 20 Jahre lang damit durch die Ge-
gend. Sie sollten endlich anerkennen, dass Natur-
schutz und wirtschaftliche Entwicklung, dass Oko-
nomie und Okologie zusammengehen und dass sie
sich an dieser Stelle ideal ergdnzen werden. Der
Nationalpark Senne-Teutoburger Wald wird der ge-
samten Region einen wirtschaftlichen Schub geben,
aber man muss es jetzt auch wollen.

Deshalb fordere ich Sie auf — Herr Dr. Brinkmeier,
ich spreche Sie direkt an —: Geben Sie lhre Blocka-
dehaltung doch auf! Arbeiten Sie konstruktiv mit uns
zusammen, damit wir endlich vorankommen.

(Dr. Michael Brinkmeier [CDU]: Ergebnisof-
fen! — Gegenruf von Sigrid Beer [GRUNE])

Im Gegensatz zu Ihnen hat eine deutliche Mehrheit
der Menschen in der Region langst erkannt, welche
Chancen im Nationalpark stecken. Wir haben eben
die Zahlen dazu gehort, wie stark die Zustimmung
war. lhre Strategie des Verunsicherns, des
Schlechtredens, des Verzégerns und der plumpen
Stimmungsmache wird in der Region nicht mehr
verfangen; da bin ich mir sicher.

Meine Damen und Herren, ich habe den Eindruck,
dass die CDU nur deshalb noch so verbohrt gegen
den Nationalpark ankéampft, weil Sie unserer rot-
grinen Landesregierung, unserer rot-griinen Koali-
tion schlicht und einfach nicht den Erfolg gbnnen.

(Zuruf von Dr. Michael Brinkmeier [CDU])

Ich kann das verstehen. Wenn ich namlich finf Jah-
re nichts, aber auch rein gar nichts hinbekommen
hatte,

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

wirde ich mich natirlich argern, wenn eine neue
Landesregierung binnen weniger Monate etwas
richtig anschiebt. Dann kommt vielleicht schon ein-
mal ein bisschen Neid auf.

Prasident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeordne-
ter, trotzdem muss ich sagen, dass lhre Redezeit
beendet ist.

(Allgemeine Heiterkeit)

Norwich RiiBe (GRUNE): Ich darf noch eben be-
enden.

Meine Damen und Herren, die vorgelegten Konzep-
te fur den Nationalpark sind gut. Sie sind durch-
dacht und werden jetzt vom Land mit der Region
umgesetzt. Deshalb geht lhr Antrag mit lhrem For-
derungskatalog an der Realitat vorbei und ist des-
halb eigentlich Uberflissig.
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Andererseits sind wir natlrlich immer gespréachsbe-
reit. Diskussionsfreudig, wie wir sind, freuen wir uns
darauf, den Antrag im Ausschuss mit lhnen zu bera-
ten. — Vielen Dank.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter Ruf3e. — Fur die FDP-Fraktion spricht
Herr Abgeordneter Abruszat.

(Gunter Garbrecht [SPD]: Ich hoffe, Herr
Kollege, Sie sind fiir die Region!)

Kai Abruszat (FDP): Herr Prasident! Meine sehr
geehrten Damen und Herren! Wenn man vom
Konsens Uber den Nationalpark hért, muss ich
Ihnen sagen: Von Friede, Freude, Eierkuchen in
der Region OWL kann ich bei diesem Thema je-
denfalls nichts erkennen.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Heute erst steht im ,Bielefelder Tageblatt* — ich zi-
tiere mit Genehmigung des Préasidenten —:

,Ganz deutlich positioniert sich die heimische
Landwirtschaft gegen Pléane fir einen National-
park in OWL."

Zitiert wird Herr Kemper:

»Wir durfen der Landwirtschaft nicht noch mehr
Flache entziehen'. (...) ,Der Nationalpark ist eine
Mogelpackung’,,.

(Beifall von der FDP und von der CDU — Wi-
derspruch von Sigrid Beer [GRUNE])

Ich sage nicht, dass der Nationalpark eine Mogel-
packung ist. Ich sage nur: Von Friede, Freude, Eier-
kuchen kann hier keine Rede sein.

Statt die vagen Ankindigungen der britischen
Streitkrafte, dass es mdglicherweise zu einem Ab-
zug kommt, zu hinterfragen, Uberziehen wir die Re-
gion OWL mit einer Nationalparkdiskussion, dass es
vielen Kommunen angst und bange wird.

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Nehmen Sie die Kommune Augustdorf im Kreis Lip-
pe. Fir die Kommune Augustdorf ist es genau wie
fur viele andere wichtig — daran hat sie ein lebhaftes
Interesse —, dass das Militdr als wichtiger Wirt-
schaftsstandortfaktor in der Region bleibt. Was tun
wir? Wir erwecken mit der Debatte um den Natio-
nalpark in einer ganz aktuellen Phase, in der man in
Berlin tber Bundeswehrstandorte ...

Prasident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeordne-
ter, wirden Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Maelzer zulassen?

Kai Abruszat (FDP): Ich wirde gerne erst fortfah-
ren.

(Sigrid Beer [GRUNE]: Ich glaube, die Briten
haben von sich aus entschieden, dass sie
abziehen!)

. und Uber die Bundeswehrreform spricht, den
Eindruck, wir wollten, dass die Bundeswehr
schnellstméglich verschwindet, wahrend andere
Bundeslénder um Standorte kdmpfen, meine Da-
men und Herren. Das passt nicht zusammen.

(Dennis Maelzer [SPD]: Das ist doch Bl&éd-
sinn! Wer macht das denn?)

Naturlich muss man auch die Realitaten anerken-
nen. Das will ich gar nicht abstreiten. Die Sicher-
heitslage hat sich seit dem Kalten Krieg veréndert.
Aber die Ereignisse in Nordafrika, die wir im Mo-
ment erleben, hatte auch niemand fir moglich ge-
halten. So viel zum Thema Bundeswehr und Militar-
standort.

(Zuruf von Norwich RiiRe [GRUNE]))

Lassen Sie uns den Blick auf die fachlichen Fragen
richten, die beispielsweise das LANUV ganz klar in
einem Gutachten aus dem Jahr 2008 aufgeworfen
hat. Dort heif3t es — ich zitiere —:

Die Ausweisung zusammenhangender und grof3fla-
chiger Prozessschutzzonen ist grundsatzlich mog-
lich. Sie hangt aber von den Eigentumsverhaltnis-
sen bzw. sonstigen geeigneten dauerhaften Rege-
lungen ab.

Weiter heil3t es dort:

Die Realisierung eines Nationalparks Teutoburger
Wald-Eggegebirge im Kreis Lippe erfordert eine
Anderung der Eigentumsverhaltnisse bzw. die Ver-
einbarung dauerhafter Regelungen.

(Zuruf von Norwich RuRe [GRUNE]))

Das heil3t, dass dieses im Moment diskutierte
Stuckwerk Nationalpark, das eben noch kein inte-
griertes Gesamtkonzept darstellt, bei dem noch kei-
ner weil3, wo es anfangt, bei dem noch keiner weif3,
wo es aufhort, die Kriterien eines Nationalparks gar
nicht erfullt.

(Zuruf von der SPD: Dartiber kénnen wir mal
reden!)

Aus dem LANUV-Gutachten gehen die Besitzver-
haltnisse hervor: Uber ein Drittel der Flache liegt
namlich in der Hand nichtoffentlicher Besitzer. Der
bislang geplante Nationalpark erfillt auch nur mit
gutem Willen das Kriterium der Grof3flachigkeit, das
man braucht.

(Vorsitz: Vizeprasidentin Gunhild Boéth)

Er ist mit 7.500 ha eigentlich schon zu klein. 10.000
ha sind vom zusténdigen Gremium der Vereinten
Nationen als MindestgréRe vorgesehen. Das
LANUV-Gutachten kommt dann zu dem Ergebnis,
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dass man auch mit 7.500 ha vielleicht auskommen
koénnte, weil die Gegend relativ unberihrt ist.

(Zuruf von Dennis Maelzer [SPD])

Aber wenn ein weiteres Drittel der Flache wegfallt,
sodass das Gebiet vollig zersplittert, zerfleddert
bzw. durchschnitten wird, meine Damen und Her-
ren, reicht das nicht mehr aus.

Bei diesem Thema gibt es viel mehr Fragen als
Antworten. Die Kosten wurden tberhaupt noch nicht
angesprochen. Der Kreis Lippe — das ist zu Recht
von Herrn RUBe angesprochen worden — hat sich in
einem Kreistagsbeschluss fur den Nationalpark
ausgesprochen.

(Norwich RiiRe [GRUNE]: Gott sei Dank!)

Aber er hat tGberhaupt nicht dargestellt, ob und in
welcher Form er bereit ist, Kosten zu Gibernehmen.
Auch das ist ein ganz wesentlicher Baustein. Die
Landesregierung muss an dieser Stelle auch dar-
legen, wie hoch eigentlich die Kosten sind und wer
diese tragt.

Insofern, meine Damen und Herren, bleibt das un-
gute Geflhl, dass wir es mit einem bisher Uber-
haupt nicht durchdachten Konzept zu tun haben.

(Beifall von der FDP und von der CDU - Zu-
ruf von den GRUNEN: Wir muissen die Erfah-
rungen aus der Eifel endlich berucksichtigen!)

In dieser Region brauchen wir nichts, was reflexar-
tig aus der Hufte geschossen wurde, sondern ein
integriertes Gesamtkonzept, das sich darauf ein-
stellt, was in der Region passiert, wenn das Militar
wirklich abzieht.

(Zuruf von Gunter Garbrecht [SPD])

Fir diesen Fall brauchen wir ein stadtebauliches
Gesamtkonzept,

(Zuruf von der SPD: Stadtebaulich?)

in dem wirtschaftliche, militarische Belange und na-
turschutzfachliche Interessen miteinander vereint
werden. Das Land ist in der Pflicht, den Kommunen
dabei zu helfen. Diese Interessen dirfen nicht ge-
geneinander ausgespielt werden.

In diesem Sinne, meine sehr geehrten Damen und
Herren, freue ich mich, wenn wir viele dieser Fragen
doch noch im Ausschuss intensiv diskutieren. Was
wir heute haben, ist in keinster Weise ein entschei-
dungsreifer Nationalpark fir OWL. — Ganz herzli-
chen Dank.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Vizeprasidentin Gunhild Both: Danke, Herr Ab-
ruszat. — Fir die Fraktion Die Linke spricht jetzt
Frau Akbayir.

Hamide Akbayir (LINKE): Frau Prasidentin! Werte
Kolleginnen und Kollegen! Zur Region Ostwestfa-
len-Lippe bzw. Senne-Egge/Teutoburger Wald wur-
de schon das meiste in der letzten Plenarsitzung im
Dezember gesagt. Dass wir jetzt wieder dariiber
diskutieren mussen, liegt wohl an der Fantasielosig-
keit der CDU, der die Themen auszugehen schei-
nen.

Dass die CDU das Militér in der Senne behalten will,
wundert uns nicht. Schlie3lich sagte die CDU im
Bund ehrlicherweise, dass sie damit weltweit unsere
Rohstoffwege und wirtschaftlichen Interessen si-
chern will. Ebenso dirfte bekannt sein, dass das
nicht unsere Position als Linke ist. Wir wollen kein
Militdar — schon gar nicht in Naturschutzgebieten.
Das Gebiet der Senne ist so entstanden, wie es ist:

(Dennis Maelzer [SPD]: Was?)

durch das Vorhandensein von Militar. Das wissen
wir. Das ist fir uns aber kein Grund, dass das so
bleiben muss. Ganz im Gegenteil: Es ist hdchste
Zeit, daran etwas zu andern. Das haben wir mit un-
serem Antrag im Dezember 2010 ,Nationalpark
Senne-Egge/Teutoburger Wald schnellstens reali-
sieren — Kindigungsrecht umgehend nutzen® bewir-
ken wollen.

Wir sind gegen jede Militarisierung in unserem Land
und drangen daher auf die sofortige Kiindigung der
Rahmenvereinbarung vom 4. Mai 2009

(Beifall von der LINKEN)

und der gebietsspezifischen Vereinbarung Senne
aus der Rahmenvereinbarung. Denn schon aus
friedenspolitischer Sicht ist die weitere Nutzung der
Senne durch das Militar fir uns nicht akzeptabel.

Okologische Gesichtspunkte filhren zu demselben
Ergebnis, meine Damen und Herren. Auch das ha-
ben wir in der letzten Sitzung des Plenums schon
dargelegt. Das Gebiet der Senne beherbergt eine
Vielfalt seltener Tier- und Pflanzenarten. Dabei
handelt es sich um einen der wertvollsten Biotop-
komplexe in Nordrhein-Westfalen. Dieser wertvolle
Landschaftsraum mit zahlreichen Naturgttern kann
nur als Nationalpark geméafR dem deutschen Natur-
schutzrecht erhalten und ausgebaut werden.

Wir wollen einen Nationalpark Senne-Egge/Teu-
toburger Wald; das haben wir auch in unserem An-
trag im Dezember gefordert. Denn in der Region
gibt es den weitverbreiteten Wunsch, das militarisch
genutzte Gelande in zivile Nutzung zu Uberfuhren,
um dort einen Nationalpark zu errichten.

Ubrigens hat sich auch die Regionalkonferenz der
SPD in Ostwestfalen-Lippe fir einen Nationalpark
Senne ausgesprochen.

(Dennis Maelzer [SPD]: Hat Sie das Uber-
rascht?)

Vor diesem Hintergrund, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, hat die Ankindigung des britischen Militars,
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das Truppeniibungsgelande Senne in den néchsten
zehn Jahren zu verlassen, verstandlicherweise eine
groRe Euphorie bei den Anwohnern sowie bei den
Umwelt- und Friedensaktivisten ausgelost.

Wir wollen fir die Birgerinnen und Burger in diesem
Gebiet ein Leben ohne Militar in einer intakten Um-
welt.

(Beifall von der LINKEN)

Dazu hat die Arbeitsgemeinschaft der Paderborner
Natur- und Umweltschutzverbénde Folgendes ge-
sagt — ich zitiere —: Die militarische Nutzung eines
Landschaftsraums tragt entscheidend bei zu einem
schleichenden Prozess der Naturzerstérung. Wer
etwas anderes behauptet, sagt die Unwahrheit.

Selbst die Firma Roland Berger sieht in der Grin-
dung eines Nationalparks mit dem Thema ,Mensch
und Natur® eine reelle Chance, die Region sowohl
im Tourismus als auch in wirtschaftlicher Hinsicht
weiterzuentwickeln — auch ohne Militér.

Vizeprasidentin Gunhild Both: Entschuldigen Sie
die Unterbrechung. Frau Akbayir, lassen Sie eine
Zwischenfrage des Kollegen Maelzer zu?

Hamide Akbayir (LINKE): Nein, vielen Dank.

Dies wollen wir auch nicht in einem irgendwie gear-
teten Park mit Panzern. Wie gesagt: alles ohne Mili-
tar. — Vielen Dank.

(Beifall von der LINKEN)

Vizeprasidentin Gunhild Bdth: Danke Frau Ak-
bayir. — Jetzt spricht fir die Landesregierung Herr
Minister Remmel.

Johannes Remmel, Minister fir Klimaschutz,
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Frau Prasidentin! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! In der Tat, ein wenig mutet das an
wie ,Ewig gruf3t das Murmeltier®. Da sind wir schon
wieder mit einem Senne-Antrag. Alle, die schon
langer Politik betreiben — kommunal, im Landtag
oder wo auch immer —, wissen: Es gibt Themen, da
ist es notwendig, sich zu streiten. Da ist es sinnvoll,
dass man das tut, um etwas Besseres konstruktiv
zu erreichen. Aber es gibt historische Situationen
und Momente und dann auch Themen, bei denen
man gemeinsam zupacken muss,

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

gemeinsam die Chance, die sich bietet, ergreifen
muss. Da wundert es schon sehr, wenn hier der
Versuch unternommen wird — so muss ich den An-
trag interpretieren —, Streit zu séen, zu spalten und
sich eines Themas ideologisch zu bemé&chtigen, bei
dem wir vielleicht an dieser Stelle die Ideologie und
die Parteipolitik aul3en vor lassen sollten.

(Zuruf von Dr. Michael Brinkmeier [CDU])

— Herr Brinkmeier, es gibt schon einiges, was wir
schon gemeinsam auf den Weg gebracht haben,
bei dem wir an die Vorarbeiten anknipfen, die auch
von lhrer Regierung geleistet worden sind, die auch
gemeinsam hier im Landtag beschlossen worden
sind. Deshalb ist es unverstéandlich, dass Sie in die-
ser Weise versuchen, sich diesem Thema zu néa-
hern und — ich muss auch sagen — zu beméchtigen.
Das erinnert mich schon daran: Bei Asterix und
Obelix gab es eine Figur, wenn die auftauchte, dann
gab es uberall Streit: Destructivus. Ich glaube, Sie
eignen sich nicht daftrr, hier als ostwestfélischer
.Destructivus® durch die Gegend zu laufen. Versu-
chen Sie doch, mit uns zusammen konstruktiv die
Dinge anzugehen! Ich glaube, da liegen groRRe
Chancen.

Im Ubrigen — das ist schon erwahnt worden — gibt
es durchaus unterschiedliche Linien innerhalb Ost-
westfalens, auch in lhren parteipolitischen Hinter-
grinden, sodass ich schon davon ausgehe, dass,
wenn man sich zusammensetzen wirde, wir ge-
meinsam zu guten Ergebnissen kommen kénnten.

Herr Abruszat, es ist eben kein Reflex, was zurzeit
stattfindet. Wir bauen auf einer langen Debatte auf,
die wir miteinander fihren. Die Argumente sind
ausgetauscht. Die Perspektiven sind klar. Die Linien
liegen vor uns. Die Wege sind offen, wir missen sie
jetzt nur noch beschreiten. Das ist das, was vor uns
liegt. Wir mussen uns nicht mehr tiber das ,Ob* und
das ,Wie" auseinandersetzen, sondern wir missen
einfach ein Stiick vorangehen. Ich glaube, dass das
auch gemeinsam geht.

Wie sieht es konkret aus? Ich bitte zwischen den
zwei Baustellen zu unterscheiden, auf denen wir
uns bewegen. Wir haben das ja schon im Dezem-
ber diskutiert. Eine Baustelle ist der Wunsch der
Region, die Beschlusslage des Kreises Lippe.

(Dr. Michael Brinkmeier [CDU]: Das ist die
Region?)

— Bitte? — Das ist ja nicht irgendwer. Wenn ein
Kreistag mit einer so groRen Mehrheit beschliel3t,
wir wollen einen Nationalpark in unserem Kreisge-
biet, vielleicht noch ein wenig dartber hinaus, dann
verdient ein solcher Beschluss, finde ich, einen ge-
wissen demokratischen Respekt.

(Zuruf von Dr. Michael Brinkmeier [CDU])

Wir respektieren das und sagen als Landesregie-
rung: Wenn ein Kreis, ein Landrat und eine solche
Mehrheit sich an uns wenden und um Unterstiitzung
bitten, dann greifen wir das auf. Selbstverstandlich
greifen wir eine solche Bitte auf und Uberlegen ge-
meinsam, wie man das hinkriegen kann. Das ist gu-
ter demokratischer Brauch. Es ist auch unsere Auf-
gabe als Landesregierung, genau das zu tun. Hier
finden die Gesprache tatsachlich statt.
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Ich sage noch einmal ganz deutlich: Es wird sich —
da beil3t die Maus keinen Faden ab — auf Flachen
beschranken mussen — wir wollen das so, um die
Diskussionen direkt zu beenden —, die im offentli-
chen Besitz sind. Das sind die Landesflachen, das
sind die Flachen der Kommunen, und das sind die
Flachen des Landesverbandes. Ansonsten gibt es
keine Anspriche auf weitere private Flachen weder
in der Landwirtschaft noch in der Forstwirtschaft.

Ich bitte herzlich darum: Wir machen den Privaten,
sowohl den Landwirten als auch den Forstwirten,
keine Vorschriften, was sie auf ihren Flachen anstel-
len. Aber, bitte schén, dann erwarte ich auch umge-
kehrt von der Landwirtschaft, erwarte ich auch von
den privaten Waldbesitzern, der offentlichen Hand
in Lippe und hier im Land zu Uberlassen, was sie
mit ihren offentlichen Flachen machen. Das kénnen
wir hier diskutieren. Aber es ist keine Auseinander-
setzung zwischen Landwirtschaft, Forstwirtschaft
und offentlicher Hand. Das bitte ich schon ausei-
nanderzuhalten.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Zum Zweiten wird es jetzt darum gehen, das mitei-
nander auszutauschen und die entsprechenden
Gutachten beizubringen. Da sind die Auftrage er-
teilt. Wir werden auch noch einmal die naturschutz-
fachlichen Kriterien untermauern. Gegenlber der
Untersuchung 2008 hat sich die Situation insofern
verbessert, als wir Privatflachen ganzlich rausge-
nommen haben und das Gebiet um eine 6ffentliche
Flache im Siden der Region erweitert haben. Inso-
fern sind die Aussichten, dass das Gebiet national-
parkwirdig im vollen Umfang ist, noch einmal ge-
stiegen.

Die zweite Baustelle — das ist in der Tat ein offenes
Land, das vor uns liegt — ist die Absicht der Landes-
regierung, gestutzt durch den Koalitionsvertrag, eine
Ausweisung eines Nationalparks im Bereich Senne
voranzubringen. Hier handelt es sich einfach um ei-
nes der bedeutendsten Biotopzusammenhange
nicht nur in Nordrhein-Westfalen, sondern in der
Bundesrepublik, vielleicht sogar in Europa. Andere
Regionen — das sage ich auch einmal ganz klar —
wirden sich nach einem solchen Biotopverbund die
Finger lecken.

(Gunter Garbrecht [SPD]: Nur die CDU in
Nordrhein-Westfalen nicht!)

Hier wird dartber etwas kleinkariert diskutiert. Sa-
gen Sie es doch auch klar und vermuscheln es nicht
so! Wir hatten eine gemeinsame Linie 1991. Wir
hatten eine gemeinsame Linie hier im Haus 2004,
2005, einen einstimmigen Beschluss. Wenn Sie
diesen Beschluss verdandern wollen, dann stellen
Sie doch einen solchen Antrag! Dann wird es doch
klar: Nein, die CDU will nicht einen Nationalpark bei
gleichzeitiger militarischer Nutzung, so wie der Be-
schluss aus dem Jahre 2005 es vorsah. Dann wird
Ihre Position klar, aber nicht durch ein solches

Zehn-Punkte-Programm, das Sie da vorstellen, bei
dem nicht klar wird, wohin Sie eigentlich wollen.

Vizeprasidentin Gunhild Bdth: Herr Minister, ent-
schuldigen Sie die Unterbrechung. Wirden Sie eine
Zwischenfrage von Herrn Dr. Brinkmeier zulassen?

Johannes Remmel, Minister fir Klimaschutz,
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Sehr gerne.

Dr. Michael Brinkmeier (CDU): Vielen Dank, Herr
Minister. — Waren Sie bereit, jetzt oder in der Aus-
schussberatung noch einmal den Landtagskollegen
darzulegen, auf welcher rechtlichen Grundlage der
9ler-Beschluss in Hinsicht auf die Begriffsbestim-
mung ,Nationalpark® fuf3t? Meines Wissens waren
die rechtlichen Rahmenbedingungen fiir einen Nati-
onalpark nach der damaligen Definition genau de-
ckungsgleich mit dem, was wir heutzutage unter ei-
nem Naturpark verstehen. Vielleicht konnte |hr Haus
da einmal fur Aufklarung dem Parlament und der
Bevolkerung gegentber sorgen. — Danke schon.

Johannes Remmel, Minister fir Klimaschutz,
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Der Beschluss 1991 — wir kénnen ihn noch
einmal gemeinsam durchlesen — sagt sinngeman
aus: Ausweisung eines Nationalparks nach Abzug
des Militars. 2005 ist das dann weiterentwickelt
worden, sodass man gesagt hat: Okay, wir wollen
keine dauerhafte Konfrontation mit dem Militar, son-
dern wir wollen es mit den Briten zusammen entwi-
ckeln. Wir wollen einen Nationalpark bei gleichzeiti-
ger militéarischer Nutzung. Das ist die Arbeitsgrund-
lage. Wenn Sie diese Arbeitsgrundlage nicht wollen,
dann sagen Sie es doch klar. Lassen Sie uns Klar-
heit herstellen, dann kénnen wir damit mehr anfan-
gen als mit dem, was Sie heute vorgetragen haben.

Wir sind auf dem Weg. Wir fuhren die Gespréche,
und wir werden dem Landtag und den Ausschiissen
rechtzeitig berichten. Die Landesregierung hat dar-
Uber hinaus das Angebot der Konversion in die Re-
gion hineingetragen. Dort finden demnéchst Ge-
sprache statt — federfihrend wird der Wirtschaftsmi-
nister sein —, in denen es um ein breites Angebot an
Konversion und die Unterstiitzung des Landes geht.
Dabei spielt die Senne eine Rolle, ist aber sicherlich
nicht alles, was an Konversionsanstrengungen in
der Region notwendig ist.

Auch das sollten Sie der Wahrheit und Klarheit hal-
ber sagen: Wenn Sie hier von einem Biosphéarenre-
servat sprechen, dann ist das eine Schutzkategorie,
die Sie noch vor zwei oder drei Jahren vehement
abgelehnt haben. Sie haben bis heute ...

(Dr. Michael Brinkmeier [CDU]: Nein, das
stimmt nicht! Vor funf Jahren, als der Vor-
schlag eingebracht wurde!)
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—Ja, in Ordnung, aber dann hatten Sie die letzten
funf Jahre Gelegenheit gehabt, das auch im Land-
schaftsgesetz entsprechend zu verankern. Es gibt
keine landesrechtliche Verankerung fir ein Biospha-
renreservat in Nordrhein-Westfalen. Wir schlagen
vor, das Landschaftsgesetz um eine solche Katego-
rie — allerdings ahnlich wie in Baden-Wirttemberg
als Biosphéarenregion normiert — zu erganzen, wenn
es novelliert wird. Die Senne ist allerdings viel zu
wertvoll, als letztendlich als Biosphéarenregion zu
enden. Das ist eine Schutzkategorie, die an anderer
Stelle sicherlich sinnvoll ist, aber an dieser Stelle
eben nicht.

Deshalb bitte ich Sie herzlich: Wenn die Ge-
spréchsergebnisse vorliegen, werden wir selbstver-
standlich auch einen runden Tisch einrichten, an
dem alle regionalen Kréfte beteiligt werden sollen
und mussen. Ich bitte Sie herzlich: Nehmen Sie an
diesem Prozess teil. Setzen Sie sich nicht daneben!
Hier gibt es ein gemeinsames Ziel, und dieses Ziel
sollte es uns wert sein, auch gemeinsam daran zu
arbeiten. — Vielen Dank

(Beifall von der SPD, von den GRUNEN und
von der LINKEN)

Vizeprasidentin Gunhild Bdth: Danke, Herr Mi-
nister. — Als nachster steht Herr Fehring fur die
Fraktion der CDU auf meiner Rednerliste.

Ich mdchte Sie darauf hinweisen, dass die Landes-
regierung ihre Redezeit um 3:43 Minuten uberschrit-
ten hat, sodass Sie nun die Mdglichkeit haben, noch
einmal Stellung zu nehmen. Herr Fehring, diese Zeit
steht IThnen zusatzlich zu der lhnen vormals verblie-
benen Redezeit von 44 Sekunden zur Verflgung.

Hubertus Fehring (CDU): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Herr Minister Remmel, die Ein-
ladungen klingen immer richtig gut. Das hort man
gerne. Das ist flirs Herz angenehm. Wenn Sie aller-
dings Ihre Ausfihrungen machen, missen wir erle-
ben, dass der Minister doch seine Vorstellungen
durchsetzt.

Wir beide haben schon einmal dariiber gesprochen:
Wir kdnnten uns dem Gedanken eher néhern, wenn
Sie unseren Wald als Wald bestehen lie3en. Das ist
ja der Knackpunkt in der Region. Insofern bin ich
auch von den Griinen enttduscht, dass ausgerech-
net lhre Partei die Langfristigkeit in dem Punkt nicht
sieht. Naturlich gibt es die ersten zehn Jahre mehr
Holz durch das verstarkte Abholzen; das weil ich
auch. Dann kommt es zu einem neuen Waldaufbau.
Dieser neue Wald darf allerdings nicht genutzt wer-
den. Das ist doch nicht nachhaltig. Es nutzt mir
doch nichts, zehn oder 20 Jahre mehr Holz zu ha-
ben, anschlieRend den Wald vor der Haustir aber
nicht mehr nutzen zu kénnen. Es befinden sich zwei
groRe Spanplattenhersteller in unmittelbarer Néhe.
Diese sind massiv betroffen.

Herr RiRe, zur Redlichkeit. Wenn Sie Herrn Dr. Brink-
meier vorwerfen, das sei unredlich, dann mdchte ich
Ihnen erwidern: Wo ist bei lhnen die Redlichkeit? Sie
sprechen nicht davon, welche Summen diese Einrich-
tung kosten wird. Sie fordern nur, aber von den Sum-
men horen wir nichts.

Wir kennen das Gutachten zum Teil. Es wird natir-
lich gesagt, dass der Tourismus belebt wird. Das
streite ich nicht ab. Das kann ja sein, und in der Eifel
ist das auch so. Dann missen Sie auch Folgendes
einrfAumen: Wenn Uber den Tourismus 2,5 bis
3 Millionen € mehr eingenommen werden, auf der
anderen Seite aber aufgrund der erhdhten Kosten
5 Millionen € verloren gehen, wo ist da der Nutzen
fur die Region? — Ich will den militarischen Part jetzt
auslassen. Das ist ohnehin die beste Nutzung mit
der hochsten Wertschopfung, aber das diskutieren
wir ja heute nicht.

(Norwich RiuRe [GRUNE]: Das habe ich
nicht verstanden! Kénnen Sie das nhoch
einmal wiederholen?)

—Zum Nutzen: Wenn ich durch den Tourismus
2,8 Millionen € mehr einnehme, aber aufgrund der
staatlichen Aufgaben, die zusatzlich anfallen, 5 oder
5,2 Millionen € — das sind &hnliche Zahlen wie in der
Eifel — verliere, dann ist das doch ein Verlustge-
schaft.

(Beifall von der CDU und von der FDP)
Das ist doch einfach.

(Norwich RiiRe [GRUNE]: Nein, das mit dem
militdrischen Part habe ich nicht verstan-
den!)

Ein Punkt zum Konsens in der Region. Sie berufen
sich immer auf den Landrat im Kreis Lippe; ich weil3
auch, dass er daflr ist. Aber die beiden anderen
Kreise, Paderborn und Hoxter, sind nicht daftr. Sie
sind zwar weniger, aber auch betroffen.

Wenn wir Konsens herstellen wollen — insofern neh-
me ich Ihr Angebot gerne wahr —, dann mussen wir
das Ganze in der Runde bis zum Ende offen diskutie-
ren, damit nicht folgender Eindruck entsteht — diesen
hat man bisher immer — Wir diskutieren zwar ge-
meinsam, aber am Ende setzt sich der Minister
durch. — Das wollen wir natirlich nicht. Wenn es in
dem anderen Sinne geht, dann nehmen wir lhre Ein-
ladung gerne an, und dann haben wir sicherlich noch
einige Male die Gelegenheit, das Thema an dieser
Stelle oder im Ausschuss zu behandeln.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Vizeprasidentin Gunhild Bdth: Danke, Herr Feh-
ring. — Fur die SPD-Fraktion spricht jetzt Herr Gar-
brecht.

Gunter Garbrecht (SPD): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Es geht hier nicht nur um Ein-
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ladungen. Vielmehr geht es darum, dass der Land-
tag auch in neuen Legislaturperioden die Be-
schlusslagen friherer Landtage verfolgt. Schlie3lich
gab es hier stets Konsens dariber, dass wir einen
Nationalpark Senne wollen. Das, was Sie hier heute
geboten haben, stand nicht in der Tradition friherer
LandtagsentschlieBungen, sondern markiert den
Anfang einer Rolle riickwarts.

Fragen kann man immer stellen. Aber Sie stellen sie
in einem bestimmten Ton und Duktus. Natirlich gibt
es in der CDU in der Region unterschiedliche Vor-
stellungen. Mich wundert schon, dass diese unter-
schiedlichen Vorstellungen der CDU innerhalb der
Region hier zum Mehrheitsthema der CDU-
Landtagsfraktion werden.

Also, meine Damen und Herren, gegeniber ande-
ren Regionen, die ein solches Projekt Nationalpark
wie in der Eifel mit Vehemenz verfolgen — Stichwort
~Siebengebirge’ —, muss man die Konversion, den
Abzug der Briten wirklich als historische Chance fir
die Verwirklichung des Nationalparks Senne nutzen.
Wir méchten Sie bitten und fordern Sie auf, in der
Beschlusslage des Parlaments zu bleiben, alle Fra-
gen, die kritisch sind, zu klaren, aber an diesem Ziel
festzuhalten. Dass es hier im Parlament keine lippi-
schen Christdemokraten mehr gibt, hat wahrschein-
lich auch etwas mit der Politik zu tun, die Sie hier
vertreten.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Und wenn Sie so weitermachen, werden Sie in der
Region noch weiter an Bedeutung verlieren. Also
kehren Sie um zu den Beschlissen, die wir hier ein-
vernehmlich im Parlament gefasst haben! Sie fallen
auch dem jetzigen Landtagsprasidenten und Vor-
ganger von Herrn Remmel im Amt mit seinen er-
brachten Bemilhungen ein Stiick weit in den RU-
cken.

Kommen Sie also ein bisschen zurlick auf den Weg
der Vernunft und des Dialoges! Halten wir gemein-
sam am Ziel der Schaffung eines Nationalparks
Senne fest! — Danke schon.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Vizeprasidentin Gunhild B6th: Danke, Herr Gar-
brecht. — Fur die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
spricht jetzt Frau Beer.

Sigrid Beer (GRUNE): Frau Préasidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich mdchte gleich an das
anschlieBen, was der Kollege Garbrecht zum
Schluss gesagt hat. Die Freiheit, Gber einen Natio-
nalpark Senne nachzudenken, hatte der Ex-Minister
Uhlenberg offensichtlich erst, als er aus dem Amt
war. Aber dann hat er durchaus die richtigen Dinge
gesagt. Das ist der Faden, der jetzt weitergespon-
nen wird, ndmlich diese Chance zu nutzen, sich in
der Region zusammenzusetzen.

Da brockelt es ja innerhalb der CDU beispielsweise
auch in Paderborn. Ich habe es sehr begridt, dass
Birgermeister Paus nach anfanglichen Protestru-
fen, der Nationalpark solle jetzt bitte nicht ins Spiel
kommen, sich doch auf den Weg gemacht hat, die
Realitdten zur Kenntnis nimmt und dann gemein-
sam mit dem Stadtrat, wo auch der Kollege Sieveke
dabei gewesen ist, eine Konversionstour durch die
Liegenschaften in Paderborn gemacht hat, gemein-
sam mit den Briten, um dartber nachzudenken, wie
es nach dem Abzug weitergehen kann. Genau das
missen wir in allen anderen Punkten auch machen.

Deswegen bitte ich Sie herzlich, lhren Widerstand
aufzugeben und endlich zur Kenntnis zu nehmen,
dass die Menschen in Ostwestfalen einen National-
park als Gewinn sehen und das gemeinsam nach
vorne tragen wollen.

(Ralf Witzel [FDP]: Nur Teile!)

— Das ist genau der Punkt: Sie rihren doch die Ge-
genwellen auf und verdrehen das, was vor Ort ge-
dacht wird. Es sind die Menschen, die dieses
Stlckchen Heimat als so wertvoll betrachten und
sagen: Da wollen wir einen anderen Zugang haben.
Sie erleben auch, wie das in der Eifel gewinnbrin-
gend passieren kann.

Und was Sie machen, was ich Gberhaupt nicht ver-
stehe, ist, dass Sie Okologie und Okonomie gegen-
einander schieben,

(Ralf Witzel [FDP]: Und das sagt die Vertre-
terin von Biindnis 90/Dagegen!)

wobei Sie sich Uberhaupt nicht mit den Argumenten
auch der Waldbauern auseinandersetzen, die man
natdrlich in der Waldwirtschaft miteinander bespre-
chen muss; denn was da vorgetragen worden ist, ist
auch sachlich zum Teil nicht richtig. Das heifl3t, die
Einbuen, die entsprechend proklamiert werden,
sind so gar nicht zu erwarten. Da wird man Wege
finden und kann miteinander reden. Aber was Sie
hier vortragen, ist reine, emotionale Gegenwelle und
leider nicht sachpolitisch begrindet.

Das sollten Sie den Menschen in Nordrhein-West-
falen, vor allen Dingen in Ostwestfalen, ersparen
und hier gemeinsam mit uns den Weg zum Thema
,=Nationalpark® gehen — ein Gewinn fir das Land
Nordrhein-Westfalen, ein besonderer Gewinn auch
fur die Region Ostwestfalen. Das ist der Punkt, an
dem man auch den Abzug der Briten zum Teil kom-
pensieren kann. Nattrlich wird das Land seinen Tell
dazu beitragen und auch die Region sich engagie-
ren, wenn sie endlich begreift, dass es insgesamt
ein Potenzial ist, was fir uns erhalten und erschlos-
sen werden muss.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD —
Vereinzelt Beifall von der LINKEN)

Vizeprasidentin Gunhild B6th: Danke, Frau Beer. —
Ich habe niemanden mehr auf der Redeliste.
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Damit kommen wir zur Abstimmung. Der Altestenrat
empfiehlt die Uberweisung des Antrags Drucksa-
che 15/1191 — Neudruck — an den Ausschuss fur
Klimaschutz, Umwelt, Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz. Die abschlie3en-
de Beratung und Abstimmung soll dort in 6ffentli-
cher Sitzung erfolgen. Wer méchte dieser Uberwei-
sungsempfehlung zustimmen? — Irgendwelche Ge-
genstimmen? — Einzelne Enthaltungen? — Nein.
Damit ist die Uberweisungsempfehlung mit Stim-
men aller Fraktionen angenommen worden.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt

5 WestLB - Keine Beute fiir Finanzhaie

Antrag
der Fraktion DIE LINKE
Drucksache 15/1189

Ich erdffne die Beratung. — Fir die antragstellende
Fraktion hat das Wort Herr Sagel.

Rudiger Sagel (LINKE): Sehr geehrte Frau Préasi-
dentin! Meine Damen und Herren! Es ist schon fast
Usus, dass wir uns in jeder Plenarwoche auch mit
dem Thema ,WestLB“ beschaftigen, weil die
WestLB in der Tat einer der gréf3ten Risikofaktoren
in unserem Land ist, insbesondere was den Haus-
halt angeht. Die Milliarden, die noch auf uns zu-
kommen und die heute Morgen schon Thema wa-
ren, sind natirlich ein Thema, das vor allem die
Haushalts- und Finanzpolitiker, die sich um die Zu-
kunft des Landes sorgen, sehr beschéaftigt.

Unter dem Druck der EU-Kommission, vor allem un-
ter dem Termindruck, droht jetzt noch mehr Unge-
mach. Deswegen haben wir als Linke heute erneut
einen Antrag gestellt: WestLB — Keine Beute fir
Finanzhaie®. Wir wollen damit noch einmal sehr
deutlich unsere Position zum Ausdruck bringen,
denn es geht jetzt — so ist zumindest der Eindruck —
in die Endrunde, die zeigt, wie es mit der WestLB
perspektivisch weitergeht.

Wir haben in den letzten Tagen fast taglich neue
Wasserstandsmeldungen bekommen. Noch vor zwei
Tagen sah es so aus, als wirden die chinesischen
Kommunisten die Verstaatlichung der WestLB reali-
sieren.

(Zuruf von Dr. Jens Petersen [CDU])

Das ist jetzt nicht mehr das Thema, die CDU kann
aufatmen. Obwohl Sie ja auch in der Vergangenheit
immer Geschéfte mit den chinesischen Kommunis-
ten gemacht haben, Herr Petersen, kann ich lhnen
nur sagen: Das scheint jetzt nicht Realitat zu wer-
den.

(Zuruf von Angela Freimuth [FDP])

—Ja, genau, Frau Freimuth, Sie als FDP haben
auch immer flei3ig mit den Chinesen verhandelt und

Ministerprasident Ruttgers, der immer flei3ig Touren
durch China gemacht hat, stets den Rucken ge-
starkt. Das gehort auch zur Wabhrheit, die man hier
in diesem Hause sagen muss.

(Beifall von der LINKEN)

Obwohl natdrlich im Gesprach ist, die gesamte
Bank zu verkaufen, werden auch die Hinweise im-
mer deutlicher, dass mdglicherweise eine Zerschla-
gung der WestLB vor der Tir steht. Was immer
deutlicher wird, ist, dass das ganze Geschéft ver-
mutlich nicht im Positiven fir das Land Nordrhein-
Westfalen ausgehen wird. Zerschlagung, Arbeits-
platzabbau und Privatisierung sind aus Sicht der
Linken keine akzeptable Ldsung.

Der mit dem Verkauf der WestLB beauftragte ehe-
malige CDU-Politiker Friedrich Merz hat am Don-
nerstag, dem 13. Januar, die Eigentimer Uber die
unverbindlichen Kaufangebote informiert. Daraufhin
sind immer wieder neue Angebote bzw. mdgliche
Angebote in Umlauf geraten. Wir kénnen zum jetzi-
gen Zeitpunkt nur feststellen, dass der dimpelnde
Tanker WestLB nicht zur Beute von Finanzhaien
werden darf. Das ist zu beflirchten.

Wir freuen uns, dass es zumindest schon einmal
gelungen ist, aufgrund der Klage der Sparkassen
den Druck von der Westimmo wegzubekommen.
Allerdings droht, wie gesagt, weiter die Privatisie-
rung der WestLB — und das nicht zum Vorteil der
offentlichen Hand.

Wir meinen nach wie vor, dass man hier sehr klar
Position beziehen muss. Wer die WestLB retten will,
muss sie auf einen sicheren Grund filhren. Leider
hat die Bank in der Vergangenheit relativ wenig da-
zu beigetragen, das selber zu tun; denn das Ge-
schaftsmodell der WestLB ist nach wie vor keines,
das Uberzeugt. Das wird auch landauf, landab von
den Medien entsprechend kommentiert.

Unseres Erachtens muss man nach wie vor alle
Mdoglichkeiten nutzen, um eine Privatisierung der
WestLB zu verhindern. Wir haben auch nach wie
vor unser Interesse sehr deutlich gemacht, dass die
WestLB in der 6ffentlichen Hand bleiben muss. Aus
unserer Sicht kann durchaus auch mit anderen
Landesbanken geschaut werden, wie dies in der 6f-
fentlichen Hand realisiert werden kann.

Fakt ist allerdings, dass wir im Augenblick eine sehr
schwierige Situation haben. Deswegen haben wir in
unserem Antrag noch einmal einige konkrete Punk-
te vorgeschlagen.

Ich bin sehr gespannt, wie das Ganze jetzt weiter-
gehen wird. Es liegt sicherlich nicht in unserer
Hand. Ich weil3, dass auch zumindest die Griinen
relativ wenig dazu beizutragen haben, was mit der
WestLB konkret passiert. Bei den Oppositionspar-
teien sieht es nicht viel anders aus.

Der Finanzminister ist hier aber natirlich in der Ver-
antwortung — insbesondere im Hinblick auf den
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Landeshaushalt. Die Landeshaushaltssituation ist
schwierig genug. Die dort bisher geleistete Vorsor-
gepolitik ist aus unserer Sicht auch mehr als prob-
lematisch.

Dieses Thema wird uns also weiter beschaftigen.
Ich bin sehr gespannt, was bis zum 15. Februar
2011 tatsachlich herauskommen wird. — Danke
schon.

(Beifall von der LINKEN)

Vizepréasidentin Gunhild Both: Danke, Herr Sa-
gel. — Fur die CDU-Fraktion spricht jetzt Herr Weis-
brich.

Christian Weisbrich (CDU): Frau Préasidentin! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Kollege Sagel, dieser
Antrag ist wirklich entbehrlich. Die Antragsteller ver-
kennen namlich, dass die Situation, in der sich die
WestLB augenblicklich befindet, das Ergebnis eines
EU-rechtlichen Beihilfeverfahrens ist. In dieses Ver-
fahren kann die Landesregierung nicht aus eigener
Kompetenz eingreifen. Die Auflagen fur die Ge-
nehmigung der gewdahrten Beihilfen sind klar. Die
Kommission erwartet einen vollstandigen Eigenti-
merwechsel entweder durch Fusion mit einer oder
mehreren Landesbanken oder durch einen Verkauf
an Private.

Zur Vorlage des Restrukturierungskonzeptes hat die
Kommission eine Frist bis zum 15. Februar 2011
gesetzt. An diesen Termin schlief3t sich dann eine
Prifungsphase an, die durchaus bis in den Herbst
2011 reichen kann.

Solange vom Europaischen Gerichtshof nicht ent-
schieden ist, dass die Kommission ihre Kompeten-
zen Uberschritten oder missbraucht hat, sitzt die
Kommission eindeutig am langeren Hebel. Das er-
schwert den Verkaufs- oder Fusionsprozess unge-
mein.

In dieses Verfahren hinein dann auch noch Aufla-
gen wie ein Privatisierungsverbot bzw. das Verbot
eines Abbaus von Arbeitsplatzen zu formulieren, ist
komplett unsinnig. Es lauft dem EU-Recht zuwider
und geht schon deshalb ins Leere, weil das Land
nur Minderheitsgesellschafter der AG ist. Wir haben
keinerlei Befugnis, solche Auflagen rechtswirksam
zu verlangen.

Anstatt uns mit derart fruchtlosen Gedankenspielen
zu befassen, sollten wir uns auf Wichtigeres kon-
zentrieren.

Wir werden diesen Antrag ablehnen. — Schénen
Dank.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Vizeprasidentin Gunhild Bé6th: Danke, Herr
Weisbrich. — Fur die SPD-Fraktion spricht jetzt Herr
Zimkeit.

Stefan Zimkeit (SPD): ,Es kommt die Zeit, in der
das Wiinschen wieder hilft* — so, Frau Prasidentin,
liebe Kolleginnen und Kollegen, heif3t es in einem
Lied einer bekannten Dusseldorfer Punkband. Ich
habe den Eindruck, dies ist auch das Motto dieses
Antrages. Doch ich beflirchte, das Winschen allein
wird in diesem Fall nicht helfen.

Ja, es ware winschenswert, wenn wir die WestLB
konsolidieren kdnnten. Es ware in der Tat win-
schenswert, wenn wir die Arbeitsplatze bei der
WestLB sichern kodnnten. Es ware auch win-
schenswert, Belastungen fir den Landeshaushalt
und die Kommunen abzuwenden. Wir dirfen aber
nicht den Eindruck erwecken, dass die Entschei-
dungen dafir in Nordrhein-Westfalen fallen. Die
Entscheidungen Uber die Zukunft der WestLB fallen
weitgehend in Brissel und nicht in Disseldorf.

Wie einfach es sich die Fraktion Die Linke mit die-
sem Antragstext macht, zeigt schon ein genaues
Nachlesen. Danach soll ein dimpelnder Tanker mit
einer veranderten Weichenstellung gerettet werden.
Das passt nicht ganz zusammen.

Genauso wenig passt auch der Lésungsansatz die-
ses Antrags auf das Problem. Es wird so getan, als
ob eine Losung fir die WestLB durch Beschlisse
des Landtags gefunden werden kénne. Genau dies
ist nicht der Fall.

Wichtig ist, dass die Landesregierung weiterhin al-
les tut, um das fir das Land, die Kommunen und
die WestLB beste Ergebnis zu erzielen. Dabei soll-
ten wir sie alle unterstiitzen.

Auch deshalb appellieren wir an die Europdische
Kommission, die Fristen fir Lésungen fir die
WestLB zu verlangern. Ein Zwang, die WestLB un-
ter Wert zu verkaufen, ware eine Vernichtung 6ffent-
lichen Eigentums und gleichzeitig eine offentliche
Beihilfe fur den privaten Kaufer.

Wir appellieren auch an die anderen Landesban-
ken, ernsthaft (iber gemeinsame Konsolidierungslo-
sungen fur alle Landesbanken zu verhandeln. Das
Verharren auf der Tribline, wie es der Finanzminis-
ter einmal bezeichnet hat, hilft niemandem. Es
schadet der WestLB, aber auch den anderen Lan-
desbanken. Der beste Weg fur die WestLB wére ei-
ne umfassende Konsolidierung des Landesbanken-
sektors.

Also noch einmal: Der Schlissel, die Ziele fur die
WestLB zu erreichen, liegt nicht in Disseldorf.

Erschreckt haben wird sich — so vermute ich zumin-
dest — der Finanzminister bei einem Punkt des An-
trags, ndmlich der Forderung, zum Thema ,WestLB"
weitere Verhandlungen zu fiihren. Wer die regel-
mafige Berichterstattung im Finanzausschuss ver-
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folgt, weil3, dass der Minister stetig in Verhandlun-
gen zu diesem Thema ist. In Disseldorf, in Berlin
und in Brussel setzt er sich fiir die beste Ldsung fiir
Nordrhein-Westfalen und fur die WestLB ein.

Lassen Sie mich an diesem Punkt auf die heute Mit-
tag gefuhrte Debatte und den Versuch von Herrn
Laschet, das Standing des Ministers zu bezweifeln,
eingehen. —lhr Versuch ist doch durchschaubar:
Zuerst bewerfen Sie den Finanzminister unter
Leugnung aller Fakten nach dem Motto: ,Irgendet-
was wird schon hangen bleiben!”, mit Dreck, und
anschlieBend wollen Sie darauf hinweisen, dass er
schmutzig geworden ist.

Wir machen uns um das Standing des Finanzminis-
ters in den anstehenden Verhandlungen keine Sor-
gen. Wir gehen davon aus, dass die Verhandlungs-
partner in Fragen der WestLB auf der Grundlage
von Fakten und nicht wie die CDU auf der Grundla-
ge von Erfindungen und Unwahrheiten agieren.
SPD und Grine jedenfalls wollen, dass der Fi-
nanzminister bei den Verhandlungen Erfolg hat und
im Sinne des Landes das Beste herausholt. Ich
glaube, es wirde dem gesamten Landtag gut an-
stehen, ihm diesen Erfolg zu wiinschen.

Denn den Haushalten der kommenden Jahre dro-
hen erhebliche Belastungen, nicht nur dem Landes-
haushalt, sondern auch denen der Kommunen. Die-
se Belastungen drohen, wenn in Brissel weiter
nach der Linie verfahren wird — selten war das Wort
so passend wie hier — Weiter so, ohne Riicksicht
auf Verluste!

Vor diesem Hintergrund ist es auch gut und richtig,
dass die Sparkassenverbande alle ihre Mdglichkei-
ten — auch juristischer Art — ausschopfen, um dro-
hende Risiken abzuwenden. Und es ist gut, dass
die Sparkassen dabei einen ersten Teilerfolg erzielt
haben, was die Westimmo angeht. Ob es allerdings
taktisch gut ist, dass sich das Land dieser Klage an-
schlief3t, musste noch genau gepruft werden.

Vor diesem Hintergrund fordere ich auch die CDU-
Fraktion auf, mit den Risiken gegenlber der
WestLB nicht so lapidar wie im vorletzten Finanz-
ausschuss nach dem Motto umzugehen, diese Risi-
ken seien nicht akut. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, die Risiken fur die Kommunen, fir das Land
und die Sparkassen sind akut, und sie sind erheb-
lich. Deshalb durfen sie nicht verharmlost werden.

Nach der Debatte von heute Mittag muss auch noch
etwas zu den Ursachen fur die problematische Lage
der Bank gesagt werden: Neben den Entscheidun-
gen auf europaischer Ebene wurden in Nordrhein-
Westfalen Fehler gemacht, und zwar nicht nur in
den letzten funf Jahren, sondern auch schon vorher.
Aber Klar ist doch: Ein Grof3teil der erheblichen Risi-
ken, die die Bank in eine Schieflage gebracht ha-
ben, sind seit 2006 angeh&uft worden. Klar ist doch
auch, dass in den letzten funf Jahren die Chance
bestand, die WestLB zu konsolidieren. Doch die

Chance, gemeinsam mit der Landesbank von Ba-
den-Wurttemberg zu einer Konsolidierung zu kom-
men, wurde leichtfertig vertan.

Die Chancen, die drohende Belastung abzuwenden,
wurden ausgeschlagen — zum Schaden der
WestLB, zum Schaden der Arbeithehmerinnen und
Arbeitnehmer und zum Schaden der Kommunen.
Die Verantwortung dafir, meine Damen und Herrn,
liegt bei CDU und FDP. Dieser Verantwortung mis-
sen Sie sich stellen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die kommende
Diskussion im Ausschuss darf nicht nach dem Prin-
zip des Winsch-dir-Was erfolgen. Es darf nicht der
falsche Eindruck erweckt werden, dass die ab-
schlielende Entscheidung fiir die WestLB in Nord-
rhein-Westfalen fallt. Aus unserer Sicht ist es viel-
mehr notwendig, gemeinsam die Landesregierung
dabei zu unterstitzen, in Brissel das Beste heraus-
zuholen.

Unsere Ziele sind klar: Wir wollen die WestLB kon-
solidieren. Wir wollen mdglichst viele Arbeitsplatze
in Nordrhein-Westfalen sichern. Wir wollen die Be-
lastungen flr die Haushalte der Kommunen und des
Landes begrenzen. Wir wollen eine Schwéchung
des offentlich-rechtlichen Bankensektors verhin-
dern, und wir wollen die Kreditversorgung des Mit-
telstandes in NRW sicherstellen.

Aber wir wissen auch: Diese Ziele sind sehr schwie-
rig zu erreichen. Gerade deshalb winschen wir
Norbert Walter-Borjans bei seinen schwierigen Ver-
handlungen zur WestLB viel Erfolg.

(Beifall von der CDU und von den GRUNEN)

Vizeprasidentin Gunhild Béth: Danke, Herr Zim-
keit. — Fur die Fraktion Bindnis 90/Die Griinen
spricht jetzt Herr Mostofizadeh.

Mehrdad Mostofizadeh (GRUNE): Frau Prasiden-
tinl Liebe Kolleginnen und Kollegen! Man hat an
dem lustlosen Vortrag von Ruidiger Sagel schon
gemerkt: Es wurde ein Thema auf die Tagesord-
nung geworfen. Mal schauen, was damit passiert! —
Ich hatte auf meinem Zettel ,Winsch dir was!“ ste-
hen. Deswegen war ich auch ganz begeistert von
der Einleitung des Kollegen Zimkeit, weil wir uns in
der Einschatzung unabgesprochen sehr einig wa-
ren.

Direkt dazu gesagt sei auch: Die Einlassungen von
Herrn Weisbrich sind in der Sache alle richtig gewe-
sen. Seine Einlassungen in der ,Rheinischen Post*,
die ich in den letzten Tagen lesen konnte, waren im
Umgang mit dem Verkaufsverfahren und dem Ge-
nehmigungsverfahren in Briissel auch angemessen.
Er hat aus meiner Sicht zu Recht die Sorge geéau-
RBert, dass offensichtlich mit zweierlei Mal3 gemes-
sen werden konnte, was die Bundesregierung im
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Verfahren in Bezug auf die WestLB im Vergleich zur
HRE anbelangt.

Das ehrt Sie, Herr Weisbrich, nur passt es leider
nicht ganz zu dem, was die CDU in den letzten Ta-
gen an Strategie zur WestLB abgeliefert hat. Ich war
schon erschreckt — das muss ich dazusagen —, wie
sich Herr Petersen im Haushalts- und Finanzaus-
schuss zu dieser Sachfrage geé&ul3ert hat. Er hat
gesagt: Am 15.2. passiert doch gar nichts. Da wird
ein Konzept vorgelegt. Die prufen ein Dreivierteljahr.
Dann wird man gucken. Das wird alles nicht so
schlimm.

Ich habe ihn damals gefragt, auf welchem Stern er
denn unterwegs ist, wenn er so eine Einschatzung
abgibt. Diese Frage kann ich von der Stelle aus nur
wiederholen. Bei solch einem Umgang mit so einem
wichtigen Thema sollten Sie noch einmal sehr deut-
lich dariiber nachdenken, welche Wortwahl Sie an
den Tag legen und ob Sie um eines blol3en Effektes
willen einen solchen Unsinn Uberhaupt von sich ge-
ben.

Auf ein paar Dinge méchte ich schon noch einmal
hinweisen: Das, was in diesem Antrag steht, hat
wirklich Uberhaupt keinen Faktenbezug. Wir mis-
sen — das kann uns schmecken oder nicht — zur
Kenntnis nehmen, dass die Schiedsrichter in Bris-
sel und nicht hier sitzen. Herr Weisbrich hat korrekt
darauf hingewiesen, dass wir hier beschlieRen kon-
nen, was wir wollen. Wenn das von Brussel aus
nicht genehmigt wird, steht uns allenfalls noch der
Weg zum Europaischen Gerichtshof offen. Ob wir
dort Erfolg haben werden, sei dahingestelit.

Dass Sie das Thema ,Arbeitsplatzabbau“ und ande-
re angeschnitten haben, ist alles in Ordnung; nur
widerspricht lhre Herleitung vollstandig der Fakten-
lage, Herr Sagel. Deswegen wiurde ich Ihnen fast
vorschlagen: Ziehen Sie lhren Antrag zurlick! In der
Ausschussberatung kann es eigentlich nicht mehr
besser werden.

Zwei Sachen kann ich mir aber nicht ganz verknei-
fen: In der Auseinandersetzung Uber den FDP-
Antrag unter Tagesordnungspunkt 2 wurde zu sug-
gerieren versucht, dass das WestLB-Thema aus-
schlie3lich ein Problem der Koalition sei. Das ist,
wie ich finde, ein dreistes Herangehen an das The-
ma. Wir haben Uberhaupt nicht zu verschweigen,
dass es auch Fehler vor 2005 gegeben hat. Es war
aus meiner Sicht ein Fehler, die WestLB immer wei-
ter aufzublahen, sie auf den européaischen Méarkten
und auch weltweit zu platzieren. Wir haben damals
einige Auseinandersetzungen zum Thema ,Ecua-
dor” — auch innerhalb der Koalition — gehabt.

Eins sei aber hinzugefiigt: Der damalige Landtags-
abgeordnete Linssen hat es nicht versdumt, immer
wieder fir dieses Projekt zu werben. Er ist sogar in
Ausschiissen gewesen — unter anderem im Eine-
Welt-Ausschuss —, in denen er sonst gar nicht auf-
getaucht ist, um deutlich zu machen, dass dieses

Projekt Uberlebenswichtig fur das Land und deswe-
gen zu finanzieren sei.

Ich sage an dieser Stelle ganz deutlich: Wenn Sie
von der CDU der Auffassung sind, dieses Thema
sei allein ein Problem der Regierung — da wiederho-
le ich das, was Herr Priggen eben gesagt hat —,
wenn Sie wollen, dass wir dezidiert, haarklein und
minutids auseinanderfrickeln, wer was wann wie
gemacht hat, dann richten wir einen Untersu-
chungsausschuss ein. Damit haben wir Uberhaupt
kein Problem. Dann legen wir haarklein auseinan-
der, was gewesen ist.

Beim Thema ,Zinswetten hat sich Herr Linssen, als
es in der WestLB brannte, im Haushaltsausschuss
noch vor Herrn Fischer als besten Vorstandsvorsit-
zenden der WestLB aller Zeiten gestellt. Als die Ma-
terie WestLB doch weiter ins Rutschen kam und die
Opposition einen Konsolidierungsprozess auf Lan-
derebene gefordert hat, um die Institute zusam-
menzufihren, hat Herr Rittgers entschieden: keine
weiteren Verhandlungen mit Baden-Wdirttemberg,
denn die Zentrale des deutschen Landesbanken-
sektors muss in Dusseldorf liegen. Das ist Kirch-
turmpolitik und hat gar nichts mit vorausschauender
Politik zu tun.

Ich méchte nach vorne sagen: Ich kann dem Fi-
nanzminister bei seinen Verhandlungen nur alles
Gute winschen. Eins sei noch hinzuzufligen: Man
moge einmal schauen, wer im Lenkungsausschuss
sitzt, namlich au3er Herrn Walter-Borjans kein wei-
terer Vertreter des Landes mehr. Das macht die
Gewichtsverhéltnisse deutlich, wer was wo zu ent-
scheiden hat. Der Verkaufsbeauftragte Merz ist
noch dabei, Sparkassenvertreter und der Bund.
Letztlich ist der Bund verantwortlich.

An die Adresse der Bundesregierung: Wenn sie
glaubt, sich zulasten der WestLB entlasten zu kon-
nen, ist sie auf dem falschen Dampfer;

(Zuruf von Andreas Krautscheid [CDU])

denn wir erwarten in anderen Landern noch zahlrei-
che Beihilfeentscheidungen und haben auch eine
klare Beihilfeentscheidung in Bezug auf die HRE zu
treffen. Deswegen gehe ich davon aus, dass Herr
Schauble seinen Kurs fortsetzt, den er bereits ange-
legt hatte, als er vom Bundesparteitag der CDU
nach Brussel gereist ist, um der WestLB beizu-
stehen. Ich hoffe, diese Linie des Finanzministers
setzt sich bei seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern fort, damit wir ein gutes Standing in Briissel ha-
ben. Zu glauben, Herr Kollege Sagel, man kdnnte
das hier im Landtag noch durch Beschliisse flankie-
ren, ist schlichter Unsinn.

Noch eins — der Finanzminister hat es im Haus-
haltsausschuss sehr deutlich gesagt —: Egal, wie die
Losung aussieht, ob man eine Bank ganz oder in
Teilen verkauft und die Sparkassenverbande mog-
licherweise einen Teil bekommen: Klar ist, dass es
ein teures Unterfangen wird, weil uns niemand die
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Altrisiken abnehmen wird. Daftr werden wir haften
missen. Ich kann nur jedem raten, die Bank nicht
schlechtzureden, nicht vom taumelnden Tanker zu
sprechen und andere Dinge uber der WestLB aus-
zukubeln. Denn Folgendes ist auch zu beachten:
Die WestLB ist die einzige Landesbank,

(Rudiger Sagel [LINKE]: Da fange ich aber
gleich an zu lachen!)

die ihre Risiken strukturiert, zum Teil ausgelagert
und versucht hat, Licht ins Dunkel zu bekommen.
Ich kann mir nicht vorstellen, dass es in Bayern oder
Baden-Wirttemberg so ist; sonst héatte es vor eini-
gen Monaten andere Verhandlungsprozesse gege-
ben, als das Verfahren eingeleitet wurde.

Ich fasse zusammen: Eigentlich ist der Antrag tber-
flussig. Wir werden aber nattrlich der Empfehlung
des Altestenrates und der Uberweisung an den
Ausschuss zustimmen.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Vizeprasidentin Gunhild B&th: Danke, Herr
Mostofizadeh. — Fur die FDP-Fraktion spricht jetzt
Frau Freimuth.

Angela Freimuth (FDP): Frau Prasidentin! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Her-
ren! Wahrscheinlich liegt es daran, dass in den
Vereinigten Staaten von Amerika heute tatsachlich
der Tag des Murmeltiers ist, dass wir schon zu
mehreren Tagesordnungspunkten ein Déja-vu-
Erlebnis hatten. Das Wainschenswerte — ich
winsch mir was — stand auch mir auf dem Notiz-
zettel; denn die Wortbeitrdge des Abgeordneten
Sagel sind gelegentlich — lassen Sie es mich so
beschreiben — schon ein bisschen eigenwillig.

(Britta Altenkamp [SPD]: Sind Sie ehrlich: In
der Zwischenzeit wirden Sie etwas vermis-
sen, wenn er nicht mehr da ware!)

— Nein, liebe Frau Kollegin Altenkamp, ich wirde
nichts vermissen.

(Heiterkeit von der SPD)

Aber wenn Sie diese Regung haben, dann sollten
wir uns vielleicht mal bilateral dartiber austauschen.

Von allen Vorrednern ist schon véllig zu Recht ge-
sagt worden, dass der Antrag in eine kontinuierliche
Reihe von nicht durchdachten, an der Realitat vollig
vorbeiformulierten Antrédge der Fraktion der Linken
zum Thema ,WestLB* passt. Ich will auch keinen
Hehl daraus machen, dass mich die Sorge, die hier
aus jedem Satz trieft, nicht Gberzeugt. Von der Lin-
ken habe ich noch nicht einen einzigen konstrukti-
ven Lésungsansatz erlebt, weder in den letzten finf
Jahren noch jetzt, wo die Fraktion hier im Hause
vertreten ist — vollige Fehlanzeige. Es gibt immer
nur: Das wollen wir nicht, das wollen wir nicht, das
wollen wir nicht.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Kénnen Sie eigent-
lich deutsch? Kénnen Sie lesen?)

Einen konstruktiven Ansatz oder eine konstruktive
Begleitung des Finanzministers, wer auch immer es
ist — vollige Fehlanzeige.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Selbst wenn Sie le-
sen koénnen, verstehen Sie es offensichtlich
nicht!)

Natirlich muss uns im Landesparlament das Thema
~SVestLB* mit der notwendigen Ernsthaftigkeit um-
treiben, weil die Risiken, die aus der Beteiligung des
Landes Nordrhein-Westfalen an der WestLB AG
bestehen, und die damit verbundenen Haftungsfra-
gen entscheidend auch fir den Landeshaushalt
sind; darauf ist schon verschiedentlich hingewiesen
worden. In gleicher Weise muss man aber darauf
hinweisen, dass das Land Nordrhein-Westfalen nur
ein Teileigentimer ist. Haupteigentiimer der Bank
sind die Sparkassen. Man muss darauf hinweisen —
vielleicht ist es irgendwann der Mihe wert, und Sie
sehen es tatsachlich ein —, dass es die Europdische
Kommission gibt, die die Beihilfen, die die WestLB
von ihren Eigentimern erhalten hat, genehmigen
muss und eine Genehmigung unter Vorbehalte ge-
stellt hat.

Genau da gibt es den Druck, der nicht einfach vom
Himmel gefallen ist, sondern dem eine ganze Kette
von Entscheidungen vorausgeht. Es wurde immer
wieder mit Fristverlangerungen den Auflagen der
EU-Kommission begegnet, MalRhahmen nicht for-
ciert, obwohl die Europaische Kommission klare
Weichenstellungen vorgegeben hat: Regelt das!
Findet eine Losung! — Es wurde immer wieder auf
Zeit gespielt. Insofern ist es zwar sehr zu bedauern,
aber offensichtlich Fakt, dass die EU-Kommission
nicht gewillt ist, eine weitere Fristverlangerung zu
gewahren.

Man kann heute dariber diskutieren — die FDP
macht das immer wieder gerne —, dass der gute
Zeitpunkt, den Landesanteil an der WestLB AG zu-
gunsten des Landes Nordrhein-Westfalens zu ver-
werten, offensichtlich verpasst wurde. Sie wissen,
dass wir uns seit vielen Jahren daflr ausgespro-
chen hatten, den Landesanteil an der WestLB AG
auch unter Einbeziehung des privaten Kapitalmarkts
zu verwerten. Aber all das ist vergossene Milch von
gestern, und es hilft heute nicht weiter, um tatsach-
lich eine Lésung zu finden.

Um das ganz klar zu sagen: Ich winsche dem Fi-
nanzminister und der Landesregierung, die in erster
Linie in der Handlungsnotwendigkeit stehen, fur die
laufenden oder bevorstehenden Gesprache weiter-
hin alles Gute. Wir haben ein hohes Interesse da-
ran, fur die WestLB AG, fir die Beschéftigten, aber
auch fur den Finanzplatz Nordrhein-Westfalen zu
einer erfolgreichen Lésung zu kommen, auch mit
Blick auf die Miteigentiimer, die Sparkassenverban-
de und Landschaftsverbénde.
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Ich méchte jedoch noch anmerken, Herr Minister,
dass die Informationspolitik der Landesregierung zu
friheren Zeiten — dabei will ich nicht ausdrtcklich
auf die Zeit 2005 bis 2010 Bezug nehmen, sondern
auch auf die Zeit davor — gerade mit Blick auf die
Notwendigkeiten der Information des Haushaltsge-
setzgebers, des Haushalts- und Finanzausschusses
im Besonderen, schon einmal erheblich besser war,
gepragt von einem Vertrauen, gemeinsam zu guten
Lésungen kommen zu wollen. Das ist in der Ver-
gangenheit auch passiert.

Aus heutiger Sicht mag man vielleicht je nach Cou-
leur sagen, dass sich die Aufspaltung nicht als das
Gelbe vom Ei herausgestellt hat; aber wir sind diese
Wege seinerzeit mit groRer parlamentarischer Mehr-
heit gegangen. Wir haben die Landesregierung in al-
len entscheidenden Fragen konstruktiv begleitet und
unterstiitzt. Das setzte aber auch voraus, dass wir
die Informationen aus erster Hand — vom Finanzmi-
nister des Landes, von der Landesregierung — be-
kommen haben. Im Augenblick erleben wir, dass wir
letztlich nur mit Nachfragen auf Zeitungsberichte rea-
gieren kénnen.

Darauf will ich ausdricklich hinweisen und die Bitte
wiederholen, zu einer anderen Informationskultur
und Informationspolitik der Landesregierung in Sa-
chen WestLB dahin gehend zu kommen, dass wir
direkt an dem Tag, an dem es neue Ereignisse gibt,
als Parlament, als Fachausschuss informiert wer-
den. Das kann in der gebotenen Vertraulichkeit
passieren und wurde von den Ministern Steinbrick,
Dieckmann und Linssen so gehandhabt.

Ich teile die Bedenken des Kollegen Mostofizadeh,
weil wir das noch viele Male diskutieren werden, ob
die Sache durch die Ausschussberatung wirklich
eine qualitative Verbesserung erfahren kann. Da bin
ich leider skeptisch.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Das werden Sie
noch erleben nachste Woche!)

Ich wiirde mich gerne eines Besseren belehren las-
sen.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Warten Sie mal ab,
was da rauskommt!)

Noch eine Bemerkung zu der Landesbankenfusion:
Man muss doch ganz niichtern sagen, dass die an-
deren Landesbanken offensichtlich erst mal ihre ei-
genen Probleme und Hausaufgaben sehen. Zum
jetzigen Zeitpunkt gibt es keine Bereitschaft anderer
Landesbanken, mit der WestLB zu fusionieren und
zusammenzuarbeiten. Das mégen wir zwar bedau-
ern, denn es ware eine Option von unterschiedli-
chen in der Diskussion befindlichen Optionen, aber
auch nur eine, die auf den Wunschzettel komm und
mit der Realitét nichts zu tun hat.

Trotz groRer Bedenken, was die Fachlichkeit des
Antrags angeht, stimmen wir selbstverstandlich der

Uberweisung an den Fachausschuss zu. — Vielen
Dank.

(Beifall von der FDP)

Vizeprasidentin Gunhild Bé6th: Danke, Frau
Freimuth. — Fir die Landesregierung spricht Herr
Minister Dr. Walter-Borjans.

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Frau
Préasidentin! Meine Damen und Herren! Verehrte An-
tragsteller, insgesamt erleben wir eine Diskussion,
die erkennen lasst, dass es allen Beteiligten darum
geht, ein von allen als sehr schwierig angesehenes
Paket der bestmdglichen Losung zuzuftihren — fiir die
Saule des offentlich-rechtlichen Finanzwesens in
Deutschland, fur die Eigentimer, insbesondere fir
das Land Nordrhein-Westfalen. Wir missen aber
auch im Gesamtkontext eine Ldsung finden, die am
Ende nicht zur Entzweiung fihrt — weder im politi-
schen Raum noch bei den beteiligten Eigentimern.

Aus diesem Grunde sage ich lhnen Folgendes, um
den — wenn auch nur wenigen — Seitensticheleien
zu begegnen:

Erstens. Wenn man sich dariiber unterhalt, wie
schwierig die Situation der WestLB ist, und direkt
anfangt zu uberlegen, wer schuld ist, sollte man be-
ricksichtigen: Nicht die WestLB alleine, sondern
auch die BayernLB, die NordLB, die Landesbank
Baden-Wiurttemberg, die Landesbank Berlin haben
diese Probleme. Von der HSH Nordbank wollen wir
gar nicht erst reden. Insofern kann man sich aussu-
chen, wer wann wo regiert hat und welche Schuld
tragt. Insgesamt scheint offenbar aus anderen
Grinden der Wurm in der Veranstaltung zu stecken.

Zweitens. Ich sitze in einer Runde, dem sogenann-
ten Lenkungsausschuss, der sich mit der Thematik
beschaftigt, als einziger Sozialdemokrat. Das mag
je nach Sichtweise fur Beruhigung oder Aufregung
sorgen. Alle anderen um mich herum sind Uberwie-
gend Christdemokraten. Die Runde, die da zusam-
mensitzt, arbeitet durchaus auch mal im Streit, al-
lerdings in einer vertrauensvollen Art und Weise
miteinander, die sich zumindest nicht an irgendwel-
chen Parteibuchlinien entlangzieht.

Der dritte Punkt, weil ich das heute Morgen auch
wieder erlebt habe, ist: Sie werden mdglicherweise
irgendwann einmal sagen: Am 2. Februar hat der
Finanzminister an diesem Rednerpult gestanden
und nicht alles gesagt, was er wusste. Das gilt mit
Sicherheit fir das Thema ,WestLB“ in der augen-
blicklichen Situation, weil es da ein paar Dinge gibt,
die man auf eine andere Art miteinander austau-
schen sollte, weil hier nicht nur ein Parlament zu in-
formieren oder nicht zu informieren ist, sondern weil
es auch darum geht, dass hieran Markte, andere
Eigentimer hangen. Wir sind nun einmal nicht der
Haupteigentimer. Wir haben 48 % der WestLB, die
Sparkassen haben knapp Uber 50 %. Dann haben
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wir noch zwei Landschaftsverbédnde, und der Bund
ist Uber seine stille Beteiligung auch noch mit im
Boot.

Wir haben, wenn man sich den Antrag ansieht, eini-
ge Zitate aus Medienberichten. Wie immer im Le-
ben kann man sagen: Die sind mit Sicherheit nicht
vollstdndig aus der Luft gegriffen, im Gegenteil.
Wenn man genau hinschaut und in diesem Len-
kungsausschuss mitarbeitet, dann stellt man fest,
dass der eine oder andere Hinweis darauf, wessen
Interessen in diesen Medienberichten besonders
herauskommen, helfen wird, zu reidentifizieren, wer
an welcher Stelle dafuir sorgt, dass das eine oder
andere das Licht der Offentlichkeit erblickt.

Ich kann nur sagen: Wir haben am Anfang deutlich
gemacht, schon in den Koalitionsverhandlungen,
dass wir der Konsolidierung des Landesbankensek-
tors absoluten Vorrang einrdumen. Ich muss auch
da sagen: In allen Gesprachen, die ich dazu mit
dem Bundesfinanzminister Wolfgang Schauble ge-
fuhrt habe, finde ich diese Sicht auch vonseiten des
Bundes bestatigt.

Aber wie heil3t es in diesem Punkt so schon? — It
takes two to tango. In diesem Fall sind es nicht nur
zwei, es sind mindestens zwei, und es sind am bes-
ten sogar acht. Jeder, der aufgrund der zutreffenden
Medienberichterstattungen und auch der AuRerun-
gen der beteiligten Gesprachsteilnehmer bisher
nicht festgestellt hat, dass die anderen Mikado spie-
len und nichts tun, wirde sich der Realitat verwei-
gern. Es ist definitiv so, dass offenbar jeder glaubt,
abzuwarten sei die beste Methode; man werde
moglicherweise durch Verminderung der Zahl der
Konkurrenten an einer besseren Position stehen.

(Vorsitz: Vizeprasidentin Carina Godecke)

Ich habe nicht zum ersten Mal gesagt — dieses Sig-
nal wirde ich von hier aus auch gern noch einmal
an die anderen Beteiligten ausgeben —, die werden
immer beteiligt sein, ob sie wollen oder nicht, und
die bestmdogliche Art, beteiligt zu sein, ware es, aktiv
an einer Konsolidierung des Landesbankensektors
teilzunehmen. Nehmen wir nur mal den zweiten Be-
reich, der dann méglich ware, namlich der Vollver-
kauf der gesamten Bank. Dann misste man sich
Uberlegen, wer eine solche Bank — unterstellt, das
geht — kaufen wird. Derjenige, der sie kauft, wird
zum Konkurrenten der Ubrigen sieben. Denn der
wird natirlich die Kunden mitnehmen wollen, der
wird naturlich die Angebote, die sie haben, die Spe-
zialitaten, die sie anbieten, nehmen.

Nehmen wir einmal dieses Beispiel von dem nicht
existenten chinesischen Interessenten. Wenn der
da einsteigen wirde, dann wirde ich gern sehen,
was die anderen sieben machen. Da ist dann nicht
ein Konkurrent weniger, sondern dann ist da einer,
der sich sagt: Genau an der Stelle will ich auch
mein Stiick vom Kuchen haben.

Wenn alles scheitern sollte, also die schlimmste
Version, die — das ist mein Eindruck — wirklich nie-
mand will, namlich die Anwendung des gerade erst
seit Januar geltenden Restrukturierungsgesetzes,
dann hatten wir eine Situation, in der am Ende wie-
der der offentlich-rechtliche Bankensektor, die Lan-
desbankenlandschaft, schweren Schaden nehmen
wirde, aber nicht nur die. Wir hatten dann nicht nur
ein nordrhein-westfalisches und nicht nur ein deut-
sches Finanzproblem, wir hétten ein européisches
Finanzproblem. Deswegen sind sich alle Beteiligten
sehr klar dartiber, dass man eben eine Losung auf
dem Boden der Tatsachen zu suchen hat.

Das ist genau der Punkt. Die Position, die wir im
Augenblick haben, unterscheidet sich von dem in
der Wunschvorstellung guten Antrag. Wir haben ei-
ne Rahmenbedingung, wir haben eine starke Kom-
mission. Diese starke Kommission hat zusammen
mit Schéuble, mit mir und mit den anderen Beteilig-
ten in dem Gesprach am 15. November in Brissel
ein Datum gesetzt. Da ist klar gemacht worden: Es
gibt ein Datum, namlich den 15. Februar. Am
15. Februar muss von den Eigentimern ein Kon-
zept vorgelegt werden, das vonseiten der Kommis-
sion als so tragfahig angesehen wird, dass dann
auch eine Zeit zur Umsetzung gewdahrt werden
kann. Wenn das nicht der Fall ist, dann hat die
Kommission extreme Marterinstrumente zur Hand,
und dann hat man auch wenige Chancen, mit einer
Klage beim Européischen Gerichtshof dagegen vor-
zugehen.

Deswegen haben wir — dazu stehe ich auch — ge-
meinsam, alle beteiligten Eigentimer, der Bund, das
Bankmanagement, gesagt: Wir suchen eine L06-
sung, bei der alle im Boot sind, die wir alle gemein-
sam tragen konnen, die allerdings als unverhandel-
bare Grundlagen hat, dass die Lasten, die dadurch
entstehen, fur die Eigentimer verkraftbar sind, dass
die Menschen, die beschéftigt sind, eine Perspekti-
ve behalten und dass der 6ffentlich-rechtliche Ban-
kensektor dadurch nicht zerstort wird.

(Zuruf von Rudiger Sagel [LINKE])

Meine Einschatzung ist, dass in diesem Punkt Al-
munia durchaus einen anderen Zugang zu diesem
Thema hat, als es frilher Neelie Kroes hatte. Man
muss allerdings auch sagen — wie im Leben an an-
derer Stelle auch —: Hinter der Spitzenperson ste-
hen natdrlich viele Personen, die dieselben sind wie
vorher und schon die einen oder anderen Erfahrun-
gen sowohl mit der WestLB als auch mit anderen
deutschen Landesbanken gemacht haben.

Sie wissen vielleicht, dass Almunia heute auf einem
Kongress des ,Handelsblatts“ in Berlin Uber den
Landesbankensektor in Deutschland redet und zu
diesem Punkt gesagt hat, dass es keine Deadline
fur die Deadline gibt, dass der 15. Februar gilt. Sie
wissen vielleicht auch, dass es im Rahmen dieses
Aufenthalts in Berlin das eine oder andere Ge-
spréach gibt. Bei diesen Gesprachen habe ich jeden-
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falls ein Stiick die Hoffnung, dass die Uberlegun-
gen, die wir auf der Grundlage des Mdglichen an-
stellen, immer noch mit der Praferenz im Bereich
der Konsolidierung, am Ende akzeptiert werden.
Denn eine ganz wichtige Voraussetzung ist, dass
die Kommission diese Lésung auch als eine Lésung
ansieht, die dann keine Beihilfevermutung oder kei-
ne Beihilferickzahlungsforderung mehr ausldst. Es
stehen immerhin 3,4 Milliarden € im Raum.

Wenn man sich ansieht, dass auch der Verkaufs-
prozess nicht vollkommen ad acta gelegt ist, son-
dern auch da durchaus Gesprache stattfinden, die
zumindest Optionen zur Folge haben kénnen, die
nebeneinandergestellt werden kénnen, dann glaube
ich, dass wir jetzt an einer ganz kritischen, aber
auch an einer ganz wichtigen Stelle sind, an der
man zu einem Ergebnis kommen kann.

Ich kann nur wiederholen, was ich bereits in der
vergangenen oder vorvergangenen Woche im Aus-
schuss gesagt habe. Verkraftbar fir die Eigentimer
wird nicht heil3en, dass es billig ist. Denn allein das,
was wir an Engagement auch als Eigentimer Land
schon eingegangen sind, sind ja die etwa
3,8 Milliarden €, die mit den ausgegliederten Phoe-
nix-Papieren in der Abwicklungsanstalt im Zusam-
menhang stehen. Wir reden uber die Wertgarantie
fur den Anteil, der im Bereich der NRW.BANK liegt.
Wir reden Uber Doppelvertrage, die noch aus alter
Zeit stammen und einen Teil der Beschéftigten und
auch Pensionare betreffen. Es gibt eine ganze Rei-
he von Dingen, die natirlich jetzt im Zusammen-
hang damit zu diskutieren sind.

Wenn wir es schaffen, eine klare Trennung vorzu-
nehmen, an welcher Stelle politischer Streit auch
einmal laut werden darf und wo man sich auch ein-
mal ein Stick gegeneinander verkeilen kann — ich
hétte eine Bitte, wo man es nicht tut —, dann, wirde
ich sagen, sollten wir diese Stelle herauslassen.
Dann sollten wir die Informationspolitik, die wir bis
jetzt haben, auch so beibehalten.

Frau Freimuth, das, was Sie zur schlechten oder
unzureichenden Information sagen, verstehe ich
nicht ganz. Denn wir reden im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss darlber. Die Ministerprasidentin
und ich haben auch bereits zweimal die Fraktions-
vorsitzenden informiert. Aus meiner Sicht war das
ein sehr konstruktives Gesprach, das wir da gefuhrt
haben. Es war auch eines, das durchaus auch am
Ende eines Plenartages stattfand, an dem man sich
vorher ordentlich gestritten hatte.

Aber wir mussen hier wirklich auch darauf achten,
das Signal nach draufen zu geben: Diese Bank, so
wie sie jetzt besteht und auch so wie sie nach dem
Ende des Jahres 2011 aussehen wird, ist eine, die
Vertrauen verdient hat und die ja offenbar auch Ver-
trauen hat. Denn die Markte sind im Umgang mit
dieser Bank stabil. Es ist extrem wichtig, dass das
auch so bleibt. Die Kunden der Bank, die Anleger,
haben einen guten Grund dafir, weil sie auch wis-

sen, dass dahinter Eigentiimer stehen, dass dahin-
ter der Bund steht, der SoFFin steht, die sich dieser
Verantwortung insgesamt auch bewusst sind. Ich
glaube, das haben wir gemeinsam auch in Richtung
Briissel deutlich machen kénnen.

Vor diesem Hintergrund wird die nachste Zeit
schwierig. Das ist auch in den letzten Wochen
enorm zeitaufwendig gewesen. Das wird sich nicht
andern. Wenn das am Ende dazu fiihrt, dass wir zu
einer Losung kommen, mit der dann die Eigentimer
leben kdnnen, mit der die Mitarbeiter leben kénnen
und das deutsche Finanzsystem insgesamt leben
kann, dann hatten wir viel erreicht. Aber dafir ist
auch noch viel zu tun. — Ich danke lhnen fiur lhre
Aufmerksamekeit.

(Beifall von der SPD)

Vizeprasidentin Carina Gddecke: Vielen Dank,
Herr Finanzminister. — Fir die Fraktion der SPD hat
Frau Kollegin Luders das Wort.

Nadja Luders (SPD): Frau Prasidentin! Meine sehr
geehrten Damen und Herren! Ich war gerade ein
wenig irritiert dartiber, dass Herr Dr. Petersen gar
nicht mehr auf der Rednerliste steht, wobei das viel-
leicht auch im Zusammenhang mit der Diskussion
im Ausschuss zu sehen ist, wo ja von lhrer Seite
auch so getan wurde, als hatten wir alle Zeit der
Welt und missten wir das Thema jetzt Gberhaupt
nicht behandeln.

Ich kann mich dem anschlieRen, Frau Freimuth,
dass es heute tatsachlich wieder ein Ereignis der
dritten Art ist: Und taglich grii3t das Murmeltier.

Es gibt aber einen kleinen feinen Unterschied, mei-
ne Damen und Herren der Fraktion der Linkspartei.
Friher haben Sie lhre Antrége immer zur direkten
Abstimmung gestellt. Diesmal wollen Sie den An-
trag in den Ausschuss Uberweisen lassen. Das ist
schon einmal sehr geschickt.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Warum wohl?)

Eigentlich misste man diesen Antrag schlichtweg
ablehnen, denn er ist sehr verquer in seiner Be-
grindung. Sie sagen hier, es sei Usus, dass wir uns
damit beschaftigen. Usus ist es deshalb, weil Sie es
uns hier immer wieder vorkauen. Das Thema ist ein-
fach verfehlt.

Wenn Sie sich Ihren Antrag einmal selber anschau-
en und gucken, wie er inhaltlich aufgebaut ist, dann
werden Sie feststellen: Das ist eine mittelschwere
Katastrophe. Sie begriinden lhren Antrag mit Zitaten
aus Zeitungsartikeln und lesen die dann auch noch
falsch. So viel Kritikunféhigkeit der Linken zur Pres-
se hétte ich Ihnen gar nicht zugetraut. Aber wenn
Sie schon die ,FAZ" lesen, Herr Sagel, dann sollten
Sie dies auch genau tun. Denn der zitierte Artikel,
den Sie verwenden, besteht schlichtweg aus Kon-
junktiven. Sie machen daraus aber Fakten.
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(Rudiger Sagel [LINKE]: Das stimmt nicht!
Das ist wortlich abgeschrieben!)

Das ist ganz einfach unredlich. Ja, das ist wortlich
abgeschrieben.

(Beifall von der FDP - Ridiger Sagel
[LINKE]: Wenn ich wdrtlich abschreibe, ist
das unredlich?)

— Nein, es ist unredlich, dass Sie mit Vermutungen
arbeiten. Dieser Artikel ist gespickt mit den Worten
.Konnte“, ,misste®, ,angeblich® und ,wahrschein-
lich®, und Sie sagen, das ist dann Ihre Feststellung.
Das ist unredlich, Herr Sagel!

(Beifall von der FDP)

Genau diese Wasserstandsmeldungen zur WestLB,
die ja seit Wochen durch die Presse geistern,

(Zuruf von Rudiger Sagel [LINKE])

werden durch lhren Antrag noch verstarkt, indem
Sie sich namlich genau diese Themen zu eigen ma-
chen. Am liebsten hétten Sie wahrscheinlich in Ihren
Antrag geschrieben — das haben Sie ja vorhin auch
halbwegs anklingen lassen —: der Einstieg der chi-
nesischen Bank.

Jetzt durften wir dann aber gestern erfahren, dass
genau diese Schlagzeile dementiert werden muss-
te. Da haben Sie aber gerade noch die Kurve ge-
kriegt. Deswegen rate ich Ihnen: Verlassen Sie sich
nicht immer auf diese Wasserstandsmeldungen.
Das hilft der WestLB in keiner Weise.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Wem denn?)

Wenn Sie dann auch noch lhren Antrag damit be-
grinden, dass wir bitte schén die Klage der Spar-
kassenverbande unterstiitzen sollen, verwechseln
Sie ein X mit einem U. Die klagen nicht gegen die
Privatisierung der WestLB. Die klagen hinsichtlich
der Fristverlangerung fir den Verkauf der Westim-
mo.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Gut erkannt!)

Das sind zwei vollig verschiedene Themen. Aber
Sie scheren das uber einen Kamm.

Jetzt einmal ernsthaft: Ich will keinen Tanker auf
den Grund fahren lassen. Einen Tanker will ich ber-
gen, wenn er auf Grund liegt.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Sie sind doch
schon festgefahren!)

—Wir sind da in keiner Weise festgefahren. Herr
Sagel, Sie wissen es doch eigentlich besser.

(Dr. Gerhard Papke und Angela Freimuth
[FDP]: Nein!)

— Wahrscheinlich wirklich nicht. — NRW als Land ist
durch die EU-Kommission die Hande gebunden. |h-
re Forderungen in lhren Antrédgen machen es der

Landesregierung nun wirklich nicht leichter, die Ver-
handlungen gescheit zu fiihren.

(Zuruf von Ridiger Sagel [LINKE])

Ich denke, wir sollten weiterschauen, den Len-
kungskreis einrichten und die Gesprache fiihren.
Wenn Sie wirklich die Agenturticker mal redlich le-
sen wirden, wirden Sie feststellen, dass Almunia
heute auf dem ,Handelsblatt“-Tag in Berlin ange-
deutet hat, dass es am 15. Februar hochstwahr-
scheinlich eine Einigung geben kann. Lassen Sie
uns doch bitte gemeinsam diesen Weg bis zum 15.
Februar in Ruhe beschreiten, aber nicht mit einer
vollig irrsinnigen Antragstellung. Sie sagen, Sie wol-
len eine Konsolidierung, aber, bitte schon, keinen
Personalabbau. Sie wollen keine Privatisierung,
aber, bitte schon, auch nicht das, was die EU vor-
gegeben hat. Lesen Sie doch einfach mal die Vor-
gaben der EU. Dann werden Sie merken, dass das
eine ohne das andere nicht geht.

Ich glaube — Frau Freimuth, da muss ich Ihnen lei-
der widersprechen —, dass die Zeitfenster so eng
geschoben sind, weil — das muss man so ganz klar
sagen — in den letzten paar Jahren ein bisschen Zeit
verlorengegangen ist.

(Dr. Gerhard Papke [FDP]: Na, na, nal)

Wir sind also seit September dabei. Herr Papke, da
Sie — mit Verlaub, Frau Prasidentin, ich wirde gerne
etwas zitieren — mich gerade ansprechen: 2007, als
das mit der Helaba anstand, haben Sie, Herr Pap-
ke — ich zitiere Sie da gerne — gesagt: Hey, das ist
ein richtig gutes Ding hier. — Heute haben wir 2011.
Passiert ist seither nichts in dem Zusammenhang.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Davon will er jetzt
nichts mehr wissen! Hat er nie gesagt!)

— Herr Sagel, wenn Sie jetzt sagen ,Hat er nie ge-
sagt”: Lesen Sie es doch nach. Sie zitieren doch
sonst so gerne und begriinden lhre Antrage.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Ich weil3 das!)
—Ja, was Sie wissen, sehen wir an Ihrem Antrag.

Letztendlich stimmen wir — um des lieben Friedens
willen — der Uberweisung des Antrags zu. Nur haben
wir, wenn wir uns das Zeittableau des Haushalts- und
Finanzausschusses angucken, dann schon langst
eine Entscheidung, wenn wir Uber Ihren Antrag bera-
ten werden. Dann ist es wichtig, was am 15. Februar
in Brussel passiert, und nicht, was Sie sich in diesem
Wunschkonzert vorstellen wirden.

(Beifall von der SPD)
Vizeprasidentin Carina Gddecke: Vielen Dank,

Frau Kollegin. — Fur die Fraktion Die Linke hat jetzt
Herr Aggelidis das Wort.
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Michael Aggelidis (LINKE): Frau Prasidentin! Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Werte Kolle-
ginnen und Kollegen! Unser Antrag starkt das politi-
sche Gestaltungsvermdgen des Landes und wahrt
auch die Interessen sowohl der Beschéftigten als
auch der Nutzerinnen und Nutzer der Dienstleistun-
gen einer mit einem neuen Geschéftsmodell ausge-
statteten Landesbank. Politische Gestaltungsmég-
lichkeiten gehen der 6ffentlichen Hand mit jeder Pri-
vatisierung verloren. Die Zeit dréngt.

Bis zum 15. Februar muss die Bank gegenuber der
EU in Brissel ein neues Sanierungskonzept vorle-
gen. Es drohen die Zerschlagung der WestLB und
der Verlust Tausender von Arbeitsplatzen. Es be-
steht dringender Handlungsbedarf.

Es ist die Verantwortung der Landesregierung und
des Landesparlaments, sich der Zerschlagung der
WestLB zu widersetzen und die Landesbank von
Grund auf neu zu gestalten — nicht Gber die Kopfe
der Beschéftigten und nicht Uber die Képfe der Nut-
zerinnen und Nutzer hinweg, sondern mit ihnen
gemeinsam.

Werte Kolleginnen und Kollegen von der SPD und
von den Grunen, seien Sie doch eine Koalition der
Einladung Uber das Parlament hinaus. Laden Sie
die Betroffenen zu einem Ratschlag Uber die Per-
spektiven der Landesbank ein.

(Zuruf von der CDU: Danke fiir den Hinweis!)

Beschaftigte sowie Nutzerinnen und Nutzer der
Dienste einer erneuerten Landesbank sollen Exper-
tinnen und Experten sowie politische Vorschlage
héren und gemeinsam formulieren, was fir eine
Landesbank sie wollen. Das hétte grofRen offentli-
chen Widerhall. Sie werden sehen, die Betroffenen
wollen keine Landesbank, die sich an Spekulations-
geschaften beteiligt. Sie wollen auch nicht, dass die
WestLB zur Beute von Finanzhaien wird. Die Be-
troffenen wollen eine Landesbank, die kleinen
Selbststandigen, Genossenschaften und mittelstan-
dischen Unternehmen Kredite zu ginstigen Konditi-
onen verschafft, die sozialen Mal3stdben verpflichtet
ist und sich auf die Sparkassenzentralfunktionen
konzentriert. Sie wollen eine Landesbank, deren
Geschaftsgebaren transparent und demokratisch
kontrolliert ist. — Vielen Dank.

(Beifall von der LINKEN)

Vizeprasidentin Carina Gddecke: Vielen Dank,
Herr Kollege Aggelidis. — Weitere Wortmeldungen,
liebe Kolleginnen und Kollegen, liegen mir nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Der Altestenrat emp-
fiehlt uns die Uberweisung des Antrags Drucksa-
che 15/1189 an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss. Die abschlieBende Beratung und Abstim-
mung soll dort in offentlicher Sitzung erfolgen.
Stimmt jemand gegen diese Uberweisungsempfeh-

lung? — Mdchte sich jemand enthalten? — Das ist
nicht der Fall. Dann haben wir so Uberwiesen.

Ich schlieRe den Tagesordnungspunkt5 und rufe
den néchsten Punkt auf:

6 Fragestunde
Drucksache 15/1210

Mit dieser Drucksache behandeln wir die Mundli-
chen Anfragen 24, 25, 26 und 27.

Ich rufe die
Mundliche Anfrage 24

des Herrn Abgeordneten Ralf Witzel von der Frakti-
on der FDP auf:

Welche Auswirkungen hat die Einfiihrung ei-
ner flachendeckenden Umweltzone im Ruhr-
gebiet auf die wirtschaftliche Entwicklung,
insbesondere wenn ab 1. Januar 2012 nur
noch Fahrzeuge mit griuner Plakette in die
Umweltzone einfahren dirfen?

Laut Medienberichten vom 27. Januar 2011, die
vom Umweltministerium am gleichen Tag besta-
tigt worden sind, haben sich die Umweltdezernen-
ten der Ruhrgebietskommunen in einem Schrei-
ben an die Landesregierung gewandt und Forde-
rungen zur zukinftigen Luftreinhalteplanung auf-
gestellt. Darin fordern sie:

eine zusammenhangende Umweltzone Ruhr zum
1. Januar 2012, die die gesamte Flache aller
Ruhrgebietsstadte umfassen soll,

Einfahrverbote fir alle Fahrzeuge mit gelber Pla-
kette ab dem 1. Januar 2012 und mit griiner Pla-
kette ab dem 1. Januar 2013,

Tempo 100 auf allen Revierautobahnen,

eine Lkw-Maut auf allen wichtigen Bundesstra-
3en im Revier.

Die ,Westfélischen Nachrichten“ vom 28. Januar
2011 berichten sogar Uber Plane der Landesre-
gierung, bereits ab dem 1. Januar 2012 nur noch
Fahrzeuge mit griiner Plakette in die Umweltzo-
nen einfahren zu lassen. Die Folgen dieser For-
derungen waren fur das Ruhrgebiet, seine Be-
wohner und die Wirtschaft verheerend. Das
Ruhrgebiet, das sich mitten im Strukturwandel
befindet, wiirde als Region fiir Investoren unat-
traktiver. AuBerdem wirden auf die Betriebe im
Ruhrgebiet erhebliche Kosten fur die Erneuerung
ihres Fuhrparks zukommen, da etwa 50 % der
Nutzfahrzeuge bislang noch nicht mit einer gru-
nen Plakette ausgestattet sind. Insgesamt besit-
zen laut Statistiken des ADAC noch mehr als
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13 % der zugelassenen Fahrzeuge keine griine
Plakette.

Weiterhin werden andere Ziele durch die vor-
schnelle Verscharfung der Umweltzone konterka-
riert. Berufspendler, die sich noch 2007 oder
2008 ein verbrauchsarmes und damit CO,-armes
Dieselfahrzeug gekauft haben, dirften zum gro-
Ben Teil auf Benziner umsteigen, deren CO,-
Bilanz deutlich schlechter ausfallt.

Dartiber hinaus stellt sich die Frage der Verhélt-
nismaRigkeit. Wenn griine Regionen von Stad-
ten, in denen es weder mit Feinstaub noch Stick-
oxiden ein Problem gibt, nun mit einer Umwelt-
zone Uberzogen werden, kommt dies einer Ent-
eignung von Burgern mit Fahrzeugen, die ledig-
lich eine gelbe Plakette haben, gleich. Denn eine
Benutzung kommt in der gesamten Umgebung
ebenso wenig infrage wie der Verkauf des Fahr-
zeugs, und das, obwohl die Wirksamkeit von
Umweltzonen mehr und mehr infrage gestellt
wird.

Welche Auswirkungen hat die Einflhrung einer
flachendeckenden Umweltzone im Ruhrgebiet
auf die wirtschaftliche Entwicklung, insbesondere
wenn ab 1. Januar 2012 nur noch Fahrzeuge mit
griner Plakette in die Umweltzone einfahren dir-
fen?

Ich erteile Herrn Minister Remmel zur Beantwortung
das Wort.

Johannes Remmel, Minister fir Klimaschutz,
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Sehr geehrte Frau Prasidentin! Sehr geehr-
te Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Witzel!
Am 24. August 2008 ist der regionale Luftreinhalte-
plan Ruhrgebiet mit Uber 80 Einzelmalinahmen zur
Minderung von Luftschadstoffen in Kraft getreten.
Das Kabinett hat am 1. April 2008 beschlossen,
dass die Wirkungen im Rahmen einer Evaluation
Uberpriift werden sollen. Diese Evaluation hat statt-
gefunden. Die Ergebnisse der Evaluation sind dem
Parlament entsprechend Ubermittelt worden.

Zurzeit befindet sich die Fortschreibung des Luft-
reinhalteplans in Bearbeitung. Zustandig sind die
Bezirksregierungen Dusseldorf, Minster und Arns-
berg. Die Projektgruppe hat ihre Arbeit begonnen
und arbeitet auch mit den Stadten und unterschied-
lichen Interessenverbénden zur Aufstellung einer
Neuauflage eines Luftreinhalteplans Ruhr zusam-
men, um darin weitere Vorschlage fir die Minde-
rung von Feinstaub und Stickoxide zu unterbreiten.
Wir miussen diese Arbeit tun, weil es entsprechende
Anforderungen auch der Européischen Union gibt.
Im Rahmen dieser Arbeit der Projektgruppe haben
die Umweltdezernenten der Ruhrgebietskommunen
Vorschlage unterbreitet, die lhnen bekannt sind. Sie
werden von der Bezirksregierung entgegengenom-

men, bewertet und dann gegebenenfalls in einen
solchen Luftreinhalteplan aufgenommen.

Vizeprésidentin Carina Godecke: Vielen Dank,
Herr Minister. — Herr Kollege Witzel mit seiner ers-
ten Nachfrage.

Ralf Witzel (FDP): Vielen Dank, Frau Prasidentin. —
Herr Minister Remmel, Sie haben in Ihrer Beantwor-
tung den laufenden Evaluationsprozess gerade de-
skriptiv leidenschaftslos dargestellt. Ich schéatze Sie
als Umweltminister so ein, dass Sie auch eine per-
sonliche Auffassung dazu haben, was richtig und
geboten wére, wie Sie die bislang vorliegenden
Evaluationsergebnisse weiterverfolgen und aufgrei-
fen werden. Dazu meine Frage: Was ist lhre Hal-
tung zu dem Konvolut der Evaluationsergebnisse
und der jetzt in den Ruhrgebietskommunen disku-
tierten MalRhahmen? Was empfehlen Sie, und was
halten Sie fir geboten, was zu tun und zu realisie-
ren ist?

Vizepréasidentin Carina Gddecke: Herr Minister.

Johannes Remmel, Minister fiir Klimaschutz,
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Sehr geehrter Herr Witzel, Sie wissen, dass
der Kernpunkt der EU-Rahmenrichtlinie ,Luftquali-
tat” der Schutz der menschlichen Gesundheit ins-
besondere vor Luftschadstoffen ist. Das steht im
Mittelpunkt. Wir missen alles tun, um die Gesund-
heit der Menschen zu schiitzen und um die Vorga-
ben, die die EU an der Stelle setzt, zu erflillen. Inso-
fern sind alle MalBnahmen hilfreich, die dazu einen
Beitrag leisten kdnnen. Wie gesagt, in dem Luftrein-
halteplan, den die damalige Bezirksregierung und
die Landesregierung 2008 auf den Weg gebracht
haben, waren tber 80 EinzelmalBnahmen. Insofern
will ich mich jetzt nicht bei der Bewertung einer ein-
zelnen oder mehrerer EinzelmalRnahmen aufhalten.

Vizeprasidentin Carina Godecke: Vielen Dank,
Herr Minister. — Die nachste Frage kommt von Frau
Akbayir von der Fraktion Die Linke.

Hamide Akbayir (LINKE): Herr Minister, stimmen
Sie mir zu, dass auch in NRW das erreicht werden
kann, was in Berlin erreicht wurde, das seit 2010
nur noch Fahrzeuge mit griner Plakette in die Um-
weltzone zuldsst, wodurch eine Minderung der
Feinstdube um 24 % und der Stickoxide um 14 %
erreicht wird?

Johannes Remmel, Minister fir Klimaschutz,
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Ja.
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Vizepréasidentin Carina Godecke: Vielen Dank,
Herr Minister. Kurz und klar! — Die néchste Frage
kommt von Herrn Witzel.

Ralf Witzel (FDP): Vielen Dank, Frau Prasidentin. —
Vielleicht beantwortet der Minister folgende Frage
auch so schnell und klar: Halten Sie den Vorschlag,
der von einigen Ruhrgebietskommunen bei unter-
schiedlichen Anlassen im RVR-Gebiet in den letzten
Tagen diskutiert wurde, fur richtig und unterstit-
zenswert, vollstandig auf allen Ruhrgebietsautobah-
nen im RVR-Gebiet maximal Tempo 100 zukiinftig
zuzulassen?

Johannes Remmel, Minister fir Klimaschutz,
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Das ist ein Vorschlag, der hinsichtlich seiner
Wirkung entsprechend fachlich bewertet werden
muss. Ich will mich dazu jetzt nicht ndher auf3ern,
weil ich die Ergebnisse nicht kenne.

Vizeprasidentin Carina Gddecke: Danke schon,
Herr Minister. — Die nachste Frage kommt von Frau
Beuermann von der Fraktion Die Linke.

Barbel Beuermann (LINKE): Vielen Dank, Frau
Prasidentin. — Herr Minister, ich muss das jetzt ab-
lesen, weil das Thema so komplex und interessant
ist. Aber ich denke, dass Sie diese Frage sehr gut
beantworten kénnen.

Bestatigen die jetzt vorliegenden Ergebnisse der
Umweltzone im Ruhrgebiet die Machbarkeitsstudie
des RVR mit den schon im Jahre 2007 prognosti-
zierten Zahlen, dass nur eine einheitliche, das Kern-
ruhrgebiet umfassende Umweltzone die notwendi-
gen Schadstoffminderungen erreichen kann?

Johannes Remmel, Minister fir Klimaschutz,
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Die Evaluation hat gezeigt, dass wir gering-
flgige Verbesserungen beim Feinstaub, aber unzu-
reichende Verbesserungen bei den Stickoxiden ha-
ben; im Gegenteil haben wir hier sogar neue Belas-
tungswerte. Insofern ist die Bewertung insgesamt
uneinheitlich.

Wir missen alle MaBnahmen untersuchen, die zur
weiteren Verbesserung der Luftqualitat beitragen
kénnen. Dazu ist eine groRe Umweltzone eine wei-
tere zu untersuchende MalRnahme. Aber noch ein-
mal: Die Umweltzone ist eine unter 80 MalRhahmen,
die den Luftreinhalteplan bisher beinhalten. Es wéare
eine Verklirzung, wenn man ausschliel3lich tber
Umweltzonen diskutieren wirde. Auch Sie, Frau
Abgeordnete, wirden wabhrscheinlich lieber eine
neue S-Bahn-Linie einweihen oder eine neue Bus-
strecke eroffnen, als eine Umweltzone auf den Weg

zu bringen. Insofern muss man das auch in der
Komplexitat sehen.

Vizeprasidentin Carina Gddecke: Vielen Dank,
Herr Minister. — Weitere Fragen liegen mir gegen-
wartig nicht vor.

(Ralf Witzel [FDP] meldet sich zu einer wei-
teren Zusatzfrage.)

— Herr Witzel, jetzt hat sich aber Frau Beuermann
zuerst eingedrickt.

(Barbel Beuermann [LINKE]: Ich lasse Herrn
Witzel den Vortritt!)

— Gut, dann nehme ich Sie heraus, Frau Beuer-
mann. Sie mussten sich dann gleich noch einmal
einklinken. Ich gebe nun Herrn Witzel gerne das
Wort.

Ralf Witzel (FDP): Kollege Engel war vor mir!

(Barbel Beuermann [LINKE]: Nur Herr Wit-
zel, nicht Herr Engel! — Ministerin Sylvia
Léhrmann: Nun streitet euch nicht! — Minister
Johannes Remmel: Wenn keiner mehr will,
dann ... — Allgemeine Heiterkeit)

Vizeprésidentin Carina Gddecke: Da sieht man
mal: Mit Freundlichkeit kommt man in diesem Leben
strukturell auch nicht immer weiter. — Herr Witzel,
wenn Sie jetzt freundlicherweise Ihre Frage stellen,
sonst musste ich Frau Beuermann wieder vorzie-
hen, die Ihnen den Vortritt lassen wollte.

Ralf Witzel (FDP): Ich lasse der Dame gerne den
Vortritt.

Vizeprasidentin Carina GoOdecke: Okay. Dann
nehme ich Sie jetzt auch wieder heraus. Frau Beu-
ermann drickt sich bitte noch einmal ein. Frau Beu-
ermann, Sie erhalten jetzt das Wort, und Herr Witzel
misste sich bitte gleich auch noch einmal eindri-
cken.

Béarbel Beuermann (LINKE): Herzlichen Dank,
Herr Witzel. Es ware ja toll, wenn das in den Aus-
schissen oder auch bei anderen Gelegenheiten
hier im Plenum auch so klappen wirde. Ich setze
da eine gro3e Hoffnung in Sie bzw. in Ihre Partei!

Herr Minister, entspricht es der Tatsache, dass
Fahrzeuge mit griiner Feinstaubplakette auch nach
dem 1. Januar 2013 in die Umweltzone Ruhr einfah-
ren durfen?

Johannes Remmel, Minister fir Klimaschutz,
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Wann sollen die einfahren dirfen?
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(Barbel Beuermann [LINKE]: 1. Januar 2013!)
Welche Fahrzeuge?

(Barbel Beuermann [LINKE]: Mit gruner Fein-
staubplakette!)

— Davon gehe ich aus.

Vizeprasidentin Carina Godecke: Jetzt haben wir
den Kollegen Engel auf dem Platz von Herrn Prof.
Pinkwart.

Horst Engel (FDP): Genau, Frau Prasidentin. Ich
darf hier sitzen, wenigstens fur die Fragestunde. —
Also: Herr Minister Remmel, es gibt ja ganz unter-
schiedliche Studien — das ist ein bunter Straul3 —,
was die Wirksamkeit solcher Zonen angeht. Wie
schatzen Sie denn die Wirksamkeit ganz personlich
ein?

Johannes Remmel, Minister fir Klimaschutz,
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Eine personliche Wertung will ich mir an der
Stelle verkneifen. Es geht darum, die Anforderun-
gen der Europdischen Union zu erfilllen. Sie wissen,
dass einige Stadte entsprechende Ausnahmeantré-
ge Uber das Land und den Bund gestellt haben.
Teilweise sind die Ausnahmen bewilligt, teilweise
abgelehnt, sodass wir auch immer Vertragsverlet-
zungsverfahren befurchten muissen. Insofern mus-
sen wir alle Anstrengungen unternehmen, um die
Luftqualitat zu verbessern. Nur wenn wir das ent-
sprechend dokumentieren, werden wir auch den
strengen Mal3staben der EU gentigen.

Vizeprasidentin Carina Godecke: Vielen Dank,
Herr Minister. — Herr Witzel, wenn Sie sich jetzt
freundlicherweise noch einmal eindriicken wirden.
Ich gebe jetzt das Mikro frei. Sie sind dran.

Ralf Witzel (FDP): Vielen Dank. — Frau Préasidentin!
Herr Minister, Sie haben eben zu Recht darauf hin-
gewiesen, dass die Umweltzone ein moglicherweise
singuldr betrachtet Uberbewertetes Instrument ist
angesichts der Vielzahl von denkbaren Malinahmen
im Luftreinhalteplan insgesamt.

Deshalb lautet meine Frage: Welchen Stellenwert
hat fur Sie eine Erweiterung bis hin zu einer vollfla-
chigen Ausdehnung der Umweltzone auf das ganze
RVR-Gebiet vor dem Hintergrund der Verhaltnis-
mafRigkeit und der Mdglichkeit, auch andere ebenso
wirksame MalRRnahmen mit weniger Freiheitseingriff
anstreben zu kénnen?

Vizepréasidentin Carina Gddecke: Herr Minister.

Johannes Remmel, Minister fir Klimaschutz,
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Die Umweltzone — das hat schon die Anho-
rung gezeigt, die der Landtag in der letzten Legisla-
turperiode durchgefiihrt hat — ist laut Untersuchung
des Umweltbundesamtes unter den MalRhahmen,
die infrage kommen, offensichtlich die wirksamste,
wenn auch nicht mit einem Knopfdruck die volle
Wirkung entfaltet werden kann.

Ziel ist es, die Belastungsspitzen — so ist die EU-
Systematik ausgerichtet —, also bestimmte Spitzen-
werte, zu minimieren. Dazu tragt die Umweltzone
offensichtlich bei. Aber ich sage noch einmal: Es ist
eine Maf3nahme unter sehr vielen. Deshalb muss
sie auch entsprechend eingeordnet werden.

Vizeprasidentin Carina Go6decke: Danke, Herr
Minister. — Die néchste Frage kommt von Herrn Dr.
Schoser von der CDU-Fraktion.

Dr. Martin Schoser (CDU): Herr Minister, ist es
richtig, dass nach den Vorstellungen lhres Hauses
ab 2013 keine Ausnahmen mehr zugelassen wer-
den sollen?

Wie schatzen Sie es ein, dass das durchaus auch
existenzgefahrdend fur Unternehmen sein kann, die
sich vielleicht jetzt einen Wagen angeschafft haben,
dessen Investition sich amortisieren muss?

Vizeprasidentin Carina Godecke: Herr Minister.

Johannes Remmel, Minister fir Klimaschutz,
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Vielleicht haben Sie Kenntnis daruber er-
langt — wir haben jedenfalls dem Parlament davon
berichtet —, dass wir mit der Handwerkskammer zu-
sammen eine einvernehmliche Ldsung erarbeitet
haben, schrittweise eine Umstellung des Fuhrparks
zu erreichen: die sogenannte Fuhrparklésung. Das
ist dem Parlament zugegangen. Sie wird jetzt um-
gesetzt. Das heifdt, dass die Ausnahmen schrittwei-
se zuriickgenommen werden.

Vizeprasidentin Carina Godecke: Danke schén,
Herr Minister. — Frau Freimuth von der FDP-
Fraktion hat eine Frage.

Angela Freimuth (FDP): Vielen Dank. — Frau Pra-
sidentin! Herr Minister, ich habe eine Nachfrage, die
wunderbar zur Frage des Kollegen Schoser passt.
Kbénnen Sie die HilfsmalRhahmen zum Beispiel fir
die Handwerksunternehmen oder fir die kleinen
und mittleren Betriebe mit Blick auf die Fuhr-
parkumstellung naher erlautern, wie das aussehen
soll?
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Vizeprasidentin Carina Gédecke: Herr Minister.

Johannes Remmel, Minister fir Klimaschutz,
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Konkrete Hilfen gibt es Gber mdgliche Pro-
gramme, die bei der KfW ressortieren. Sie sind in
der entsprechenden Information an den Landtag de-
tailliert dargestellt. Ich kann sie jetzt nicht im Einzel-
nen referieren.

Vizeprasidentin Carina Godecke: Vielen Dank,
Herr Minister. — Weitere Wortmeldungen liegen mir
nicht vor. Damit ist die Mlndliche Anfrage 24 be-
antwortet.

Ich rufe die
Mindliche Anfrage 25

des Abgeordneten Engel von der Fraktion der FDP
auf.

Was sind die Griinde dafiir, dass wesentliche
Beteiligte bei der Love-Parade wie Veranstal-
ter Rainer Schaller, der Ordnungsdezernent
Wolfgang Rabe, der Crowd-Manager Carsten
Walter etc. bislang nicht von der Staatsan-
waltschaft vernommen wurden?

Die Beantwortung der Kleinen Anfrage, worin das
Justizministerium darstellt, dass wichtige Beteilig-
te sechs Monate nach der Tragddie bei der Love-
Parade noch nicht vernommen wurden, wirft Fra-
gen auf, insbesondere inwieweit aufgrund der
bisherigen Nichtvernehmung der vorgenannten
Personen von ihnen geduRerten Vorwirfen ge-
gen andere Verantwortliche bislang nicht ent-
sprechend nachgegangen werden konnte.

Was sind die Grinde dafir, dass wesentliche Be-
teiligte bei der Love-Parade wie Veranstalter
Rainer Schaller, der Ordnungsdezernent Wolf-
gang Rabe, der Crowd-Manager Carsten Walter
etc. bislang nicht von der Staatsanwaltschaft ver-
nommen wurden?

Herr Minister Kutschaty bekommt Gelegenheit zur
Beantwortung.

Thomas Kutschaty, Justizminister: Vielen Dank. —
Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Sehr
geehrter Herr Engel, zu den Grinden, aus denen
bestimmte Personen bislang nicht vernommen wor-
den sind, kann ich Ihnen auch hier und heute keine
Angaben machen. Einer Auskunft Gber die Griinde
stehen die Personlichkeitsrechte der genannten
Personen und der Umstand entgegen, dass hier-
durch in nicht vertretbarer Weise ermittlungstakti-
sche Erwéagungen offengelegt werden muissten.

Der Inhalt der Mindlichen Anfrage 25 war, soweit
sie sich auf Personen aus dem Bereich des Veran-
stalters der Love-Parade bezog, Gegenstand der
offentlichen Sitzung des Rechtsausschusses des
Landtags Nordrhein-Westfalen am 8. September
2010, an der Sie, Herr Engel, selbst teilgenommen
haben. Schon damals habe ich gesagt, dass ein
Grund unter anderem sein kann, dass Zeugen bei
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen auch
das Recht haben, sich auf ihr Auskunftsverweige-
rungsrecht nach 8 55 der Strafprozessordnung zu
berufen.

Im Ubrigen ist der im Rechtsausschuss des Land-
tags am 26. Januar 2011 mitgeteilte Sachstand un-
veréndert.

Lassen Sie mich bei dieser Gelegenheit noch ein-
mal Folgendes klarstellen: Die Antwortpflicht der
Landesregierung auf Fragen von Abgeordneten des
Landtags unterliegt Grenzen im Hinblick auf die
Funktionsfahigkeit und Eigenverantwortung der
Landesregierung. Die néhere Grenzziehung bedarf
der Wirdigung im Einzelfall.

Im Zuge dieser Prifung ist das in Art. 20 Abs. 2 und
3 des Grundgesetzes normierte Rechtsstaatsprinzip
zu beachten, dass unter anderem die Aufrechterhal-
tung einer funktionstlichtigen Strafrechtspflege und
Strafverfolgung gebietet. Der Staat ist verfassungs-
rechtlich verpflichtet, die Einleitung und Durchfiih-
rung des Strafverfahrens sicherzustellen. Die Straf-
prozessordnung setzt ein zu wahrendes Ermitt-
lungsgeheimnis voraus.

Auf der Grundlage von Berichten des Leitenden
Oberstaatsanwalts in Duisburg und des General-
staatsanwalts in Dusseldorf prift mein Haus in je-
dem Fall, ob und gegebenenfalls in welchem Um-
fang und auf welche Art und Weise parlamentari-
sche Anfragen beantwortet werden kdnnen. Gegen-
stand dieser Prifung ist insbesondere, ob der
grundsatzlichen verfassungsrechtlichen Pflicht der
Landesregierung, Informationsanspriiche des Land-
tags oder einzelner Abgeordneter zu erflllen, nach
konkreter Abwagung der betroffenen Belange ein
berechtigtes Geheimhaltungsinteresse entgegen-
steht.

Ich bitte daher um lhr Verstandnis, dass ich Fragen,
die Einzelheiten des laufenden Ermittlungsverfah-
rens betreffen, aus den Ihnen dargelegten Griinden
nicht detaillierter beantworten kann.

Vizeprasidentin Carina Gddecke: Vielen Dank,
Herr Minister. — Herr Kollege Engel.

Horst Engel (FDP): Vielen Dank. — Herr Minister
Kutschaty, Sie haben die Frage ausfuhrlich beant-
wortet und den Sachverhalt dargestellt.

Ich wiirde Sie zu diesem Komplex aber gerne noch
einmal fragen, ob es zutrifft, dass es maR3gebliche
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Beteiligte gibt, die sozusagen ihr Gewissen dadurch
entlasten wollen, dass sie sich an die Staatsanwalt-
schaft gewandt haben, um dort auszusagen. Dies
sei aber von der Staatsanwaltschaft abgelehnt wor-
den. — Das ist eine Frage, die ich heute in der Fra-
gestunde noch einmal stelle, obwohl ich sie lhnen in
Teilen wiederholt vorgetragen habe.

Trifft es also zu, dass es tatséchlich maRgebliche
Beteiligte gibt, die — ich nenne es einmal — das Ge-
wissen entlasten und von der Staatsanwaltschaft
angehort werden wollten, dies aber von der Staats-
anwaltschaft ausdriicklich abgelehnt wurde? Die
Hintergriinde, soweit sie mir bekannt sind, kann ich
hier und heute nicht nennen.

(Zuruf von Thomas Stotko [SPD])

Vizepréasidentin Carina Gddecke: Herr Minister.

Thomas Kutschaty, Justizminister: Herr Engel,
auch in dieser Nummer kommen wir leider nicht
weiter. Auch das kann ich Ihnen in dieser Sitzung
nicht mitteilen. Einer Auskunft Giber das prozessuale
Verhalten einzelner genannter Personen stehen
auch deren Personlichkeitsrechte sowie der Um-
stand entgegen, dass dadurch nattrlich in nicht ver-
tretbarer Weise ermittlungstaktische Erwégungen
offengelegt werden miuissten.

Vizeprasidentin Carina Gddecke: Danke schon,
Herr Minister. — Herr Witzel.

Ralf Witzel (FDP): Herr Minister, wir reden nicht
nur von Privatpersonen, sondern auch von Tragern
offentlicher Amter und Funktionen. Deshalb interes-
siert mich — Sie mussen nichts zum Inhalt der Ver-
nehmung sagen —, zu welchem Zeitpunkt eine Ver-
nehmung der beiden Personen Adolf Sauerland als
Oberbirgermeister der Stadt Duisburg und Detlef
von Schmeling als kommissarischer Polizeiprasi-
dent seitens der Staatsanwaltschaft stattgefunden
hat.

Vizeprasidentin Carina Godecke: Bitte, Herr Mi-
nister.

Thomas Kutschaty, Justizminister: Herr Witzel,
auch Trager offentlicher Amter haben Personlich-
keitsrechte, die es genauso zu schitzen gilt.

(Zuruf von der FDP: Antworten! — Gegenruf
von Thomas Stotko [SPD])

Vizeprasidentin Carina G6decke: Danke schon,
Herr Minister. — Herr Witzel noch einmal.

Ralf Witzel (FDP): Wurde nach lhrem Kenntnis-
stand bislang eine Vernehmung des Veranstalters
Schaller durch die Justizbehérden vorgenommen?

Vizeprasidentin Carina Gddecke: Vielen Dank,
Herr Witzel. — Herr Minister.

Thomas Kutschaty, Justizminister: Herr Witzel,
ich wiederhole mich: Ich habe gerade schon zur
Ausgangsfrage gesagt — Sie haben jetzt die Aus-
gangsfrage in Teilen wiederholt —, dass ich dazu
keine Angaben machen kann. Grund sind die Per-
sonlichkeitsrechte der betroffenen Personen, aber
auch ermittlungstaktische Erwagungen.

Vizeprasidentin Carina Gddecke: Danke schon,
Herr Minister. — Weitere Fragen sind nicht ange-
zeigt.

(Ralf Witzel [FDP]: Doch! — Zuruf von der
SPD: Eine Frage von Herrn Engel?)

Frau Freimuth, bitte.

Angela Freimuth (FDP): Frau Prasidentin, ent-
schuldigen Sie, dass wir gerade noch etwas klaren
mussten. Vielleicht kann Herr Minister doch noch
auf diese Nachfrage eingehen. — Soweit mir be-
kannt wurde, ist der Ordnungsdezernent Rabe nun
namentlich als Beschuldigter benannt worden,
Oberbirgermeister Sauerland hingegen nicht. Das
warf und wirft nach wie vor in der Offentlichkeit eine
ganze Reihe von Fragen auf.

Deswegen stellt sich insbesondere die Frage, wes-
halb der beschuldigte Ordnungsdezernent Rabe
bislang nicht vernommen worden ist, obwohl auch
in Rede steht, dass er Oberbirgermeister Sauer-
land als seinen Chef und mdglicherweise andere
Verfahrensbeteiligte eventuell durch eine solche
Aussage be- oder entlasten kdnnte.

Vizepréasidentin Carina Goédecke: Herr Minister,
bitte.

Thomas Kutschaty, Justizminister: Frau Freimuth,
ich respektiere natirlich lhren Versuch, durch die
dritte Frage zu einer Antwort zu kommen. Aber
meine Antwort bleibt wie bei den vorherigen Fragen:
Aus Grinden des Schutzes des Personlichkeits-
rechtes der beteiligten Personen und aus ermitt-
lungstaktischen Grinden kann ich lhnen diese Fra-
ge nicht beantworten.

(Ralf Witzel [FDP]: Ah!)

Vizeprasidentin Carina Gddecke: Danke schon,
Herr Minister. — Herr Brockes.
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Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank. — Ich habe
die Frage, wann der Einsatzabschnittsfiihrer, der
dem Hilfeersuchen des Crowd-Managers nachge-
gangen ist, vernommen wurde.

Vizepréasidentin Carina Gédecke: Herr Minister.

Thomas Kutschaty, Justizminister: Wir Uberlegen
gerade, ob das die Mindliche Anfrage 26 betrifft.

(Dietmar Brockes [FDP] schiittelt mit dem Kopf.)

Wenn sich das auf die Mundliche Anfrage 25 be-
zieht, sage ich lhnen das Gleiche: Auch fur dies
Person gilt natirlich ihr Persénlichkeitsrecht und
ermittlungstaktische Erwagungen.

Vizeprasidentin Carina Godecke: Vielen Dank,
Herr Minister. — Weitere Fragen liegen mir nicht vor.

(Widerspruch von der FDP)

— Aber Sie wissen schon, wann Sie fragen wollen? —
Herr Kollege Engel.

Horst Engel (FDP): Vielleicht weil3 ich, was ich fra-
gen will; schauen wir mal. — Wir erinnern uns, dass
es in der Fernsehberichterstattung und im Internet
Bilder gab, die Gegenstand von Fernsehsendungen
wie ,Westpol“ oder von Berichterstattungen in den
Printmedien waren.

Im Bereich der Rampe und der dortigen Treppe war
ein defekter Gully nicht abgedeckt. Das ist vor der
Love-Parade aufgefallen. Dann hat man ein einfa-
ches Gitter dartiber gelegt.

(Thomas Stotko [SPD]: Wo ist die Frage?)

— Das ist der Sachverhalt. Herr Stotko, ohne diese
Schilderung kann man die Frage nicht stellen.

(Gunhild Both [LINKE]: Die kann man jetzt
nicht mehr stellen?)

Ist Ihnen bekannt, Herr Minister Kutschaty, dass Po-
lizeibeamte diese Absperrung vorgenommen ha-
ben?

Vizeprasidentin Carina Godecke: Herr Minister.

Thomas Kutschaty, Justizminister: Auch diese
Frage, Herr Engel, ist Gegenstand der laufenden
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen. Selbstver-
stéandlich wird dabei allen Hinweisen nachgegan-
gen. Aber haben Sie bitte Verstandnis, dass ich
aufgrund der laufenden Ermittlungen dazu im Au-
genblick aus verfahrenstaktischen Grinden noch
keine Angaben machen kann.

Vizeprasidentin Carina Gddecke: Vielen Dank,
Herr Minister. — Frau Kollegin Freimuth.

Angela Freimuth (FDP): Herr Minister, ich habe
gerade einen Zuruf erhalten. Auf die Kleine Anfrage
hin haben Sie zu diesen Themenkomplexen bereits
mitgeteilt, welche Personen Beschuldigte sind und
dass sie nicht vernommen worden sind. Deswegen
wundert mich Ihre Zurlickhaltung an diesen Stellen.

(Thomas Stotko [SPD]: Wo war denn jetzt
die Frage?)

Vizeprasidentin Carina Godecke: Herr Minister,
bitte.

Thomas Kutschaty, Justizminister: Nicht zutref-
fend ist, dass das Justizministerium Namen von Be-
schuldigten genannt hat. Weder die Staatsanwalt-
schaft noch das Justizministerium hat zu irgendei-
nem Zeitpunkt Namen der jetzigen Beschuldigten
genannt, bei denen sich ein Anfangsverdacht ge-
funden hat.

Vizeprasidentin Carina Gddecke: Danke schon,
Herr Minister. — Gibt es weitere Fragen? — Das ist
nicht der Fall. Ich stelle damit fest, dass die Mundli-
che Anfrage 25 ebenfalls beantwortet ist.

Ich rufe die
Mindliche Anfrage 26

des Abgeordneten Engel von der Fraktion der FDP
auf:

Wer hat an den beiden Vereinzelungsanlagen
West und Ost (iber das Ob und Wie der Off-
nung und SchlieBung der Eingangsschleusen
entschieden — Polizei oder Veranstalter?

Nach Informationen der FDP soll sich folgende
Begebenheit am Tag der Tragddie bei der Love-
Parade am 24. Juli ereignet haben: Die Polizei
war dafir zustandig, dass auf den Zuwegen vom
Bahnhof zu den Eingangsschleusen durch Vor-
feldsperren verhindert wird, dass sich zu viele
Menschen an den Eingangsschleusen (Vereinze-
lungsanlagen) selbst aufstauen. Indes sollen die-
se Sperren entweder unzureichend eingerichtet
bzw. so errichtet gewesen sein, dass die Besu-
cher sie schlicht Gber Nebenstralen umlaufen
konnten und sich — was das Innenministerium
einrfiumt — ca. 20.000 Menschen an der West-
schleuse und spater auch groRe Menschenmas-
sen an der Ostschleuse aufstauten, die einen
enormen Druck erzeugten und mit zunehmender
Wartezeit auch teilweise aggressiv wurden.

Jedenfalls an der Westschleuse befanden sich
Einsatzkrafte der Polizei. Die von der Polizei an-
gefertigten Videoaufnahmen, die das Geschehen
an den Eingangsschleusen aufzeichneten, wer-
den vom Innenministerium sowie der Justiz unter
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Verschluss gehalten. Scheinbar soll von Veran-
stalterseite bzw. nach dem Sicherheitskonzept
ausdricklich vorgesehen gewesen sein, dass
maximal sechs von zehn Schleusen gedffnet sein
durften, um eine Uberfiillung bzw. einen Stau im
Tunnel- und Rampenbereich zu vermeiden. Hier-
von soll auf Initiative der Polizei abgewichen wor-
den sein, um den enormen Druck vor den Ein-
gangsschleusen abzubauen.

Der Verbindungspolizeibeamte der Polizei beim
Veranstalter und ein fiihrender Verantwortlicher
des Veranstalters sollen personlich an der West-
schleuse aufgetaucht sein und den dort zustén-
digen, scheinbar mit Schleusen unerfahrenen Po-
lizeibeamten angewiesen haben, dies umgehend
zu korrigieren und nicht mehr als sechs Schleu-
sen gleichzeitig zu 6ffnen. Scheinbar sind trotz-
dem in der Folgezeit auf Initiative der Polizei wei-
tere umfassendere Offnungen der Schleuse(n)
erfolgt.

Der Innenminister hat bis heute in Abrede ge-
stellt, dass die Polizei an den Eingangsschleusen
solche verbindlichen Anweisungen erteilt hat.
Dies habe im Verantwortungsbereich des Veran-
stalters gelegen. Es verwundert, warum der In-
nenminister bis heute seine in den Sitzungspro-
tokollen dokumentierten Einlassungen zum Poli-
zeieinsatz nicht klarstellt. Aufgrund der vorhan-
denen Videobilder und des Polizeiberichts aus
Essen wirft dieses Verhalten Fragen auf, ebenso
wie der Umstand, dass die Staatsanwaltschaft
diesen und andere Umstande bzw. Verantwort-
lichkeiten scheinbar bis heute nicht zufriedenstel-
lend beleuchtet hat!

Wer hat an den beiden Vereinzelungsanlagen
West und Ost (iber das Ob und Wie der Offnung
und SchlieBung der Eingangsschleusen ent-
schieden — Polizei oder Veranstalter?

Ich erteile Herrn Minister Jager das Wort zur Be-
antwortung.

Ralf Jager, Minister fur Inneres und Kommunales:
Herzlichen Dank. — Frau Prasidentin! Ich komme
der Bitte um Beantwortung der Frage des Herrn
Engel gern nach.

In dieser Anfrage unterstellt die FDP der Landesre-
gierung eine mangelnde Aufklarung der Tragtdie.
Dies weise ich im Namen der Landesregierung
ausdricklich zuriick und stelle wiederholt klar, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren:

Die Landesregierung hat von Anfang an auf Trans-
parenz und grétmaogliche Offenheit gesetzt und
mogliche Fehler des Polizeieinsatzes nicht ausge-
schlossen. Das hat uns von anderen handelnden
Institutionen und Personen deutlich unterschieden.
Daran andert auch nichts der Vorwurf, insbesonde-
re vonseiten der FDP, wie er in dieser Anfrage vor-
getragen wird.

Die in den Medien erhobenen Vorwirfe, die sich auf
Aussagen des Veranstalters berufen, sind allen Be-
teiligten bekannt. So hat der sogenannte und selbst
ernannte Crowd-Manager bereits in einem Interview
des Nachrichtenmagazins ,Der Spiegel, Ausgabe
32/2010 — das musste im August gewesen sein —,
den Vorwurf erhoben, die sogenannte Vereinze-
lungsanlage West sei auf Weisung eines leitenden
Polizeibeamten vollstandig gedéffnet worden. Das ist
also eine Nachricht, die bereits im August ihren
Niederschlag in den Medien gefunden hat. Diese
Vorwirfe durfen daher auch der ermitteinden
Staatsanwaltschaft bekannt sein und von dieser ge-
prift worden sein.

In diesem Zusammenhang moéchte ich die Presse-
erklarung der Staatsanwaltschaft Duisburg vom
18.01.2011 nicht unerwéhnt lassen. Danach ergibt
sich ein Anfangsverdacht gegen insgesamt 16 Per-
sonen, davon 11 aus dem Verantwortungsbereich
der Stadt Duisburg, vier aus dem Kreis des Veran-
stalters und ein Polizeibeamter. Nach den mir vor-
liegenden Informationen befindet sich darunter die-
ser eine leitende Polizeibeamte.

Meine Damen und Herren, ich tUberlasse es lhnen,
das Zahlenverhéltnis im Zusammenhang mit dem
Ungliick bei der Love-Parade selbst zu bewerten.

Fest steht jedenfalls: Die Pressemitteilungen enthal-
ten nichts Neues. Leider wird hier erneut versucht,
der Polizei Duisburg die Schuld fur das Versagen
des Sicherheitskonzeptes der Stadt und des Veran-
stalters zuzuschieben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben
immer gesagt, dass man, wenn das Sicherheitssys-
tem der Stadt und des Veranstalters vollig versagt,
in einer solchen chaotischen Lage nicht erwarten
kann, dass bei der Polizei alles reibungs- und feh-
lerfrei verlauft. Die Landesregierung ist dabei bis an
die Grenzen dessen gegangen, was mit Blick auf
das Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft
rechtlich méglich ist.

Diese Bereitschaft ist allerdings bei den anderen
Beteiligten wie der Stadt Duisburg und dem Veran-
stalter nach wie vor nicht erkennbar. Wie anders soll
man sich die durch die Staatsanwaltschaft Duisburg
am 25.01.2011 durchgefiihrten Durchsuchungen bei
Verantwortlichen der Stadt Duisburg und bei Ver-
antwortlichen von Lopavent erklaren? Beide hatten
doch stets betont, an der Aufklarung mitzuwirken
und alle Unterlagen herausgegeben zu haben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, im Ein-
zelnen hat die Landesregierung zur Information des
Parlamentes und der Offentlichkeit bisher folgende
MalRnahmen getroffen:

Bereits zwei Tage nach dem Ungliick habe ich per-
sonlich die innenpolitischen Sprecher der Landtags-
fraktionen umfassend Uber den damals aktuellen
Sachstand unterrichtet. Ich mochte daran erinnern,
dass wir im Anschluss gemeinsam den vorbildlichen
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Einsatz von Rettungskraften und Polizei in einer
Presseerklarung gelobt haben.

Daruiber hinaus, am Folgetag, habe ich die Berufs-
vertretungen der Polizei informiert. Das ist von die-
sen gemeinsam auch offentlich als vorbildlich ge-
wirdigt worden. Dafir méchte ich mich noch einmal
ausdrucklich bedanken.

Direkt am nachsten Tag, dem 27.07.2010, habe ich
gemeinsam mit dem Inspekteur der Polizei, Dieter
Wehe, die Offentlichkeit im Rahmen einer Presse-
konferenz informiert.

Am 4. August 2010 haben wir im Rahmen einer
Sondersitzung des Innenausschusses ausfihrlich
den zu diesem Zeitpunkt aktuellen Sachstand dar-
gestellt und diskutiert. Die von uns dazu vorbereite-
ten Unterlagen haben wir dem Innenausschuss un-
mittelbar zur Verfiigung gestellt.

Am 2.September 2010 erfolgte eine weitere aus-
fuhrliche Information des Innenausschusses Uber
den aktuellen Erkenntnisstand. Unter anderem wur-
den ein umfangreicher Fragenkatalog beantwortet
und polizeiliche Unterlagen zur Verfligung gestellt.

Am 8. September wurde durch den Justizminister
der aktuelle Stand der staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungen im Rechtsausschuss dargestellt.

Meine Damen und Herren, das Polizeiprasidium
Essen wurde durch das Innenministerium mit der
Nachbereitung des polizeilichen Einsatzes der Lo-
ve-Parade beauftragt. Der vorlaufige Abschlussbe-
richt des Polizeiprasidiums ist meinem Haus mit Da-
tum vom 31. Oktober 2010 vorgelegt worden. Die-
sen Bericht haben wir Uber das Justizministerium
der ermittlungsfihrenden Staatsanwaltschaft Duis-
burg Ubermittelt.

Der Leitende Oberstaatsanwalt in Duisburg hat da-
zu am 3. November 2010 Folgendes mitgeteilt — ich
zitiere —:

Der Abschlussbericht des Polizeiprasidiums Essen
vom 31.10.2010 wertet die in Anlage 2 aufgefihrten
Einsatzunterlagen, Einsatzaufzeichnungen aus, die
zum Zwecke der Dokumentation der Einsatzvorbe-
reitung und des Einsatzverlaufs durch die beteiligten
Polizeibehorden erstellt wurden. Diese Unterlagen
sind Beweismittel im hiesigen Ermittlungsverfahren.
Die Verfasser der Unterlagen sind Zeugen im Ver-
fahren.

Eine Vertffentlichung der Unterlagen ware geeig-
net, Einfluss auf Aussagen, insbesondere der poli-
zeilichen Zeugen, zu nehmen. Ich widerspreche da-
her der Ertrterung des Abschlussberichtes ein-
schlieBlich der Anlage 2 sowohl in 6ffentlicher als
auch in nichtéffentlicher Sitzung.

Zitat Ende.

Dieser Bewertung, meine Damen und Herren, ist im
Ubrigen der Generalstaatsanwalt Dusseldorf beige-
treten.

Herr Kollege Engel, das Ministerium — das habe ich
gerade erlautert — halt nichts unter Verschluss, wie
Sie darstellen. Wie das verfassungsrechtlich zu be-
werten ist, hat lhnen der Justizminister heute und
bereits am 19.01.2011 zu lhrer Kleinen Anfrage 421
entsprechend erkléart.

Die Landesregierung hat zwischen dem umfassen-
den Informationsrechts des Parlaments einerseits
und einer moglichen Gefahrdung des Strafverfah-
rens andererseits abzuwégen. Diese konkrete Ab-
wagung hat dazu gefiihrt, das Votum der Staatsan-
waltschaft Duisburg zu beachten und alles zu unter-
lassen, was auch nur den Anschein einer Geféahr-
dung des Ermittlungsverfahrens erwecken kénnte.
Die Landesregierung wird weiterhin alles tun, um
die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft zu unter-
stutzen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zur Frage
der Verantwortlichkeit an den Vereinzelungsanlagen
hat die Landesregierung im Innenausschuss am 2.
September umfassend informiert. Ich mdchte aus
dem Protokoll zitieren:

Der Veranstaltungsbereich der Love-Parade in Du-
isburg am 24.07.2010 umfasste den alten Gulter-
bahnhof, die Rampen sowie den gesamten Bereich
des Karl-Lehr-Brickentunnels einschlie3lich der
Sperrstellen des Veranstalters an der Disseldorfer
Stralle als westliche Begrenzung und der Graben-
stral3e als dstliche Begrenzung. Dieser gesamte Be-
reich einschlielich der Zugangsschleusen und die
gesamte Zu- und Ablaufregelung der Besucher
stand in der Verantwortung des Veranstalters.

Zur Besuchersteuerung sollten vom Veranstalter
zwei Zugangsschleusen mit einer jeweiligen Kapazi-
tat von 30.000 Menschen pro Stunde pro Schleuse
eingerichtet werden.

Fur die Wahrnehmung der Aufgaben des Veranstal-
ters war der Einsatz von 1.000 Ordnern verbindlich
zugesagt. 150 davon sollten auf der Karl-Lehr-
StraBe einschlie3lich der Zugangsschleusen, der
Tunnelbereiche sowie der Rampen eingesetzt wer-
den.

Die Zugangsschleusen sollten — so die Planung —
gegen elf Uhr gedffnet werden. Bei Bedarf sollte be-
reits um zehn Uhr gedffnet werden, um frihzeitig
moglichen Verdichtungen entgegenzuwirken.

Zitat Ende.

Zu den Aufgaben finden sich Aussagen, die lhnen
auch in Form des Zwischenberichts der Stadt Duis-
burg vorliegen. Ich zitiere — damit IThnen die Suche
erleichtert wird — aus Anlage 15 des Anlagenban-
des.

Was ist die jeweilige Aufgabenstellung der ver-
schiedenen Institutionen? — Hier zunachst zu den
von der Ordnungsbehdrde, also der Stadt Duisburg,
zu treffenden Mal3Bnahmen:
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.Prufung der SchlieBung des Gelandes in Ab-
sprache mit den BOS (Behdrden und Organisa-
tionen mit Sicherheitsaufgaben)/dem Veranstal-
ter innerhalb einer Telefonkonferenz,

Information der Veranstaltungsbesucher auf den
Zulaufstrecken durch Lautsprechereinsatz,

... ggdfs. Unterstltzung des Veranstalters.*

Die Zustandigkeit der Ordnungsbehdrde bezog sich
auf das Schlief3en des Gelandes, auf die Informati-
on der Besucher, die auf dem Weg zum Gelande
waren, und gegebenenfalls die Unterstiitzung des
Veranstalters.

Die Aufgaben der Polizei sind wie folgt beschrieben:

»ggfs. Unterstitzung des Veranstalters an den
Einlassstellen,

gofs. Unterstitzung des Veranstalters bei Len-
kung der Besucherstrome auf dem Gelande,

... Gdfs. Einrichten von Vorsperren auf den Zu-
laufstrecken West und Ost."

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Herr Kol-
lege Engel, dies zeigt, dass Ihre Behauptung, nach
dem Sicherheitskonzept héatten maximal sechs von
zehn Schleusen gedffnet sein durfen, einer Grund-
lage entbehrt.

Mir ist auch nichts davon bekannt, dass, wie Sie sa-
gen, ein Verbindungsbeamter der Polizei beim Ver-
anstalter und ein fuhrender Verantwortlicher des
Veranstalters personlich an der Westschleuse auf-
getaucht seien.

Herr Engel, es ist lhnen unbenommen, diese Er-
kenntnisse sowie Informationsquellen, die lhnen
vorliegen, der Staatsanwaltschaft Duisburg mitzutei-
len.

Im Ubrigen stellt sich die Frage, ob man erklaren
kann, welchen Sinn ein Sicherheitskonzept haben
soll, das vorsieht, dass nur sechs von zehn Schleu-
sen gedffnet sein sollen.

Hinsichtlich der Entscheidungskompetenz bei dro-
hender Uberfiillung am Veranstaltungstag wurde in
einem Workshop, an dem neben der Polizei auch
Vertreter des Veranstalters und der Stadt Duisburg
teilgenommen haben, folgender Punkt verbindlich
vereinbart — ich zitiere auch hier —:

,Die Entscheidung Uber eine (drohende) Uberfiil-
lung des Veranstaltungsgelandes und den damit
verbundenen Mafinahmen (kein Einlass mehr
auf das Gelande) wird in einer Telefonkonferenz
besprochen. Die endgultige Entscheidung trifft
die Ordnungsbehorde; die Ubrigen Teilnehmer
der Telefonkonferenz nehmen eine Beratungs-
funktion wahr.*

Auch dies ist in Anlage 15 des Anlagenbandes zum
Zwischenbericht der Stadt Duisburg nachzulesen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, an dieser
Stelle méchte ich auf den Vorwurf der Mindlichen
Anfrage eingehen, dass die polizeilichen Vorsperren
unzureichend eingerichtet gewesen seien. Ich ma-
che noch einmal deutlich: Zu den Aufgaben der Po-
lizei aulRerhalb des Veranstaltungsgeléandes und
den polizeilichen Vorsperren hat der Inspekteur der
Polizei, Dieter Wehe, in der Sondersitzung des In-
nenausschusses am 4. August folgende Aussage
getroffen — ich zitiere :

,Sie”
—die Polizei —

»,muss sicherstellen, dass die Besucher mdg-
lichst reibungslos und sicher Uber die offentli-
chen Stralen und Wege auf das Veranstal-
tungsgelande gelangen kdnnen. Das heilt, die
Polizei tbernimmt die SicherheitsmalRnahmen
aullerhalb des abgesperrten Veranstaltungsge-
landes, insbesondere an neuralgischen Punkten
im gesamten Stadtgebiet.”

Ich moéchte in dem Zusammenhang noch einmal
deutlich machen, dass sich die Einwohnerzahl der
Stadt Duisburg an diesem Tage nahezu verdoppelt
hatte und dass auRerhalb des Veranstaltungsge-
landes, also im Verantwortungsbereich der Polizei,
die Menschen Gott sei Dank keinen grof3eren
Schaden genommen haben.

Im Ubrigen hat hierzu die Polizei auf den Zuwegen
sogenannte Vorsperren eingerichtet, die die Besu-
cherstrome regulieren sollten. Das ist bekannt und
im Protokoll Uber die Sitzung am 2. September aus-
drucklich beschrieben und nachzulesen.

Meine Damen und Herren, ich habe immer gesagt,
dass die Landesregierung alles daran setzt, um die
Tragodie aufzuklaren. Fir die Landesregierung,
aber auch fur mich personlich gilt nach wie vor,
dass wir das Parlament und die Offentlichkeit so
schnell wie méglich tber das Geschehen und den
jeweils aktuellen Wissensstand informieren. Zu die-
ser Verpflichtung stehen wir unverandert.

Wir haben allerdings immer genauso klargemacht
und genauso unmissverstandlich deutlich gesagt,
dass uns das staatsanwaltschaftliche Ermittlungs-
verfahren dabei sehr enge Grenzen setzt. Es ist mir
unverstandlich, wie Sie, meine Damen und Herren
von der FDP, zu der Bewertung kommen, die
Staatsanwaltschaft habe bedeutsame Umstande
bzw. Verantwortlichkeiten bis heute nicht zufrieden-
stellend beleuchtet.

Das ist eine Form — der Einwurf sei gestattet — einer
Justizschelte — dabei leistet eine Einsatz- und Er-
mittlungskommission mit groem personellen Auf-
wand und Engagement ihre Arbeit —, die ich person-
lich zum jetzigen Zeitpunkt in Form und Art als véllig
inakzeptabel betrachte. — Herzlichen Dank fir Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)
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Vizeprasidentin Carina Godecke: Vielen Dank,
Herr Minister. — Herr Witzel stellt die erste Frage.

Ralf Witzel (FDP): Herr Innenminister, Sie haben
bei lhren einleitenden Bemerkungen gerade freund-
licherweise |hr Ziel und Ihre Bereitschaft dem Par-
lament gegeniber klar herausgestellt, ndmlich far
mehr Transparenz und Informationspolitik zu sor-
gen. Mich interessiert, welche disziplinarrechtlichen
MaRnahmen bislang gegen Beamte der Polizei oder
auch gegen Beamte der Stadt im Zusammenhang
mit der Love-Parade-Tragtdie gepruft oder veran-
lasst worden sind.

Ralf Jager, Minister fur Inneres und Kommunales:
Herr Witzel, herzlichen Dank fir die Frage. Inwie-
weit es bisher disziplinarrechtliche Verfahren ge-
genlber Mitarbeitern der Stadtverwaltung und ins-
besondere gegenuber den elf, die nach Pressebe-
richterstattung zurzeit den Status von Beschuldigten
haben sollen, gibt, kann ich Ihnen nicht sagen. Das
betrift namlich den Kernbereich kommunaler
Selbstverwaltung und liegt nicht in der Zustandigkeit
des Ministeriums flr Inneres und Kommunales.

(Ralf Witzel [FDP]: Polizei! Was ist mit den
Beamten? Ich habe nach der Polizei gefragt!
Die Polizisten sind Landesbeamte!)

Vizeprasidentin Carina Goddecke: Danke schdn,
Herr Minister. — Die néchste Frage stellt Herr Engel.

Horst Engel (FDP): Ich greife die Frage des Kolle-
gen Witzel auf. Denn er hat ausdricklich die Polizei
erwahnt. Meine Frage werde ich eine Runde spater
stellen.

(Thomas Stotko [SPD]: Keine Frage! — Ralf
Witzel [FDP]: Ich habe nach den Landesbe-
amten gefragt! Polizeibeamte!)

Ralf Jager, Minister fur Inneres und Kommunales:
Was hat er jetzt gefragt?

Vizeprasidentin Carina Godecke: Er fragte nach
Mafinahmen gegentber Polizeibeamten.

(Ralf Witzel [FDP]: Ich habe nach den Lan-
desbeamten gefragt! Polizeibeamte!)

Ralf Jager, Minister fur Inneres und Kommunales:
In der Tat, Polizeibeamte sind Landesbeamte. Nach
meinem Kenntnisstand — das ist der Kenntnisstand,
den wir alle aufgrund der Medienberichterstattungen
haben — soll es ein Ermittlungsverfahren gegen ei-
nen leitenden Polizeibeamten geben. Wegen der
laufenden staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen
werden zurzeit keine disziplinarrechtlichen Malf3-
nahmen eingeleitet.

Vizeprasidentin Carina Gddecke: Danke schon,
Herr Minister. — Herr Engel.

Horst Engel (FDP): Vielen Dank. — Herr Minister,
Sie haben noch einmal den Sachverhalt dargestellt,
auch auf die Vorkontrollen hingewiesen und Uber
den Ablauf gesprochen, wie er auch in den Aus-
schiussen dargestellt wurde.

Dazu jetzt die Frage: Durch das Bildmaterial ist der
Sachverhalt, wie Sie ihn geschildert haben, fir die
Ostseite des Karl-Lehr-Tunnels hinreichend aufge-
hellt. Fur die Westseite fehlt jegliches Material, oder
besser gesagt: Es gibt keins im Netz und dariber
hinaus.

Wie kann es denn sein, dass gerade vor der West-
seite 20.000 oder mehr Raver angeblich einen sol-
chen Druck auf diese Schleusen ausgelbt haben,
dass man dort angeblich unabgestimmt alle Schleu-
sen dieser Vereinzelungsanlage getffnet hat?

Vizepréasidentin Carina Godecke: Herr Minister.

Ralf Jager, Minister fur Inneres und Kommunales:
Als Erstes, Herr Abgeordneter Engel: Ich hoffe, wir
reden Uber die gleichen Begrifflichkeiten. Sie haben
gerade den Begriff ,Vorkontrollen“ benutzt. Ich ver-
mute, Sie meinen damit diese Vorsperren. Sie mei-
nen also nicht die Vereinzelungsanlagen des Ver-
anstalters,

(Kopfschitteln von Horst Engel [FDP])

sondern Vorsperren, die die Polizei im o6ffentlichen
Raum durchgefuhrt hat, um den grof3en Zustrom
aufs Veranstaltungsgelénde zu steuern.

Ich gestehe jetzt, ich habe es in der Kausalitét nicht
ganz verstanden, dass es zugleich Uber die Ost-
Vereinzelungsanlage — da reden Sie wieder von der
Vereinzelungsanlage — Videomaterial gebe, Uber
die Vereinzelungsanlage — so habe ich es jetzt ver-
standen — im Westen dagegen nicht.

(Vorsitz: Vizeprasident Oliver Keymis)

Offen gestanden: Es sind mehrere hundert Stunden
Videomaterial, die im Internet kursieren. Ich habe in
der Tat nicht alle gesehen. Mir sind aber einige er-
innerlich, die auch an der West-Vereinzelungsanla-
ge gemacht wurden. Deshalb kann ich es jetzt nicht
so ganz nachvollziehen, dass es da gar keine Auf-
nahmen gabe.

Zum dritten Sachverhalt, dass es angeblich ein ab-
gestimmtes Offnen dieser Vereinzelungsanlage im
Westen gegeben habe — jetzt reden wir nicht mehr
Uber die Vorsperren, sondern Uber die Vereinze-
lungsanlagen —, dass es diese Offnungen gegeben
habe. Das ist das, was dieser selbsternannte
Crowd-Manager bereits im August im ,Spiegel” in
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einem Interview erklart hat. Ich gehe einmal davon
aus, dass das Gegenstand der staatsanwaltschaftli-
chen Uberprufung gewesen ist.

Wenn ich den ,Spiegel“-Artikel richtig in Erinnerung
habe, bezieht sich das — wenn es diesen Vorfall
Uberhaupt gegeben hat — auf den Zeitraum 15 Uhr.
Ob und inwieweit ein solcher Vorfall Uberhaupt
stattgefunden hat, muss die Staatsanwaltschaft pru-
fen. Aber selbst wenn es ihn gegeben haben sollte,
ist weiterhin zu priifen, ob das tUberhaupt einen Ein-
fluss auf den Ablauf der Tragddie zwei Stunden
spater gehabt hatte. Aber wie gesagt, das ist Ge-
genstand der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen.
Da hin ich genauso gespannt wie Sie, was diese
Uberpriifung ergibt.

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Minister. — Herr Brockes stellt die nachste Frage.
Bitte schon.

Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank. — Herr Mi-
nister, es hat ja vor dieser Vereinzelungsanlage
West ein grolles Menschenaufkommen - ca.
20.000 Personen — gegeben. Sie haben eben ge-
sagt, dass es diese Vorsperren der Polizei gab.
Dann stellt sich ja die Frage: Haben diese Vorsper-
ren nicht gewirkt oder wie kam es dazu, dass doch
eine so gehaufte Menge vor der Vereinzelungsan-
lage West vorzufinden war?

Vizeprasident Oliver Keymis: Herr Minister, bitte
schon.

Ralf Jager, Minister fir Inneres und Kommunales:
Herr Brockes, ich versuche es noch einmal, weil ich
die Frage nicht ganz verstehe, wenn Begrifflichkei-
ten miteinander vertauscht werden. Es gibt zwei Ar-
ten von Sperren: die sogenannten Vorsperren der
Polizei im offentlichen Raum

(Dietmar Brockes [FDP]: Jal!)

und dann die Vereinzelungsanlage des Veranstal-
ters im Veranstaltungsraum. Das muss man vonei-
nander trennen.

(Dietmar Brockes [FDP]: Habe ich jal!)

— Genau. Es hat — nach meinem heutigen Kenntnis-
stand, wenn ich mich richtig erinnere, so wurde es
auch im Innenausschuss dargestellt — sowohl vor
der Vereinzelungsanlage des Veranstalters als auch
an den Vorsperren, die die Polizei eingerichtet hat,
im Laufe des Tages in wechselnder Intensitat immer
wieder erheblichen Druck gegeben.

Ich fange einmal damit an, weil Sie mit der Veran-
staltungsplanung der Stadt Duisburg so, wie Sie uns
dargestellt worden ist, wahrscheinlich nicht ganz so
vertraut sind: Vom Ausgang Hauptbahnhof fiihrten
zwei Wege zum Veranstaltungsgelande, die relativ

lang waren. Es hatte sehr viel kurzere Verbindun-
gen gegeben — aber, wenn ich mich richtig erinnere,
wurden diese langen Zuwegungen insbesondere
daftir gewahlt, dass die Menschen auf dieser Stre-
cke sozusagen ,geparkt‘ werden koénnen, dass sich
also der grofRe Zustrom zum Veranstaltungsgelande
nicht unmittelbar vor dem Gelénde stauen soll, son-
dern verteilt auf ein grof3eres Stadtgebiet.

Sie wissen vielleicht auch — zumindest, wenn Sie
die Protokolle aus den Innenausschusssitzungen
kennen —, dass es eigentlich vom ersten Augen-
blick, vom Veranstaltungsbeginn an, immer einen
grofl3en Druck gegeben hat — aus meinem Kenntnis-
stand heraus sowohl auf der Westseite als auch auf
der Ostseite, allein schon durch zwei Tatbestande
verursacht:

Erstens wurde entgegen der Zusage des Veranstal-
ters, bei Bedarf das Geléande bereits um 10 Uhr zu
offnen, das Gelande erst zu einem sehr viel spate-
ren Zeitpunkt — wenn ich mich richtig erinnere, zwei
Stunden und vier Minuten spater, also 12:04 Uhr —
gedffnet, weil offensichtlich erst noch Planierungs-
arbeiten auf diesem Gelédnde haben stattfinden
missen. Das ist ein Grund, warum Menschen, die
in Duisburg ankamen, schon auf den Zuwegen ste-
hen und warten mussten und keinen Zugang zum
Veranstaltungsgelande gefunden haben.

Ein zweiter Sachverhalt kann dazu beigetragen ha-
ben, dass es Uber die ganze Zeit sowohl bei den
Vorsperren als auch bei den Vereinzelungsanlagen
erheblichen Druck bzw. einen Rickstau gab. Das
ist— so stellt es sich mir zumindest jetzt dar — die
Tatsache, dass die Zusage des Veranstalters nicht
eingehalten wurde, Vereinzelungsanlagen in der
GréRenordnung von 30.000 Menschen je Schleuse
zu installieren. Wir reden Uber zwei Zugange. An je-
dem Zugang sollten durch den Veranstalter Verein-
zelungsanlagen installiert werden, die eine Kapazitat
von 30.000 Menschen pro Stunde haben, sodass
60.000 Menschen pro Stunde den Zugang zum Ge-
lande finden konnten. Diese Vereinzelungsanlagen
waren von Anfang an nicht ausreichend besetzt, um
diese 30.000 Menschen pro Stunde durchzuschleu-
sen, sondern sehr viel geringer besetzt. Der Polizei-
inspekteur hat auch darauf hingewiesen, dass insbe-
sondere, wenn ich mich richtig erinnere, im Westen
diese maximale Durchlassigkeit durch den Veranstal-
ter erst auf Initiative der Polizei zu einem spéateren
Zeitpunkt sichergestellt wurde.

Beides zusammen sind sicherlich Griinde, warum
vom ersten Augenblick an im Stadtgebiet ein grof3er
Rickstau bei den Menschen bestand, die auf das
Veranstaltungsgelande wollten.

Vizepréasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Minister. — Herr Engel stellt seine dritte und letzte
Frage. Bitte schon, Herr Engel.
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Horst Engel (FDP): Die zweite.
(Zuruf von der SPD: Nein, die dritte!)

Vizeprasident Oliver Keymis: Wir zéhlen hier die
dritte Frage, Herr Engel. Wenn wir das hier gezahlt
haben, bleibt es dann auch dabei.

Horst Engel (FDP): Gut, was der Préasident sagt,
gilt fur mich. Damit kann ich leben.

Vizeprasident Oliver Keymis: Bitte schon.

Horst Engel (FDP): Vielen Dank. — Herr Innenmi-
nister, Uber das Filmmaterial, das der Veranstalter
ins Netz gestellt hat, haben wir einen Einblick ge-
winnen kdnnen. Ohne dieses Filmmaterial und ohne
die YouTube-Veroffentlichungen wéren bestimmte
Dinge bis heute gar nicht bekannt, zum Beispiel die
Existenz einer vierten Polizeikette oben auf dem
Rampenkopf.

Meine Frage lautet: Bei der Information der innen-
politischen Sprecher im Innenministerium am Mon-
tag nach diesem schrecklichen Ereignis, also am
Montag, der auf den 24. Juli folgte, haben Sie uns
Filme der Beweissicherungstrupps der Polizei ge-
zeigt. Trifft es zu, dass es auch Filme gibt, die die
Polizei von den beiden Vereinzelungsanlagen, also
den Schleusen Ost und West, aufgenommen hat?

Ich wiederhole mich. Eingangs habe ich gesagt: Es
gibt Filmmaterial. Deshalb wissen wir als Offentlich-
keit Uber bestimmte Dinge. Ohne dieses Filmmate-
rial wissten wir bis heute beinahe nichts. — Leider
gibt es aber kein Filmmaterial von den Schleusen.
Dieses Filmmaterial sollen die sogenannten Be-
weissicherungstrupps der Polizei aufgenommen
haben. Wenn das zutrifft, geben Sie uns doch bitte
einen Hinweis, wann wir uns im Innenausschuss
maoglicherweise auch dieses Material ansehen kon-
nen.

Vizeprasident Oliver Keymis: Bitte schon, Herr
Minister.

Ralf Jager, Minister fur Inneres und Kommunales:
Richtig ist, dass nach meiner Einschatzung — ich
glaube, die Staatsanwaltschaft hat auch Entspre-
chendes erklart — allein im Internet mehrere Hundert
Stunden Filmmaterial kursieren. Ich glaube auch,
einer Pressemitteilung der Staatsanwaltschaft ent-
nommen zu haben, wie viel Hundert Zeugen, wie
viel Terabyte Daten und wie viel Hundert Stunden
Videomaterial zu sichten waren.

Die Veranstaltungsfirma Lopavent hat daraus gera-
de, wie Sie selbst geschildert haben, in der Tat ei-
nen Film zusammengeschnitten, der allerdings nur
wenige Minuten dauert. Wie ich finde, hat er Ihnen

aber nicht Dinge bekannt gemacht, die vorher gar
nicht bekannt waren. Vielmehr beschaftigt sich die-
ser Film meines Erachtens in einer relativ einseiti-
gen Art und Weise ausschlief3lich mit tatsdchlichem
oder vermeintlichem Bildmaterial, in dem die Polizei
vorkommt.

Ich hatte es vielleicht mindestens genauso informa-
tiv und ergiebig gefunden, wenn der Veranstalter
Filmmaterial ins Netz gestellt hatte, das seine Ord-
nungskréfte gezeigt hatte, die eigentlich hatten dort
sein sollen, um die Zugénge zu regeln. — Sie wis-
sen, dass der Veranstalter Herr eines gewissen
MaRes an Filmmaterial ist, weil auf dem Container
des selbst ernannten Crowd-Managers und in den
Tunnelanlagen Filmkameras angebracht waren, die
Bestandteil des Veranstaltungsgelandes waren und
vom Veranstalter selbst betrieben wurden.

Das bezieht sich nach meinem heutigen Kenntnis-
stand auch auf mogliche Filmaufnahmen, was die
Vereinzelungsanlagen selbst angeht. Da sind, well
sie Bestandteil des Veranstaltungsgelandes waren,
auch vom Veranstalter selbst Filmaufnahmen ge-
macht worden. Mir ist — zumindest heute — nichts
anderes bekannt. Wenn es denn weiter gehendes
Filmmaterial gabe, hatte die Polizei es sicherlich fir
die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen zur Ver-
fligung gestellt, und es wirde dort mit ausgewertet
werden.

Vizeprésident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Minister. — Herr Kollege Witzel hat eine zweite und
letzte Frage.

Ralf Witzel (FDP): Vielen Dank, Herr Prasident. —
Ich habe noch eine Frage in puncto Vereinzelungs-
anlagen an den Innenminister, und zwar zu deren
Sicherheitsanforderungen im Konzept. Meine Frage
lautet: Wie vieler Polizeibeamter hétte es eigentlich
bedurft, um an einer Absperrung aus Gittern, also
der Vereinzelungsanlage, eine Kapazitat von
20.000 Menschen aufzuhalten bzw. umzulenken?
Ist vom Sicherheitskonzept her nur dann gewahr-
leistet, dass das funktioniert, wenn maximal sechs
von zehn Schleusen gedffnet sind? Sind diese Fak-
ten zum Sicherheitskonzept der Vereinzelungsanla-
ge richtig?

Ralf Jager, Minister fur Inneres und Kommunales:
Herr Witzel, ich hatte vorhin schon darzustellen ver-
sucht, dass eigentlich umgekehrt ein Schuh daraus
wird.

(Ralf Witzel [FDP]: Warum?)

—Das will ich lhnen gerne erlautern. Das Sicher-
heitskonzept des Veranstalters sah vor, durch jede
Vereinzelungsanlage, also Ost und West, 30.000
Menschen — je Seite — zu schleusen, um insbeson-
dere einen Rickstau ins Stadtgebiet hinein zu ver-
hindern. Ein solcher Durchfluss von 30.000 Men-



Landtag
Nordrhein-Westfalen

02.02.2011
Plenarprotokoll 15/23

schen ist natirlich nur zu gewéhrleisten, wenn die
dafiir gedachten Einzelschleusen auch tatséachlich
von Ordnern besetzt sind. Nicht Bestandteil des Si-
cherheitskonzepts ist es, einige Schleusen bewusst
unbesetzt zu lassen. Das ist auch logisch. Sonst
musste man sie ja gar nicht erst einrichten.

Ein Teil des Problems ist sicherlich — das hat Herr
Wehe im Innenausschuss schon dargestellt —, dass
beim Offnen des Veranstaltungsgeldndes an den
Vereinzelungsanlagen zu wenig Ordner im Einsatz
waren, die diesen Durchfluss von 30.000 hétten
bewaltigen kénnen. Eine Vereinzelungsanlage hat
der Veranstalter erst auf Aufforderung der Polizei
mit zusatzlichem Personal besetzt, damit dieser
Durchfluss von geschéatzten 30.000 Menschen je
Stunde Uberhaupt zu realisieren war.

Das hat nicht von Anfang an stattgefunden. Aul3er-
dem ist das Gelande zu spéat geoffnet wurden. Sie
missen sich vorstellen, dass — wie auf einer Auto-
bahn — ein Rickstau ins komplette Stadtgebiet
stattgefunden hat, und zwar in Teilen bis zum
Bahnhof hin. Das hat dazu gefiihrt, dass Zlige, die
in anderen Staddten auf den Bahnhdfen standen,
teilweise eine bis eineinhalb Stunden auf ihren Ab-
ruf durch die Bundespolizei warten mussten, bevor
sie losfahren durften.

Das alles hat nach hinten fur eine Kettenreaktion
gesorgt, sodass von Anfang an im gesamten Stadt-
gebiet, aber auch im Bahnhof und in den Satelliten-
bahnhoéfen anderer Stadte, ein erheblicher Druck
entstanden ist, weil — das ist ein Teil der Erklarung —
das Veranstaltungsgelande selbst und die Vereinze-
lungsanlagen nicht vollstandig gedtffnet waren bzw.
Zu spat geoffnet wurden.

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Minister. — Kollege Brockes hat eine zweite und
damit letzte Frage. Bitte schon, Herr Brockes.

Dietmar Brockes (FDP): Herr Minister, habe ich
Sie richtig verstanden, dass im Sicherheitskonzept
klar geregelt war, dass alle Schleusen wahrend der
gesamten Veranstaltungszeit besetzt sein missen,
dass zu jedem Zeitpunkt an jeder Schleuse ein Ab-
fluss von 30.000 Personen pro Stunde gewahrleis-
tet sein musste?

Ralf Jager, Minister fur Inneres und Kommunales:
Im Sicherheitskonzept des Veranstalters, das ja Be-
standteil der Genehmigung wurde und lhnen vor-
liegt — sofern es Sie interessiert, konnten sie sich
mehrere Ordner durchlesen — im Rahmen des
Rechtsgutachtens der Stadt Duisburg, wo es eben-
falls Bestandteil ist, hat der Veranstalter dargestellt,
wie er die zu erwartenden mehreren Hunderttau-
send Menschen auf diesem Gelande verteilen und
den Zugang regeln will.

Ein Bestandteil des Zugangs in der Darstellung war
unter anderem, dass diese Vereinzelungsanlagen
eine Kapazitat von 30.000 Menschen haben sollten.
Ich habe das Sicherheitskonzept nicht unter mei-
nem Kopfkissen liegen und kann es Ihnen deswe-
gen auch nicht auswendig aufsagen; aber eine Ein-
schrankung hat der Veranstalter nach meinem
Kenntnisstand nicht vorgesehen.

Das gilt beispielsweise auch fiir Durchsagen an die
Besucher, die Lenkung der abstrémenden Besu-
chermassen, das standige Bewegen der Floats,
damit die Menschen auf das Gelande mitgenom-
men werden, statt auf die Rampe zu geraten, wo 21
Menschen zu Tode kamen und viele verletzt wur-
den. Das alles kdnnen Sie im Sicherheitskonzept
nachlesen und sich selbst an Urteilen davon ma-
chen, wie weit das vom Veranstalter eingehalten
bzw. nicht eingehalten wurde.

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Minister. — Nach kurzer Ricksprache mit dem Pré-
sidium koénnen Sie jetzt lhre dritte und allerletzte
Frage stellen, Herr Engel. Bitte schon.

Horst Engel (FDP): GroRzugig! Vielen Dank. —
Noch einmal ganz simpel: Hatte die Polizei Filmauf-
nahmen vom Eingang West und vom Eingang Ost,
und zwar von au3erhalb? Wenn ja: Kénnen wir die
irgendwann einmal im Innenausschuss sehen?

Ralf Jager, Minister fir Inneres und Kommunales:
Herr Engel, wir haben den innenpolitischen Spre-
chern einen Tag nach der Tragddie bereits Filmma-
terial, das die Polizei zur Verfugung hatte, gezeigt.
Nach meiner Auffassung muss es Filmmaterial Gber
die Vereinzelungsanlagen geben, weil der Veran-
stalter eine Vielzahl von Kameras aufgehéangt hatte
und dort sicherlich etwas aufgenommen wurde. Die
Vereinzelungsanlagen waren ja Bestandteil des
Veranstaltungsgelandes. Ebenfalls war Bestandteil
des Sicherheitskonzeptes, dass es eine Videoliber-
wachung gibt, damit der Besucherstrom zentral ge-
steuert werden kann.

Ob und inwieweit — dann nicht im Auftrag, sondern
eher zufallig — die Polizei Videoaufnahmen von au-
Rerhalb auf diese Vereinzelungsanlagen hat, kann
ich lhnen nicht sagen. Gabe es sie, wéren sie si-
cherlich Bestandteil der Materialien, die der Staats-
anwaltschaft Gibergeben worden sind.

Vizepréasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Minister. — Zu dem Punkt gibt es keine weiteren
Fragen mehr.

Wir sind am Ende der Fragestunde. — Frau Kollegin
Pieper-von Heiden, wollen Sie lhre

Mundliche Anfrage 27
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mundlich oder schriftlich beantwortet haben?

(Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]: Mindlich!)
— Mindlich. So werden wir verfahren. Vielen Dank.
Damit sind wir am Ende der Fragestunde.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt

7 Sicherheit in Bussen, Bahnen und an Halte-
stellen in Nordrhein-Westfalen verbessern

Antrag
der Fraktion der FDP
Drucksache 15/1200

Ich erdffne die Beratung und erteile fir die antrag-
stellende Fraktion Herrn Kollegen Engel das Wort.

Horst Engel (FDP): Herr Prasident! Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Das ist ein vollig an-
deres Thema. Ich denke aber, dass unser Antrag
»Sicherheit in Bussen, Bahnen und an Haltestellen
in Nordrhein-Westfalen verbessern® eigentlich fir
sich selber spricht. So, wie wir es im Antrag zu
schildern versucht haben, wird jeder von uns schon
einmal &hnliche Erfahrungen gemacht haben.

Als Kolner nehme ich, obwohl ich andere Beispiele
nennen konnte, die Innenstadt von Kdln, den Bereich
der Ringe am Wochenende. Dort ist die Polizei ober-
irdisch an Wochenenden stark prasent, weil dort re-
gelmaRig die gleichen Probleme auftauchen: Auf der
einen Seite gibt es — ich nenne es einmal so — véllig
harmloses Ausgehpublikum und auf der anderen Sei-
te Alkoholkonsum, oft im Exzess, Pdbeleien, Rempe-
leien, Schlagereien usw.

Ein vollig anderes Bild gibt es in der Stadt darunter,
in den U-Bahnhtfen und in den Fahrzeugen. Oft
haben wir es mit den gleichen Personen und Grup-
pen zu tun, aber keine verstarkte Prasenz seitens
der Polizei. Das Bild ist vollig anders. Aber genau
dieser Personenkreis nutzt oft Bahnen, Busse und
U-Bahnen, um in die Stadt hinein- oder auch wieder
hinauszufahren.

Die Sachkundigen werden mdoglicherweise sagen,
dass es Ordnungspartnerschaften mit dem offentli-
chen Personennahverkehr im weitesten Sinne gibt,
die funktionieren. Ja, das stimmt. Das ist vollig rich-
tig. Das gibt es. Aber oft fehlt es an regelmaRiger
Prasenz durch gemeinsame Streifen und gemein-
same Kontrollen.

Schauen wir uns zum Beispiel den Praventionser-
lass des Landeskriminalamtes an, der kriminalpra-
ventive Gremien auffuhrt. Primar finden wir Dussel-
dorf oder Gelsenkirchen, die Ordnungspartnerschaf-
ten fur mehr Sicherheit im stadtischnen OPNV pfle-
gen. Es gibt auch andere. Man muss sich aber rich-
tig Miihe geben, um sie zu finden. Gelsenkirchen —
ich will es durchaus unterstreichen und sogar her-

ausheben — hat auch einen Landespreis flr innere
Sicherheit erhalten.

Das Gute: Solche Ordnungspartnerschaften sind
vorbildlich. Sie haben bewiesen, dass die Préasenz
der Sicherheitsbehdrden wirkt, um die Sicherheit in
Bussen, Bahnen und an Haltestellen in Nordrhein-
Westfalen zu verbessern.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Ein-
druck, folgenlos pébeln, rempeln, anmachen oder
eine drohende Haltung einnehmen zu koénnen,
scheint sich auch bei den ,Tatern* zu verfestigen.
Fast taglich werden harmlose Fahrgaste, jung und
alt — demografische Entwicklung —, und auch die
Fahrer von Bussen und Bahnen angepdobelt, belei-
digt oder sogar angegriffen und verletzt. Die Grin-
de hierfir sind meist sehr banal. Aber selbst im
Dienst befindliche Polizeibeamte, die anderen
Fahrgasten zu Hilfe eilten, wurden zuletzt brutal
verletzt. Viele Polizeibeamte sagen mittlerweile:
Ich fahre selbst privat nicht mehr kostenlos in Uni-
form, weil die Uniform nicht mehr schitzt, sondern
zahle lieber den Fahrpreis, um nicht in eine eska-
lierende Situation hineingezogen zu werden.

Mit Bussen und Bahnen haben wir einen besonde-
ren ,Tatort“. Die nachste Haltestelle wird schnell
erreicht. Die Tater nutzen dies aus. Blitzschnell
sind sie weg. Selbst ein Notruf kommt meist zu
spat und ist meist nicht geeignet, die Tat zu ver-
hindern. Zuschlagen, treten, an der nachsten Hal-
testelle raus und weg — das ist leider in vielen Fal-
len Realitat.

(Soren Link [SPD]: Wann sind Sie das letzte
Mal Bus gefahren?)

Ein Problem dabei ist, dass in den Kommunen an-
scheinend keiner fiir die Sicherheit in Bussen und
Bahnen so richtig zustandig sein bzw. die Kosten
tragen will. Wir haben eine Autobahnpolizei fir die
Autobahnen, eine Wasserschutzpolizei fir die
Wasserwege, die Verkehrsdirektion der Kreispoli-
zeibehorden fur den Verkehr auf den Ubrigen Stra-
Ren, den Wach- und Wechseldienst sowie den Be-
zirksdienst fur das Einsatzgeschaft. Wahrend
Bahnhofe, Zlge sowie S-Bahnen durch Beamte
des Bundesgrenzschutzes — so hiel3 er friiher —
bzw. jetzt die Bundespolizei gemal einem klaren
gesetzlichen Auftrag nach § 3 Bundespolizeigesetz
bestreift werden, fehlt es in Bussen, U-Bahnen,
StraBenbahnen, U-Bahnhofen sowie an Haltestel-
len vielerorts in Nordrhein-Westfalen an einer aus-
reichenden Polizeiprdsenz im Rahmen von Ord-
nungspartnerschaften mit den zustandigen Ver-
kehrsunternehmen. In anderen Landern gibt es
mittlerweile sogar eine Metropolizei. Deshalb mis-
sen wir an der Stelle mehr tun.

Diejenigen, die meinen, Videouberwachung, priva-
tes Sicherheitspersonal und kostenloses Mitfahren
von Polizeibeamten aufer Dienst seien ausrei-
chend, dem subjektiven Sicherheitsgefuhl der Bur-
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ger und der objektiven Sicherheitslage gerecht zu
werden, verschlieBen die Augen vor der Realitat.
Die Videolberwachung dient primar der Beweissi-
cherung, verhindert aber keine Taten. Sie sugge-
riert Scheinsicherheit.

Ein Blick ins Ausland, zum Beispiel nach London
oder New York, hilft zu beurteilen, dass dort Ver-
suche, mittels Videoliberwachung mehr Sicherheit
im offentlichen Nahverkehr zu erlangen, mehr als
gescheitert sind. Im Gegenteil sind die Zahlen von
Ubergriffen, etwa von Messerattacken unter Ju-
gendlichen, drastisch gestiegen. Nur dort, wo die
polizeiliche Présenz erhdht wurde, gingen die Fall-
zahlen richtig zurtck. Eine Kamera in einer
U-Bahnhaltestelle — ich sage es im Jargon — juckt
heute kaum jemanden mehr, eine Polizeistreife
schon.

Jeder sollte einmal sich selbst, Freunde, Bekannte
und Burger fragen, wie oft sie schlechte Erfahrun-
gen in Bussen, Bahnen, U-Bahnhofen und an Hal-
testellen gemacht haben. Unsere Erkenntnis auch
aus zahlreichen Gesprachen ist: Immer mehr
Menschen haben den Eindruck, immer o6fter selbst
Zeuge oder sogar Betroffener solcher Vorfélle zu
werden, und zudem den Eindruck, dass diese
Realitat von den zustéandigen Stellen nicht ausrei-
chend registriert wird, um darauf mit einer Erho-
hung der personellen Prasenz zu reagieren.

Viele Ubergriffe werden nicht aktenkundig, das
Dunkelfeld ist hoch. Deshalb, Herr Innenminister
Jager, sollten wir die notwendigen Zahlen erheben,
die sozusagen als Sondererhebung der PKS die-
nen kénnten. Ein erstes Zwischenergebnis konnte
eventuell schon im Herbst 2011 zur Verfligung
stehen. Ich erinnere auch daran: Die elektronische
Vorgangsverarbeitung in der Polizei, genannt
IGVP, kennt als Tatort den Bereich OPNV, aber
nicht als Zwangsfeld, sodass es immer darauf an-
kommt, ob der Beamte gerade Lust hat, dieses
Nichtzwangsfeld zu bedienen oder nicht. Es gibt
dazu also kein valides Datenmaterial. Das sollten
wir andern.

Wir haben, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, bewusst den Hinweis auf unsere 18 nordrhein-
westfélischen Bereitschaftspolizeihundertschaften
gegeben, die wir auch in andere Bundeslander
ausleihen missen, weil man dort Hundertschaften
abgebaut hat. Mit diesen Hundertschaften macht
die Polizei in Nordrhein-Westfalen, wenn sie nicht
im Einsatz sind — von der Bundesliga bis zur Demo
oder zum Castortransport —, Sondereinsatze, so-
genannte Kontingenteinsatze. Wir wirden an der
Stelle auch den Finger in die Wunde legen: Diese
Krafte, die unsere Steuerzahler in NRW bezahlen,
werden beim Ausleihen zwar von dem jeweiligen
Bundesland bezahlt, dennoch ziehen wir im Er-
gebnis den Kirzeren. Mit diesen Hundertschaften
wirden wir im Rahmen von Kontingenteinsatzen
gerne mehr im Bereich ,Sicherheit im OPNV* tun.

Wir freuen uns auf die Diskussion im Fachaus-
schuss. Ich sage jetzt schon: Wir wirden auch
gerne eine Anhdrung planen, um denjenigen eine
Plattform zu bieten, die in diesem Zusammenwir-
ken ein gewichtiges Wort mitzusprechen haben. —
Vielen Dank.

(Beifall von der FDP)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Engel. — Fiir die CDU-Fraktion spricht nun
Kollege Hauser.

Benedikt Hauser (CDU): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Sicherheit in Bussen und
Bahnen muss man zum einen im Kontext mit dem
Thema ,Sicherheit im offentlichen Raum® sehen,
zum anderen im Zusammenhang mit den spezifi-
schen Anforderungen an die Gestaltung unseres
OPNV - die Haltestellen und das Wagenmaterial —
mit den besonderen Herausforderungen, dort Si-
cherheit zu gewahrleisten.

Schauen Sie sich manche Schlagzeilen an, die es
zum Beispiel in meiner Region des Landes gegeben
hat. Ich zitiere mit Erlaubnis des Préasidenten die
Uberschriften von mehreren Zeitungsausschnitten:
Mann raubt Busfahrer aus — Randale und Raubver-
such im Linienbus — KVB-Fahrgéaste nicht ausrei-
chend geschitzt? — Busfahrer sogar in Lebensge-
fahr — Anschlag auf die Linie 16.

Es tut sich also in der Tat viel Negatives. Der OPNV
bedarf mit Sicherheit eines besonderen Augen-
merks, um offentliche Sicherheit darstellen zu kdn-
nen.

Der Antrag, den die Kollegen der FDP gestellt ha-
ben, beschreibt das Problem, wenn ich auch sagen
muss, dass ich mir eine noch starkere Betonung
von zwei Faktoren gewinscht hatte, tUber die wir
auch reden mussen, die im Antrag noch nicht so
zum Ausdruck kommen. Das eine ist — Sie haben
es kurz angerissen, Kollege Engel — die Situation
der Beschaftigten im OPNV. Insbesondere spreche
ich von den Busfahrern, die nicht nur im Ballungs-
raum unterwegs sind — damit komme ich zu dem
anderen Bereich, der nicht hinreichend zum Aus-
druck kommt —, sondern auch auf den landlichen
Linien fahren, wo sie zum Teil sehr einsam ihrem
Job nachgehen und subjektive Sicherheitsdngste
empfinden kénnen. Ich habe einmal scherzhaft ge-
sagt, man misste ihnen einen Sozialwissenschaft-
ler mitgeben, damit sie Gesellschaft haben.

Es ist vorgekommen — ich mdchte die Stadt nicht
nennen, in der das passiert ist, um sie nicht zu
stigmatisieren —, dass auf einen Linienbus mit Pflas-
tersteinen geworfen worden ist. Der Mann oder die
Frau war alleine im Bus und hatte wenig Moglichkei-
ten, Sicherheit zu erhalten. Da hilft es auch nicht,
wenn wir uns fur die Ballungsraume, fur die grof3en
U-Bahn-Haltestellen verstérkte Polizeiprésenz win-
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schen und erhalten, weil wir das in der grof3en Fl&-
che gar nicht bewerkstelligen kdnnen. Die Entfer-
nungen, die zurtickzulegen wéaren, um an sich aktu-
ell abzeichnende Brennpunkte zu kommen, wéaren
so grof3, dass der oder die Tater inzwischen die
Flucht haben ergreifen kdnnen.

Wir miissen also an verschiedenen Stellen anset-
zen — deshalb spricht jetzt nicht der ausgewiesene
Innenpolitiker, sondern der Verkehrspolitiker zu die-
sem Thema —, um die Situation zu verbessern.

Es gibt zahlreiche Nahverkehrsunternehmen, die
mit einigen innovativen Maflinahmen schon etwas
getan haben, um die Situation zu verbessern. Ich
bin nicht bei Ihnen zu sagen: Videoliberwachung ist
nur etwas fur die Strafverfolgung; sie ist auch ein
praventives Mittel. Insbesondere die Unternehmen,
die sogar schon dazu Ubergegangen sind, selbst in
Bussen Videouberwachungsanlagen zu installieren,
kénnen bereits innerhalb eines Jahres evaluiert
nachweisen, dass nicht nur Vandalismusschaden,
sondern auch Behelligungen von Fahrgasten und
Fahrpersonal deutlich abgenommen haben.

Ein weiterer Punkt ist, noch einmal dartiber nachzu-
denken, ob es auf Sicht richtig sein kann, manche
Buslinie, manche StraRenbahnlinie wegen der Au-
tomatisierung des Fahrkartenverkaufs ohne Schaff-
ner, ohne weiteren Begleiter fahren zu lassen. Allein
die Tatsache eines dichteren Kontrollnetzes — vor-
geblich zur Fahrkartenkontrolle — kann durch die
Prasenz von uniformierten Mitarbeitern der Nahver-
kehrsunternehmen schon fur einen héheren Sicher-
heitsfaktor sorgen. Das eine mit dem anderen zu
verbinden ist auch eine wirtschaftlich sinnvolle Sa-
che, wenn man bedenkt, dass die Schwarzfahrer-
guote in manchen Nahverkehrsunternehmen signifi-
kante Einnahmeverluste erzeugt.

Ein weiterer Punkt ist die Gestaltung der Haltestel-
len, der Umgebung von Haltestellen. Hier werden
wir uns auch gemeinsam mit der Stadtplanung viele
Gedanken machen missen, ob nicht die Helligkeit
und Ubersichtlichkeit dieser Bereiche — zum Teil
missen sehr viele einsame und leere Génge Uber-
wunden werden — verbessert werden muissen, um
dafir zu sorgen, dass man nicht angstlich 500 m
unter der Erde zwischen zwei U-Bahn-Haltestellen
einsam und alleine gehen muss und sich zumindest
subjektiv einer Gefahr ausgesetzt sieht.

Ein weiterer Punkt, der fir uns alle von Belang sein
wird, ist, sich Uber das Wagenmaterial der Nahver-
kehrsunternehmen Gedanken zu machen. Allein die
Tatsache, dass viele Unternehmen jetzt dazu Uber-
gegangen sind, die Sitzreihen nicht mehr als Reihen
Zu sortieren, sondern im hinteren Bereich in Hufei-
senform anzusiedeln, hat zu einer erheblichen Her-
absetzung der Vandalismusschaden gefihrt, weil
der Bereich einsehbar und offen ist. Derjenige, der
etwas tun will, was wir uns nicht wiinschen, fallt e-
her auf, als wenn er sich hinter den einzelnen Rei-
hen verschanzen kann.

Man sieht: Hier gibt es eine Fille von Ansétzen, die
natlrlich in einen personalintensiven Bereich min-
den kdnnen, namlich mehr Begleiter der Fahrzeuge,
mehr Sicherheitsdienste oder zumindest Kontroll-
dienste der Nahverkehrsunternehmen und eine ver-
starkte Zusammenarbeit — vollkommen richtig — mit
den Polizeibehérden in Ordnungspartnerschaften,
um den Ubergang zu bewerkstelligen.

Ubergang ist ein Stichwort, auf das ich noch einge-
hen mochte. Denn ich warne davor, Vergleiche mit
Nahverkehrssystemen in Paris oder London herzu-
stellen. Die Metro in Paris ist ein geschlossenes
System. Es ist aber ein Spezifikum unserer Nahver-
kehrseinrichtungen, dass sie sich im offenen Raum
befinden, dass die Ubergange zwischen Nahver-
kehrseinrichtung, dem Bahnhof, der Ebene C oder
B und der A-Ebene, also dem normalen &ffentlichen
Raum, viel flieBender sind, weil die Kontrolle nicht
durch Sperren beim Eintritt in das System Metro
oder das System der Untergrundbahnen erfolgt,
sondern im Fahrzeug stattfindet. Sie konnen die
Metro offiziell, wenn sie nicht sehr gelenkig sind,
nicht betreten, ohne einen Fahrschein geltst zu ha-
ben. Das ist also ein ganz anderer systematischer
Ansatz. So erklart sich auch die Metropolizei, weil
die Abgrenzung der Befugnisse zum Beispiel im
Verhéltnis zur Polizei viel leichter féllt. Man kann
rdumlich klar abgrenzen, wer in welchem Bereich
mit welchen Befugnissen agieren kann.

Wir haben hier ein Handlungsfeld, dem wir uns in-
tensiv widmen muissen, das wir aber immer in den
Kontext mit dem Gesamthandlungsfeld ,offentliche
Sicherheit stellen missen. Wir missen es auch in
dem Kontext betrachten, inwieweit wir bereit sind,
fur die offentliche Sicherheit eine entsprechende
personelle Ausstattung vorzunehmen, und inwieweit
wir bereit sind, die Unternehmen und die Verbinde
in ihren Aktivitaten, mehr Sicherheit im OPNV und
SPNV herbeizufihren, zu unterstiitzen — auch fi-
nanziell. Denn es gibt zurzeit noch keine intensiven
und wirklich auskdmmlichen Forderprogramme flr
mehr Sicherheit in Bussen und Bahnen.

Wenn man weil3, dass die Burgerinnen und Burger
als wesentliches Qualitatsmerkmal vom OPNV er-
warten, sicher transportiert zu werden und sich in
der Bahn wohlzufiihlen, weil3 man auch, dass hier
ein Feld der Forderung liegen kénnte, das vielleicht
fruchtbarer wére als manch andere tarifliche Malf3-
nahme, die hier im Hause Uberlegt wird,

wenn man dafur sorgt, dass hier Mittel eingesetzt
werden, um den Wohlftihlfaktor — sage ich jetzt mal
so — in der Bahn zu verbessern, die Sicherheit und
das Sicherheitsgefuihl der Menschen in der Bahn
und im Bus zu verbessern und auch den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern zu helfen, sich in ihrem Job
wohl- und sicher zu fuhlen.

Meine Damen und Herren, das Feld ,0ffentliche Si-
cherheit oder ,Sicherheit in Bussen, Bahnen und
an Haltestellen in Nordrhein-Westfalen verbessern®
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ist mit Sicherheit eine Diskussion in den Fachaus-
schiissen wert, wobei ich empfehlen mochte, die
Kollegen des Bau- und Verkehrsausschusses inten-
siv einzubeziehen, weil in diesem Fall in der Tat die
Schnittstellen sehr umfassend sind und die Mog-
lichkeiten auf3erhalb der grundséatzlichen Notwen-
digkeit, eine bessere Personalausstattung im Prin-
zip als Grundlage zu nehmen, hier durchaus gege-
ben sind, auch mit einigen innovativen Maflinahmen
noch zu deutlichen Verbesserungen zu kommen.

Wir werden eine interessante Diskussion in den
Fachausschiissen haben. — Vielen Dank.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Hauser. — Fir die SPD-Fraktion spricht nun
Herr Kollege Bialas.

Andreas Bialas (SPD): Herr Prasident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und
Herren! Angstbesetzte Orte zu angstbesetzten Zei-
ten sicher machen, ist ein zweifellos bedeutsames
Anliegen, zeigt es den vollig normalen Wunsch und
das berechtigte Interesse aller, sich — egal wo und
egal wann — frei bewegen zu kdénnen. Es kann nicht
sein, dass unsere Bewegungs- und Entfaltungsfrei-
heit dort stoppen muss, wo Ortlichkeiten nicht mehr
sicher erscheinen.

Insoweit ist das Anliegen des Antrags ein vollig rich-
tiges. Das Nicht-hinnehmen-Wollen von Angstrau-
men und das Nicht-hinnehmen-Wollen von krimina-
litatsfreien Raumen darf es in unserem Land nicht
geben — nirgendwo, weder im OPNV noch auf der
Stral3e, nicht in der h&uslichen Gemeinschaft. Die
Unterstellung, Ubergriffe im Bereich des OPNV ge-
horten zur Tagesordnung, unterscheiden sich signi-
fikant von anderen Bereichen, und auch der Ver-
weis auf ein grofRes Dunkelfeld ist schlicht fraglich.
Verlassliches Zahlenmaterial gibt es nicht.

Die Kriminalitat im Bereich der Busse, Bahnen und
Haltestellen erscheint nicht anders als anderswo;
gleichwohl ist sie angstbesetzter und findet auch
leichter den Weg durch die Presse ins offentliche
Bewusstsein. Sie haben uns gerade auch einige
Passagen vorgelesen.

Was gibt es aber schon in puncto Sicherheit? Im
Bereich der Busse, Bahnen und Haltestellen sind
zahlreiche Sicherheitskrafte unterwegs, und es sind
zahlreiche ineinander greifende Konzepte wirksam,
zum Beispiel Videouberwachung, Einstiegskontrol-
len, Notfallkndpfe, Prasenzen — auch durch die Poli-
zei —, Schilerscouts, Sicherheitskrafte der Unter-
nehmen, Schulwegsicherung, Deeskalierungstrai-
nings der Fahrer, bauliche Modernisierungsmali-
nahmen zur Beseitigung von Angstraumen, bei-
spielsweise auch die ,Aktion Zivilcourage®“.

Ich darf an den ehemaligen Innenminister Dr. Fritz
Behrens erinnern, der das Konzept der Ordnungs-
partnerschaften ins Leben rief und damit einen rich-
tigen Weg beschritten hat, einen Weg, der tbrigens
auch von Ihrem Innenminister fortgesetzt wurde und
zum Beispiel in der kontinuierlichen Verleihung des
,Landespreises fir Innere Sicherheit* jedes Jahr —
ich mdchte nicht sagen ,gipfelte, aber — sich an-
schaulich darstellte. Sie haben eben bereits darauf
verwiesen.

Ich darf auch an die Verantwortung der Kommunen
erinnern, die ihren origindren Aufgaben als Ord-
nungsmacht mehr und mehr nachkommen, und
auch an die Kommunen, die gerade diesen Part
trotz der schwierigen Finanzsituation in den Kom-
munen weiter ausbauen.

Ich darf in diesem Zusammenhang aber auch daran
erinnern, dass es lhr Innenminister war, der den Po-
lizisten die bis dato geltende Mdglichkeit der kosten-
losen Nutzung des OPNV auRerhalb ihrer reinen
Dienstzeit in Zivil nahm. Damit wurden etliche Poli-
zisten taglich aus den Bussen herausgezogen.
Zahlreiche Polizisten nutzen den OPNV seitdem
nicht mehr, die fahren wieder Auto und stehen damit
auch nicht mehr in dem System der Sicherung des
OPNV zur Verfiigung.

Das hat keine Auswirkung auf das subjektive Si-
cherheitsempfinden —man sieht es ja nicht —, wohl
aber auf die reale Sicherheit. Denn Polizisten
schreiten von ihrem Selbstverstandnis her ein, wenn
sie Straftaten sehen und es gefahrliche Situationen
gibt. Und wenn sie sich das nicht mehr trauen, be-
nachrichtigen sie auf jeden Fall weitere Sicherungs-
krafte, die dann entsprechend einschreiten kdnnen.
Die Sicherheit wurde in den letzten Jahren dadurch
heruntergefahren.

Ich darf auch daran erinnern, dass solche Instru-
mente wie das neue Steuerungsmodell im Jahr
2005 endeten, in welchem das Ministerium Zielver-
einbarungen aushandelte, aber den Behorden die
Operationalisierung Uberlie3. Das, was Sie jetzt
vorschlagen, ist so etwas, was Sie als Instrument
funf Jahre nicht genutzt haben. Nur: Nun sollen aus
dem Ministerium heraus am besten noch die Strei-
fen in den Dienststellen gefiihrt und die Ebene der
Operationalisierung aus den Behodrden herausge-
nommen werden.

Wir lehnen einen derartigen Eingriff in den operatio-
nalen Bereich der Kreispolizeibehérden ab. Die
Verhinderung und Verfolgung der Gewaltkriminalitat
sind Schwerpunkte in den Sicherheitskonzepten.
Wir haben daher auch Vertrauen in die objektive
und kluge Analyse unserer Polizeiprasidentinnen
und Polizeiprasidenten, Landratinnen und Landrate
und der sie beratenden Polizisten, die ihre Region
bestens kennen und besser kennen als wir hier an
unseren Tischen und die die notwendigen Mal3-
nahmen in Zusammenarbeit mit allen anderen Si-
cherheitskraften treffen.



Landtag
Nordrhein-Westfalen

02.02.2011
Plenarprotokoll 15/23

Wir lehnen eine stetige Instrumentalisierung von
Angsten ab, aber auch die dauernde Darstellung
von unzureichend arbeitenden Polizisten. Die Poli-
zei tut eine Menge fir das subjektive Sicherheits-
empfinden der Birger. Das tun solche Antrdge wie
die lhren nicht. Sie schiiren vielmehr diese Angste
und machen die Palizei in ihrer derzeitigen Aufga-
benwahrnehmung madig.

Wir haben Vertrauen in die Wahrnehmung unserer
Polizisten im Wach- und Wechseldienst, die in zahl-
reichen Aktionen, gerade in Bussen und an Halte-
stellen, zum Beispiel an sicherheitsneuralgischen
Punkten oder Strecken oder bei der Bekdmpfung
von Taschendiebstéhlen oder in Kooperation mit
den kommunalen Ordnungsdiensten in Zusammen-
arbeit mit den Sicherheitskraften der Verkehrsver-
biinde, nattrlich auch zur reinen Prasenz, zur Erho-
hung des subjektiven Sicherheitsempfindens, tatig
sind.

Das findet alles statt. Das habe ich Ubrigens bis vor
Kurzem auch gemacht. Da gibt es Polizisten, die
das tun und die das sehr héaufig tun, und zwar sehr
viel und auch sehr erfolgreich. Das produziert aller-
dings keine Schlagzeile — auch das mdchte ich da-
Zu sagen —, und das ist schade.

Ich kann lhnen noch ein Weiteres sagen: Es ist
nicht nur so, dass das getan wird, sondern die Be-
hérden vor Ort sind fiir dieses Thema auch sensibi-
lisiert.

Was die Behorden aber dringend brauchen, sind
keine neuen Aufgabenzuweisungen, die sie ja so-
wieso bereits haben und denen sie auch nachkom-
men. Sie brauchen auch keine bis auf die untersten
Ebenen operationalisierten und vorgegebenen Pla-
ne, sondern die Polizei braucht Personal, Personal
im Wach- und Wechseldienst zur Bekampfung der
Gewaltkriminalitat an allen Orten. Dafiir sorgt die
neue Landesregierung, indem sie die Zahl der Poli-
zeianwarter deutlich steigert und so fir Nachwuchs
an Polizisten auf der Stral3e und so dann auch im
OPNV sorgt.

Die besondere Situation der Sicherheit in Bussen,
Bahnen und an Haltestellen ist folgende: Wir haben —
ich weil3 es nicht ganz genau — weit Uber 10.000 Hal-
testellen und Tausende von Linien, meistens 24-
Stunden-Betrieb und jahrlich ca. 2,4 Milliarden Fahr-
gaste im OPNV in Nordrhein-Westfalen.

Ich frage mich dabei, welche ausgiebigen Polizei-
krafte aus dem Wach- und Wechseldienst, der sich
bereits jetzt weit an der Grenze der Auslastung be-
findet, zu dieser Aufgabenwahrnehmung extra ge-
nommen werden sollen bzw. welche Hundertschaf-
ten, die in der Tat zum Beispiel das Land Hessen
des ehemaligen Ministerprasidenten Herrn Koch be-
liefern missen, weil er die Hundertschaften abge-
baut hat, die auf zahlreichen Demonstrationen und
bei weiteren Einséatzen — auch die haben Sie ja ge-
nannt — standig da sind und eine Unsumme an

Uberstunden vor sich herschieben, hier noch ver-
starkt einzusetzen sind.

Ich darf an dieser Stelle auch den Kollegen Lienen-
kamper zitieren, der zu der bereits oben erwahnten
Kampagne ,Misch dich ein — Wahle 110!“ am 3. Mai
2010 Folgendes gesagt hat — das sind gute Worte,
weswegen ich die auch sehr gerne zitiere —: Bei vie-
len Menschen wachst unabhangig von statistischen
Entwicklungen ein Gefiihl der Unsicherheit. Gegen
Gewalt und Vandalismus gibt es kein Allzweckmit-
tel. Viele MalBnahmen greifen wie Zahnrader inei-
nander. Ein solches Zahnrad ist unsere Kampagne
»Zivilcourage®.

Da lese ich jetzt nichts von Polizeikraften. Da lese
ich aber viel von Verzahnung. Ich lese auch etwas
von der vollig kostenfreien Beteiligung der Birger.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, es geht nur
in einem Gesamtkonzept — das ist unsere Uberzeu-
gung -, in welchem die Polizei selbstverstandlich
ein Beteiligter und ein wichtiger Beteiligter ist. Die
Vorstellung, eine Erhéhung der Polizeiprasenz lése
diese Problematik, ist eine vdllig irrige. Die Zahlen
beispielsweise im Bereich der Deutschen Bahn, die
Sie auch im Antrag angefiihrt haben und die Sie
auch als Positivbeispiel angefiihrt haben, zeigen ein
gegenlaufiges Ergebnis: scheinbar mehr Présenz,
scheinbar mehr Kriminalitét.

Ich gehe nicht davon aus, dass das inhaltlich zu-
sammenhangt. Aber es zeigt im Umkehrschluss,
dass eine erhdhte Présenz nicht automatisch zu ei-
ner deutlichen Abnahme der Kriminalitat gefuhrt hat.
Das heif3t, mehr polizeiliche Présenz heil3t leider
nicht automatisch mehr Sicherheit.

Ich freue mich, dass lhnen in der Opposition das
Thema ,Sicherheit in Bussen, Bahnen und an Hal-
testellen* wieder wichtig geworden ist. Lassen Sie
uns daher weiter an Gesamtkonzepten arbeiten, bei
denen die Polizei selbstverstéandlich einen bedeu-
tenden Beitrag leistet. Aber lassen Sie uns die De-
batte nicht verklirzen mit der Aussage: Mehr Pra-
senz ist das Heilmittel. — Das ist es, wie gesagt, lei-
der nicht.

Wir stimmen der Uberweisung natiirlich zu, um die
Thematik weiter zielfuhrend im Ausschuss behan-
deln zu kdnnen. — Vielen Dank.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Vizepréasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Bialas. — Fir die griine Fraktion spricht Herr
Bolte.

Matthi Bolte (GRUNE): Herr Prasident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Aus meiner Heimatstadt
Bielefeld kenne ich das Projekt ,Kultur des Hin-
schauens®, das der Sozial- und Kriminalpraventive
Rat dort initilert und begleitet hat. Eine solche Kultur
braucht es vor allen anderen Mafl3nahmen, Herr En-
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gel. Sie greifen ja in lhrem Antrag durchaus ein re-
levantes Problem auf, aber man kann aus meiner
Sicht die Debatte tatsachlich nicht so einseitig fuh-
ren, wie Sie das hier gerne einstielen mochten.

Wir mussen uns nicht nur Uber mehr Polizei unter-
halten, sondern auch tber die Starkung der Zivilge-
sellschaft, Gber Pravention, tUber Aufklarung, tber
das, was in dem Projekt ,Kultur des Hinschauens*
sehr gut geglickt ist. Es gab gezielte Kampagnen,
in denen den Menschen erklart wurde, wie sie sich
in welcher Situation verhalten sollten, wie man ein-
greifen kann, wenn andere Menschen belastigt oder
bedrangt werden, und wo es Hilfe gibt. Es ist wichti-
ger, gezielt in die Pravention zu gehen, anstatt nur
Uber mehr Polizei in den offentlichen Verkehrsrau-
men zu diskutieren. Mut machen, Zivilcourage for-
dern — das mussen die Leitlinien sein.

Da haben wir gerade auch schon einiges gehort.
Das Projekt ,Zivilcourage — Misch dich ein! — Ruf
110! ist erwahnt worden. Das ist ein Projekt von
Bussen und Bahnen NRW. Land und Kommunen
und Aufgabentrager arbeiten da zusammen fir ein
solches Projekt in diesem aus meiner Sicht zielfuh-
renden Sinn.

Herr Hauser hat eben auf einen sehr wichtigen
Punkt hingewiesen, der vollig richtig ist. Es gibt im
offentlichen Nahverkehr Angstraume. Gerade Hal-
testellen gehdren nattrlich dazu. Da ist in der Pla-
nung vor Ort in den letzten Jahren viel falsch gelau-
fen. Ich denke, jede und jeder von uns kennt bei
sich im Wahlkreis dunkle verwinkelte Zugange zu
Haltestellen von U-Bahnen, aber auch von oberirdi-
schen Stadt- und StraRenbahnen, die oftmals nicht
nach dem Malflstab konzipiert worden sind, wie
nicht nur die objektive Sicherheit, sondern auch das
subjektive Sicherheitsempfinden der Birgerinnen
und Burger gewahrleistet werden kann. Es gibt die-
se dunklen verwinkelten Stellen, an denen Men-
schen verstandlicherweise Angst haben. Nattrlich
werden Menschen auch von einem mulmigen Ge-
fuhl beschlichen, wenn sie in den Abendstunden in
schwach besetzten Bussen und Bahnen mitfahren
und diese nutzen.

Diese Frage ist allerdings ein zweiter Punkt neben
der Pravention, der mir in lhrem Antrag voéllig fehlt.
Lassen Sie uns gerne dartiber sprechen. Herr Hau-
ser hat auch gesagt, es ist wichtig, an der Stelle
auch die Verkehrspolitikerinnen und Verkehrspoliti-
ker mit einzubeziehen. Lassen Sie uns daruber
sprechen, wie man es schafft, frihzeitig in den Pla-
nungsprozessen die Entstehung solcher Angstrau-
me zu vermeiden, und dariber, wie wir solche
Angstraume modernisieren kdnnen, um die beste-
henden Mangel zu beheben.

Wenn ich sage: ,Es reicht nicht, ausschliellich tiber
Polizei zu sprechen®, dann heilt das nicht, dass
man gar nicht Gber das sprechen sollte, was Sie in
Ihrem Antrag vorschlagen. Da kann man sagen: Po-
lizei oder die Erh6hung von Polizeikapazitaten muss

nicht im Mittelpunkt stehen. — Wenn wir aber dann
doch Uber zusatzliche Aufgaben reden, missen wir
auch dariiber reden, wer diese zusatzlichen Aufga-
ben tibernehmen soll.

Es war Ihr Innenminister, Herr Kollege Engel, der
Innenminister der FDP, unter dem lange Zeit nichts
und dann zu wenig bei den Neueinstellungen im Po-
lizeidienst passiert ist. Sie haben die demografische
Entwicklung voéllig verschlafen. Erst durch die neue
Landesregierung schaffen wir es, uns durch Neu-
einstellungen, deren Zahl jetzt auf 1.400 Polizeian-
warterinnen und Polizeianwarter pro Jahr erhoht
wurde, an die Einstellungszahlen heranzutasten, mit
denen wir diese demografischen Probleme in den
Griff bekommen konnen. Da ist jahrelang viel zu
wenig passiert.

Natirlich mdchte ich noch einen guten Punkt er-
wahnen; an jeder Stelle muss man ja irgendetwas
Gutes erwéahnen. Das ist bei den Feedback-Regeln
ein wichtiger Bestandteil. Sie haben als wichtigen
Punkt erwéahnt, dass die Gewabhrleistung von Si-
cherheit im 6ffentlichen Nahverkehr keine Sache ist,
die man alleine durch technische Einrichtungen 16-
sen kann. Es gab Ende Januar in der WAZ unter
dem Titel ,Videoliberwachung aufler Kontrolle® ei-
nen ganz interessanten Artikel dariiber, was es zum
Teil vor Ort fur einen Wildwuchs gibt, dass das mitt-
lerweile zur Serienausstattung gehoért bzw. zur Re-
gel geworden und nicht mehr die Ausnahme ist. Da
haben wir sicherlich an einigen Stellen Wildwuchs,
Uber den wir auch in diesem Zusammenhang spre-
chen mussen.

Ebenso mussen wir in diesem Zusammenhang klé-
ren und auseinanderhalten, dass es unterschiedli-
che Zustandigkeitsbereiche von Polizei, Ordnungs-
amtern und privaten Sicherheitsdiensten bei den
Verkehrsunternehmen gibt. Eine Vermischung poli-
zeilichen Handelns kommunaler und erst recht pri-
vater Sicherheitstrager muss unbedingt vermieden
werden, da wir ansonsten an ganz basale recht-
staatliche Strukturen herangehen bzw. diese infrage
stellen wirden. Die Gewahrleistung der offentlichen
Sicherheit ist und bleibt eine Aufgabe der offentli-
chen Hand.

Ich fasse zusammen, Herr Kollege Engel. Wenn |hr
Antrag so bleibt, dann sehe ich die Gefahr, dass wir,
nachdem wir uns dariiber unterhalten haben, nicht
viel mehr sagen werden als: Schon, dass wir mal
dariber — und vielleicht auch noch Uber einzelne
Versaumnisse aus den letzten funf Jahren — ge-
sprochen haben. Damit haben wir aber noch nicht
viel Substanz zusatzlich daran gebracht. Das kon-
nen die Beratungen im Ausschuss leisten. Ich hoffe,
dass es dann etwas ergiebiger wird. — Vielen Dank
fur heute.

(Beifall von den GRUNEN)
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Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr
Kollege Bolte. — Fir die Fraktion Die Linke spricht
nun Frau Kollegin Beuermann.

Barbel Beuermann (LINKE): Vielen Dank, Herr
Prasident! Sehr geehrte Damen und Herren, die
hier im Plenum verblieben sind! Liebe Kolleginnen
und Kollegen der FDP! In lhrem Antrag — ich zitiere
mit Ihrer Erlaubnis, Herr Prasident — ist zu lesen:

,Gerade in den Abendstunden — insbesondere
an den Wochenenden — dienen Bus und Bahn
zudem als Hauptverkehrswege eines betréchtli-
chen Ausgehpublikums.”

Gestatten Sie mir eine Frage, liebe Kolleginnen und
Kollegen der FDP: Wo, bitte, halten Sie sich in den
Abendstunden am Wochenende auf? Bekanntlich
kommt man mit dem OPNV in NRW nach 23 Uhr —
wenn Mann oder Frau nicht gerade an einem der
groRen Hauptbahnhéfe wohnen — kaum noch nach
Hause. Wenn dann jemand Alkohol konsumiert,
dann tut er oder sie dies vielleicht, weil er oder sie
den letzten Bus verpasst hat und sich warm halten
will.

(Heiterkeit von der FDP)

Auf jeden Fall ist es besser, statt mit dem Auto mit
Bus oder Bahn zu fahren, wenn Alkohol konsumiert
worden ist. Dass es aufgrund von Alkoholgenuss
leicht zu Reibereien kommt, ist zwar stichhaltig,
aber, liebe Kolleginnen und Kollegen hier im Ple-
num, nicht nur ich habe hier im Hause schon so
manche Reiberei ganz ohne Alkoholeinfluss erlebt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der FDP, Sie be-
klagen, dass — Zitat — ,in NRW fast taglich andere
Fahrgaste und Fahrer angeptbelt, beleidigt oder
sogar angegriffen und verletzt werden“. Das ist na-
turlich sehr bedauerlich. Sie sollten jedoch so ehr-
lich sein und lhre Aussagen mit validen Zahlen be-
legen.

Eines muss uns allen klar sein: Die individuellen
Angste der Betroffenen miissen von uns ernst ge-
nommen werden. Angstraume missen minimiert
oder — sogar noch besser — véllig ausgeschaltet
werden.

Vizeprasident Oliver Keymis: Frau Kollegin, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn
Dr. Papke?

Béarbel Beuermann (LINKE): Nein, das kénnen wir
gleich bilateral klaren.

Vizeprasident Oliver Keymis: Sie mdchten keine
Zwischenfrage zulassen.

(Zurufe von der FDP)

Barbel Beuermann (LINKE): Vielleicht in der Kaf-
feeklappe, Herr Papke. Wir kénnen es uns ja uber-
legen.

(Beifall von der LINKEN)

Sie haben natrlich keine Mihen gescheut, die An-
lasse fur Pobeleien und Ubergriffe zu analysieren.

Dabei kommen Sie zu dem Schluss — erneut Zitat —:
,Die Grliinde hierfiir sind meist banal, zum Beispiel
ein falscher Blick, ein falsches Wort, schlichter
Ubermut oder pure Streitlust und Aggression.“ Aber
ganz offensichtlich haben Sie noch einen Faktor
vergessen, der hier im Hause auch immer wieder —
bewusst, unbewusst, provozierend oder einfach
auch nur mal so als kleiner Stich — zur Sprache
kommt. Sie haben hier die falsche Parteizugehdrig-
keit vergessen. Oder fallt das unter ,pure Streitlust
und Aggression“?

Wie mein Vorredner schon sagte: Etwas Positives
muss auch gesagt werden. — Sie haben in lhrem
Antrag vollig zu Recht geschrieben: ,Auch techni-
sche Sicherheitseinrichtungen in Fahrzeugen und
an Haltestellen — wie zum Beispiel Notsprechein-
richtungen — kdnnen eine angemessene personelle
Prasenz zur Erhdéhung der Sicherheit nicht erset-
zen.“ Ich frage Sie: Wer fordert denn seit Jahren
schlanke Strukturen in o6ffentlichen Unternehmen?
Wer will Personalabbau in der Verwaltung und bei
kommunalen Unternehmen? Es ist doch lhre Politik,
die die Zustande, die Sie hier anprangern, tber-
haupt erst mdglich gemacht hat.

(Beifall von der LINKEN)
Dann muss ich in Threm Antrag lesen:

»Videolberwachung, privates Sicherheitsperso-
nal und kostenloses Mitfahren von Polizeibeam-
ten ..."

— es gibt inzwischen auch Polizeibeamtinnen —
»-.. aulder Dienst sind nicht ausreichend.*

Sie wollen auch noch zivile Einsatztrupps in Bussen,
Bahnen, an Haltestellen und Bahnhofen. Was for-
dern Sie damit? Wollen Sie vielleicht einen soge-
nannten Bussi — einen Bus-Sicherheitsdienst — oder
einen ,Strasi, einen Strallenbahn-Sicherheitsdienst.
Das ware doch vielleicht auch mal eine Anregung fir
Sie. Sie wollen Ordnungspartnerschaften mit Behor-
den, Jugendamtern ,etc.“ Wer ist mit ,etc.“ gemeint?
Womadglich verstecken sich dahinter zum Beispiel die
Fortuna Eagles, die Schalker Ultras oder die Mad
Boyz. Eine tolle Sicherheitspartnerschaft — Hauptsa-
che sie kostet nichts!

Wir stimmen natirlich der Uberweisung in den Aus-
schuss zu und erwarten unterhaltsame Reibereien
oder andere Auswirkungen auf die Gruppendynamik
im Ausschuss. — Ich danke lhnen.

(Beifall von der LINKEN)
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Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau
Kollegin Beuermann. — Fir die Landesregierung
spricht nun Herr Minister Jager.

(Hans Christian Markert [GRUNE]: Er ist
jetzt der Trauzeuge!)

Ralf Jager, Minister fur Inneres und Kommunales:
Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Sicherheit ist ein 6ffentliches Gut.

(Gegenseitige Zurufe von Barbel Beuermann
[LINKE] und von Dr. Gerhard Papke [FDP])

— Also, wenn ich hier vorne stére, Herr Papke und
Frau Beuermann, dann sagen Sie es ruhig!

(Beifall von der SPD — Bérbel Beuermann
[LINKE]: Das habe ich nicht gehort!)

— Kein Problem.

(Barbel Beuermann [LINKE]: Ich wollte mich
mit Herrn Papke verabreden!)

— Dann machen Sie es doch!

(Bérbel Beuermann [LINKE]: Aber er wollte
nicht! — Heiterkeit von Dr. Gerhard Papke [FDP])

— Kann ich da mit meiner Redezeit irgendwie behilf-
lich sein? Dann sagen Sie es!

(Michael Hubner [SPD]: Er macht den Trau-
zeugen!)

- Gut.

Ich wollte eigentlich sagen, dass Sicherheit ein 6f-
fentliches Gut ist und dass nur sehr reiche Men-
schen — dazu zahle ich nicht die hier Anwesenden —
Sicherheit sowie Schutz vor Gewalt und Verbrechen
durch hohe Z&aune, Alarmanlagen oder private Si-
cherheitsdienste selbst organisieren kdnnten.

Deshalb ist es die Auffassung dieser Landesregie-
rung: Offentliche Sicherheit ist kein Privateigentum,
und Sicherheit im 6ffentlichen Personennahverkehr
gehort dazu. Das Sicherheitsgefuihl der Menschen
im Alltag ist hier taglich betroffen. Es ist in der Tat
eine Herausforderung, dies allein schon deshalb,
weil die offentliche Wahrnehmung der Gewalt ins-
besondere durch tragische Einzelfélle gepragt wird.
Beispielsweise sei hier der Tod von Dominik Brun-
ner, aber auch die tddliche Messerattacke eines 16-
Jahrigen in der Hamburger S-Bahn genannt.

Gleichwohl: Diese Einzelfalle wirken sehr stark auch
aufgrund der Medienberichterstattung auf das Si-
cherheitsempfinden der Birgerinnen und Birger. Es
entsteht dabei der Eindruck, die Gefahr, Opfer einer
Gewalttat im oOffentlichen Personennahverkehr zu
werden, sei besonders hoch.

Meine Damen und Herren, das stimmt so nicht
ganz. Die Gewaltkriminalitat hat tatsachlich tber ei-
nen langen Zeitraum kontinuierlich zugenommen
und 2007 mit 53.420 Fallen in Nordrhein-Westfalen

ihren Hochststand erreicht. Doch seit 2008 gibt es
einen rucklaufigen Trend. Die Zahl der Gewaltdelik-
te blieb in Nordrhein-Westfalen nach einem Riick-
gang um 2 % im Jahre 2008 in 2009 nahezu gleich.
Bemerkenswert ist hier auch: Die Aufklarungsquote
betragt 72,5 % und ist damit im Vergleich zu ande-
ren Kriminalitatsraten extrem hoch.

Trotz dieser positiven Entwicklung, was Gewaltkri-
minalitdt angeht, geben einzelne Gewaltexzesse
wirklich Anlass zur Sorge. Opferrisiko und Sicher-
heit sind besonders vor dem Hintergrund der Punk-
te, die ich jetzt einmal nennen méchte, zu bewerten.

(Vorsitz: Vizeprasidentin Angela Freimuth)

Ich hatte eben die 50.000 Gewalttaten in Nordrhein-
Westfalen im offentlichen Personennahverkehr ge-
nannt; dies vor dem Hintergrund von 2,4 Milliarden
Fahrgasten, die den offentlichen Personennahver-
kehr in Nordrhein-Westfalen pro Jahr nutzen. Im
Ubrigen hat die Polizei in Zusammenarbeit mit den
Verkehrsunternehmen und den Verantwortungstra-
gern umfangreiche MalRnahmen und Konzepte auf-
gelegt, um den offentlichen Personennahverkehr
sicherer zu machen.

Fazit aus meiner Sicht ist: Es gibt keinen Hinweis
auf erhdhtes Risiko, Opfer einer Straftat zu werden,
wenn man sich im o6ffentlichen Personennahverkehr
bewegt. Das ist eine wichtige Botschaft an die Blr-
gerinnen und Burger. Das Sicherheitsgefihl und
angemessene Fahrpreise sowie die Qualitat der Be-
forderung sind mitentscheidend dafir, ob die Men-
schen den o&ffentlichen Personennahverkehr tat-
séchlich annehmen.

(Beifall von der SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Vor-
schlag des Abgeordneten Engel von der FDP-
Fraktion, man moége doch in diesem Zusammen-
hang die Bereitschaftspolizei aus Nordrhein-
Westfalen einsetzen, ist zwar vielleicht vordergriin-
dig eine ganz interessante Idee, aber tatsachlich
kaum leistbar. Die 18 Einsatzhundertschaften in der
nordrhein-westfélischen Polizei werden alleine zu
30 % in ihren Einsatzzeiten durch die Sicherheits-
gewahrung bei FuRballspielen und der Begleitung
der Fans gebunden. Und die zugesicherten 13
freien Wochenenden fiir die Beamtinnen und Beam-
ten in den 18 Hundertschaften kbnnen seit langem
nicht mehr eingehalten werden.

Im Ubrigen, Herr Engel, unsere Bereitschaftspolizei
muss auch ausgeliehen werden, denn auch wir be-
kommen bei Grof3lagen aus anderen Bundeslandern
erhebliche Unterstitzung. Das ist immer ein Geben
und Nehmen zwischen den Bundesléndern. Ich sage
das, damit nicht die Diskussion beginnt, wir hatten
hier eine Bereitschaftspolizei, die nur anderen L&n-
dern zur Verfigung gestellt wird. Auch wir erhalten
von dort Unterstlitzung. Es ist nicht zielfihrend, wenn
man glaubt, dass die vorhandene Bereitschaftspolizei
einen gréRReren personellen Einsatz zur Gewéahrung
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von Sicherheit und Ordnung im o&ffentlichen Perso-
nennahverkehr gewéhrleisten kann.

Wir als Landesregierung sind naturlich sehr ge-
spannt auf die von lhnen bereits angekiindigte An-
hérung im zustandigen Ausschuss. Vielleicht gelingt
es dort, Uber das hinaus, was bereits an Konzepten
und MalBnahmen durchgefiihrt wird, zusatzliche An-
regungen zu gewinnen.

Auf eines will ich noch hinweisen — Herr Bialas hat
es angesprochen — Wichtig fur die Frage von Si-
cherheit und Ordnung im o6ffentlichen Raum — und
nicht nur im o6ffentlichen Nahverkehr — ist eine gut
ausgebildete und — das flige ich hinzu — gut bezahl-
te Polizei, aber auch eine ausreichende Anzahl an
Polizeibediensteten. Wir wollen in diesem Jahr 300
zuséatzliche Polizeianwarterinnen und -anwarter ein-
stellen. Das ist sozusagen mein Hinweis darauf,
dass es sich tatsachlich lohnt, dem Haushalt 2011,
den wir vorlegen werden, zuzustimmen, wenn man
dies gewahrleisten will.

Als Letztes mochte ich Sie darauf hinweisen: Es gibt
einen Teil von MalRBnahmen und Konzepten, die in
den Kommunen gemeinsam mit Polizei, mit Ord-
nungsdienst und mit den Verkehrsunternehmen
gemacht worden ist. Das betrifft den Einsatz von Si-
cherheitspersonal im Rahmen von Eingliederungs-
hilfen nach SGB II, also Menschen, die lange Zeit
arbeitslos sind und zusatzliche gemeinnitzige Ar-
beit zu leisten haben — die sogenannten 2-€-Jobs.
Aber gerade das Zusammenstreichen seitens der
Bundesregierung und insbesondere von Frau von
der Leyen bei diesem Eingliederungstitel fuhrt dazu,
dass solche Angebote fir die Fahrgaste auch im
Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen zu-
kunftig nicht mehr zur Verflgung gestellt werden
kénnen. Ich bedauere das sehr. Vielleicht gelingt es
Ihnen im Rahmen lhrer durchaus ja auch uber
Nordrhein-Westfalen hinaus strahlenden politischen
Arbeit bei CDU und FDP im Bund einzuwirken, dass
solche Kirzungen, die auch die Sicherheit im 6ffent-
lichen Personennahverkehr betreffen, rickgangig
gemacht und nicht durchgefuhrt werden. — Herzli-
chen Dank fir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der SPD, von den GRUNEN und
von der LINKEN)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Minister Jager. — Ich habe noch eine weitere
Wortmeldung. Von der SPD-Fraktion hat der Abge-
ordnete Bell das Wort. Bitte schon, Herr Kollege
Bell.

Dietmar Bell (SPD): Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin! Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen!
Herr Engel, als ich den Antrag lhrer Fraktion gele-
sen habe, war ich doch recht gespannt auf lhren
Beitrag in der Debatte. Ich will als jemand, der Mit-
glied in zwei Aufsichtsraten von Verkehrsunterneh-

men ist, deutlich sagen: Ich muss einfach feststel-
len, dass Sie schlichtweg nicht auf der Hohe der
Zeit der Debatte sind. Das ist die Realitét, die auch
aus lhren Wortbeitragen erkennbar wird.

(Horst Engel [FDP]: Vorsicht!)

Ich will nicht sagen, dass ich mich in die Sicht auf
Ihre Heimatstadt K6In und in das einmische, was da
auf der zweiten U-Bahn-Ebene passiert, Herr Engel.
Diese Debatte konnen Sie mit Herrn Bérschel und
den anderen austragen. Das will ich hier nicht tun.

Aber wenn Sie vortragen, Sie lobten die Ordnungs-
partnerschaft in Koéin und hatten Mihe gehabt, ent-
sprechende weitere Ordnungspartnerschaften in
Nordrhein-Westfalen zu finden, will ich feststellen,
dass die Ausschreibungsbedingungen der Ver-
kehrsverbiinde mittlerweile vorsehen, dass die Be-
teiligung an Ordnungspartnerschaften durch die
Verkehrsunternehmen wahrgenommen wird. Das ist
Realitat in diesem Land. Das hat nichts mit entspre-
chenden Forderungen zu tun, die man hier politisch
entwickeln musste. Sie sind bereits weitestgehend
Inhalt der OPNV-Landschaft in  Nordrhein-
Westfalen.

(Ralf Witzel [FDP]: Langst nicht Gberall!)

Es gibt natirlich auch die entsprechenden Foérder-
kulissen des Landes, die sich genau darauf einge-
stellt haben.

Ein zweiter Punkt. Ihr Antrag greift auch bezlglich
der Handlungsoptionen und der Beschreibung der
Situation eindeutig zu kurz. Wir hatten schon eine
recht interessante Debatte Uber die Frage, was Vi-
deoliberwachung leisten kann. lhre Einschétzung
ist: Sie hat eine reine Beweissicherungsfunktion. —
Ich habe aktuelle Zahlen aus Frankfurt zum Beispiel
zur Entwicklung der Drogenszene an der Konstab-
lerwache vorliegen, die eine Verringerung der fest-
gestellten Drogenkonsumentendelikte durch Video-
Uberwachung vom 6. Februar 2006 bis 2009 von
1.661 Delikten auf 225 Delikte zeigen.

(Zuruf von Horst Engel [FDP])

— Wir reden Uber die Sicherheit in den entsprechen-
den Strukturen. Sie haben es angesprochen.

Man muss einfach zur Kenntnis nehmen, dass die-
se Debatte mit uns sicherlich noch einmal sehr in-
tensiv gefiihrt werden muss.

Ein weiterer Punkt — hier will ich an die AuRerungen
von Herrn Bialas ankniipfen — Sie werden keine
flachendeckende Sicherung hinbekommen. Die
schweren Ubergriffe zum Beispiel in meiner Hei-
matstadt — damit schlieBe ich mich Ihnen an — sind
Uberwiegend an Endhaltestellen von Buslinien auf
Busfahrerinnen und Busfahrer vorgekommen. Die
greifen Sie in den Zentren Uberhaupt nicht ab.

Frau Beuermann, lhnen méchte ich noch Folgendes
zu ,Bussi®, ,Strasi“ und ,unterhaltsame Reibereien
im Ausschuss” sagen: Wenn Sie wie ich Busfahre-
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rinnen und Busfahrer beraten hatten, die aufgrund
von realen Uberfallen erwerbsunfiahig geworden
sind, wirden Sie im Plenum dieses Hohen Hauses
nicht ,Bussi“ und ,Strasi vortragen.

(Zuruf von Andreas Krautscheid [CDU])

Ich glaube, das Thema verdient einfach eine etwas
grolRere Ernsthaftigkeit im Umgang. Das sind wir
den Opfern schuldig. — Herzlichen Dank fir die
Aufmerksamkeit.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN —
Béarbel Beuermann [LINKE]: Da haben Sie
etwas in den vollig falschen Hals bekom-
men, Herr Kollege!)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Herr Kollege Bell. — Als nachste Rednerin hat fur die
Fraktion Die Linke die Abgeordnete Conrads das
Wort. Bitte sehr, Frau Abgeordnete.

Anna Conrads (LINKE): Frau Prasidentin! Sehr
geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Die FDP-Fraktion fordert im vorliegenden
Antrag eine umfassende personelle Sicherheitsauf-
ristung im OPNV, Ordnungspartnerschaften und,
dass die Polizei massive Prasenz im OPNV zeigen
soll. An diesem Antrag stért mich, dass die Forde-
rungen aufgestellt werden, ohne eine statistisch va-
lide Zahlenbasis zu nennen und ohne zu sagen,
woher Sie diese Erkenntnisse haben: entweder aus
behérdlichen oder aus statistischen Quellen.

Deswegen bedanke ich mich an dieser Stelle fur die
Ausfihrungen des Innenministers, weil sie ein Stiick
zur Versachlichung beigetragen haben. Denn sie
setzen ins Verhaltnis, wie grol3 die Bedrohungslage
tatsachlich ist — ungeachtet dessen, dass nattrlich
Ubergriffe auf Busfahrer schlimm sind, sich aber
auch einzelne Personengruppen durchaus unsicher
fuhlen: auch im OPNV.

Aber die Angste von Menschen ernst zu nehmen,
bedeutet nicht, dass man sie sich zu eigen macht,
sondern zu schauen, wo die Gefahrenpotenziale
liegen und wie man ihnen verhéltnismaRig und
sinnvoll begegnen kann.

Herr Bolte hatte schon etwas Positives angespro-
chen, dass Sie namlich die Wirksamkeit von Kame-
rallberwachungen sehr kritisch sehen. Ich habe ei-
ne andere Einschatzung als Herr Bell und Herr
Hauser. Es mag sein, dass es dann nicht an diesen
Orten passiert, aber es finden maximal Verdran-
gungseffekte statt — abgesehen davon, dass die
Kamera dem Betroffenen eben nicht zur Hilfe eilt.
Das finde ich am FDP-Antrag voéllig richtig.

Aber was ist mit all den Fragen, die schon ange-
klungen sind: Polizeipréasenz, Einsatzhundertschaf-
ten — wer soll das denn mit den ganz massiven
Uberstunden leisten, die die Kolleginnen und Kolle-
gen sowieso schon vor sich herschieben? Wo

kommen wir denn am Ende aus? Die CDU hat in
ihrem Sicherheitskonzept, das im Wahlkampf vor-
lag, eine Art Hilfspolizei gefordert. Es kann doch
auch keine Losung sein, private Sicherheitsdienste
noch starker einzubinden, obwohl das natirlich dem
Mantra ,Privat vor Staat* sehr entgegenkdme. Aber
Studien zeigen auch, dass private Sicherheitskrafte
Eskalationen gerade erhéhen.

Auch zur Frage, ob und wie Polizei in Uniform mit
Ausriistung deeskalativ wirkt, wirde ich gerne Stu-
dien und Erfahrungsberichte sehen. Valides und
wirklich fundiertes Daten- und Faktenmaterial fehlt
mir in diesem Antrag véllig. Deswegen kénnen wir
gerne eine Anhodrung durchfuhren. Vielleicht laden
Sie einen Experten ein, der ein bisschen Ahnung
von dem Thema hat und tatséchlich fundierte Tipps
gibt.

Sehr gefreut haben mich die konstruktiven Anre-
gungen von Herrn Hauser, die ich sehr interessant
fand: Wie kann man Bahnen baulich so gestalten,
dass sie transparent und offen wirken? Wie kann
man Tunnel und Wartehallen so bauen, dass sie
keine Verwinkelungen haben und keine Angstraume
sind? Diese Fragen sind doch wirklich zentral. Es ist
absolut sinnvoll, in diese Dinge im Bereich der Pra-
vention zu investieren.

Ich komme gleich zum Schluss, mdchte aber noch
einen Punkt bei der Debatte um Angstraume und
offentliche Sicherheit nennen: Solange man nicht
die Ursachen einer immer gewalttatigeren Gesell-
schaft benennt und die sozialen Ursachen be-
kampft, die zu mehr Gewalt fihren, wird man maxi-
mal Verdrangungseffekte erzielen. Das kann doch
nicht in unserem Interesse sein.

(Beifall von der LINKEN)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Frau Abgeordnete Conrads. — Meine sehr verehrten
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen,
weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit
sind wir am Schluss der Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung uber die Uberwei-
sungsempfehlung. Der Altestenrat empfiehlt die
Uberweisung des Antrags Drucksache 15/1200
an den Innenausschuss — federfiihrend — sowie an
den Ausschuss fur Bauen, Wohnen und Ver-
kehr. Die abschlieRende Beratung und Abstimmung
soll im federfuhrenden Ausschuss in 6ffentlicher Sit-
zung erfolgen. Darf ich die Zustimmung des Hauses
zu dieser Uberweisungsempfehlung feststellen? —
Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Damit ist die
Uberweisungsempfehlung einstimmig angenom-
men.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind dann bei:
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8 Landesinitiative Frau und Wirtschaft -
16 regionale Kompetenzzentren Frau und
Beruf an den Start bringen!

Antrag

der Fraktion der SPD und

der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 15/1195 — Neudruck

Ich erdffne die Beratung und erteile fir die antrag-
stellende Fraktion der SPD Frau Kollegin Kopp-Herr
das Wort. Bitte schén, Frau Abgeordnete.

Regina Kopp-Herr (SPD): Danke schon. — Sehr
geehrte Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Uber alle Parteigrenzen hinweg ist unstrit-
tig, dass Berufs- und Erwerbstatigkeit von Frauen
hinsichtlich der volkswirtschaftlichen, aber auch der
demografischen Entwicklung wichtig und nétig sind.
Dennoch ist die Chancengleichheit von Frauen im
Berufs- und Erwerbsleben langst nicht erreicht.

Diese Erkenntnis hat 1988 die damalige SPD-
gefihrte Landesregierung veranlasst, rechtliche
Rahmenbedingungen fir die Regionalstellen Frau
und Beruf zu schaffen. Ziel dieser Regionalstellen
war nicht nur, die arbeitsmarkt-, wirtschafts- und bil-
dungspolitischen Akteurinnen und Akteure flr
gleichstellungspolitische Anliegen zu sensibilisieren,
sondern auch eine frauenpolitische Infrastruktur fur
den Arbeitsmarkt zu schaffen. Denn diese war fak-
tisch nicht vorhanden.

Von 1988 his 2005 etablierten sich die Regionalstel-
len nicht nur, sondern sie arbeiteten sehr erfolgreich
in der Unterstiitzung von Frauen und Madchen: hin-
sichtlich Berufswahlorientierung und Lebenswegpla-
nung von Madchen, beruflichem Wiedereinstieg und
Neuorientierung von Frauen nach der Familienpha-
se, Existenzgrindungen, Forderung betrieblicher
Chancengleichheit und regionaler Strukturpolitik.

Diese erfolgreiche Arbeit wurde zu unserem groR3-
ten Bedauern und zu Recht unter groRem Protest
der gleichstellungspolitischen Szene durch die von
2005 bis 2010 agierende schwarz-gelbe Landesre-
gierung beendet. Sie kirzte die Landesférderung so
drastisch, dass das fir viele Regionalstellen das
Aus bedeutete.

Dank kommunaler Kofinanzierung und der Uber-
nahme durch freie Trager waren einige Regional-
stellen in der Lage, ihre erfolgreiche und Uberaus
geschatzte Arbeit fortzusetzen. Ich mdchte an die-
ser Stelle diesen Initiativen ein dickes Lob und ein
ganz groRRes Dankeschon aussprechen, die so er-
folgreich fur die berufliche Chancengleichheit von
Frauen und Madchen weitergearbeitet haben.

(Beifall von der SPD, von den GRUNEN und
von der LINKEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist also gar nicht
verwunderlich, dass die Fraktionen von SPD und

Bundnis 90/Die Griinen heute diesen Antrag ein-
bringen, denn sie sind nicht nur von der Richtigkeit
ihres Antrages Uberzeugt, sondern auch die Ar-
beitsmarkt- und Wirtschaftsférderung fur Frauen in
NRW unter der Uberschrift ,Landesinitiative Frau
und Wirtschaft” ist Teil des Koalitionsvertrages.

Auch unsere Ministerprasidentin Hannelore Kraft
hat in ihrer Regierungserklarung ,Gemeinsam fir
Nordrhein-Westfalen® am 15. September 2010 Fol-
gendes angekindigt — ich zitiere mit Erlaubnis der
Prasidentin —: Es ist ein wichtiges Ziel der Landes-
regierung, die Diskriminierung von Frauen im Ar-
beitsleben abzubauen.

Besonders hat unser Antrag dabei auch die Frauen
und Madchen mit Migrationshintergrund im Blick,
die es haufig doppelt schwer haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unser Antrag be-
schreibt sehr konkret die Erfordernisse der landes-
weiten Ausrichtung der Kompetenzzentren und
ebenso unsere Vorstellung, wer Trager dieser Zen-
tren sein kann. Geradezu essenziell ist unserer
Meinung nach die Vernetzung der Kompetenzzen-
tren in der Region mit arbeitsmarkt-, wirtschafts-,
bildungs- und gleichstellungspolitischen Akteurinnen
und Akteuren. Dass sie Sitz und Stimme in den ar-
beits- und strukturpolitischen Gremien der Region
bekommen sollen, versteht sich von selbst.

Auch die Ausschreibung der 16 regionalen Kompe-
tenzzentren wollen wir nicht auf die lange Bank
schieben. Im Klartext heif3t das: Sie soll in diesem
Jahr erfolgen.

Gleiche wirtschaftliche Unabhangigkeit von Frau
und Mann, gleiches Entgelt fur gleiche und gleich-
wertige Arbeit, Gleichstellung von Frau und Mann in
Entscheidungsprozessen sind auch auf européi-
scher Ebene berechtigte Forderungen. Diese For-
derungen durfen aber nicht nur auf dem Papier ste-
hen, sondern sie mussen endlich und spurbar in die
Tat umgesetzt werden.

Wir wissen, dass wir dazu dicke und harte Bretter
bohren missen. Dazu sind wir bereit. Dazu dient
unser Antrag.

Die weitere Diskussion und die Abstimmung werden
federfuhrend im Ausschuss fir Frauen, Gleichstel-
lung und Emanzipation erfolgen. Auf diese Diskus-
sion und die Abstimmung freue ich mich. Ich fande
es grolartig, wenn unser Antrag im Ausschuss ein-
stimmig auf den Weg gebracht wirde, denn wir sind
die Koalition der Einladung.

(Zuruf von Theo Kruse [CDU])

Die Frauen und Madchen in NRW danken lhnen
dann ebenso wie ich fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der SPD, von den GRUNEN und
von der LINKEN)
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Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Frau Kollegin Kopp-Herr. — Als néchste Rednerin
hat fir die weitere antragstellende Fraktion Bind-
nis 90/Die Grinen Frau Kollegin Abgeordnete
Schaffer das Wort. Bitte schon, Frau Kollegin.

Verena Schaffer (GRUNE): Frau Prasidentin! Sehr
geehrte Damen und Herren! Bisher haben wir in
diesem Hohen Hause viel Gber die Kirzungen der
abgewahlten schwarz-gelben Landesregierung im
Bereich der Frauenhauser diskutiert. Heute spre-
chen wir Uber einen anderen frauenpolitischen Be-
reich, der ebenfalls empfindlich von den Kirzungen
der schwarz-gelben Landesregierung getroffen
wurde, der, genauer gesagt, vollig von der nord-
rhein-westfélischen Landkarte ausradiert wurde.

Ich glaube, Sie wissen schon, was ich meine. Ich
spreche von den ehemals 46 Regionalstellen Frau
und Beruf, die aufgrund der schwarz-gelben Kiir-
zungen schliefen mussten. Damals begriindeten
die Damen und Herren von FDP und CDU dies da-
mit, man wolle Doppelstrukturen abschaffen.

(Zustimmung von der CDU und von der FDP)

Die fachlich gute Arbeit der Regionalstellen Frau
und Beruf, die auch von Schwarz-Gelb nicht bestrit-
ten wurde, sollte stattdessen vom Regelangebot
tbernommen werden.

(Zuruf von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP])

Doch schon bei den Debatten im Jahr 2006 war ab-
zusehen — das mussen Sie ehrlicherweise zugeste-
hen —, dass dies nicht geschehen wirde und dass
die Kammern sowie die Arbeitsagenturen ihren
Gleichstellungsauftrag nicht ausreichend wahrneh-
men wirden und dies aufgrund ihrer fehlenden
fachlichen Kompetenz auch nicht kénnten. Genau
das ist auch eingetroffen. Der beruflichen Férderung
von Frauen wird nach wie vor nur unzureichend
nachgekommen, auch hier in Nordrhein-Westfalen.
Deshalb werden wir die Landesmittel &hnlich wie bei
den Frauenhausern, die ich zu Beginn erwahnte,
mit dem Haushalt 2011 wieder einstellen und neue
regionale Kompetenzzentren auf den Weg bringen.
Auch diese frauenpolitische Mal3nahme gehort zum
Politikwechsel von Rot-Grin.

In den letzten Tagen, Wochen und Monaten, ja,
auch heute noch wurde viel Uber die Einfihrung ei-
ner Quote fir Frauen in Aufsichtsraten, Uber Mana-
gerinnen und Chefinnen-Sessel diskutiert. Die Gri-
nen haben in dieser Debatte eine Vorreiterrolle
Ubernommen, insbesondere durch die Einbringung
eines entsprechenden Gesetzentwurfes in den
Deutschen Bundestag.

Erfreulicherweise scheint sich mittlerweile auch bei
der Union einiges zu bewegen, angefangen bei der
Diskussion tber die Einfuhrung einer Frauenquote
innerhalb der CSU. Aber auch mit dem Vorstol? von
Frau von der Leyen gibt es

(Serdar Yuksel [SPD]: Blendrakete!)

nun einen Grund zur Hoffnung, dass die gesetzlich
vorgegebene Frauenqguote vielleicht in den néchs-
ten Jahren dann auch tatséchlich kommt. So wichtig
aber die Einfihrung einer Frauenquote fir Top-
Positionen ist, um Strukturen aufzubrechen, um
aber auch weibliche Vorbilder zu schaffen, so not-
wendig ist es, gleichzeitig die Chancen von Frauen
auf dem Arbeitsmarkt insgesamt zu verandern. Und
das soll auch Ziel der regionalen Kompetenzzentren
Frau und Beruf sein, die wir neu einrichten werden.

Dabei kdnnen wir an die gute Arbeit und an die Er-
fahrungen der ehemaligen Regionalstellen Frau und
Beruf gut anknlpfen. Mit den unterschiedlichen Akt-
euren in diesem Bereich wie den ehemaligen Mitar-
beiterinnen der Regionalstellen Frau und Beruf oder
auch mit der LAG kommunaler Gleichstellungsstel-
len in Nordrhein-Westfalen sind wir in Gespréachen
Uber die Konzeptionierung. Denn ,Koalition der Ein-
ladung“ — auch fur Herrn Kruse — heif3t fiir uns eben
nicht nur die Einladung der Oppositionsfraktionen,
sondern auch der engagierten Personen und Grup-
pen auRerhalb des Parlamentes, um ihre Ideen in
unsere Konzepte einzuarbeiten.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Die Ubergeordnete Aufgabe der regionalen Kompe-
tenzzentren Frau und Beruf wird es sein, der beruf-
lichen Gleichstellung von Frauen und Mannern in
Nordrhein-Westfalen insgesamt naherzukommen.
Wichtig ist aber dabei — das wurde gerade auch von
meiner Kollegin erwahnt — die Vernetzung der Be-
reiche Arbeitsmarkt-, Bildungs-, Gleichstellungs-
und Wirtschaftspolitik, um gemeinsam Zugange fir
Frauen am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt zu er-
schlieRen sowie regionale Projekte und Angebote
anzustof3en und weiterzuentwickeln.

Neben der Unterstitzung bei dem beruflichen Wie-
dereinstieg von Frauen sowie der Unterstitzung
von Existenzgrindungen ist ein wichtiges Hand-
lungsfeld der neuen Kompetenzzentren die Berufs-
wabhlorientierung von jungen Frauen. Denn 80 %
der jungen Frauen entscheiden sich immer noch fir
nur 25 verschiedene Ausbildungsberufe. Bei Mad-
chen mit Migrationshintergrund ist das Berufswahl-
spektrum noch eingeengter.

Die funf am meisten gewahlten Berufe — das wird
hier niemanden verwundern — sind die Berufe der
Burokauffrau, der Arzthelferin, der Kauffrau im Ein-
zelhandel, der Krankenpflegerin und der Friseurin.
Und das sind, wie wir alle wissen, Berufe, die als
sogenannte Frauenberufe gelten und entsprechend
schlecht bezahlt werden. Ich finde, es ist wirklich ein
Skandal, dass es immer noch so ist, dass sich das
Berufswahlverhalten seit Jahrzehnten nicht veran-
dert. Ich finde, da sind wir als Politikerinnen und Po-
litiker, als Abgeordnete gefordert, entsprechende
Unterstutzungsstrukturen fir junge Frauen zu schaf-
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fen, damit sich auf diesem Feld endlich etwas an-
dert.

Denn die Berufswabhl ist der Einstieg in eine berufli-
che Biografie, die mit einer schlechten Bezahlung in
der Ausbildung beginnt. Dazu gibt es interessante
Zahlen von der DGB-Jugend, die in ihrem Ausbil-
dungsreport aus dem Jahr 2009 sehr genau aufzei-
gen, dass junge Frauen bereits in der Ausbildung
diskriminiert werden — sowohl was die Vergitung
als auch was den Uberstundenausgleich und die
Zahl der Urlaubstage anbelangt.

Diese berufliche Biografie wird von vielen Frauen
wegen Erziehungs- und Pflegearbeit in der Familie
unterbrochen, dann oftmals in Teilzeitjobs oder
eben in prekdren Beschaftigungsverhaltnissen fort-
gesetzt. Diese unterbrochenen Erwerbsbiografien,
wie sie genannt werden, haben letztendlich zur Fol-
ge, dass Frauen massive Licken bei den Renten-
ansprichen haben. Das macht deutlich, gerade vor
dem Hintergrund, dass wir letztes Jahr das Européi-
sche Jahr gegen Armut hatten, dass Armut ein Ge-
sicht hat — und dieses Gesicht ist ein Frauengesicht.

Wir kdnnen diese typischen weiblichen Erwerbsbio-
grafien aber nur dann unterbrechen, wenn wir es
endlich schaffen, dass wir das tradierte ménnliche
Allein-Ernéhrer-Modell endlich hinter uns lassen,
wenn wir Frauen Unterstitzungsangebote fir ihre
jeweilige Lebenssituation bereitstellen.

Altersarmut zu verhindern, das ist das eine Ziel.
Ganz stark damit verbunden ist unsere Forderung
nach einer 6konomischen Unabhangigkeit fir Frau-
en durch gleiche Chancen auf dem Arbeitsmarkt.
Daflr werden wir uns stark machen. Genau dafir
brauchen wir auch die regionalen Kompetenzzen-
tren Frau und Beruf. — Danke schon.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Frau Kollegin Schéaffer. — Als néchste Rednerin hat
fur die Fraktion der CDU die Frau Kollegin Vosseler
das Wort.

Margret Vosseler (CDU): Frau Prasidentin! Liebe
Kolleginnen, liebe Kollegen! Wenn ich diesen Antrag
lese, drangt sich mir die Frage auf, welche Politik wir
flr Frauen in unserem Land eigentlich wollen — eine
innovative, zukunftsfahige oder eine Uberholte, riick-
wartsgewandte?

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Mit dem vorliegenden Antrag jedenfalls greift die
Landesregierung in ihre frauenpolitische Mottenkis-
te. Die alten Hiute der Regionalstellen werden wie-
der hervorgeholt und uns, mit rot-grinen Federn
aufgepeppt, als Kompetenzzentren Frau und Beruf
prasentiert. Mit alten Huten beschreiten wir in der
Frauenpolitik in Nordrhein-Westfalen keine neuen
Wege.

(Theo Kruse [CDU]: So ist es!)

Die CDU versteht unter einer modernen Frauenpoli-
tik eine Politik, die Spiegelbild der Lebenswelten
von Frauen in unserem Land ist und den gesell-
schaftlichen Lebensverhéltnissen entspricht. Unsere
Gleichstellungspolitk hat Frauen und Manner
gleichermalRen im Blick, weil sich das Rollenver-
stdndnis von Frauen und Ménnern in den letzten
Jahren entscheidend verandert hat,

(Sigrid Beer [GRUNE]: Wann ist das denn
der Fall?)

weil Frauen und Manner Familienarbeit und Kinder-
erziehung zunehmend als gemeinsame Aufgabe
betrachten, weil Frauen heute besser ausgebildet
sind als je zuvor — 56 % der Abiturienten und
51,4 % der Hochschulabsolventen sind weiblich —,
weil Frauen am Arbeitsmarkt stark vertreten sind —
45 % der Erwerbstétigen sind Frauen — und weil
Frauen wichtige Positionen im offentlichen Leben
erreicht haben.

Trotzdem — und da sind wir im Kern, um den es
geht — bestehen nach wie vor inakzeptable Un-
gleichheiten zwischen Frauen und Mannern in der
Arbeitswelt, fir die wir neue Lésungsansatze brau-
chen. Jede vierte erwerbsfahige Frau bleibt ohne
anerkannten Berufsabschluss; dies gilt vor allem fur
junge Frauen mit Migrationshintergrund.

Es ist nicht hinnehmbar, dass Frauen im Durch-
schnitt 23 % weniger verdienen als ihre méannlichen
Kollegen und ihre soziale Absicherung entspre-
chend geringer ausfallt und sie dadurch einem ho-
heren Armutsrisiko ausgesetzt sind. Noch starker ist
die Benachteiligung von Frauen in landlichen R&au-
men. Hier ist der Gehaltsunterschied zwischen
Mannern und Frauen seit 30 Jahren unverandert
noch einmal um 10 % hoher als in Ballungsgebie-
ten.

Es ist nicht hinnehmbar, dass Frauen in Fihrungs-
positionen der Politik und im Berufsleben insgesamt
deutlich weniger vertreten sind, obwohl sie zumeist
bessere Bildungsabschlisse aufweisen. Der Frau-
enanteil im Management deutscher Unternehmen
liegt bei durchschnittlich 15 %, wobei Frauen vor al-
len in Spitzenjobs in mittelstandischen Unterneh-
men zu finden sind. Fast 20 % aller Familienunter-
nehmen in Deutschland werden von Frauen gefuhrt.
Nur 3,2 % der Vorstandsposten in den filhrenden
deutschen Unternehmen sind mit Frauen besetzt.

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin,
entschuldigen Sie, dass ich Sie unterbreche. Frau
Abgeordnete Beer mdchte lhnen gerne eine Zwi-
schenfrage stellen, wenn Sie das zulassen.

Margret Vosseler (CDU): Ich wiinsche mir, dass
Frau Beer gut zuhort.
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(Heiterkeit und Beifall von der CDU und von
der FDP — Sigrid Beer [GRUNE]: Ich wollte
Sie doch so gerne fragen, wie Sie an der
Frauenquote ...!)

— Nicht anders sieht es in Vorstanden und Auf-
sichtsraten von Aktiengesellschaften aus.

Frauen mit Zuwanderungsgeschichte sind in be-
sonderem Maf3e von Diskriminierung und Entgel-
tungleichheit betroffen. Mehr als die Halfte der
Frauen mit Zuwanderungsgeschichte hat keinen be-
ruflichen Bildungsabschluss.

Wir wollen eine familienfreundlichere Arbeitswelt fuir
Frauen und Manner gleichermafen, Lohngleichheit
fur Frauen und Manner, mehr Frauen in Fuhrungs-
positionen der Wirtschaft und Politik, den Frauenan-
teil in Wissenschaft, Forschung und Technik erho-
hen, den Manneranteil in klassischen Frauenberu-
fen steigern und insbesondere Frauen mit Migrati-
onshintergrund in ihrem beruflichen und gesell-
schaftlichen Fortkommen besser fordern.

(Sigrid Beer [GRUNE]: Und mehr Frauen in
der Politik! Mehr Frauen in der CDU!)

Frauenférderung ist fur die CDU eine Querschnitts-
aufgabe, die alle Politikfelder umfasst.

(Verena Schaffer [GRUNE]: Davon merkt man
aber nichts!)

Die CDU hat in den vergangenen Jahren wichtige
und richtungsweisende Anstol3e gegeben, um ei-
nerseits echte Wabhlfreiheit der Eltern zwischen Kin-
derziehung und Berufstatigkeit herzustellen und um
andererseits bei einer Entscheidung fur Familie und
Beruf eine Balance zwischen erfolgreicher Berufs-
ausilbung und einem organisierbaren und glickli-
chen Familienleben zu ermdglichen.

(Verena Schéffer [GRUNE]: Soll das auch fiir
Manner gelten?)

Allem voran ist der kontinuierliche Ausbau der U3-
Platze zu nennen.

(Mehrdad Mostofizadeh [GRUNE]: Letzter Platz!)

Durch die Schaffung von Rahmenbedingungen fir
neue Betreuungsstrukturen in Kindertagesstatten
und im Ganztagstagbereich hat die CDU-geflihrte
Landesregierung die Unterstitzung von Familien
weiterentwickelt. 2010 besuchte jedes siebte Kind
unter drei Jahren ein mit 6ffentlichen Mitteln geftr-
dertes Angebot der Kindertagesbetreuung.

Durch zahlreiche Initiativen und innovative Projekte
haben wir deutliche Fortschritte flr die Frauen in
unserem Land erzielt.

Mit dem ,Netzwerk W* haben wir zahlreiche Projek-
te zur Unterstitzung von Berufsriickkehrerinnen ge-
fordert.

Wir haben in enger Zusammenarbeit mit den Akteu-
ren der betrieblichen Praxis neue Losungsansatze

erprobt, um Lohngleichheit zwischen Mannern und
Frauen herzustellen.

Wir haben zukunftsgewandte Projekte zur Unter-
stlitzung von Frauen in Forschung und Technik an-
gestol3en.

Mit verschiedenen Mentoringprojekten haben wir
dazu beigetragen, die Fuhrungsqualititen von
Frauen besser zu nutzen.

Frauenpolitik ist fuir die CDU eng verzahnt mit Integ-
rationspolitik. FOr Frauen mit Zuwanderungsge-
schichte und flr den Bereich ,Frauen und Integrati-
on“ hat die CDU-gefiihrte Landesregierung gerade
wahrend ihres Vorsitzes in der Gleichstellungs- und
Frauenministerkonferenz der deutschen L&nder im
Jahr 2009 wichtige Impulse gesetzt. Mit dem Mento-
ringprojekt ,Neue Wege in den Beruf* ist die CDU
im Prozess der Berufsorientierung junger Frauen
mit Zuwanderungsgeschichte erfolgreich neue We-
ge gegangen.

Frauenpolitik war, ist und bleibt fir die CDU ein
wichtiges Thema. FUnf Antrdge zur Gleichstellungs-
politik stehen heute und morgen auf der Tagesord-
nung. Die Mehrfachbelastung aus Familie und Beruf
macht viele Frauen und Miutter krank. Morgen dis-
kutieren wir Uber die Forderung von Frauen in Fih-
rungspositionen durch den Landespreis ,Managerin
des Jahres®. Die CDU setzt sich fur eine konse-
quente Bekampfung der Gewalt gegen Frauen ein.

Die Liste der Themen, die an diesen Tagen unsere
Aufmerksamkeit verdienen, ist lang. Aber fur einen
Ruckwartssalto in der Frauenpolitik sind wir nicht zu
haben.

(Beifall von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP])

Wir turnen den Salto vorwarts mit neuen Instrumen-
ten der Frauenpolitik. Wir entziehen uns dadurch
unserer Verantwortung fir die Frauen in Nordrhein-
Westfalen nicht.

Rot-Grin schafft 16 regionale Kompetenzzentren
.Frau & Beruf* — eine zugegebenermallen schdne
Schlagzeile. Denn Geben ist seliger denn Nehmen.
Politik verantwortungsvoll zu gestalten, heil3t aber
angesichts enger finanzieller Spielrdume, zuweilen
auch unbequeme Entscheidungen zu treffen, wenn
diese zielfihrend und erfolgversprechend sind.

(Verena Schaffer [GRUNE]: Aber das sind
sie nicht!)

Der Strukturumbau beim Bau ,Frau & Beruf* war fur
alle Beteiligten schmerzhaft. Die strategische Neu-
ausrichtung der Frauenpolitik — und darin sind wir
uns wohl alle einig — schmaélert die Anerkennung der
bis 2007 in den Regionalstellen ,Frau & Beruf‘ ge-
leistete Arbeit nicht. Alle Erfolge auf dem Weg,
Frauen gleiche Chancen auf eine Berufstatigkeit zu
ermaoglichen, zahlen.

Die Politik der vergangenen Wahlperiode belegt
aber, dass wir fur eine erfolgreiche Frauenférderung
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des 21. Jahrhunderts nicht auf einen Spezialbera-
tungsdienst fur Frauen aus den 80er-Jahren zu-
rickgreifen missen.

(Beifall von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP] —
Sigrid Beer [GRUNE]: Das sehen aber die
Wirtschaftsstellen ganz anders!)

Regionalstellen ,Frau & Beruf‘ sind im Rahmen der
»<Zukunftsinitiative Montanregionen® als Kontakt- und
Beratungsstellen zur beruflichen Foérderung von
Frauen eingerichtet worden.

1986 stellten Frauen nur etwa ein Drittel der Er-
werbstatigen. Die Geschlechterperspektive und die
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen am Arbeits-
leben waren weder in der Arbeitsmarkt- und Wirt-
schaftsférderungspolitik, noch im Gesetz verankert.
Die damals vorhandenen Beratungsstrukturen von
Arbeitsamtern und Bildungseinrichtungen haben
frauenpolitischen Aspekten kaum Beachtung ge-
schenkt.

Der gesellschaftliche Kontext hat sich gewandelt.
Spezielle Beratungs- und Forderangebote fir Frau-
en werden langst von Arbeitsagenturen, Kammern,
Bildungstragern und Unternehmen wahrgenommen.
Neue Kosten durch unndétige Doppelstrukturen sind
angesichts knapper Kassen nicht zu rechtfertigen.

(Beifall von der CDU und von der FDP — Zu-
ruf von Heike Gebhard [SPD])

Die Frauenpolitik sollte starker darauf setzen, Sy-
nergieeffekte zu nutzen und Lésungsansatze in Ko-
operation mit den Partnern in der Praxis zu entwi-
ckeln.

Die rot-griine Formel — Frauen plus Kompetenzzen-
tren gleich wirtschaftliche Unabhéangigkeit, Entgelt-
gleichheit und Gleichstellung — geht nicht auf. Frau-
enforderung ist eine gesamtgesellschaftliche Aufga-
be. Eine gleichberechtigte Teilhabe von Frauen mit
und ohne Zuwanderungsgeschichte im Erwerbsle-
ben funktioniert nur, wenn ein Biindel von Faktoren,
Einstellungen und MalRnahmen ineinandergreift.

(Zuruf von Sigrid Beer [GRUNE])

Bildung ist und bleibt der Schlissel zur gleichgesell-
schaftlichen Teilhabe, insbesondere fir Frauen mit
Zuwanderungsgeschichte.

(Zuruf von Verena Schaffer [GRUNE])

Frauen missen den Mut haben, in Berufsfelder vor-
zudringen, die traditionell von M&nnern besetzt sind.
Und Frauen missen nicht nur Beruf, sondern auch
Karriere wollen und bereit sein, die damit verbunde-
nen Nachteile in Kauf zu nehmen.

(Beifall von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP])

Familien brauchen ein flachendeckendes flexibles
Kinderbetreuungsangebot. Zuverlassige Kinderbe-
treuung schafft Chancengleichheit auch in Fuh-
rungspositionen. Ein regional gegliederter Bera-
tungsdienst fur Spezialberufe, eine regionale Bera-

tung der Beratung, hat sich nach Auffassung der
CDU Uberlebt. Deshalb lehnen wir den Antrag ab. —
Herzlichen Dank.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Vizeprésidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin,
ich hatte das gerade so verstanden, dass das
Nichtzulassen von Zwischenfragen grundsatzlicher
Art war. Durch das Wegtreten vom Mikrofon hat sich
das dann nun in jedem Fall erledigt. — Es hat als
nachste Rednerin fur die Fraktion der FDP die Frau
Abgeordnete Pieper-von Heiden das Wort.

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Frau Prasiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zurtick auf die
alten Pfade oder zuriick in die Vergangenheit — an-
ders lasst sich dieser Antrag wirklich nicht beschrei-
ben. Es ist sozusagen alter Wein in neuen Schlau-
chen, nur ist am alten Wein oft noch was Gutes. Sie
handeln so nach dem Motto: Man hat uns unser
Rappelchen genommen, und jetzt holen wir es uns
zurlick. — Das muss man einfach sagen.

Was SPD und Griine in diesem Antrag fordern, ist
nichts anderes als die Wiedereinrichtung der Regio-
nalstelle ,Frau & Beruf unter anderem Namen.

(Zuruf von Britta Altenkamp [SPD])

Damit ist es ein Ruckfall in die Zeiten rot-griiner
Doppelstrukturen und sich aufblahender Kosten-
rahmen, die den Landeshaushalt bereits vor 2005 in
Schutt und Asche gelegt haben.

Meine Damen und Herren, es streitet niemand ab,
dass die Regionalstellen ,Frau & Beruf* friiher
durchaus ihre Daseinsberechtigung hatten.

(Zuruf von der SPD)

Aber Sie missen auch zur Kenntnis nehmen, dass
sich ein solches Modell inzwischen selbst langst
Uberholt hat. Die Regionalstellen waren seinerzeit in
den 80er-Jahren des letzten Jahrhunderts deshalb
entstanden, weil die Arbeitsdmter, Bildungseinrich-
tungen, Kammern, Betriebe und Verwaltungen frau-
enpolitischen Aspekten zu wenig Beachtung ge-
schenkt haben.

Heute haben wir da eine ganz andere Situation. Es
ist schon ein bisschen keck von lhnen, Frau Schéf-
fer, den Kammern in diesem Zusammenhang Un-
tauglichkeit zu unterstellen. Ich habe nicht wirklich
den Eindruck, dass Sie sich verstarkt in IHK-Kreisen
bewegen und das auch wirklich so beurteilen kén-
nen.

(Zuruf von Heike Gebhard [SPD])

Die arbeitsmarktpolitischen MalRnahmen und For-
derinstrumente sind in den letzten Jahren namlich
stetig fortentwickelt worden. Die berufliche Forde-
rung von Frauen ist mittlerweile durch das Sozialge-
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setzbuch rechtlich festgeschrieben. Wir reden tber
Equal-Pay, Diversity und Gender-Mainstreaming.

(Verena Schaffer [GRUNE]: Trotzdem be-
wegt sich nichts!)

Unternehmen nutzen die Frauenanteile und teilwei-
se hoheren Frauenanteile in ihren Belegschaften
und Fihrungsetagen sowie ihre Familienfreundlich-
keit haufig als werbewirksame Mittel.

Die Lebenswirklichkeiten haben sich also deutlich
verandert. Der gesellschaftliche Kontext hat sich
gewandelt. Nur der Blick der Koalitionsfraktionen
auf diese veranderte Lebensrealitdat hat sich nie
verandert.

(Beifall von Ralf Witzel [FDP] — Zuruf von
Verena Schéaffer [GRUNE])

Sie leben — und das wird nicht nur bei diesem The-
ma deutlich — immer noch im Gestern.

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin
Pieper-von Heiden, der Kollege Mostofizadeh wirde
Ihnen gerne eine Zwischenfrage stellen, wenn Sie
die zulassen.

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Ach, ich glau-
be ...

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Ja oder nein?
(Heiterkeit von der SPD und von den GRUNEN)

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Nein danke,
Frau Préasidentin, auch aus folgendem Grund: Da ist
die Denke so grundsétzlich unterschiedlich, dass ich
mit Blick auf die doch schon vorgerlickte Stunde
hier nicht noch eine Frage uber vielleicht zehn Minu-
ten beantworten mochte und dann feststellen muss,
dass die Antwort nicht verstanden wurde.

(Zurufe von der SPD und von den GRUNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Koalitionsfrakti-
onen: Sie leben also immer noch im Gestern. Und
da verwundert es nicht, dass Sie hier nun einmal
mehr in lhren alten Trott verfallen. Dass Sie nicht
die Erfinder einer angemessenen Haushaltspolitik
sind,

(Beifall von der FDP)

wenn Sie ganz grof3zugig lhre 16 Kompetenzzen-
tren, bei denen es sich im Grunde wieder um Regi-
onalstellen handelt, einrichten wollen, dirfte in den
letzten Wochen doch jedem klar geworden sein. Wir
brauchen wirklich keine Doppelstrukturen. Wir brau-
chen sie aber nicht nur nicht, sondern sie sind mit
Blick auf die Haushaltslage unverantwortlich.

Auch Frauen im Beruf brauchen sie nicht mehr. Es
gibt geniigend Anlaufstellen, bei denen sie sich Be-

ratung holen kénnen und von denen auch qualifi-
zierte Beratung und Unterstiitzung geleistet werden.

(Beifall von der FDP — Verena Schaffer
[GRUNE]: Nennen Sie doch einmal Beispiele!)

Die FDP-Fraktion wird diesem Antrag selbstver-
standlich nicht zustimmen. Wir stehen fiir eine ehrli-
che Haushaltspolitik,

(Josefine Paul [GRUNE]: Sie stehen aber fir
keine ehrliche Frauenpolitik!)

fur Burokratieabbau und den Aufbruch unnétiger
Doppelstrukturen, die den Steuerzahler mehr belas-
ten, als sie von Nutzen sind.

Die Menschen in diesem Land erkennen dies auch.
Sie wollen eine Zukunft fir Nordrhein-Westfalen und
nicht den gleichen Trott, fir den Rot-Grin bereits
2005 abgewaéhlt wurde.

Frau Schéaffer, Sie haben gesagt, die Mittel fur die
Regionalstellen Frau & Beruf seien gestrichen wor-
den. Das ist richtig. Aber was haben wir mit dem
Geld gemacht? Schwarz-Gelb hat mit dem Geld in
der Tat eine innovative Frauenfoérderpolitik auf den
Weg gebracht und Unterstiitzungsmaf3nahmen ge-
schaffen, damit Frauen in der Wirtschaft relissieren
kénnen und an entsprechende Stellen kommen.
Das ist viel wirksamer, als es die alten Strukturen
der Regionalstellen Frau & Beruf waren.

(Gerda Kieninger [SPD]: Sie haben nichts
anderes und nichts Neues gemacht!)

Im vergangenen Jahrhundert, insbesondere in den
80er-Jahren, hatten diese Stellen tatséchlich ihre
Bedeutung. Damals war die Beratungs- und Unter-
stltzungstatigkeit der Kammern in der Tat noch
nicht hinreichend ausgepragt. Das hat sich aber vol-
lig geéndert. Deswegen brauchen wir diese Einrich-
tungen nicht.

(Heike Gebhard [SPD]: Wie viele neue Stel-
len haben sie denn dafir eingerichtet?)

—Ich merke an lhren aufgeregten Reaktionen, dass
Sie sich selbst vielleicht nicht ganz wohl dabei fuh-
len

(Heike Gebhard [SPD]: Fragen Sie die IHKs
doch einmal selbst, wie viel Personal sie da-
fur eingestellt haben!)

und dass Sie zuriickwollen.

Dies zieht sich Giberhaupt wie ein roter Faden durch
Ihre gesamte Politik. Dass 2005 verschiedene Din-
ge abgeschafft worden sind, muss Sie so sehr ge-
schmerzt haben,

(Beifall von der FDP — Heike Gebhard [SPD]:
Nicht uns, sondern die Menschen hat das
geschmerzt!)

dass Sie sich dermalien darauf konzentrieren, lhre
Symbolpolitik zu machen. Jetzt geht es Ihnen um
die Kompetenzzentren Frau & Beruf. Auch mit lhrer
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kleinen Schulgesetznovelle haben Sie Punkte an-
gegangen, die Sie schmerzten: Kopfnoten, also No-
ten fur Sozialverhalten, und Schuleinzugsbezirke.

(Josefine Paul [GRUNE]: Zur Sache!)

Bei allem wollen Sie immer nur dahin zurtick, wo
Sie vor 2005 waren. Meine Gite! Die Welt dreht
sich weiter.

(Beifall von der FDP — Britta Altenkamp
[SPD]: Ja, genau! Deshalb sind Sie wieder
in der Opposition!)

Nehmen Sie das doch bitte zur Kenntnis. Passen
Sie sich den Realitaten an.

Ich frage Sie an dieser Stelle auch, was flr ein
Frauenbild Sie eigentlich haben. Trauen Sie den
Frauen doch endlich einmal zu, ihr Schicksal selbst
in die Hand zu nehmen. Sie haben wirklich die Den-
ke im Kopf, von der Wiege bis zur Bahre missten
Sie alle Menschlein an die Hand nehmen. Wir z&h-
len auch auf die Eigenverantwortung von Men-
schen.

Ich wirde anders dazu reden, wenn es keine ent-
sprechende Madglichkeit gabe und keine Stellen
vorhanden waren, bei denen man sich diese Bera-
tung und Unterstiitzung holen kénnte.

(Beifall von der FDP - Verena Schaffer
[GRUNE]: Dann nennen Sie doch einmal
Beispiele!)

Die gibt es aber.
(Verena Schaffer [GRUNE]: Wo denn?)

— Frau Schaffer, wenn Sie sich einmal auf den Weg
machen und vielleicht auch das Gesprach mit IHKen
suchen, werden Sie feststellen, dass es so ist. —
Danke schon.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Frau Kollegin Pieper-von Heiden. — Fiir die Fraktion
Die Linke hat nun Frau Abgeordnete Akbayir das
Wort. Bitte sehr, Frau Abgeordnete.

Hamide Akbayir (LINKE): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Die Gleichstellung von Frauen
im Erwerbsleben ist noch lange nicht erreicht. Im
Gegenteill Der kirzlich erschienene Datenreport
»Qualifikation und Erwerbsbeteiligung von Frauen in
Nordrhein-Westfalen 1997 — 2008“ fiuhrte uns die
Mangel der Gleichstellungspolitik deutlich vor Au-
gen. Bei der Erwerbsbeteiligung von Frauen war
Nordrhein-Westfalen 2008 das Schlusslicht unter
den westdeutschen Bundeslandern.

Zwar ermoglicht der Anstieg von héheren Schulab-
schliissen wie Fachabitur und Abitur den Frauen
und Madchen einen besseren Zugang zur Berufsta-
tigkeit. Doch diejenigen Madchen und Frauen mit

Hauptschulabschluss oder fehlendem Abschluss
haben im Vergleich zu ihren ménnlichen Mitbewer-
bern erschreckend geringe Chancen.

Daher schulden die im Antrag der Regierungspar-
teien vorgesehenen Regionalstellen dieser benach-
teiligten Gruppe angemessene Qualifizierungsan-
gebote.

AuBBerdem sind Frauen mit Migrationshintergrund
oder Zuwanderungsgeschichte in der Berufstatigkeit
doppelt benachteiligt: zum einen als Migrantinnen,
zum anderen zusatzlich als Frauen.

Die Erwerbsquote von Frauen mit Migrationshinter-
grund lag 2005 um 11,3 Prozentpunkte niedriger als
bei Frauen ohne Migrationshintergrund.

Dem im Antrag formulierten Ansatz, die Angebote
der Regionalstellen auf diese Gruppe der Frauen
zuzuschneiden, stimmt unsere Fraktion ausdriick-
lich zu.

(Beifall von der LINKEN)

Wir erwarten aber eine entsprechende strukturelle
Umsetzung, die sich sowohl in der Besetzung der
Mitarbeiterstellen als auch in den MaRnahmen wi-
derspiegelt. Dies werden wir im Ausschuss verfol-
gen und immer wieder einfordern.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nun
komme ich zum wesentlichen Punkt meiner Rede.
Im erwéahnten Datenreport wird die Befurchtung be-
statigt, dass Frauen in der Teilzeit- und geringfigi-
gen Beschaftigung tUberreprasentiert sind. Es sind
ca. 49 %.

Der hohe Anteil der geringfligig beschéftigten Frau-
en, der Minijobberinnen, ist ein trauriger Beweis der
diskriminierenden Realitdt gegeniber Frauen im
Berufsleben.

Auch die Ergebnisse der Expertise ,Prekdre Be-
schaftigung” des Instituts Arbeit und Qualifikation
der Universitat Duisburg-Essen fur die SPD-
Landtagsfraktion NRW vom September 2009 beto-
nen das Dilemma der prekédren Beschéftigung bei
Frauen.

Die geringfligige Beschéftigung zeigt sich auf den
ersten Blick als Nische fiir Frauen — jedoch unter
alarmierenden Bedingungen. Es fehlen nicht nur die
Versicherungsgrundlagen, vor allem die Arbeitslo-
senversicherung; gleichzeitig sind diese Tatigkeiten
auch ein gedeihender Sektor fur Niedriglohne.

Konkret bedeuten die prekdren Beschéftigungen,
dass sich geringer qualifizierte Frauen — darunter
alleinerziehende Miutter — mit unterbezahlten Jobs
Uber Wasser halten missen. Daher gilt es, das Ubel
maglichst bei der Wurzel zu packen. Die fragliche
Arbeitspolitik der Bundesregierung kénnen wir von
hier aus nicht grundlegend beeinflussen. Aber wir
teilen die Einschatzung der Expertise, die die Wei-
terbildung fir Betroffene empfiehlt, um eine Bru-
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ckenfunktion in die sozialversicherungspflichtige
Beschaftigung zu erreichen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich méchte dahin-
gehend auf das Fazit der Expertise ,Prekare Be-
schaftigung” hinweisen, dem ich mich anschlief3e:

JAtypische bzw. prekare Beschéaftigung und
Niedrig- sowie Mindestléhne sollten auch auf po-
litischer Ebene offensiver auch aus der Gender-
Perspektive diskutiert werden ..."

(Beifall von der LINKEN)

Ubrigens kommt der vor Kurzem erschienene
Gleichstellungsbericht der Bundesregierung zu ahn-
lichen Ergebnissen, wenn darin vor den Minijobs als
Falle fir Frauen und Mitter gewarnt und stattdes-
sen fur einen gesetzlichen Mindestlohn pladiert
wird.

Diese Ergebnisse mussen bei der Konzeption der
Regionalstellen bertcksichtigt werden. Ich schliel3e
mich der Empfehlung an, Weiterbildungsangebote
fur die Ubergangsphase zwischen Erziehungszeiten
und der Berufstatigkeit in Vollzeit zu ermdglichen.

(Beifall von der LINKEN)

AbschlieRend mdchte ich sagen, dass die Verlaut-
barungen der Bundesagentur fir Arbeit in ,Perspek-
tive 2025 — Fachkrafte fur Deutschland® vom Jah-
resbeginn daran erinnern, dass dem befurchteten
Fachkraftemangel durch die Erhéhung der Frauen-
erwerbsquote entgegengewirkt werden kann. Das
Potenzial von Frauen fur die Wirtschaft scheint den
meisten bewusst zu sein. Nun kommt es auf eine
entsprechende Umsetzung an.

Daher sind die geplanten 16 regionalen Kompe-
tenzzentren ein erster Schritt in die richtige Rich-
tung. Doch im Ausschuss muss gepruft werden, ob
die Anzahl der Regionalstellen ausreicht, zumal die
vorherige schwarz-gelbe Regierung den Bestand
von damals 46 Regionalstellen oder Regionalzen-
tren gestrichen hatte.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von SPD und Gri-
nen, lhren Antrag in allen Ehren. Eine Sache bringt
mich jedoch ins Gribeln: Sie beantragen die Regio-
nalen Kompetenzzentren zu einem Zeitpunkt, zu
dem die Neuinvestitionen ihres Nachtragshaushalts
infrage gestellt werden, also auf wackligen Beinen
stehen.

(Ministerin Barbara Steffens: Das steht doch
gar nicht im Nachtragshaushalt!)

Wir erwarten daher ein gesichertes und transparen-
tes Finanzierungskonzept, damit die Regionalzen-
tren einem drohenden Einsparzwang nicht zum Op-
fer fallen. Diesen Anspruch werden wir vehement
verteidigen. — Ich danke lhnen.

(Beifall von der LINKEN)

Vizeprasidentin Angela Freimuth: Vielen Dank,
Frau Abgeordnete Akbayir. — Als nachste Rednerin
hat fur die Landesregierung Frau Ministerin Steffens
das Wort. Bitte sehr, Frau Ministerin.

Barbara Steffens, Ministerin fir Gesundheit, Eman-
zipation, Pflege und Alter: Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Nur eine Anmerkung direkt zum
letzten Einschub: Das hat gar nichts mit dem Nach-
tragshaushalt zu tun, sondern muss natirlich or-
dentlich Uber den nachsten Haushalt abgesichert
werden. Deswegen wird sich das Thema im Entwurf
des nachsten Haushalts finden. Das ist nichts, was
wir Uber den Nachtragshaushalt absichern kdnnen.
Das wird ganz reguldr im Zusammenhang mit dem
nachsten Haushalt diskutiert werden.

Einsteigen méchte ich mit einer Bemerkung zu dem,
was wir eben von Frau Pieper-von Heiden gehort
haben. Das war wieder einmal eine wunderschéne
Dokumentation dessen, was Sie und Ihre Denkwei-
se in den letzten funf Jahren angetrieben hat, ndm-
lich die Vorstellung, man wirde sich die Miuhe ma-
chen und politisch Rappelchen installieren. Das
zeigt, wie Sie in der Vergangenheit Politik gemacht
haben. Sie hat nicht die fachliche Inhaltlichkeit gelei-
tet, Strukturen fir Frauen zu schaffen, sondern Sie
haben gesagt: Strukturen, die eine frihere rot-griine
Regierung geschaffen hat, missen einfach plattge-
macht und abgeschafft werden. So haben Sie sich
damals auch im Ausschuss verhalten, statt zu hin-
terfragen, welche Strukturen wir brauchen, wie sie
im Land verankert sein mussen, wie sie arbeiten
missen, was sie tun mussen, damit sich in diesem
Land frauenpolitisch wirklich etwas andert.

Ihre Bilanz ist nach funf Jahren wirklich katastro-
phal: Bei der Frauenerwerbsquote liegt Nordrhein-
Westfalen immer noch auf dem vorletzten Platz,
obwohl! Sie funf Jahre lang geredet haben. Auch
wenn Sie hier immer Uber Equal-Pay, Gender und
Diversity reden, so hat dieses Reden funf Jahre
lang nichts genitzt. Sie haben die entsprechenden
Strukturen abgeschafft.

Ich kann Ihnen dazu noch ein ganz wichtiges, we-
sentliches Beispiel nennen. Wir in Nordrhein-
Westfalen haben auch in den letzten funf Jahren zu
Zeiten der damaligen Wirtschaftsministerin Thoben
in der Wirtschaftsforderung bezlglich der EFRE-
Mittel eigentlich einen Auftrag von der EU erhalten.
Der Auftrag lautete, mit diesen EFRE-Mitteln zwei
Querschnittsziele, namlich zum einen das der
Nachhaltigkeit und zum anderen das der Ge-
schlechtergerechtigkeit, einzuhalten.

Frau Pieper-von Heiden, Sie wollen es nie gerne
horen, aber lhr Vertreter im Ziel-2-Begleitausschuss
hat es sehr frih gemerkt: Genau das Ziel der Ge-
schlechtergerechtigkeit konnte in  Nordrhein-
Westfalen fast gar nicht umgesetzt werden. Nord-
rhein-Westfalen stand selbst im Vergleich mit den
anderen Bundeslandern beim Erreichen des Quer-
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schnittsziels der Geschlechtergerechtigkeit ganz un-
ten.

Sie haben eben so schoén Uber ,Haushalt und
.Haushaltsfahigkeit* und anderes gesprochen. Das
Problem: Wenn man diese Ziele nicht einhalt, muss
man die EU-Fordermittel zurlickzahlen. Dann hat
Nordrhein-Westfalen wegen lhrer katastrophalen
politischen Vorstellungen an der Stelle ein politi-
sches Defizit.

Deswegen ist es dringend notwendig, dass wir ge-
nau an der Stelle die frauenpolitische Kompetenz im
Lande verankern. Die Wirtschaftsunternehmen,
Wirtschaftsverbéande und Strukturen sind froh um
die Beratung, weil sie wissen: Vor dem Hintergrund
des Fachkraftemangels und der demographischen
Entwicklung brauchen sie kompetente Unterstit-
zung, um Frauen fur den Arbeitsmarkt bestmdglich
fit zu machen.

Auch vor einer anderen Erkenntnis dirften Sie die
Augen eigentlich nicht zugemacht haben, wissen
wir doch, dass unter den Schulabgéangern und
Schulabgéangerinnen mittlerweile ein hoher Anteil
qualifizierter Madchen ist. Die Madchen haben bei
den hoheren Abschliissen deutlich vor ihren ménn-
lichen Mitschiilern die Nase vorn: Sie haben 56,1%
der Abiturientinnen ausgemacht. Bei der Fachhoch-
schulreife haben sie 51,5 % ausgemacht. Bei den
Jungs verhdlt es sich umgekehrt: Bei den niedrige-
ren Abschliissen wie zum Beispiel dem Haupt-
schulabschluss haben 57,7% der Jungs die Nase
vorn. Ohne Abschluss sind es 59,6%.

(Vorsitz: Vizeprasidentin Gunhild B6th)

Frau Pieper-von Heiden, Sie missen einmal dar-
Uber nachdenken, was es bedeutet, wenn die Ma-
dels die besten Abschliisse machen, wir die Frauen
aber trotzdem noch nicht in den gutbezahlten Beru-
fen haben. Was heil3t es denn, wenn die Madchen
alle zwar so hochqualifiziert sind, sogar die besten
Studienabschliisse machen, lhre Partei aber immer
noch sagt, dass Frauen trotzdem nicht in den Auf-
sichtsraten ankommen? Ja, Frau Pieper-von Hei-
den, da ist die Erde nicht eine Scheibe, sondern ei-
ne Kugel. Da muss man auch mal rund denken
konnen. Das fehlt in den Konzepten der letzten finf
Jahre.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Wir wollen an der Stelle eine runde und frauenfor-
dernde Politik machen.

Vizeprasidentin Gunhild Bo6th: Frau Ministerin,
entschuldigen Sie bitte die Unterbrechung. Wirden
Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Pieper-von
Heiden zulassen?

Barbara Steffens, Ministerin fir Gesundheit,
Emanzipation, Pflege und Alter: Da ich weil3, wie

ich antworten kdnnte, lasse ich die Zwischenfrage
gerne zu, Frau Pieper-von Heiden.

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Danke, Frau Mi-
nisterin. Sie haben gerade von den bestqualifizier-
ten Madchen und jungen Frauen gesprochen, von
56 % Absolventinnen von Hochschulstudiengangen.
Glauben Sie ernsthaft, dass sich diese Madchen
und jungen Frauen an Regionalstellen oder an lhre
neuen Kompetenzzentren wenden wirden? Das
glaube ich eher nicht.

(Gerda Kieninger [SPD]: Das sollen sie auch
gar nicht!)

Barbara Steffens, Ministerin fir Gesundheit,
Emanzipation, Pflege und Alter: Frau Pieper-von
Heiden, auch das ist wieder eine Dokumentation
dessen, dass Sie gar nicht verstanden haben, was
in diesem Land notwendig ist.

(Beifall von den GRUNEN)

Sie glauben doch nicht im Ernst, dass Rot-Griin an
16 Stellen in Nordrhein-Westfalen ein Kompetenz-
zentrum einrichten wollte, wo sich Frauen individuell
beraten lassen konnen. Das glauben Sie doch nicht
im Ernst, oder wie ist lhre Frage zu verstehen? Sie
haben die Konzeption — bei den Kompetenzzentren
geht es nicht um eine individuelle, persdnliche Bera-
tung — weder in der Vergangenheit noch heute ver-
standen. Das haben Sie schon damals im Aus-
schuss dokumentiert, als Sie ausschweifend erzahl-
ten, wie Sie undercover in die Regionalstelle ge-
gangen sind, um sich ein Bild zu machen. Das war
damals schon lhre Art, zu verstehen, was da eigent-
lich passiert.

Nein, die Kompetenzzentren sollen mit der Fach-
und Sachkompetenz ...

(Zuruf von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP])

— Sie kénnen gern noch mal fragen. Ich lasse gern
eine weitere Frage zu, wenn Sie noch ein Problem
haben. — Die Kompetenzzentren sollen nicht Frauen
individuell beraten, sondern sie sollen die Kompe-
tenz, wie man Frauenforderung in Unternehmen
verankern kann, wie Frauen Unternehmen griinden
kénnen, wie Frauen gemeinsam in einer Region mit
anderen Konzepten an den Start gehen kdnnen, in
die Unternehmen und in die anderen Strukturen
hineintragen.

Frau Pieper-von Heiden, sehen Sie sich einmal um,
wie die strukturelle Beratung ist! Da, wo die Frauen
1:1 beraten werden — das haben Sie damals auch
schon im Ausschuss erzahlt. Gehen Sie mal in eine
klassische BA-Beratung und gucken dann, wie
Frauen beraten werden! Ein paar Stellen in NRW
haben sich schon weitergebildet, dort geht das. Wir
haben an der einen oder anderen Stelle aber auch
noch den klassischen Berater, der keine Gender-
kompetenz hat. Dann ist es gut, wenn das Kompe-
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tenzzentrum sagt: Wir koénnen Sie qualifizieren,
dass nicht alle Madchen Frisérinnen werden sollen.
Dafir ist ein Kompetenzzentrum gut.

Frau Pieper-von Heiden, es ist an der Stelle immer
ein bisschen zu kurz gesprungen. Die Regionalstel-
len sollen qualifizieren, vernetzen, Kompetenzen
biindeln, vor Ort die Strukturen fit machen, um die
Frauen zu beraten, aber Sie kénnen doch nicht mit
16 Stellen im Land alle Frauen 1:1 beraten.

Also: Wir wollen eine Struktur nicht um der Struktur
willen, wir wollen auch kein Rappelchen — das hat-
ten Sie gern —, so etwas wollen wir nicht, sondern
wir wollen das Land frauenpolitisch voranbringen.
Deswegen brauchen wir diese 16 Stellen. Deswe-
gen mussen wir auch gucken: Wie bekommen wir
die Wirtschaftsunternehmen und die anderen Struk-
turen mit ins Boot? Deswegen soll an dieser Stelle
die Vernetzung, die Qualifizierung passieren. Hier-
mit machen wir uns auf den richtigen Weg. Wir ho-
len die zahlreichen Akteure und Akteurinnen, die
auch Verantwortung tragen, mit ins Boot und ver-
lassen uns nicht darauf, dass es von alleine pas-
siert.

Laut dem Redebeitrag der Kollegin Vosseler ist der
Eindruck entstanden, man wolle eine Struktur um
der Struktur willen einrichten. Von alten Hiten war
die Rede. Spatestens nach dem heutigen Tag,
nachdem die Quotendebatte auf Bundesebene lei-
der eine andere Wende bekommen hat als in den
letzten Tagen, muss ich sagen: Die alten Hite sind
auf anderen Kopfen, nicht auf den Kopfen dieser
Koalition hier. Es ist zutiefst bedauerlich, dass das
wenige nicht Antiquierte, das aus dem Bund kam,
namlich die Vorstellung von Frau von der Leyen,
vielleicht doch eine Quote anzudenken und einzu-
setzen, heute auf dem kurzen Weg von der Bun-
deskanzlerin furs Erste einkassiert worden ist, um
wieder in den alten Hut, die alte Leier der CDU-
Fraktion — namlich: die Freiwilligkeit wird’s schon
richten — zu verfallen.

Nein, meine Damen und Herren, wir brauchen
auch die Regionalstellen dafir, um klarzumachen:
In welchen Positionen kénnen Frauen erheblich
zum qualitativen Geschehen eines Unternehmens
beitragen? Denn es ist klar: Gemischtgeschlechtli-
che Fuhrungsgremien und Aufsichtsrate haben ei-
ne andere Erfolgschance, gerade vor dem Hinter-
grund der wirtschaftlichen Situation, als es heute
der Fall ist.

Eben fiel der Satz: Geben ist seliger denn Neh-
men. Ich kann nur sagen: Mit Kompetenz und Wis-
sen Strukturen zu installieren, ist sinnvoller. Das
hat Gberhaupt nichts mit Geben zu tun, sondern
wenn man in die 16 Kompetenzzentren investiert,
kann man die Mittel, die an anderer Stelle, gerade
in den letzten funf Jahren Uber den EFRE, verteilt
worden sind, sinnvoller einsetzen.

Auch dazu noch ein Beispiel: In der letzten Legis-
latur fanden tber die EFRE-Mittel Unternehmens-
férderungen, Projektférderungen statt. Spater rie-
fen gerade die CDU-Frauen nach der Kinderbe-
treuung an der Stelle. Genau diese Projekte hatten
mit einer kompetenten Beratung am Anfang auch
mit Frauenférderung im Unternehmen umgesetzt
werden kdnnen. Mit einer Struktur in die Beratung
hineinzugehen, ist immer sinnvoller, als hinterher
Reparaturen durchzufuhren.

Ich hoffe, dass der Antrag — vor allen Dingen die
Idee, das Konzept, mit 16 Kompetenzzentren ins
Land zu gehen — eine breite parlamentarische Un-
terstitzung bekommt, damit Nordrhein-Westfalen
nicht weiterhin an vorletzter Stelle steht. Es wére
schdn gewesen, wenn wir da schon ein Stiickchen
weiter waren.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Vizeprasidentin Gunhild B6th: Danke, Frau Mi-
nisterin. — Als Nachste spricht fir die SPD-Fraktion
Frau Kieninger.

Gerda Kieninger (SPD): Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin! Liebe Kollegen, liebe Kolleginnen! Es ist
traurig, dass sich die Rednerin der CDU gar nicht
mehr im Saal befindet. Das Thema scheint sie
Uberhaupt nicht zu interessieren.

(Heike Gebhard [SPD]: Doch!)

— Doch? — Entschuldigen Sie, ich hatte Sie an lhrem
Platz vermutet. Ich bitte vielmals um Entschuldi-
gung.

Frau Vosseler, die Landesregierung hat nattrlich
keinen Antrag gestellt, sondern in diesem Fall die
Koalitionsfraktionen. Wir halten diesen Antrag fur
aulerst wichtig, denn die Abschaffung der Regio-
nalstellen, die in den letzten funf Jahren geschehen
ist, ist fir uns kein ,Rappelchen®, sondern zeigt
ganz deutlich, dass wir an dieser Stelle wieder an-
setzen und in diesem Land Vernetzungspolitik flr
Frauen gestalten mussen. Wir alle haben in den
letzten Wochen den Datenreport ,Qualifikation und
Erwerbsbeteiligung von Frauen® bekommen und
beim Lesen festgestellt: Es hat sich eigentlich nicht
viel getan

(Heike Gebhard [SPD]: Eigentlich nicht!)

54,9 % der Madchen wahlen immer noch die Top-
Ten-Berufe weiblicher Art. Das bedeutet, 54 % aller
weiblichen Ausbildungsplatzsuchenden wéhlen un-
ter den 10 % der schlecht bezahlten Arbeitsplatze.
Das ist das eigentliche Dilemma.

Laut Report hat sich die Frauenerwerbsquote er-
hoht. Das hat uns auch Herr Laschet lange Zeit ein-
geredet.

(Armin Laschet [CDU]J: Ja!)
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—Ja, sie hat sich erhoht, aber es ist nicht mehr ge-
worden. Mehr Frauen teilen sich die Arbeitszeit.
Dadurch hat sich die Erwerbsquote doch nicht er-
hoéht, sondern mehr Frauen teilen sich die Arbeit.
Wir haben mehr Teilzeitarbeit und mehr Minijobs.

(Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]: Die Quote
hat sich schon erhoht!)

Das kann doch nicht gewollt sein. Deswegen brau-
chen wir fir die Frauen keine Einzelberatung, son-
dern eine Beratung der Unternehmen. Aus diesem
wichtigen Grund brauchen wir die Regionalstellen.
Es hat sich doch gezeigt: Das Netzwerk W, eine
ganz nette Einrichtung — es hat ja auch Jahre ge-
dauert, bis es an den Start gehen konnte —, kann
nicht das leisten, was eigentlich gebraucht wird,
namlich die zu qualifizieren, die eigentlich qualifiziert
werden mussen, die Unternehmen. Wie gehe ich
damit um, wenn ich Wiedereinsteigerinnen nehme?
Das ist die Zielgruppe.

Starterzentren sind eingerichtet worden. Schon der
Name ,Starter* sagt, wer gemeint ist, ndmlich Man-
ner. Auch die Beratung ist fir Frauen nicht so ge-
wesen, wie man sie sich vorstellen kann. Jetzt geht
es in den Regionalstellen nicht darum, eine Bera-
tung von Frauen zur Existenzgrindung zu machen,
sondern darum, die, die die Beratung durchfiihren,
zu qualifizieren, damit sie das so machen, dass
auch Frauen davon profitieren werden.

Wenn Frau Vosseler sagt, Frauenpolitik sei eng
verbunden mit Integrationspolitik, bin ich sehr er-
staunt. Frauenpolitik ist ein Thema fir alle Frauen,
nattrlich auch fir Frauen mit Migrationshintergrund.
Aber Integrationspolitik ist, glaube ich, etwas ande-
res. Oder Sie meinen tatsachlich, Frauen muissen in
den Arbeitsmarkt integriert werden? Dann sind wir
an einer Stelle angelangt, wo ich frage: Bei welcher
Diskussion fangen wir denn nun an? Integriert sind
Frauen.

Wenn ich weiter in den Datenreport schaue, erken-
ne ich eines mit Sicherheit: gut ausgebildete Mad-
chen. Richtig! Wenn ich den Report weiterlese, stel-
le ich eines fest: Je hoher die Karriereleiter geht,
umso weniger Frauen sind da. Dabei ist es vollig
egal, welchen Bereich ich mir ansehe, ob ich bei
den Managerinnen nachschaue oder bei den Pro-
fessorinnen. Die Luft ist dinn Uber der glasernen
Decke.

Liebe Verena Schéffer, ich muss dich enttauschen:
Seit heute Nachmittag ist die Frauenquote fir die
Oppositionsparteien beendet. Die Kanzlerin hat ge-
sagt, es wird sie nicht geben.

(Beifall von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP])

Wir werden morgen Uber die Symbolpolitik reden,
wieder bunte Preise an die, die etwas machen, ver-
teilen, aber ,gesetzliche Regelungen wollen wir na-
tirlich nicht haben®. — Wir schon. Die Grunen und
die SPD wollen gesetzliche Regelungen, und wir

wollen, dass Frauen endlich in die oberen Etagen
einziehen.

(Beifall von der SPD, von den GRUNEN und
von der LINKEN)

Frau Pieper-von Heiden, Sie beschreiben dieses
.Rappelchen®. Das kennen wir bei lhnen nicht an-
ders. Sie scheinen aber den Antrag nicht gelesen zu
haben oder haben damals undercover nicht richtig
recherchiert. Denn es ist ein gro3er Unterschied
zwischen diesem Antrag und den Regionalstellen,
die wir hatten. Hier wird eine ganz andere Bera-
tungsstruktur angegangen. Deswegen sollten Sie
vielleicht einmal den Antrag lesen; vielleicht verste-
hen Sie ihn dann. Wenn Sie sagen ,Womit soll der
Steuerzahler wieder belastet werden?“, dann sage
ich IThnen: Na gut, wenn die Steuerzahlerin davon
profitiert, ist das doch auch mal was.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Ja, Frau Akbayir, es wird 16 Regionalstellen geben.
Die Struktur des Landes ist in Arbeitsmarktregionen
aufgeteilt; das sind 16. Daran werden wir uns orien-
tieren.

Sie fragten nach, ob die Regionalstellen im Nach-
tragshaushalt stehen. Das ist nattrlich nicht der Fall —
das konnte man beim Reinschauen auch feststel-
len —, sondern die Landesregierung wird aufgefor-
dert, sie in diesem Jahr zu installieren, und dann
mussen sie im Haushalt fir das Jahr 2011 stehen.

Das wird schwierig genug; wir kennen die Haus-
haltslage, und wir wissen auch, dass das Geld nicht
vermehrbar ist. Selbst wenn jetzt 1,3 Milliarden €
weniger an Verschuldung da sind, steht doch nicht
mehr im Haushalt. Das wissen wir sehr wohl. Man
kann immer gut noch mehr fordern, aber wir wéren
sehr froh, wenn wir diese 16 Regionalstellen, diese
16 Kompetenzzentren Frau und Beruf, in unserem
Land hinbekommen wiirden. Damit waren wir einen
grolRen Schritt vorangekommen, und fir die Frauen
in Nordrhein-Westfalen wirde endlich wieder das
stattfinden, was sie seit zumindest vier Jahren ver-
missen. Die Welle der Empdrung war ja auch grol3
genug.

Wir freuen uns auf die Beratung im Ausschuss und
werden sehen, wie diese Kompetenzzentren vor Ort
Wirkung entfalten werden. — Herzlichen Dank.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Vizeprasidentin Gunhild Both: Danke, Frau Kie-
ninger. — Fur die Fraktion Bindnis 90/Die Griinen
spricht Frau Beer.

Sigrid Beer (GRUNE): Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Was wir
hier eben an frauenpolitischen Positionen von CDU
und FDP vorgetragen bekommen haben, mdéchte
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ich mal mit einem Zitat eines groRen Deutschen
bewerten: ,Getretener Quark wird breit, nicht stark.”

Ich glaube, dass der ehemalige Frauenminister das
wesentlich besser hatte verkaufen kénnen. Leider
ist er auch daflr verantwortlich gewesen, dass ge-
nau die Regionalstellen ,Frauen und Wirtschaft® in
den letzten funf Jahren im Streichkonzert Abschied
haben nehmen miissen. Dies ist ein echter Verlust
gewesen; das ist vor Ort immer wieder deutlich ge-
worden.

Deswegen sind die Nachfrage nach und der Zu-
spruch zu diesem Antrag auch sehr grof3. Seit Be-
ginn dieser Legislaturperiode wird danach gefragt,
wann dieses Projekt aus dem Koalitionsvertrag
Wirklichkeit wird. Fir 2011 werden wir das umset-
zen, weil die regionale zielgenaue Umsetzung, die
Beratung, das Integrieren und AufschlieBen fir die
Bedarfe von Frauen in der Wirtschaft genau die
Herausforderung ist. Das werden wir auf den Weg
bringen.

Ich will aber noch einmal sehr deutlich machen: Sie
haben immer nur den Fokus auf das Thema ,Ver-
einbarkeit mit Familie“ gelegt. Das ist in der Tat ein
sehr wichtiger Punkt — klar —, aber es gibt genug
Frauen ohne Familie, die gleichberechtigt ihren Weg
in den Beruf machen wollen, auch ein entsprechen-
des Entgelt dafir erhalten wollen und nicht wieder
herabgestuft werden wollen.

Frau Vosseler, ich finde es schon ein bisschen sehr
zu kurz gesprungen zu sagen: Na ja, Ihr habt die
besseren Abschliisse, aber schaut auch mal in an-
deren Berufsbildern um. — Das war die Botschatft,
die Sie eben hier verkiindet haben. Das und was
Sie sonst heute hier dargeboten haben, ist eigent-
lich zu wenig fur Frauenpolitik.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD —
Widerspruch von der CDU)

Liebe Kollegin Kieninger, ich wirde gar nicht so
pessimistisch sein, weil Frau Merkel der Frauenquo-
te eine Absage erteilt hat. Herr Seehofer hat sie ja
schon gekontert. Selbst die CSU ist auf den Trichter
gekommen. Vielleicht wéare es auch einmal gut fir
die Fraktionen von FDP und CDU, die hier im Haus
sind, Uber eine Frauenquote nachzudenken,

(Ralf Witzel [FDP]: Wir haben das nicht no-
tig: Qualitat statt Quote!)

damit ein anderer Drive in ihre Frauenpolitik hinein-
kommt.

(Beifall von den GRUNEN - Vereinzelt Beifall
von der LINKEN)

Denn es ist ganz deutlich: Die Uberholten Positio-
nen, die Sie hier Uber die Zeit darbieten, ist in der
Tat alter Wein in alten Schlauchen.

Vizeprasidentin Gunhild B6th: Frau Kollegin, Sie
missen dringend zum Schluss kommen.

Sigrid Beer (GRUNE): Damit gestaltet man keine
Zukunft. Wir brauchen die Frauen in diesem Land,
und wir werden dafir sorgen, dass sie in die Er-
werbswelt kommen und dass es mehr Gleichbe-
rechtigung gibt.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Vizeprasidentin Gunhild Boéth: Danke, Frau Beer. —
Ich sehe niemanden mehr auf der Rednerliste.

Damit kommen wir zur Abstimmung. Der Altestenrat
empfiehlt die Uberweisung des Antrags Drucksa-
che 15/1195 — Neudruck — an den Ausschuss fur
Frauen, Gleichstellung und Emanzipation — feder-
fihrend —, an den Ausschuss fur Arbeit, Gesund-
heit, Soziales und Integration sowie an den Aus-
schuss fir Wirtschaft, Mittelstand und Energie.
Die abschlieBende Beratung und Abstimmung soll im
federfihrenden Ausschuss in offentlicher Sitzung er-
folgen. Wer mochte dieser Uberweisung folgen und
ihr zustimmen? — Gegenstimmen? — Enthaltungen? —
Damit ist die Uberweisungsempfehlung einstimmig
angenommen.

Ich rufe auf:

9 ,,Burn-out-Syndrom“ entgegenwirken — ins-
besondere Frauen und Mitter mit Mehrfach-
belastungen unterstitzen

Antrag
der Fraktion der CDU
Drucksache 15/1193

Die Beratung eroffnet Frau Milz fir die antragstel-
lende Fraktion der CDU.

Andrea Milz (CDU): Frau Présidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! ,Volk der Erschépften®, so
Uberschrieb die Wochenzeitung ,Der Spiegel” kiirz-
lich seine Titelstory Uber die neue deutsche Volks-
krankheit Burn-out. Dies auch mit gutem Grund,
denn die Deutschen leben immer langer und Arbeit-
nehmerinnen und Arbeithehmer erkranken immer
seltener an korperlichen Beschwerden, die es friher
bei korperlich schwerer Arbeit gegeben hat.

Aber dafir sind die psychischen Volksleiden auf
dem Vormarsch. Nahezu jeder dritte Bundesburger
leidet innerhalb eines Jahres an einer psychischen
Storung. Seit 1990 haben sich die Krankschreibun-
gen wegen psychischer Belastungen fast verdop-
pelt. Rund 4 Millionen Bundesbirger leiden unter
behandlungsbediirftigen Depressionen. Die Fehlzei-
ten aufgrund psychischer Erkrankungen haben von
1998 bis 2009 um 76 % zugenommen, und 38 %
der Friuhverrentungen wurden 2009 aufgrund von
seelischen Erkrankungen bewilligt.

Eine der haufigsten seelischen Erkrankungen ist ei-
ne Erschdpfungsdepression, das sogenannte Burn-
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out-Syndrom. Burn-out, auf Deutsch ausgebrannt,
ist ein Gefihlszustand der Unzufriedenheit, der in-
neren Leere und der Erschépfung. Ein Hauptgrund
fur die Zunahme dieser Burn-out-Erkrankungen ist,
dass die moderne Welt Leistungen in immer kiirze-
ren Taktfrequenzen verlangt. Die Folgen sind oft
Zeit- und Verantwortungsuberforderungen, Erwar-
tungs-, Leistungs- und Konkurrenzdruck, Angst um
den Arbeitsplatz sowie fehlende Anerkennung fir
das Geleistete und Vereinsamung durch Arbeits-
Uberforderung. Diese Faktoren bilden den Nahrbo-
den fir das Burn-out-Syndrom. Es kann auch ent-
stehen, wenn das Verhdltnis von Verausgabung
und Anerkennung in Form von Lohn, Aufstiegs-
chancen, Arbeitsplatzsicherheit und Wertschétzung
aus der Balance gerét.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Bundesver-
band Deutscher Psychologen weist darauf hin, dass
Frauen starker unter Burn-out leiden als Manner,
und fuhrt dies vor allem auf die haufigen Mehrfach-
belastungen durch Beruf, Familie und Pflege zu-
rick. So zitierte der ,Kdlner Stadt-Anzeiger” erst
letzte Woche, am 28. Januar, aus einer Studie der
Siemens-Betriebskrankenkasse, wonach die Aus-
gaben der Kasse fur pflegende Angehdrige um
18 % hoher sind als fir andere Versicherte. Beson-
ders hoch ist die Zahl der chronischen und schwer-
wiegenden Krankheiten, die der Untersuchung zu-
folge 51 % Uber dem Durchschnitt liegt.

Auch wenn Manner zunehmend bereit sind, sich
neben ihrer Erwerbsarbeit zuséatzlich an Familienar-
beit zu beteiligen, ist es jedoch unbestreitbar, dass
von solchen Mehrfachbelastungen zumeist Frauen
betroffen sind. Nicht zuletzt die Tatsache, dass ge-
rade die Familienarbeit in der Offentlichkeit immer
weniger Anerkennung findet, fihrt dazu, dass zu
den Burn-out-Patientinnen nicht nur weibliche Be-
rufstatige, sondern auch Hausfrauen und Mutter
zahlen.

Das Miuttergenesungswerk weist seit Jahren darauf
hin, dass Mitter so zahlreichen Belastungen aus-
gesetzt sind, dass viele von ihnen am Burn-out-
Syndrom erkranken. Bereits 2007 wies eine Studie
des Instituts fir empirische Soziologie nach, dass
rund 20 % der Mitter in Deutschland kurbedrftig
sind. Symptome einer Burn-out-Erkrankung zeigen
dieser Studie zufolge knapp 80 % der Patientinnen
des Muttergenesungswerks.

Ja, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen eine
echte Wabhlfreiheit, die jeder Frau und Mutter die
Entscheidung fir ihr eigenes Lebensmodell ermdg-
licht. Dazu missen wir nicht nur die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf weiter verbessern, dazu
mussen wir auch gesundheitliche Aspekte stérker in
den Blick nehmen, und dazu missen wir die Ge-
sundheit von Frauen in der Erwerbs- und Familien-
politik verbessern.

Wir fordern daher die Landesregierung in unserem
Antrag dazu auf, sich fir die Herstellung gerechterer

Erwerbsbedingungen einzusetzen erstens durch die
FortflUhrung des von der Vorgéngerregierung for-
cierten Ausbaus der Kinderbetreuung, zweitens
durch den Einsatz fir die konsequente Umsetzung
des Teilzeit- und des Gleichstellungsgesetzes, drit-
tens durch den Einsatz fur gleichen Lohn fir gleiche
Arbeit fir beide Geschlechter und viertens durch die
Forderung der Berufschancen beim Wiedereinstieg
nach der Elternzeit.

Daher fordern wir die Landesregierung des Weite-
ren auf, eine Anerkennungskultur fir die von Frauen
geleistete Familienarbeit zu fordern, sich fur den
Ausbau und die Vernetzung der Anbieter von Burn-
out-Praventionskursen und Anti-Stress-Coaching
mit lokalen Beratungsstellen, Sozialdiensten, Fami-
lienzentren und Schulen einzusetzen und sich fir
eine solide Planungssicherheit und Koordinierung
der Beratungs- und Vermittlungsstellen einzusetzen.

Es ist Aufgabe der Politik, geeignete und gerechtere
Rahmenbedingungen fur die Erwerbs- und die Fa-
milienarbeit von Frauen und Mé&nnern zu schaffen.
Es ist Aufgabe der Politik, insbesondere Frauen und
Miitter, aber auch Manner mit Mehrfachbelastungen
zu unterstitzen und damit der Volkskrankheit Burn-
out entgegenzuwirken.

Wenn wir uns alle einig sind, bitte ich um Uberwei-
sung des Antrags an den Frauenausschuss und
freue mich auf spannende Diskussionen. — Danke.

(Beifall von der CDU)

Vizeprasidentin Gunhild Bdth: Danke, Frau Milz. —
Fir die SPD-Fraktion spricht Frau Voigt-Klppers.

Eva-Maria Voigt-Kuppers (SPD): Frau Prasiden-
tinl Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen von der CDU, ich gestehe of-
fen und ehrlich: Als ich den Antragstitel gesehen
habe, habe ich zunachst einen Schreck bekommen.
Da las ich: Burn-out. Insbesondere Frauen sind von
ihm betroffen, weil sie mehrfach belastet sind. — Ich
habe einen Schreck bekommen, weil ich gedacht
habe: Die einfachste Ldsung, die dieser Titel sugge-
riert, ist, Frauen von Mehrfachbelastungen zu be-
freien, denn dann haben sie auch kein Burn-out.

(Heiterkeit)

Das kann ja nicht das sein, was wir wollen. Ich den-
ke, Frau Milz, das ist auch nicht das, was Sie wol-
len.

Bei der weiteren Studie des Antrags habe ich dann
festgestellt: Nicht alles, was Sie da schreiben, ist
schlecht. Es sind auch einige gute Ansatze in dem
Antrag enthalten. Auch in lhrem Vortrag erklarten
Sie ja deutlich das Burn-out-Syndrom. Ich habe Ub-
rigens in meiner vorbereiteten Rede genau die glei-
chen Passagen stehen.
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Ich glaube hingegen, dass Burn-out, wie Sie das
eben auch deutlich beschrieben haben, kein Syn-
drom ist, von dem nur Frauen betroffen sind. Ich
glaube, dass Burn-out, wie Sie das eben zitierten,
eine Volksepidemie ist und dass Frauen ebenso wie
Ménner und inzwischen leider auch Kinder und Ju-
gendliche von diesem Syndrom betroffen sind.

Dass man eventuell ein besonderes Augenmerk auf
Frauen legen muss, das gestehe ich uns allen zu.
Deshalb sollte dieser Antrag auch beraten werden.

Sie haben deutlich darauf aufmerksam gemacht,
welche Belastungen unser Gesundheitssystem
durch den enormen Anstieg der Zahl psychischer
Erkrankungen und hier auch insbesondere des
Burn-out-Syndroms hat.

Was mir fehlt, ist die Frage nach den Ursachen. Ich
glaube, ein Stick weit ist die Ursache dieses An-
stiegs der Zahl psychischer Krankheiten eine Ar-
beitswelt, die inzwischen voéllig entgrenzt ist, die in
private Lebenswelten hineinwirkt und die keine Frei-
zeit, keine Selbstautonomie mehr erlaubt. Handy
und Internet machen die Arbeitswelt standig pra-
sent, sodass man letztendlich zu einer Selbstaus-
beutung kommt.

Davon sind Frauen — das gestehe ich Ihnen zu —
haufig sehr deutlich betroffen, insbesondere weil ich
glaube, dass Frauen sehr haufig an sich den An-
spruch haben, all die Aufgaben, die sie Ubernom-
men haben, besonders gut zu machen. Das heif3t,
sie wollen besonders gut ihre Aufgaben in der Arbeit
erledigen und wollen auch besonders gut in ihrer
privaten Welt funktionieren.

,Gute Arbeit” heil’t ein Kapitel in unserem Koaliti-
onsvertrag. Und ich glaube, es muss auch noch
einmal ein ganz entscheidendes Augenmerk auf
das Kapitel ,Gute Arbeit* gelegt werden.

In der vorherigen Diskussion um die Kompetenz-
zentren ,Frau und Wirtschaft ist deutlich gezeigt
worden, wo die Defizite fir Frauen in der Arbeitswelt
liegen. Ich denke, ich brauche das nicht zu wieder-
holen. Frau Kieninger hat deutlich gemacht, dass an
diesen Stellen wirklich noch haufig Defizite sind, die
insbesondere dann auch auf Frauen wirken. Viele
Frauen stehen vor dem Problem, dass sie nicht nur
durch Beruf und Familie eine Doppelbelastung ha-
ben. Viele Frauen haben zum Beispiel die Lebens-
wirklichkeit, dass sie ihren Lebensunterhalt durch
mehrere kleine schlecht bezahlte Jobs sichern
missen. Ich denke, das ist ein deutliches Indiz fir
die Anlage eines Burn-out-Syndroms.

Insgesamt kann ich nur sagen, dass eine Menge
guter Anséatze in diesem Antrag ist. Es fehlen aber
ganz entscheidende Gesichtspunkte. Deshalb halte
ich auch die Mitberatung des Ausschusses fir Ar-
beit, Gesundheit und Soziales fiir ausgesprochen
wichtig. Unsere Fraktion stimmt der Uberweisung
des Antrags zu.

(Beifall von der SPD)

Vizeprésidentin Gunhild Both: Danke, Frau
Voigt-Kuppers. — Fur die Fraktion Biindnis 90/Die
Griinen spricht Frau Paul.

Josefine Paul (GRUNE): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Der Antrag der CDU weist in
die richtige Richtung und greift ein wichtiges Thema
auf. Burn-out ist eine immer haufiger werdende Di-
agnose. Zwar gibt es bislang kein trennscharfes
Krankheitsbild, aber es ist unbestreitbar, dass die
Betroffenen an korperlicher sowie emotionaler Er-
schopfung leiden bis hin zu Verzweiflung und De-
pressionen.

Die Diagnose Burn-out ist aber nicht nur ein ge-
sundheitliches Problem, sondern es ist auch ein ge-
sellschaftliches Problem. Gefiihle der Uberforde-
rung, Stress, Zeitdruck, hohe emotionale Belastun-
gen im Beruf, aber eben auch im Privatleben sind
oftmals auch gesellschaftliche Ausloser der Diagno-
se Burn-out.

Besonders haufig sind diese Beschwerdebilder bei
Menschen in sozialen Berufen, bei Fihrungskréaften
sowie bei mehrfach belasteten Frauen. Denn Frau-
en tragen immer noch haufig die Doppelbelastung
von Familie und Beruf. Typische Frauenberufe sind
oftmals entweder schlecht bezahlt oder prekar oder
mit hohen emotionalen Belastungen verbunden,
was zusammengenommen bedeutet, dass Frauen
in besonderer Art und Weise ein erhdhtes gesund-
heitliches Risiko tragen. — Insoweit sind wir sicher-
lich einer Meinung.

Wichtigste Bausteine einer wirksamen Strategie zur
Bekampfung von Burn-out als Volkskrankheit ist die
Durchsetzung des Prinzips ,Gute Arbeit® und die
konsequente Pravention. ,Gute Arbeit“ bedeutet in
diesem Zusammenhang die Moglichkeit zur Teil-
zeitarbeit auf allen Ebenen, und nicht nur eine Pra-
senzkultur, bei der es danach geht, welche Schreib-
tischlampe am langsten brennt. Und wir brauchen
flexible Arbeitszeiten.

Das bedeutet nicht, dass man weniger arbeiten soll,
sondern es bedeutet, dass wir andere Arbeitsfor-
men brauchen wie beispielsweise Angebote des
Home-Office usw. Das bedeutet auch, dass wir un-
ter Umstanden fur die Familienarbeit — bei Krank-
heitsféllen von Kindern usw. — erganzende Freistel-
lungszeiten brauchen. Und natirlich bedeutet das
auch den Ausbau und vor allem die auskémmliche
Finanzierung von Kinderbetreuung. Es bedeutet
weiter — ein wenig globaler gesprochen —eine ande-
re Rhythmisierung von Arbeit, um eben auch die
Raume fir die Aufgaben zu haben, die das Leben
so stellt wie Kindererziehung, mdoglicherweise Pfle-
ge etc. Im Ubrigen gilt das nicht nur fiir Frauen und
auch nicht nur fur Mutter, sondern ,,Gute Arbeit* und
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gute Arbeitsbedingungen kommen allen, also auch
Méannern, zugute.

Soziale Ungleichheiten sind ein Grund fiir gesund-
heitliche Risiken wie Burn-out. Daher schlief3e ich
mich — gar keine Frage — nur allzu gerne Ihren For-
derungen, Frau Milz, nach gleichem Lohn flr glei-
che Arbeit, Forderung beim Wiedereinstieg in den
Beruf und Verbesserung der Erwerbs- und Karrier-
echancen von Frauen an. Denn dies sind die sozia-
len Ungleichheiten, die in weiblichen Erwerbsbio-
graphien immer noch abzubauen sind. Dies ist nicht
nur ein Beitrag zur Burn-out-Pravention, sondern
aus meiner Sicht auch ein wichtiger Beitrag zu einer
gerechten Gesellschaft im Sinne der Gleichberech-
tigung.

(Beifall von den GRUNEN)

Vollig unabhangig vom Geschlecht brauchen wir
Unterstitzungsangebote fur junge Familien, denn
Vereinbarkeitsfragen oder Fragen besonderer Be-
lastung durch Familienarbeit sind nicht nur Fragen,
die Frauen und Mdutter angehen, das sind genauso
Fragen, die Manner und eben auch Véater angehen.
Dementsprechend missen wir junge Familien in
den Blick nehmen, um ihnen zu helfen und sie zu
unterstitzen.

Pravention heif3t, Gesundheitspolitik als Forderung
von Gesundheit und nicht nur als Heilung von
Krankheit zu definieren. Dementsprechend kommt
nattrlich Stressbewaltigungsmafinahmen und Bera-
tungsmaglichkeiten eine grof3e Bedeutung zu. Auch
da bin ich vollkommen bei Ihnen. Aber trotz aller
Zustimmung, trotz aller Gemeinsamkeiten, die wir
hier sicherlich feststellen kénnen, und trotz der Ein-
ladung, die Herr Krautscheid schon fir mich stell-
vertretend ausgesprochen hat — danke schén! —,
muss ich lhnen doch in einem Punkt widersprechen:
Die Anerkennungskultur, die Sie hier fur die von
Frauen geleistete Familienarbeit einfordern, sowie
die Konzentration auf den Begriff ,Mutter” und auf
die Mutterrolle weisen aus meiner Sicht ganz ent-
schieden in die falsche Richtung.

Erstens wiinscht sich die Mehrheit der Frauen heute
kein Familienbild mehr, das immer noch die Frauen
im Zentrum der Familienarbeit sieht, sondern Frau-
en wollen Gleichberechtigung am Herd und in den
Firmen. Zweitens ist darUber hinaus ein Familien-
und Frauenbild, wie Sie es in lhrem Antrag weiter
formulieren, auch kontraproduktiv im Zusammen-
hang mit der Burn-out-Ursache Doppelbelastung,
die Sie ja richtig beschreiben. Aber warum geht es
dann nicht konsequent weiter?

(Beifall von den GRUNEN)

Wenn Sie Frauen weiterhin als diejenigen definie-
ren, die fur die Familienarbeit zustandig sind, dann
manifestiert sich darin aus meiner Sicht weiterhin
ein Rollenbild von Frauen als Firsorgerin. Darin
manifestiert sich auch eine Selbstverstandlichkeit
der Arbeitsverteilung: Frauen sind natirlich immer

fur die Familie zustandig und kénnen ein bisschen
dazuverdienen. Und Manner sind fir die Arbeitswelt
zustandig — und gar nicht so sehr fur die Familien-
arbeit. — Das ist aus meiner Sicht die falsche Rich-
tung. Deswegen muss ich lhnen an dieser Stelle
sagen: Da bin ich absolut nicht Ihrer Meinung.

Gesundheitspolitisch mag Ihr Antrag richtig sein,
aber den Beitrag zu der von lhnen gerade schon in
der Debatte angekiindigten Familien-, Frauen- und
Gleichstellungspolitik des 21. Jahrhunderts bleibt
auch dieser Antrag wieder einmal schuldig.

(Beifall von den GRUNEN)

Vizeprasidentin Gunhild Both: Danke, Frau Paul. —
Es spricht jetzt fiir die FDP Frau Pieper-von Heiden.

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Frau Présiden-
tin! Meine Damen und Herren! ,So individuell wie
der Mensch, so individuell ist auch sein Burn-out®.
Diese Aussage stammt vom Psychotherapeuten
und Psychiater Horst Walter Ebeling-Golz, wie ge-
rade erst in der Beilage des ,Kodlner Stadt-
Anzeigers® zu lesen war. Eine weitere Aussage, die
besagter Artikel bereithielt, halte ich bei der Diskus-
sion um diesen Antrag flr besonders bedeutsam,
namlich der ausgebrannte Mensch wisse ganz si-
cher, dass sein bisheriges Lebensmuster nicht das
richtige gewesen sei, und misse bereit sein, seine
Lebensstrukturen zu verandern.

Meine Damen und Herren, ich glaube, dieser Antrag
der Kolleginnen und Kollegen der CDU verkennt die
Frage, was eigentlich Aufgabe von Politik sein
muss. Fir uns Liberale ist es Aufgabe der Politik,
Rahmenbedingungen zu schaffen, in denen sich die
Menschen nach ihren eigenen Mdglichkeiten indivi-
duell entfalten kénnen. Politik muss sich daher fir
Familien, Gleichstellung, kinderfreundliche Lebens-
und Arbeitsbedingungen einsetzen. Selbstverstand-
lich sind wir daher fir den Ausbau der von uns for-
cierten Kinderbetreuung. Ob und in welchem Um-
fang Mutter oder Véater berufstatig sind, hangt gera-
de von der Frage ab, ob das Angebot an Kinderbe-
treuung stimmt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir hier tGber
das Problem der Mehrfachbelastungen reden, mis-
sen wir auch zu Lésungen gelangen, die den Be-
troffenen tatsachliche Entlastungen verschaffen
kénnen. Als Beispiel nenne ich die Flexibilisierung
der Arbeitszeitmodelle. Unternehmen sind gefragt,
wie sie arbeitnehmerfreundliche Arbeitszeitmodelle
in ihre Verfahrensablédufe integrieren kdnnen. Viele
tun das bereits. Politik muss sich Uberlegen, wie sie
hier Anreize fur Unternehmen schaffen kann.

Gerade um Familien die Chance zu geben, Er-
werbstatigkeit mit der Unterstiitzung der pflegebe-
darftigen Angehdrigen wie auch der Kinderbetreu-
ung besser in Einklang zu bringen, will die FDP ge-
meinsam mit der Wirtschaft und dem o&ffentlichen
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Dienst bei Pflege und Arbeitszeit verbesserte Mal3-
nahmen zur Foérderung der Vereinbarkeit von Pfle-
ge, Kinderbetreuung und Beruf entwickeln.

Selbstverstandlich gehort hierzu auch der Dialog mit
den Tarifvertragsparteien, der aber nie deren ge-
setzlich gesicherte Autonomie antasten darf. Tarif-
autonomie ist ein wertvolles Gut und bedeutet das
Recht, Vereinbarungen mit normativer Wirkung und
frei von staatlichen Eingriffen Uber Arbeits- und
Wirtschaftsbedingungen und insbesondere tber das
Arbeitsentgelt abzuschlieRRen.

Ich habe die schwere Beflirchtung, dass Sie, meine
Kolleginnen und Kollegen von der CDU, mit Ihrer
unter Punkt 1 verfassten Forderung in dieses Recht
eingreifen wirden.

Selbstverstandlich verschlie3t sich die FDP auch
nicht der Forderung nach gleichem Lohn fiir gleiche
Arbeit. Aber hier muss man sich dann schon einmal
fragen, ob diese Forderung nach ,Equal Pay* auch
tatsachlich zum eigentlichen Thema lhres Antrags
passt.

Natlrlich kann man argumentieren, dass ein Mehr
an Gehalt dazu fuhren kann, dass eine Pflegekraft
zum Beispiel fur eine zu betreuende Mutter leichter
bezahlt werden kann. Das nitzt aber in der Tat
dann nur wenigen, die in diesem Fall deutlich mehr
auf dem Gehaltskonto hatten. Die Durchschnitts-
verdienerin hatte hiervon zwar eine kleine finanziel-
le, aber keine direkte, emotional-zeitliche Entlas-
tung.

(Sigrid Beer [GRUNE]: Das ist absoluter Quark!)

Meine Damen und Herren, ich glaube nicht, dass es
zur Aufgabe einer Landesregierung gehort, Stress-
bewadltigungstrainings fur Eltern zu entwickeln und
anzubieten. Was den Ausbau von Burn-out-
Praventionskursen und Anti-Stress-Coachings an-
geht, so stellt sich mir die gleiche Frage. Immerhin
werden derlei Angebote meist von den Krankenver-
sicherern angeboten bzw. die Teilnahme an solchen
Praventionskursen von den Krankenkassen zumin-
dest in deutlichem Rahmen bezuschusst.

Die Teilnahme an solchen Praventivangeboten
héngt aber auch zu einem gewissen Maf3 von der
Eigenverantwortung der Betroffenen ab. Politik kann
hier helfen, Uber das Vorhandensein solcher Ange-
bote aufzuklaren. Die Eigenverantwortung und Ent-
scheidung zu einer praventiven Teilnahme kann
und darf Politik dem einzelnen Menschen aber nicht
abnehmen.

Insgesamt kann der vorliegende Antrag mich nicht
so wirklich Uberzeugen, aber wir werden ihn sicher-
lich ausgiebig im Ausschuss diskutieren, auch im
Sinne einer gréReren Anerkennung von Hausfrauen
und Muttern — wie Sie schreiben —, die die Antrags-
begriindung explizit als besonders betroffene Grup-
pe nennt, die sich aber im Forderungskatalog der
Antragsteller Giberhaupt nicht wiederfindet.

Dennoch stimmen wir selbstverstandlich der Uber-
weisung in den Fachausschuss zu und werden das
Thema auch weiter diskutieren. Aber, wie gesagt:
Die Forderungen des Antrags gehen meistens tber
das, was Politik leisten kann und sollte, doch ein
wenig hinaus.

(Beifall von der FDP)

Vizepréasidentin Gunhild Both: Danke, Frau Pie-
per-von Heiden. — Fir die Linke spricht jetzt Frau
Dr. Butterwegge.

Dr. Carolin Butterwegge (LINKE): Frau Préasiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Thema der
wachsenden Anzahl von Menschen mit Burn-out-
Syndrom ist sicherlich ernst zu nehmen. Der Antrag
hilft hier aber nicht wirklich weiter, weil es namlich
ein Schaufensterantrag ist.

Typische Kennzeichen eines solchen Schaufens-
terantrages sind, dass er ein singulares Problem,
das schon lange besteht und sich in den letzten
Jahren unter der Untatigkeitsagide der CDU/FDP-
Regierung oftmals verscharft hat, aus einem umfas-
senden Problemkomplex herauslost, es als ein auf
einmal dringendst anzugehendes Problem definiert
und die Landesregierung auffordert, hiergegen mit
eigentlich blo3 symbolischen MalBhahmen tatig zu
werden. Solche Schaufensterantrége sind zynisch
und UberflUssig.

Lassen Sie mich das verdeutlichen. Es geht im vor-
liegenden Antrag um die Unterstitzung von Frauen
und Muttern mit Burn-out-Syndrom, fur die man zum
Beispiel Burn-out-Praventionskurse sowie Anti-
Stress-Coachings vorschlagt, um die Frauenge-
sundheit zu verbessern. 2006 strich die CDU/FDP-
Landesregierung aber die Forderung der Koordina-
tionsstelle www.frauengesundheit-nrw.de, die da-
raufhin ihre Arbeit einstellte.

Zum anderen wird in Punkt 1 ein ganzes Bundel an
Zielen und MaRBnahmen gefordert. Ich nenne die
Herstellung gerechter Erwerbsbedingungen, die
Fortfuhrung des Ausbaus der Kinderbetreuung,
gleichen Lohn fir gleiche Arbeit und die Férderung
der Berufschancen beim Wiedereinstieg durch —
man hoére und staune — Stressbewaltigungstrainings
fur beide Elternteile.

Da habe ich deutliche Fragezeichen, weil die an-
tragstellende CDU-Fraktion in ihrer Regierungszeit
zuletzt trotz massiver Proteste die Forderung der
Regionalstellen ,,Frau und Beruf eingestellt hat.

Also: Stressbewaltigungskompetenzen mdgen in
der konkreten Notsituation zwar kurzfristig weiter-
helfen, l16sen aber nicht die Ursachen einer standi-
gen strukturellen Uberforderung insbesondere von
berufstatigen Muttern.

Zum Thema ,gleicher Lohn fiir gleiche Arbeit®, den
der Antrag einfordert, verweise ich auf die giganti-
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sche Lohnkluft zwischen Méanner- und Frauenl6h-
nen hierzulande, die zuletzt mit 23 % hdher als in
den meisten anderen Landern lag. Das ist die Reali-
tat, meine Damen und Herren. Dieser Tatbestand
ist sicherlich auch durch die Bemiihungen der Uni-
onsfraktion, ein mdglichst zahnloses Antidiskriminie-
rungsgesetz auf den Weg zu bringen, verstarkt
worden.

Frauen und Miitter haben aber noch ganz andere
Probleme. Ich mochte hier nur eines herausgreifen,
und zwar die Sanktionspraxis von Jobcentern, von
der immer mehr werdende Miutter im Hartz-1V-
Bezug betroffen sind. Laut ,Siddeutscher Zeitung*
vom 28. Januar beklagte die Stiftung ,Mutter und
Kind“ die schief laufende Praxis der Jobcenter, die
laut einer Sprecherin der BA auch Schwangere fir
den Arbeitsmarkt aktivieren wolle und dabei nicht
selten Uber das Ziel hinausschiel3e. Erst wenn sie
Schwangerschaftsberatungsstellen  einschalteten,
I6sten sich die meisten Probleme der Betroffenen
mit den Jobcentern schnell. Berichtet wird in diesem
Zusammenhang von Fallen, in denen man Schwan-
gere auf Lebensmittelgutscheine verwies. Das Er-
werbslosenforum Deutschland hat sogar Falle do-
kumentiert, in denen Schwangeren die Grundsiche-
rung zu 100 % gestrichen worden ist.

Auf das noch viel umfassendere Problem der Belas-
tung durch Arbeitslosigkeit und Armut von Familien
mit alteren und mehreren Kindern mochte ich an
dieser Stelle nicht eingehen. Ich denke, darlber
konnen wir auch noch im Ausschuss diskutieren.

Meine Damen und Herren, der im Antrag angespro-
chene Mehrfachbelastung von Miittern ist ein struk-
turelles Problem, das sich in den letzten Jahren in
dem Malie verstarkt hat, in dem auch Frauen nach
einer Babypause wieder wie selbstverstandlich in
den Beruf zuriickkehren. Die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf ist ein stéandiger Spagat fir Betroffe-
ne, der ein hohes Organisationstalent, finanzielle
Mittel zum Ausgleich von Betreuungsengpassen
und eine Bereitschaft zum Zurilickstellen eigener
Bedurfnisse voraussetzt. Kein Wunder, dass Kin-
dererziehung und Pflege immer noch als typische
Frauenaufgaben gewertet werden! Deshalb muss
der Vereinbarkeitsdiskurs stérker auf der strukturel-
len Ebene gefiihrt werden.

Die Griunde fur die strukturelle Bedingtheit der
Mehrfachbelastungen von Frauen sind indes vielfal-
tig. Die im Antrag vorgeschlagenen Handlungsan-
satze greifen hier weitaus zu kurz. Ich méchte nur
drei Komplexe nennen:

Der erste ist der Mangel an verlasslichen und flexib-
len Betreuungsmoglichkeiten fur Kinder. Das fangt
bei der U3-Betreuung an, wo wir in NRW immer
noch Schlusslicht sind.

Zweitens. Fur Kinder im Kita-Alter ist der Personal-
schlissel sehr dramatisch.

Und drittens. Fur Kinder im Grundschulalter sind mit
dem KiBiz die Hortstrukturen zerschlagen worden. —
All das sind Dinge, die man angehen muss.

Ein weiterer Grund fir die strukturelle Bedingtheit
der Mehrfachbelastung von Muttern liegt in der fami-
lienfeindlichen Arbeitswelt und auch in eben solchen
Betriebsstrukturen. Im Kapitalismus steht der Fakt,
eine Familie und insbesondere kleine Kinder zu ha-
ben, einem beruflichen Aufstieg nach wie vor ent-
gegen, weil von Arbeithehmerinnen eine flexible
Vollzeitverfligbarkeit erwartet wird.

Ubrigens sind auch Plenarsitzungen von elf Stun-
den an drei aufeinander folgenden Tagen nicht
sonderlich familienfreundlich.

(Beifall von der LINKEN)

Aber als Fihrungskraft in Teilzeit tatig zu sein — wo
ist das tatsachliche Praxis?

Ein dritter Grund liegt aber im immer noch beste-
henden Ehegattensplitting, das nicht mehr ein Al-
leinverdiener-, sondern aktuell ein Hinzuverdiener-
modell von Ehen beglnstigt: Manner bringen das
Geld nach Hause, Frauen verdienen allenfalls hin-
zu, weil es steuerlich begunstigt wird. Die Folgen
sind finanzielle Abhangigkeit der Frauen, Scheidung
als Armutsrisiko und Altersarmut, weil bei lebens-
langen Minijobs kaum Rentenanwartschaften er-
worben werden.

Meine Damen und Herren, Sie sehen: Es gibt viel
anzupacken und viel zu diskutieren. Lassen Sie uns
das im Ausschuss machen. Der Uberweisung
stimmt meine Fraktion zu. — Herzlichen Dank.

(Beifall von der LINKEN)

Vizeprasidentin Gunhild B6th: Danke, Frau Dr.
Butterwegge. — Fur die Landesregierung spricht
jetzt Frau Ministerin Steffens.

Barbara Steffens, Ministerin fir Gesundheit,
Emanzipation, Pflege und Alter: Frau Prasidentin!
Meine Damen und Herren! Das Burn-out-Syndrom
ist ein spannendes Thema. Aber man muss sich
dartiber im Klaren sein, dass es keine Krankheit mit
einem klassischen Krankenbild ist. Deswegen ist es
auch schwierig, darliber zu reden bzw. zu wissen,
wie viele Personen eigentlich davon betroffen sind.
Es umschreibt ein komplexes Beschwerdebild, das
im Endstadium zu einer manifesten Depression fiih-
ren kann, was bis zu einer Suizidneigung gehen
kann.

Die Zahlen liegen im Dunkeln. Wir haben von den
Krankenversicherungen Angaben, dass sich die
Zahl der Félle, in denen das Ausgebranntsein wirk-
lich als Problem beschrieben und benannt worden
ist, bei den ambulanten Behandlungen in NRW zwi-
schen 2005 und 2009 mehr als verdoppelt hat. Al-
lerdings liegt die Zahl, die von den Krankenversi-
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cherungen benannt wird, relativ niedrig. Bei Frauen
hat sie sich von etwa 46.000 auf etwa 93.000, bei
Mannern von etwa 11.000 auf etwa 30.000 erhoht.
Das sind aber, wie gesagt, nur die Félle, bei denen
man es wirklich klar benennen kann.

Das Burn-out entsteht durch das Zusammenwirken
von vielen unterschiedlichen individuellen und so-
zialen Faktoren, durch die Belastung sowohl im Be-
ruf als auch in der Freizeit und in der Familie. Wenn
wir uns anschauen, in welcher Gesellschaft wir le-
ben, unter welchem Druck von ,hoher, schneller
und weiter” schon Kinder und Jugendlichen mit ih-
rem Terminkalender stehen, wie hoch der Stress im
Beruf und die Flexibilititsanforderungen sind, stel-
len wir fest, dass die Grinde und Ursachen vielfaltig
sind.

Uberdurchschnittlich haufig sind nach wie vor mehr-
fachbelastete Frauen — meist Mtter — betroffen. Die
Hauptgriinde dafir sind die unzureichende Verein-
barung von Familie und Beruf, der Anspruch, zu
Hause und im Beruf den Anforderungen gerecht zu
werden. Deswegen hatte ich am Anfang gar keine
Befiirchtung bei der Uberschrift des CDU-Antrags.
Ich dachte, jetzt will die CDU endlich die Manner
dazu bringen, dass sie auch der Verantwortung, die
sie flr die Familie haben, gerecht werden. Aber der
Antrag hat mich doch enttauscht, weil es ganz so
nicht ist.

Zwar ist klar, dass die Forderung nach gerechten
Erwerbsbedingungen klar benannt wird. Eigentlich
héatten Sie zu dem vorherigen Tagesordnungspunkt
reden mussen, Frau Milz, weil auch das Uber die
neuen Kompetenzzentren natlrlich ein wichtiger
Bereich ist.

(Beifall von der SPD — Zuruf von Heike Geb-
hard [SPD])

Das ware schon gewesen. Vielleicht kdnnen Sie
sich untereinander noch verstandigen.

Es ist aber klar, dass wir fir Frauen akzeptable Ar-
beitsbedingungen brauchen. Das heil3t, wir miissen
die Frage beantworten, was man machen kann,
wenn das Kind krank ist, man an seinem Arbeits-
platz sein muss und dem Muttersein trotzdem ge-
recht werden will. Was kann man tun, wenn die
Mutter oder der Vater pflegebediirftig ist? Wie be-
kommt man die Anforderungen von Familie und Be-
ruf, von Familie und Pflege, von Pflege und Beruf
unter einen Hut? Welchen Teil davon Ubernehmen
denn dann die Manner?

Teilzeit- und Telearbeit sind natirlich Instrumente
am Arbeitsplatz, die gefordert werden kénnen und
geférdert werden muissen. Aber dann muss auch
klar sein, dass sie nicht zu einer glasernen Decke
fuhren, sondern dass die Bewertungen im Beruf
auch darauf Rucksicht nehmen und nicht nach wie
vor die Bewertung gilt, dass der Mann am Arbeits-
platz und deswegen kompetenter fur die Beforde-
rung ist.

(Beifall von den GRUNEN)

Trotzdem springt dieser Antrag in vielen Punkten zu
kurz. Die Diskussion werden wir auch noch im wei-
teren Verlauf fihren.

Die Forderung der offentlichen Anerkennung des-
sen, was die Frauen an Familienarbeit leisten, ist
eine mittlerweile doch sehr antiquierte Forderung.
An diesem Punkt hat mich der Antrag schwer ent-
tduscht, denn hier ware doch die Anerkennung
durch den Mann, durch den Familienvater, viel wich-
tiger und nétiger, also die Unterstiitzung der Frauen
im Haushalt. Denn auch das ist aus vielerlei Hin-
sicht sinnvoll.

Wir werden uns aber nattrlich fir unterschiedliche
Arbeitszeitmodelle einsetzen, damit Familienarbeit
fur beide Geschlechter attraktiver gemacht wird.
Das wird durch das zusténdige Familienministerium
im Sinne einer Vaterkampagne laufen.

Ich komme noch zu einem weiteren Punkt in diesem
Antrag. Wir glauben allerdings, dass die heutigen
Angebote zur Stressbewaltigung sowohl von den
Krankenkassen als auch von privaten Betreibern
dermaf3en flachendeckend und tberschaubar sind,
dass wir hier keine zusatzlichen Coachs oder zu-
satzlichen Angebote brauchen. Denn es kann nicht
sein, dass wir nur zusétzliche Entspannungskurse
anbieten, aber die Frauen letztlich mit ihrem Stress,
mit dem Vereinbarungsproblem alleine lassen.
Deswegen reichen Entspannungskurse allein nicht,
liebe Frau Milz. Wir missen wirklich die Strukturen
verandern. Vielleicht kbnnen Sie an der Stelle doch
noch einmal auf Frau Merkel einwirken. Dann schaf-
fen wir es vielleicht ein bisschen schneller.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Vizeprasidentin Gunhild Both: Danke, Frau Mi-
nisterin.

Wir kommen damit zur Abstimmung (iber die Uber-
weisungsempfehlung. Der Altestenrat empfiehlt die
Uberweisung des Antrags Drucksache 15/1193
an den Ausschuss fur Frauen, Gleichstellung
und Emanzipation — federfihrend — sowie an den
Ausschuss fur Arbeit, Gesundheit, Soziales und
Integration. Die abschlieBende Beratung und Ab-
stimmung soll im federfihrenden Ausschuss in 6f-
fentlicher Sitzung erfolgen. Wer stimmt dieser
Uberweisungsempfehlung zu? — Stimmt jemand
dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist diese Uber-
weisungsempfehlung  einstimmig angenommen
worden.

Wir kommen zu:

10 Staus in Nordrhein-Westfalen vermeiden —
Nachtbaustellen ausweiten
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Antrag
der Fraktion der FDP
Drucksache 15/127

Beschlussempfehlung

des Ausschusses

fir Bauen, Wohnen und Verkehr
Drucksache 15/1206

Der Antrag der Fraktion der FDP Drucksache
15/127 wurde gemaf § 79 Abs. 2 Buchstabe b der
Geschaftsordnung vom Plenum an den Ausschuss
fur Bauen, Wohnen und Verkehr Uberwiesen mit der
MaRgabe, dass eine Beratung und Abstimmung erst
nach Vorlage einer Beschlussempfehlung erfolgt.

Ich eréffne die Beratung und erteile Herrn Brockes
fur die FDP-Fraktion das Wort.

Dietmar Brockes (FDP): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Das nordrhein-westfalische Au-
tobahnnetz ist mit rund 2.200 km Lange bundesweit
am starksten belastet. Auf zahlreichen Strecken
verkehren taglich mehr als 100.000 Fahrzeuge, auf
dem Kolner Ring sogar bis zu 170.000. Diese ho-
hen Verkehrsbelastungen, zahlreiche Unfélle und
Baustellen sind zu je einem Dirittel fir die Staus auf
den Autobahnen ursachlich.

Die taglichen Verkehrsstaus sind nicht nur ein Ar-
gernis fur Autofahrer, sie belasten zudem die Um-
welt und fihren zu immensen volkswirtschaftlichen
Schaden. Wissenschaftliche Studien beziffern die
volkswirtschaftlichen Kosten von Verkehrsstaus auf
mindestens 20 Milliarden € im Jahr.

Staus werden sich niemals ganz vermeiden lassen.
Verkehrsunfélle oder sonstige unvorhergesehene
Ereignisse wie das Blitzeis heute Morgen lassen
sich nicht kalkulieren. Aber es gibt eine Vielzahl von
Mdglichkeiten, Staus gar nicht erst entstehen zu
lassen oder so schnell wie méglich wieder aufzuld-
sen.

Dieses Ziel, meine Damen und Herren, verfolgt die
Offensive gegen den Verkehrsstau in Nordrhein-
Westfalen, mit der die schwarz-gelbe Landesregie-
rung im Jahr 2006 erstmalig ein ganzheitliches
Stauvermeidungskonzept vorgelegt hat. In diesem
Konzept wurden die verfigbaren kurz-, mittel- und
langfristig wirkenden Instrumente geblndelt.

Es hat im Wesentlichen drei Schwerpunkte: ein ver-
bessertes Baustellenmanagement, die Beseitigung
von Storstellen und Engpéssen im Autobahnnetz
sowie die Optimierung des Stral3enbetriebs und der
Kommunikation mit den Verkehrsteilnehmern. Im
Zusammenwirken aller MaBnahmen leistet die Of-
fensive gegen den Verkehrsstau einen bedeuten-
den Beitrag zur Verbesserung der Mobilitét in Nord-
rhein-Westfalen.

Meine Damen und Herren, im Rahmen der Verbes-
serung des Baustellenmanagements ist es gelun-

gen, die Durchfiihrung von Bauarbeiten mit kiirzerer
Dauer, die sogenannten Tagesbaustellen, verstéarkt
in verkehrsarme Zeiten zu legen. So konnte die An-
zahl der Nachtbaustellen mit Auswirkung auf den
Verkehr von 2.555 im Jahr 2004 auf 4.701 im Jahr
2008 deutlich erhéht werden. Bei einer Gesamtzahl
von rund 12.000 Tagesbaustellen werden 38 % der
Bauarbeiten nachts durchgefiihrt. Damit leisten
Nachtbaustellen einen wesentlichen Beitrag zur
Stauvermeidung.

Angesichts des steigenden Verkehrsautkommens
fordern Experten, das Instrument der Nachtarbeit
noch starker als bisher zu nutzen. Demgegenuber,
meine Damen und Herren, hat sich NRW-
Verkehrsminister Voigtsberger in Presseberichten
kritisch zum Einsatz von Nachtbaustellen geduf3ert.
Die sinnvollste Forderung von Bundesverkehrsmi-
nister Ramsauer, zur Stauvermeidung auf Auto-
bahnbaustellen verstéarkt nachts zu arbeiten, tat er
als typische Sommerlochdiskussion ab.

(Beifall von der FDP)

Herr Minister, mit einer solchen Bemerkung, die
meines Erachtens unverantwortlich ist, wird deut-
lich, dass Sie die Interessen der taglich durch den
Stau betroffenen Menschen in diesem Land leider
nicht ernst nehmen.

(Beifall von der FDP)

Meine Damen und Herren, vor diesem Hintergrund
haben wir diesen Antrag gestellt. Im Verkehrsaus-
schuss hat der Minister inzwischen klargestellt, dass
er nicht beabsichtige, die Zahl der Nachtbaustellen
zu verringern. Dies begrtif3e ich ausdricklich.

Allerdings héatten wir uns gewunscht, dass Sie sich
wie zum Beispiel die Experten vom ADAC fir einen
vermehrten Einsatz von Nachtbaustellen einsetzen.

(Beifall von der FDP)

Meine Damen und Herren, hierbei stehen Sie leider
auf der Bremse. Sie vertun eine Chance, die durch
Baustellen verursachten Staus in Nordrhein-
Westfalen weiter zu verringern.

Auch wenn Sie vermutlich diesen Antrag heute mit
den Stimmen der linken Seite ablehnen, werden wir
Sie, Herr Minister, nicht aus der Verantwortung ent-
lassen und weiterhin genau beobachten, was Sie
konkret tun, damit die Betroffenen, also viele Pend-
lerinnen und Pendler, in diesem Land in Zukunft
nicht mehr einen Grof3teil des Tages im Stau ver-
bringen missen. — Vielen Dank.

(Beifall von der FDP — Vereinzelt Beifall von
der CDU)

Vizeprasidentin Gunhild Both: Danke, Herr Bro-
ckes. — Fur die Fraktion der CDU spricht jetzt Herr
Lehne.
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Olaf Lehne (CDU): Frau Prasidentin! Meine Damen
und Herren! Bei der Befassung des Ausschusses
fur Bauen, Wohnen und Verkehr hat sich herausge-
stellt, dass der Antrag dort leider keine Mehrheit ge-
funden hat. Die CDU bedauert dies.

Hierbei geht es ausdriicklich — bitte lassen Sie mich
das mit aller Deutlichkeit sagen — nicht um irgendein
kleinkariertes Parteiengezank, sondern um véllig
unschuldige Verkehrsteilnehmer, also um Pkw- und
Lkw-Fahrer, um deren Gesundheit und Nerven, vor
allem aber um die verlorene Lebenszeit, die sie
blodsinnigerweise in Staus verbringen; Herr Bro-
ckes hatte das schon angesprochen. Nicht bertick-
sichtigt sind die finanziellen Verluste eines jeden
Einzelnen mit Blick auf die Volkswirtschaft.

Es geht um die rot-rot-grinen Staus. Denn Sie,
meine Damen und Herren der regierenden Ver-
kehrsverweigerer, verhindern keine Staus, sondern
schaffen sie. Dies muss man der nordrhein-
westfalischen Bevolkerung immer wieder vor Augen
fuhren.

(Beifall von Manfred Kuhmichel [CDU] — Jo-
chen Ott [SPD]: Werden Sie nicht peinlich,
Herr Lehne!)

— Herr Ott, wenn mich ein Kélner peinlich findet,
kann das eigentlich nur gut sein. Einen der schlech-
testen Disseldorfer haben Sie zum Oberbirger-
meister von Koln gewahlt. Das finde ich faszinie-
rend.

(Jochen Ott [SPD]: Er kommt aus Coesfeld! —
Zuruf von Norwich Ruf3e [GRUNE])

Es geht um die Nerven von Millionen gestresster
Autofahrer und Wahler. Es geht um Nachtbaustel-
len. Die beiden letzten CDU-Verkehrsminister Witt-
ke und Lienenkdmper haben hierbei groRartige
Vorarbeit geleistet.

Folgende Zahlen moéchte ich Ihnen nennen: 2004
hatten wir magere 2.555 Nachtbaustellen, die die
Verkehrsstaus tagsuber reduzieren sollten.

(Zurufe von der SPD und von den GRUNEN)

— Hoéren Sie gut zu; das fallt noch in Ihre Regie-
rungszeit.

Naturlich war das nur ein Tropfen auf den heil3en
Stein. Aber wir haben in den Folgejahren diesen
Weg sehr effizient weiter beschritten. So hatten wir
2005 schon 3.200 Nachtbaustellen. Wie eben schon
erwahnt wurde, waren es 2008 knapp 5.000.

Knapp 40 % von rund 12.000 Baustellen wurden in
die Nachtstunden verlegt. Mit Recht sind wir stolz
auf diesen Beitrag zur Vermeidung von Staus. Mit
Recht sind wir stolz auf diese Entwicklung, weil das
Verkehrsaufkommen in Zukunft dramatisch steigen
wird.

Vor wenigen Tagen verkindete Bundesverkehrsmi-
nister Peter Ramsauer auf dem 49. Verkehrsge-

richtstag in Goslar, es drohe ein Verkehrsinfarkt. Bis
2025 — so Ramsauer — werde allein der Giterver-
kehr um bis zu 80 % zunehmen, der Transitverkehr
sogar um 150 %. Gleichzeitig nimmt nach Studien
des Bundesverkehrsministeriums der Personenver-
kehr bundesweit um ca. 20 % zu.

Vergessen Sie nicht, meine Damen und Herren von
der Landesregierung: Nordrhein-Westfalen ist das
Durchfahrland Nummer eins in Deutschland. Vor
diesem dramatischen Hintergrund geben die AuRRe-
rungen des Nachfolgers der beiden erfolgreichen
Verkehrsminister Wittke und Lienenkéamper, namlich
Sie, Herr Voigtsberger, berechtigten Anlass zur
Sorge.

Ihr Staatssekretar — das wissen wir schliellich alle
im Hause — wirde am liebsten mit der Vierer-Karte
der StraRenbahn nach Berlin hin- und zurtickfahren.
Dass er den Nutzen der Nachtbaustellen infrage
stellt, wundert mich nicht. Dass Sie, Herr Voigtsber-
ger, sich infizieren lassen, wundert umso mehr. Die
Landesregierung beruft sich dabei angeblich auf
Material des ADAC und vergleicht Nordrhein-
Westfalen und seine Nachtbaustellen mit anderen
Bundeslandern. Sie kommen so zu dem Trug-
schluss, dass Nachtbaustellen so gut wie kein
Thema der anerkannten Stauvermeidung seien. Irr-
tum, Herr Voigtsberger. Vollstandig lesen bildet.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Sagt der Richtige!)

Denn im ADAC-Bericht steht es anders. Da heil3t es
ausdricklich: Angesichts des steigenden Verkehrs-
aufkommens muss das Instrument der Nachtbau-
stellen starker genutzt werden. Lediglich die griine
Brille aufzusetzen, geht an der Realitat vorbei und
wird lhnen bei den Wahlern, den gestressten Auto-
fahrern auch nicht helfen. Augenscheinlich haben
Sie an dem Thema Uberhaupt kein Interesse.
Schauen wir einmal, wie das in der Bevolkerung
ankommt.

(Vorsitz: Prasident Eckhard Uhlenberg)

Augenscheinlich haben Sie sich von den grinen
Umweltverbesserern beeindrucken lassen, deren
Parteichef insbesondere vor wenigen Tagen den
volligen Unsinn verkindete, wir bréauchten keine
neuen LandesstraBen. Dies ist umweltfeindlich,
wabhlerfeindlich, verkehrsfeindlich, wirtschaftsfeind-
lich und fur Nordrhein-Westfalen schadlich.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Meine Damen und Herren, lieber Herr Voigtsberger,
wir sind uns doch wohl einig, dass wir unter dem
Druck einer hoheren Verkehrsdichte in Zukunft nicht
weniger StraBen brauchen, sondern mehr. Dassel-
be gilt fur die Nachtbaustellen — nicht weniger, son-
dern mehr. Nur alle Verkehrstrager zusammen, zu
Land, zu Wasser und zu Luft, werden die Verkehre
der Zukunft aufnehmen kénnen.

(Mehrdad Mostofizadeh [GRUNE]: Wieder
mehr Schulden!)
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Wenn Sie dem Antrag der FDP ihre Zustimmung
verweigern, dann, sehr geehrte Damen und Herren
der Landesregierung, sind die Staus in Nordrhein-
Westfalen endgultig Ihre Staus. — Herzlichen Dank
far Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter Lehne. — Fir die SPD-Fraktion spricht
der Abgeordnete Berghahn.

Jirgen Berghahn (SPD): Sehr geehrter Herr Pré-
sident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir alle
kennen das leidige Thema der Staus auf den Auto-
bahnen. Jeder von uns waére sicherlich froh, wenn er
dafiir die optimale Losung hétte, um das vermeiden
zu kénnen.

(Ralf Witzel [FDP]: Verkehrswegebau statt
rot-griiner Verkehrsverhinderung!)

Nachtbaustellen zur Entzerrung der Staus am Tage
sind dabei eines von vielen Mitteln zur Staubekamp-
fung.

(Ralf Witzel [FDP]. StraRenausbau statt
Ruckbau ist auch ein Weg!)

Aber, meine Damen und Herren der FDP, es ist halt
nur eins von vielen Mitteln und auch nur begrenzt
tauglich. So ist es zum Beispiel auch wichtig, den
Schwerlastverkehr soweit wie mdoglich auf die
Schiene oder auf die Wasserwege zu verlagern, um
der Uberlastung des StraRennetzes entgegenzuwir-
ken.

Was ebenfalls zu einer Stauvermeidung gehort, ist
ein intaktes Stral3ennetz. Deshalb haben wir zu-
sammen mit unserem Koalitionspartner dem Stra-
Renerhalt Vorrang vor dem Neubau eingeraumt.

(Beifall von den GRUNEN)

Die Landesregierung setzt dieses dankenswerter-
weise um. Dariiber hinaus ist es sinnvoll, intelligente
Lésungen der Verkehrsfihrung zu fordern, Staus an
Baustellen zu vermeiden und zu entschéarfen — ein
Weg, den der Minister Voigtsberger mit der Errich-
tung einer Verkehrsleitzentrale und dem Ausbau der
Verkehrstelematik bereits eingeschlagen hat. Dabei
geht es um die Steuerung der Verkehrsstréme mit
moderner elektronischer Nachrichtentechnik.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, es ist lhnen
zwar schon bekannt, aber ich wiederhole es gerne
hier: NRW liegt mit einem Anteil von 30 % an
Nachtbaustellen an der Spitze der Bundeslénder,
die diese Mittel nutzen. Bayern folgt mit lediglich
4%, und die restlichen Bundeslander liegen bei
rund 1 %. Das heif3t, wir sind Spitzenreiter — und
dies ist sehr lobenswert. Baustellenmanagement ist
dabei das Zauberwort, das Sie wahrend lhrer Re-
gierungszeit vollig vernachlassigt haben.

Es gibt aber auch Grenzen fur die Erhdhung der
Anzahl von Nachtbaustellen. Auch das muss ange-
sprochen werden. Dazu gehort die Sicherheit der
Baustellenarbeiter. Dazu gehdren Qualitatseinbu-
Ben durch unzureichende Lichtverhéaltnisse. Dazu
gehort Verkehrsgefahrdung durch Baustellenbe-
leuchtung, die die Verkehrsteilnehmer blendet, und
Larmbel&stigung in der Nacht von Anwohnern in der
Nahe von Autobahnen.

Meine Damen und Herren der FDP, der Ausschuss
fur Bauen, Wohnen und Verkehr hat lhren Antrag
beraten und bereits mehrheitlich abgelehnt. Der An-
trag greift fachlich zu kurz. Nachtbaustellen werden
bereits vom Verkehrsministerium bzw. Stra-
Ben.NRW bis an die Grenze des Vernlnftigen und
Mdoglichen genutzt. Insoweit ist Ihr globaler Antrag
auf Ausweitung von Nachtbaustellen abzulehnen.

Aber es gibt etwas, was auch Sie, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen der FDP, zur Stauvermeidung
machen kdnnen. Reden Sie bitte mit der Bundesre-
gierung. Reden Sie ihr ins Gewissen, insbesondere
dem Verkehrsminister Ramsauer in Berlin. Sorgen
Sie dafir, dass die Férderung des RRX und der Be-
tuwe-Linie mit allen Nebenstrangen zeitnah erfolgt.
Das entlastet dauerhaft unsere Straf3en und hilft
somit, wirksam Staus zu vermeiden.

Wir brauchen mehr als wohlfeile Absichtserklarun-
gen. Wir brauchen Kklare, verlassliche Finanzie-
rungszusagen. Unser Land Nordrhein-Westfalen
darf nicht langer ein Stiefkind der Bundesverkehrs-
politik sein. — Vielen Dank.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter Berghahn. — Fur die Fraktion Blndnis
90/Die Griinen spricht der Abgeordnete Klocke.

(Josef Hovenjurgen [CDUJ: Er hat heute
noch nicht gesprochen!)

Arndt Klocke (GRUNE): Lieber Herr Prasident!
Sehr geehrte Damen und Herren! Genau, ich habe
heute noch nicht gesprochen. Es sah erst so aus,
als wenn das die erste Parlamentsrede von mir
werden wirde. Bei der ersten Plenarsitzung stand
es schon auf der Tagesordnung. Wir haben die An-
tragsberatung aber dann in den Ausschuss vertagt
und im Ausschuss entsprechend dagegen votiert.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben schon
heute Uberdurchschnittlich viele Nachtbaustellen in
Nordrhein-Westfalen. Die letzte Landesregierung,
Herr Lehne, die Sie so positiv erwahnt haben, hat —
das ist richtig — das mit einem guten System beglei-
tet, mit Bonus-/Malus-Zahlungen. Die Verkehrsmi-
nister hatten da eine verninftige Regelung. Der jet-
zige Verkehrsminister hat diese Ubernommen. Herr
Brockes, wenn Sie sagen, das misse ausgeweitet
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werden und viele Experten wirden dazu raten,
dann frage ich mich, welche Experten das sind.

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Herr Brockes!)

Denn bei den Gesprachen, die ich gefihrt habe —
beispielsweise mit dem ADAC, mit den IHKen, mit
vielen Verkehrsverbanden — war es Uberhaupt kein
Thema, dass es in Nordrhein-Westfalen dringend
ausgeweitet werden miusse. Es ist heute schon so,
dass Uber 25 % der Baustellen, die wir in Nordrhein-
Westfalen mit kirzerer Laufzeit haben, Nachtbau-
stellen sind.

Auf der einen Seite bietet es die Mdglichkeit, dass
Baustellen schneller abgearbeitet werden. Auf der
anderer Seite geht es um Arbeitnehmerschutz. Es
geht auch um Larmschutz fir die betroffenen Men-
schen, die an Autobahnen wohnen und Uber Mald
belastigt werden; das scheint fir Sie aber kein
Thema zu sein. Dariiber hinaus sind Nachtbaustel-
len mit h6heren Kosten verbunden.

Wenn man zwischen dem Arbeitnehmerschutz, den
Kosten und der Méglichkeit, Baustellen schneller zu
beheben, abwagen muss, kann man nur dazu ge-
kommen, dass es eine ausgewogene Mischung
zwischen Baustellen, die tagsuber erledigt werden,
und Nachtbaustellen geben muss. Wir brauchen
hier in Nordrhein-Westfalen keine Ausweitung.

Wir sagen auch nicht, dass wir die bisherige Praxis
aufgeben bzw. den Anteil an Nachtbaustellen zu-
rickfahren wollen. Sofern ich die Aussagen des Mi-
nisters in der Presse vom Sommer richtig verstan-
den habe, geht es gar nicht darum, dass wir den
Anteil an Nachtbaustellen reduzieren. Wir setzen
allerdings darauf, dass der Anteil in Zukunft nicht
weiter erhdht werden darf. Deswegen gibt es eine
breite Allianz, diesen Antrag abzulehnen.

Die bisherige Praxis in Nordrhein-Westfalen hat sich
als sinnvoll herausgestellt. Wir wollen es nicht aus-
weiten. Wir sind an flieBender Mobilitat hier im Land
interessiert. Wir wollen, dass die Baustellen schnell
bearbeitet werden. Wir setzen — das hat der SPD-
Kollege eben gesagt — darauf, dass deutlich mehr
StralBen saniert werden, als es friiher der Fall war.
Das ist eine gute Gewahr dafir, dass im nachsten
Winter keine Schlaglécher mehr drohen, wie wir das
jetzt erleben. Aber mehr Baustellen in der Nacht
sind nicht notwendig, und wir werden sie in Zukunft
auch nicht in Angriff nehmen. — Danke fir die Auf-
merksamkeit.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter Klocke. — Fir die Fraktion Die Linke
spricht Frau Abgeordnete Beuermann.

Barbel Beuermann (LINKE): Herr Prasident! Mei-
ne Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Der 8. Mai 2006 sollte nach der damaligen

schwarz-gelben Landesregierung ein innovativer
Start fur den Verkehr in NRW sein. Vollmundig und
groRRspurig stellte der damalige Verkehrsminister
Oliver Wittke die Offensive gegen den Stau in NRW
vor — Ubrigens jener Herr Wittke, der die erlaubte
Geschwindigkeitsbegrenzung als Verkehrsminister
durchaus schon einmal aus den Augen verlor.

Bereits 2005 verbreitete Herr Wittke vollmundig,
dass sich Schwarz-Gelb nicht mit den Staus in
NRW abfinden und diese nicht mehr entstehen las-
sen bzw. so schnell wie moglich auflésen wolle.
Auch einem Herrn Wittke als Vertreter der damali-
gen Landesregierung ist bewusst gewesen, dass
sich Verkehrsunfélle und unvorhersehbare Ereig-
nisse nicht kalkulieren lassen. Weiter stellte der
damalige Verkehrsminister klar, dass die Planung
von Autobanen ungeachtet mdoglicher Bedenken
von Umweltschiitzern und -schitzerinnen be-
schleunigt werden solle.

Das sogenannte Antistauprogramm von Schwarz-
Gelb beruhte im Wesentlichen auf drei Saulen: ers-
tens auf einem verbesserten Baustellenmanage-
ment durch den Einsatz moderner Kommunikations-
techniken, zweitens auf der Verkirzung von Bauzei-
ten durch flexiblere, langere das Tageslicht ausnut-
zende Arbeitszeiten, zunehmender Nachtarbeit
durch Nachtbaustellen, einer Sechstagewoche und,
meine Damen und Herren, einem mit den Firmen
vereinbarten, vertraglich festgelegten Bonus-Malus-
System, verbunden mit sehr knappen Bauzeitvor-
gaben. Die dritte Saule sollte die Optimierung von
Kommunikation und Stral3enbetrieb durch ein neues
computergestitztes Baustelleninformationssystem
sein. Dies wurde, wie so vieles unter der damaligen
Landesregierung, medienwirksam in NRW verbrei-
tet.

Lassen Sie mich auf die sogenannte zweite Saule
und hier insbesondere auf das sogenannte Bo-
nus/Malus-System eingehen. Hier, meine Damen
und Herren der ehemaligen Regierungsparteien,
muss die Frage gestattet sein: Wem diente dieses
System? — Wenn Firmen mit sogenannten Bonus-
zahlungen bei verkirzten Bauzeiten gekddert wer-
den, steht die Frage im Raum: Qualitat contra Zeit? —
Die Auswirkungen dieser Politik werden sich gege-
benenfalls in einigen Jahren bemerkbar machen
bzw. machen sich schon bemerkbar; ich verweise
auf die Schlaglocher.

Meine Damen und Herren, neben den Mitarbeitern
und Mitarbeiterinnen des LandesstraRenbaube-
triebs sind die im StraRenbau tatigen Kollegen téag-
lich wechselnden Belastungen und Gefahren aus-
gesetzt. Sie, meine Damen und Herren von der
FDP, wollen diese Belastungen der Tatigen durch
die kontinuierliche Ausweitung von Nachtbaustellen
und somit der Nachtarbeit an sechs Tagen in der
Woche noch verstarken.

(Beifall von der LINKEN)
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Keiner dieser Kollegen, die zum Teil schweren phy-
sischen, aber auch psychischen Belastungen aus-
gesetzt sind, wird in der Lage sein, bis zur Rente ab
67 draul3en arbeiten zu kdnnen. Ich denke, dass
hier auch Rot-Grun gefordert ist, um nicht nur im
Bundesrat, sondern auch in den eigenen Bundes-
parteien und -fraktionen arbeitnehmerfreundlichere
Entscheidungsprozesse auf den Weg zu bringen.

Haben Sie, meine Damen und Herren der FDP,
schon einmal bei Wind und Wetter, bei Nacht, widri-
gen Beleuchtungsverhaltnissen und unter Zeitdruck —
denn die Firma will ja den Bonus — gearbeitet? — Ich
denke, eher nicht, obwohl Politikerinnenpraktika im
Wahlkampf bekanntlich gerne als sogenannte Bur-
gerinnennéhe eingesetzt werden.

Wir Linke wollen eine andere, eine tkologische Ver-
kehrspolitik. Dazu gehort fir uns der Ausbau des
OPNV unter Beriicksichtigung der lokalen Bediirf-
nisse sowie ein landesweites Nahverkehrsticket,
verbunden mit einem ,Sozialticket NRW*.

(Beifall von der LINKEN)

Privatisierungsbestrebungen  auch
Bereich erteilen wir eine Absage.

im  OPNV-

Die Linke wird diesem auf dem Rulcken der Be-
schéftigten ausgetragenen FDP-Antrag nicht zu-
stimmen.

(Beifall von der LINKEN)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Frau
Abgeordnete Beuermann. — Fir die Landesregie-
rung spricht Herr Minister Voigtsberger.

Harry Kurt Voigtsberger, Minister fur Wirtschaft,
Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr: Herr Prasi-
dent! Meine Damen und Herren! Das ist nach wie
vor ein spannendes Thema. Wir haben es ja bereits
im November im Ausschuss fur Bauen, Wohnen
und Verkehr sehr ausfiihrlich behandelt, aber ich
mochte hier die Diskussion noch mal in ihren
Schwerpunkten vorstellen. Insoweit nutze ich gern
diese Gelegenheit.

Es ist hier schon wiederholt angesprochen worden:
In Nordrhein-Westfalen werden rund 30 % der Bau-
stellen kirzerer Dauer — so hei3en die sogenannten
Tagesbaustellen, die, wenn nachts gearbeitet wird,
als Nachtbaustellen bezeichnet werden — in dieser
Form betrieben. Dieses Niveau soll auch bestehen
bleiben; daran soll nicht geriittelt werden.

Das bedeutet: Von 15.000 Baustellen kurzerer
Dauer werden im Jahr 5.000 nachts betrieben. Aber
— das muss auch gesagt werden — da gibt es Gren-
zen — das kann man nicht beliebig steigern —, und
zwar aus wirtschaftlichen und sozialvertréglichen
Grunden.

In einer Erhebung des Instituts fur StralRenwesen
der RWTH Aachen werden diese auch beschrieben:

Beispielsweise ist nachts die Verkehrssicherheit be-
eintrachtigt. Es ist eine geringere Einbauleistung
festzustellen, das heil3t, das, was man einbaut, wird
teurer. Die Sicherheit der Arbeiter und auch die bau-
technische Qualitat sind tangiert. Letztendlich hat es
also Grenzen, was man nachts tun kann. Mit 30 %
ist Nordrhein-Westfalen gut aufgestelit.

Es wurde auch schon erwédhnt: Bundesweit gibt es
keine Vorbilder, dass man das steigern kénnte und
sollte. Nordrhein-Westfalen nimmt mit 30 % den
Spitzenplatz ein. Bayern folgt mit 4 %, die anderen
Bundeslander mit unter 1 %.

(Zuruf von der CDU)

Also auch da gibt es nichts, Herr Lehne, wo wir sa-
gen koénnten: Die kdnnen und machen es. Wir sind
da absolute Spitze. Insoweit ist der Antrag Uberflis-

sig.

Aber, Herr Lehne, messen Sie mich ruhig an dem,
wie viele Staus in Nordrhein-Westfalen in Zukunft
auftreten. Der ADAC hat 2009 zum Spitzenstaujahr
in Nordrhein-Westfalen erklart. In diesem Jahr sind
44,000 Staus in Nordrhein-Westfalen mit einer
durchschnittlichen Stauldnge von 300 km pro Tag
registriert worden. Ich sage lhnen ganz einfach:
Messen Sie mich an diesen Werten.

(Zuruf von der CDU)

Ich bin davon Uberzeugt, dass die Ma3nahmen, die
wir anpacken, zu einer Reduzierung von Staus in
Nordrhein-Westfalen filhren werden. Ich weil3 auch
warum: Wir sind — das muss mir niemand sagen —
wegen unserer zentralen Lage wirtschaftsstarkste
Metropolregion und wichtigstes Wirtschaftszentrum
der Welt. Wir haben eine hohe Bevolkerungsdichte,
eine hohe Dichte der Verkehrsnetze, den starksten
urbanisierten Raum in Europa. Dadurch haben wir
natdrlich ein enormes Verkehrsaufkommen. Diese
hohe Mobilitdt von Menschen und Waren erleben
wir hier alle gemeinsam jeden Tag, ebenso wie die-
sen beachtlichen Transitverkehr, der weder in Nord-
rhein-Westfalen entsteht noch NRW zum Ziel hat,
aber letztendlich auch unser Straf3en- und Ver-
kehrsnetz belastet.

Jeden Tag werden wir diese Verkehrsnachfrage er-
folgreich bewéltigen mussen, und zwar — das sage
ich hinzu — zu jeder Jahreszeit; denn auch an
schwierigen Wintertagen muss die Mobilitat gewahr-
leistet sein. Ansonsten hatten wir als Ballungsraum
dieser Art enorme Schwierigkeiten.

Ich gehe auch davon aus, dass Mobilitat in Nord-
rhein-Westfalen eine Kernkompetenz ist, die wir
sehr oft von anderen bescheinigt bekommen. Wenn
ich Gaste aus dem Ausland habe, fragen mich sehr
viele: Wie kommen Sie eigentlich in Nordrhein-
Westfalen mit dem Verkehr zurecht?

(Zuruf von der FDP)
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In Briussel, Paris, London ist man zu ganz anderen
MaRRnhahmen gezwungen, etwa dazu, dass man nur
noch zu bestimmten Zeiten bestimmte Autos in die
Stadte lasst. Von solchen Verhéltnissen sind wir
weit entfernt.

Wir missen den wachsenden Anspriche der Men-
schen, aber auch der Wirtschaft in unserem Lande
gerecht werden. Das bedeutet, dass wir eine leis-
tungsfahige Infrastruktur vorhalten wollen. Sie wis-
sen, dass wir einen Schwerpunkt auf den Erhalt des
StraBennetzes gelegt haben; denn zum ersten Mal
haben wir erlebt, dass wegen Schlagléchern ganze
StraBen gesperrt werden mussten, weil sie nicht
mehr sicher befahren werden konnten. Dies ist eine
zentrale Herausforderung.

Sie wissen, dass wir fir Mai eine Fachkonferenz
planen, auf der wir auch mit Gutachten die ver-
schiedenen Fragen analysieren wollen. Die Ruhr-
Universitdt Bochum ist vor wenigen Tagen beauf-
tragt worden, ein Gutachten auch zur Erforschung
von Baustellen zu erarbeiten. Dann werden wir uns
damit beschéftigen, gerade mit Baustellen, ihrer
Gestaltung, Art, Haufigkeit und damit, wie sie sich
auf die Verkehrssituation auswirken. Das alles soll
einmal mit verninftigem Basismaterial untersucht
werden.

Wir werden bei dieser Konferenz nationale und in-
ternationale Erfahrungen mit einbeziehen. Ich bin
davon Uberzeugt, dass es uns gelingt, neue Ideen
und neue Ansatze zu finden, sodass wir dieses
Land auch in Fragen der Mobilitat weiterentwickeln
koénnen.

Meine Damen und Herren, Sie sehen, dieses The-
ma ist von der Landesregierung lange erkannt. Ich
kann lhnen sagen, es ist auch in guten Handen. Wir
werden weiter erfolgreich daran arbeiten. Ich bitte
dabei um lhre Unterstltzung. — Vielen Dank.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Minister. — Es gibt keine weiteren Wortmeldungen.
Wir sind damit am Ende der Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss fir
Bauen, Wohnen und Verkehr empfiehlt in der Be-
schlussempfehlung Drucksache 15/1206, den
Antrag Drucksache 15/127 abzulehnen. Wer dem
seine Zustimmung geben kann, bitte ich um das
Handzeichen. — Wer kann dem nicht seine Zustim-
mung geben? — Wer enthdlt sich? — Damit ist die
Beschlussempfehlung des Ausschusses ange-
nommen und der Antrag mit den Stimmen von
SPD, Biindnis 90/Die Griinen und der Linkspartei
gegen die Stimmen von CDU und FDP abgelehnt
worden.

Wir kommen zu:

11 Uber- und auRerplanméaRige Ausgaben im
3. Quartal des Haushaltsjahres 2010

Antrag

des Finanzministers
geman Art. 85 Abs. 2 LV
Vorlage 15/259

Beschlussempfehlung und Bericht
des Haushalts- und Finanzausschusses
Drucksache 15/1207

Eine Debatte ist nicht vorgesehen.

Wir kommen deshalb unmittelbar zur Abstimmung.
Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt in
der Beschlussempfehlung Drucksache 15/1207,
die mit Vorlage 15/259 beantragte Genehmigung zu
erteilen. Wer dem seine Zustimmung geben kann,
bitte ich um das Handzeichen. — Wer kann dem nicht
seine Zustimmung geben? — Wer enthalt sich? —
Damit ist die Empfehlung des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses einstimmig angenommen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt

12 VeraulRerung eines Grundsticks des Son-
dervermdgens Bau- und Liegenschaftsbetrieb
NRW

Antrag

des Finanzministers
geman 8§ 64 Abs. 2 LHO
Vorlage 15/281

Beschlussempfehlung und Bericht
des Haushalts- und Finanzausschusses
Drucksache 15/1208

Eine Debatte ist hierzu nicht vorgesehen.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluss-
empfehlung Drucksache 15/1208 seine Zustim-
mung geben kann, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Wer kann dem nicht seine Zustimmung ge-
ben? — Wer enthdlt sich? — Damit ist die Beschluss-
empfehlung mit Zustimmung der Fraktionen von
CDU, SPD, Bundnis 90/Die Grinen und FDP bei
Enthaltung der Fraktion Die Linke angenommen
worden.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt

13 Verfassungsgerichtliches Verfahren wegen
Priufung der VerfassungsmaRigkeit von Vor-
schriften des Gesetzes Uber die Feststellung
eines Nachtrags zum Haushaltsplan des Lan-
des Nordrhein-Westfalen fur das Haushalts-
jahr 2010 — Nachtragshaushaltsgesetz 2010

VerfGH 20/10
Vorlage 15/252
Vorlage 15/296
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Beschlussempfehlung
des Rechtsausschusses
Drucksache 15/1187

EntschlieBungsantrag
der Fraktion der CDU und
der Fraktion der FDP
Drucksache 15/1231

Zunachst war hierzu keine Debatte vorgesehen. Die
Fraktionen haben sich aber darauf verstandigt, dass
es eine Aussprache zu Tagesordnungspunkt 13
gibt.

Ich gebe das Wort fir die CDU-Fraktion Herrn Ab-
geordneten Dr. Droste.

Dr. Wilhelm Droste (CDU): Herr Prasident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Mit Blick auf die
vorgeruckte Stunde méchte ich den Antrag, den die
Fraktionen von FDP und CDU heute zu dem eigent-
lich ohne Debatte vorgesehenen Tagesordnungs-
punkt 13 eingebracht haben, in der gebotenen
Sachlichkeit wie aber auch Kirze begrinden.

Das Parlament hat im Landtag von Nordrhein-West-
falen am 16. Dezember des vergangenen Jahres
mit knapper Mehrheit den Nachtragshaushalt zum
Haushaltsjahr 2010 verabschiedet.

(Zurufe von der SPD)

Gegen dieses Gesetz haben die Fraktionen von
FDP und CDU ein Normenkontrollverfahren vor
dem Verfassungsgerichtshof angestrengt und zu-
gleich einen Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz
gegen den Vollzug dieses Gesetzes gestellt.

Am 18. Januar 2011 hat das Verfassungsgericht
dem Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz ...

(Zurufe von der SPD)

— Bisher war das alles noch unspektakular. Ich weil3
nicht, warum Sie jetzt schon nervis werden.

Prasident Eckhard Uhlenberg: Liebe Kolleginnen
und Kollegen, ich bitte, dass wir jetzt doch dem
Redner zuhdren.

Dr. Wilhelm Droste (CDU): Am 18. Januar 2011
hat das Verfassungsgericht dem Antrag auf einst-
weiligen Rechtsschutz in wesentlichen Punkten
stattgegeben.

(Zurufe von der SPD)

Die Entscheidung in der Hauptsache steht noch
aus.

Das Gesetz sieht vor, dass neben den unmittelbar
am Verfahren Beteiligten, den antragstellenden
Fraktionen und der Landesregierung, auch dem
Parlament, vertreten durch den Landtagsprasiden-

ten, Gelegenheit gegeben wird, sich zum Verfahren
zu aulZern.

Mit Schreiben vom 21. Dezember 2010 hat der Pra-
sident des Verfassungsgerichtshofs dem Landtag
Gelegenheit gegeben, sich bis zum 28. Marz 2011
zu dem Verfahren zu &uf3ern.

Am vergangenen Mittwoch hat sich erstmalig der
Rechtsausschuss mit der Frage der eigenstandigen
Stellungnahme des Parlaments befasst. In dieser
Sitzung haben die Mitglieder der SPD-Fraktion so-
wie Grine und Linke darum geworben, dass man
diesem Antrag zustimmt. Wir haben das als Union
getan. Diesem Anliegen sind wir gefolgt; denn wir
sagen: Alles, was der Wahrheitsfindung dient, muss
geleistet werden.

Uber das Ob einer eigenstandigen Stellungnahme
des Parlaments wurde also in der Sitzung entschie-
den. — So weit zum Verfahren.

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, nun
sprechen wir Uber das Wie. Wie &aufR3ert sich das
Parlament zu diesem Verfahren?

Bei klarer Parlamentsmehrheit war es in der Ver-
gangenheit Usance, dass der Landtag in der Stel-
lungnahme gegeniber dem Gericht die Auffassung
der Mehrheitsfraktionen im Parlament inhaltlich wie
rechtlich noch einmal artikuliert und sich im Ergeb-
nis fur die VerfassungsmalRigkeit des Gesetzes
ausspricht.

Dieser Usance konnen wir jedoch aufgrund der Er-
eignisse seit der Klageerhebung nicht mehr beitre-
ten. Wir sind der Auffassung, dass sie nicht mehr
Platz greifen kann. Das mochte ich wie folgt be-
griinden:

Wir erinnern uns: Das Gesetz ist — ich wiederhole
es — mit knapper Mehrheit entschieden worden —

(Dennis Maelzer [SPD]: Absolute Mehrheit!)

mit Stimmen der Linken, von denen sich Abgeord-
nete nachher sogar als verwirrt bezeichnet haben.
Sie wussten nicht genau, wortiber sie abstimmten.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Das Verfassungsgericht hat im Rahmen eines Nor-
menkontrollverfahrens erstmalig in der Republik den
Haushalt im Wege des einstweiligen Rechtsschut-
zes gestoppt und dem Antrag entsprochen. Man
muss nicht lange Jura studiert haben, um zu wis-
sen, dass fur die Entscheidung im einstweiligen
Rechtsschutz eine wesentliche Sé&ule ist — selbst
wenn es nur ein summarisches Verfahren ist —, wie
gegebenenfalls der Ausgang in der Hauptsache
sein kbnnte, also wie begriindet der Antrag ist.

Der Finanzminister hat — dariber haben wir heute
eine lebhafte Debatte gefilhrt — in den letzten Tagen
im Wege der wundersamen Geldvermehrung
1,3 Milliarden € gefunden. Deshalb hat wohl nie-
mand an dieser Stelle einen Zweifel daran, dass
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dieser Haushalt so, wie er als Nachtrag verabschie-
det wurde, nicht mehr verabschiedet wird.

(Monika Diiker [GRUNE]: Kénnen Sie ein-
mal zum Thema sprechen?)

Wem das immer noch nicht reicht, den weise ich auf
die Geschehnisse bei der letzten Rechtsausschuss-
sitzung hin. Da wurde nicht etwa motiviert, man mo-
ge sich inhaltlich der Sache annehmen. Mit Ge-
nehmigung des Prasidenten darf ich zitieren. Herr
Korfges flhrte aus: ,Es gehe um die schwierige Ab-
grenzung zwischen den Rechten der Verfassungs-
organe.”

Als er dann zu Recht sowohl von mir als auch vom
Kollegen Orth kritisiert wurde, fihrte dazu der Kolle-
ge Aggelidis aus: Nein, der Landtag misse seine
Rechte wahren, und zwar vor allem angesichts der
Gefahr — ich betone: Gefahr —, dass das Gericht
moglicherweise in die Haushaltsautonomie des
Landtags eingreift. — Hier wird also ganz klar ge-
sagt: Es gilt, in diesem Verfahren das Ziel zu verfol-
gen, dass das Gericht in dieser Nische nichts zu su-
chen hat.

Deshalb sehe ich zur Stunde keine Veranlassung
und keine Mdglichkeit fur den Prasidenten dieses
Parlaments, eine klare Mehrheit herbeizuflihren, wie
wir uns zu artikulieren haben. Deshalb haben wir
uns zu dem Antrag entschlossen. Wir wollen zum
einen noch Uber das Wie gemeinsam mit Ihnen eine
Debatte zu fuhren, weil es den demokratischen Ge-
pflogenheiten Rechnung tragt und die Mehrheit in
dieser Frage in diesem Hause wirklich nicht klar und
absehbar ist, und zum anderen erscheint uns lhre
Rechtsauffassung in der Sache sehr bedenklich,
wie Sie sich dort artikuliert haben.

Prasident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeordne-
ter, bitte.

Dr. Wilhelm Droste (CDU): Deshalb kénnen wir
nur anmahnen: MaRigen Sie sich gegenlber dem
Gericht! MaRigen wir uns in der Einlassung! Warten
wir mit Gelassenheit ab, wie die Gerichte zu diesem
Thema entscheiden werden. — Herzlichen Dank.

(Beifall von der CDU und von der FDP)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Dr. Droste. — Fir die SPD-Fraktion spricht der Herr
Abgeordnete Wolf.

Sven Wolf (SPD): Herr Prasident! Meine Damen
und Herren! Es ist — das haben mir die erfahreneren
Kollegen meiner Fraktion versichert — meines Er-
achtens schon ein sehr ungewdhnlicher Vorgang,
dass es hier in der rein formalen Frage des AuRe-
rungsrechts des Landtags gemaf § 48 Abs. 1 des
Verfassungsgerichtsgesetzes Uberhaupt zu einer

Debatte kommt. Es scheint, meine Damen und Her-
ren, in der Nachbetrachtung der Sitzung des
Rechtsausschusses zu einem Missverstandnis ge-
kommen zu sein:

Herr Kollege Korfges hat in der Sitzung dargelegt,
warum die SPD-Fraktion gemeinsam mit Blndnis
90/Die Griinen den Wunsch hat, sich im laufenden
verfassungsgerichtlichen Verfahren zu auf3ern. Er
wies auf die durchaus mdgliche Tragweite der im
Mittelpunkt stehenden verfassungsrechtlichen Fra-
ge hin. Alleine vom juristischen Standpunkt aus ge-
sehen — Herr Dr. Droste, da wirden Sie mir wahr-
scheinlich zustimmen — ist das eine sehr spannende
Frage, die — das fuhrt auch Ihr Klagevertreter aus —
selbst im Senat des Bundesverfassungsgerichts
héchst umstritten ist und unter Staatsrechtlern un-
terschiedlich gesehen wird.

Das alles diente lediglich der Klarstellung, warum
wir als Landtag insgesamt eine Stellungnahme im
laufenden Verfahren abgeben sollen. Das war aus-
driicklich auch kein Vorgriff auf die Stellungnahme
des Landtags, die noch folgen wird. Es war auf kei-
nen Fall davon die Rede, das Gericht in seine
Schranken zu weisen, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

Anders lasst sich die Reaktion der Mitglieder des
Rechtsausschusses ja auch nicht erklaren. Sie ha-
ben es ausgefuhrt: Dem Wunsch meiner Fraktion
traten die Kolleginnen und Kollegen der CDU-
Fraktion, Herr Biesenbach, selbstverstandlich und
sofort bei. Herr Dr. Orth erklarte fur die FPD vorab
eine Stimmenthaltung, sodass es zu dieser ein-
stimmigen Empfehlung des Rechtsausschusses ge-
kommen ist.

Ich mdchte mit einem zweiten Missverstandnis auf-
raumen, das sich in lhrem EntschlieBungsantrag
andeutet. Das ist das Missverstandnis, meine Frak-
tion wirde in irgendeiner Art und Weise das Verfas-
sungsgericht dieses Landes missachten. Meine
sehr verehrten Damen und Herren, dass wir als So-
zialdemokraten das Verfassungsgericht achten und
die dort geféllten Entscheidungen respektieren,
steht aul3er Frage. Das galt in der Vergangenheit,
und das gilt selbstverstandlich auch in Zukunft.

(Beifall von der SPD)

Sollte der Landtag nun der Empfehlung des Rechts-
ausschusses folgen — davon gehe ich aus —, obliegt
es dem Préasidenten, den Landtag zu vertreten und
durch einen Bevollméchtigten eine Stellungnahme
abzugeben. Ich gebe lhnen recht: Dies kann in Ein-
zelfallen fur den Préasidenten schwierig werden. Das
kann zu einem Konflikt mit seiner Neutralitatspflicht
fuhren. In dieser Weise, verehrte Kolleginnen und
Kollegen der CDU, verstehe ich auch lhren Hinweis
mit gebotener Zurlickhaltung. Ich denke aber, dass
sich das von selbst versteht.

Das ist eine Sachdiskussion die — wenn Sie einmal
in die Geschichtsbiicher schauen — bereits in den
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50er-Jahren im Deutschen Bundestag diskutiert
wurde und auch das Bundesverfassungsgericht be-
schéftigt hat. Die herrschende Meinung zu diesem
Punkt ist klar: Der Prasident vertritt das Anliegen
des Parlaments in der Gesamtheit. In den Féllen, in
denen Teile des Parlaments — das gilt zum Beispiel
in diesem Normenkontrollverfahren — mit unter-
schiedlichen Rechtsansichten gegeneinander ste-
hen, vertritt er jedoch regelméaRig die Mehrheitsmei-
nung, und zwar die Meinung der Mehrheit, die das
angegriffene Gesetz in diesem Hause beschlossen
hat.

(Beifall von der SPD)

Die von lhnen gebotene Zuriickhaltung ist unmdog-
lich. Werfen Sie einen Blick in die Kommentierung!
Dort heif3t es: Qua Amt muss er nun Partei fur die
Mehrheitsmeinung ergreifen. — Die Meinung der
parlamentarischen Minderheit wird ja auch bereits
ausreichend durch die 80 Klagerinnen und Klager
im Normenkontrollverfahren dargelegt und findet
entsprechend Gehdor.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von CDU und FDP,
Ihren Wunsch, den Prasidenten dazu zu verpflich-
ten, in seiner Stellungnahme den unterschiedlichen
Ansichten der Fraktionen Rechnung zu tragen, kann
eigentlich niemand gerecht werden. Uberlegen Sie
einmal, welche Folgen das hatte: Das bedeutete —
das ist in den 50er-Jahren schon einmal diskutiert
worden —, dass es eigentlich zwei Vertreter fur das
Parlament geben misste, ndmlich die Vertreter der
Mehrheitsmeinung und den Vertreter der Minder-
heitsmeinung. Diese Idee hat sich aber zu Recht
nicht durchgesetzt.

Diese Regelung verkennt namlich auch, dass es in
der Geschéftsordnung eine klare Regel gibt: Der
Prasident spricht mit einer Stimme fir das Parla-
ment. Es kann nur eine einheitliche Stellungnahme
des Verfassungsorgans Landtag geben. Daher
werden wir lhren Entschlieungsantrag ablehnen.

(Beifall von der SPD und von den GRUNEN)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter Wolf. — Fir die Fraktion Bundnis
90/Die Grinen spricht Herr Priggen.

Reiner Priggen (GRUNE): Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Dr. Droste, einfach einmal
zu den Zahlen. Knappe Mehrheit: 97 Stimmen fir
den Nachtragshaushalt, 77 dagegen! Selbst wenn
ich sieben Stimmen abziehe, sind es 90:77. Das ist
nicht knapp, das wissen Sie ganz genau. Insofern
ist die einleitende Begrindung an der Stelle nicht
korrekt.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Ich will einfach zur Kenntnis geben: Wir reden Uber
eine Beschlussempfehlung des Rechtsausschus-

ses. Darin steht: ,Der Landtag nimmt zu dem Ver-
fahren vor dem Verfassungsgerichtshof Stellung.
Sie ist im Rechtsausschuss bei Enthaltung der FDP
mit Zustimmung von CDU, Griinen, SPD und Linken
gefasst worden. Dariiber reden wir. Das ist so kor-
rekt gewesen. Darum geht es.

Dass bei einem Verfassungsgerichtsverfahren, bei
dem 80 Abgeordnete Klager sind, der Landtag die
Auffassung der Seite vertritt, die das mit Mehrheit
beschlossen hat, was beklagt wird, und nicht die
Position des ganzen Hauses in der Vielfaltigkeit und
Widersprichlichkeit, ist doch klar. Sie sind der Auf-
fassung, der Nachtragshaushalt sei verfassungs-
widrig. Wir sind der Auffassung, dass wir einen ver-
fassungskonformen Haushalt vorgelegt haben. Als
Sie vor funf Jahren einen Nachtragshaushalt vorge-
legt haben, den die SPD beklagt hat, war auch klar,
dass es an der Stelle umgekehrt lauft. Insofern ist
das ein ganz normales Verfahren. Darauf sollten wir
uns verstandigen.

Ich verstehe, ehrlich gesagt, den Anlass der Debat-
te Uberhaupt nicht. Insofern werden wir der Be-
schlussempfehlung des Rechtsausschusses folgen
und lhren EntschlieBungsantrag ablehnen. — Danke
schon.

(Beifall von den GRUNEN und von der SPD)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter Priggen. — Fiur die FDP spricht der
Abgeordnete Dr. Orth.

Dr. Robert Orth (FDP): Sehr geehrter Herr Prasi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es handelt
sich heute sicherlich nicht um den Standardfall der
Frage: Wie lasst sich der Landtag bei einem verfas-
sungsgerichtlichen Verfahren ein? — Wir haben das
in aller Regel ohne Debatte gemacht und abge-
stimmt; das ist richtig. In der Legislaturperiode 2000
bis 2005 haben wir aber auch hier und da eine De-
batte zu dem Thema gefiihrt, sodass es nicht vollig
aus der Luft gegriffen ist. Es ist insofern nicht unge-
wohnlich.

Heute haben wir eine Situation, die anders ist als
2005 bis 2010 und auch anders als 2000 bis 2005.
In den zehn Jahren davor hatten wir ndmlich jeweils
eine klare Mehrheit. Wir haben heute eine Minder-
heitsregierung und keine klare Mehrheit. Dann ist
die Frage: Wie definieren Sie, Herr Priggen, den
Begriff der Mehrheit? Ist ,Mehrheit* immer das, was
mehrheitlich in der Abstimmung war — einmal, gera-
de an dem Tag —, oder ist ,Mehrheit* das, was Sie
hier durchgéngig haben?

(Zuruf von Britta Altenkamp [SPD] — Weitere
Zurufe von der SPD und von den GRUNEN)

Wenn man dazunimmt, dass die Linke — so habe
ich es auch verstanden, als ich da sal3 — wirklich
aus Versehen dem Haushalt zugestimmt hat, dann
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haben Sie aus meiner Sicht nicht die Mehrheit ge-
habt. Im Ubrigen weil ich auch nicht ...

(Zurufe von der SPD und von den GRUNEN)

— Seien Sie doch mal leise. Mein Gott!

Prasident Eckhard Uhlenberg: Werte Kollegin-
nen und Kollegen, auch bei diesem Punkt ist es
leichter, wenn wir uns ein bisschen zurtickhalten
und Herrn Dr. Orth zuhdren.

Dr. Robert Orth (FDP): Im Ubrigen

(Ridiger Sagel [LINKE]: Verstehen Sie ei-
gentlich selber, was Sie da sagen?)

beschéftigt uns die Frage, ob das Parlament durch
die einstweilige Anordnung vielleicht auch schlauer
geworden ist, ob Sie als Rote, Griine und Dunkelro-
te, obwohl Sie den Beschluss aus Miinster bekom-
men haben, alles noch genauso sehen wie friher
oder ob Sie vielleicht dazugelernt haben — was ich
mir wiinschen wurde.

Dementsprechend haben wir heute einen Ent-
schlieBungsantrag eingebracht, auch weil im
Rechtsausschuss insbesondere von der Linken der
Eindruck erweckt wurde, dass das Parlament Gber
dem Verfassungsgericht steht.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Wie kommen Sie
denn darauf?)

Wenn man sagt, dass man das Verfassungsgericht
in die Schranken weisen wolle, dann muissen wir
hier klarstellen, dass das nicht die Auffassung des
Parlaments ist, meine Damen und Herren.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Auch darum geht es heute. Ich hatte schon von
Ihnen erwartet, dass Sie klar kundtun, dass sich
die Vertreter der Linken im Rechtsausschuss nicht
so geaullert haben, wie Sie von Rot und Grin es
fur sich gelten lassen wollen, meine Damen und
Herren.

(Rudiger Sagel [LINKE]: Sie wissen, was wir
denken?)

Ich jedenfalls wirde mich freuen, wenn Sie dem
EntschlieBungsantrag zustimmen wirden, und bin
der Ansicht, dass wir als Parlament uns keinen Ge-
fallen tun, wenn wir das so platt machen, wie Sie es
gerade vorgeschlagen haben. — Herzlichen Dank.

(Beifall von der FDP und von der CDU)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Dr. Orth. — Fir die Fraktion Die Linke spricht Herr
Abgeordneter Aggelidis.

Michael Aggelidis (LINKE): Herr Prasident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Werte Kolle-

ginnen und Kollegen! Den Entscheid des Verfas-
sungsgerichtshofs haben wir schon recht ausfihr-
lich erdrtert. Die Sprecherinnen und Sprecher der
Regierungsparteien haben eingerdumt, dass sie
sich Uber diesen Gerichtsentscheid nicht freuen
kénnen. In der Hauptsache aber bleibt das Urteil im
Marz abzuwarten.

(Beifall von der LINKEN)

Richter sind auch Menschen. Deshalb kann nie-
mand ausschlieRen, dass das Gericht den Klagern
recht gibt, obwohl es sachlich in keinster Weise ge-
rechtfertigt ware.

(Lachen von der CDU)

Letztlich — Sie wissen das, meine sehr verehrten
Damen und Herren — geht es um die Auslegung
der Kategorie des wirtschaftlichen Ungleichge-
wichts. Im Kern geht es also nicht um eine juristi-
sche, sondern um eine volkswirtschaftliche und ei-
ne politische Frage.

(Beifall von der LINKEN)

Ein Gericht kann nur beurteilen, ob sich die Regie-
rung in erforderlichem Malfie hat fachlich beraten
und die entsprechende Sorgfalt walten lassen. Ich
hielte es hingegen fir eine Anmafung des Ge-
richts, dariber zu entscheiden, ob das Gutachten
der einen Okonomin der Wahrheit naherkommt als
dasjenige etwa eines anderen Okonomen.

Ich nédhere mich damit dem Punkt, den ich fur des
Pudels Kern halte, um Ihnen den Gefallen zu tun,
auch einmal mit Goethe und nicht immer nur mit
Marx zu sprechen. Des Pudels Kern ist: Wenn der
Gesetzgeber Zug um Zug einen rechtlichen Rah-
men schafft, der jede Regierung zwingt, unsoziale
Sparpolitik zu machen, Arbeitsplatze zu vernich-
ten, offentliches Eigentum zu verscherbeln und
unerlassliche Zukunftsinvestitionen zu unterlassen,
dann gibt es in der Politik keinen Spielraum mehr.
Dann gibt es auch keine Demokratie mehr. Denn
worlber hatten die Wahlerinnen und Wahler dann
noch zu entscheiden?

(Beifall von der LINKEN — Rudiger Sagel
[LINKE]: Hey! — Dr. Gerhard Papke [FDP]:
Sie haben das Prinzip des Rechtsstaats
nicht verstanden!)

Ich wage mir gar nicht vorzustellen, was die soge-
nannte Schuldenbremse in dieser Hinsicht in den
kommenden Jahren noch alles anrichten wird. Die
Schuldenbremse  steht grundgesetzwidrig im
Grundgesetz, allein schon, weil sie Art. 20 und da-
mit dem Sozialstaatsprinzip widerspricht.

(Widerspruch von der CDU)

Das Sozialstaatsprinzip ist neben der Rechtsstaat-
lichkeit, der Demokratie und dem Féderalismus eine
tragende Saule unserer freiheitlich-demokratischen
Grundordnung.
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(Zurufe von der CDU)

Das werden Sie sich anhéren missen, auch wenn
es lhnen nicht passt, meine sehr verehrten Damen
und Herren. — Sie werden sehen: Eine Regierung in
Deutschland, die das Sozialstaatsprinzip und die
Demokratie endgtiltig opfert, um den Geschaftsban-
ken und dem GroRRkapital noch mehr Geld ins Maul
zu stopfen,

(Lachen von CDU und FDP)

wird Uber kurz oder lang das Schicksal der Regie-
rung Mubarak teilen. — Vielen Dank.

(Beifall von der LINKEN)

Prasident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr
Abgeordneter. — Wir sind am Ende der Beratung.
Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte, verehrte
Kolleginnen und Kollegen, um Ihre geschéatzte Auf-
merksamekeit.

Wir kommen erstens zur Abstimmung Uber die Be-
schlussempfehlung des  Rechtsausschusses
Drucksache 15/1187, in dem Verfahren eine Stel-
lungnahme abzugeben. Wer dem seine Zustim-
mung geben kann, bitte ich um das Handzeichen. —
Die Zustimmung aller Fraktionen des Landtags ist
erfolgt. Damit ist die Beschlussempfehlung ange-
nommen.

Wir kommen zweitens zur Abstimmung Uber den
EntschlieBungsantrag der Fraktion der CDU und
der Fraktion der FDP Drucksache 15/1231. Wer
dem seine Zustimmung geben kann, bitte ich um
das Handzeichen. — Wer stimmt dem nicht zu? —
Damit ist der EntschlieBungsantrag mit den Stim-
men von SPD, Griinen und Linken gegen die Stim-
men von CDU und FDP abgelehnt.

Wir kommen zu:

14 Wahl von Mitgliedern des Landtags in das
Kuratorium der Stiftung ,, Kunstsammlung
Nordrhein-Westfalen*

Wahlvorschlag

der Fraktion der CDU,

der Fraktion der SPD,

der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
der Fraktion der FDP und

der Fraktion DIE LINKE

Drucksache 15/1209

Eine Debatte ist hierzu nicht vorgesehen.

Wir kommen direkt zur Abstimmung Uber den
Wahlvorschlag Drucksache 15/1209. Wer dem
seine Zustimmung geben kann, bitte ich um das
Handzeichen. — Wer stimmt dem nicht zu? — Wer
enthalt sich? — Damit ist der Wahlvorschlag ein-
stimmig angenommen.

Wir kommen zu:

15 In den Ausschiissen erledigte Antrage

Ubersicht 5
geman 8§ 79 Abs. 2 GeschO
Drucksache 15/1211

Die Ubersicht 5 enthélt drei Antrage, die vom Ple-
num nach § 79 Abs. 2 Buchstabe ¢ an die Aus-
schisse zur abschlieBenden Erledigung Uberwiesen
wurden. Das Abstimmungsverhalten der Fraktionen
ist aus der Ubersicht ersichtlich.

Ich lasse Uber die Bestatigung des Abstimmungs-
verhaltens der Fraktionen in den Ausschiissen
entsprechend der Ubersicht 5 abstimmen. Wer
dem seine Zustimmung geben kann, bitte ich um
das Handzeichen. Wer kann dem nicht seine Zu-
stimmung geben? — Wer enthélt sich? — Damit hat
es auch hier bei Nichtbeteiligung einer Vielzahl von
Abgeordneten ein einstimmiges Votum gegeben
und die in Drucksache 15/1211 enthaltenen Ab-
stimmungsergebnisse sind bestatigt.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir sind am En-
de unserer heutigen Plenarsitzung.

Ich berufe das Plenum fir morgen, Donnerstag, den
3. Februar 2011, 10 Uhr, wieder ein.

Ich wiinsche Ihnen einen angenehmen Abend.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 20:49 Uhr



	1 Ministerpräsident Mappus diskreditiert die Leistungen Nordrhein-Westfalens im Länderfinanzausgleich!
	2 Rot-Grüne Haushaltspolitik versinkt im Chaos
	3 Castor-Transporte und damit unnötige Risiken für Mensch und Umwelt vermeiden – Hochradioaktive Brennelementekugeln weiterhin am ehemaligen AVR Jülich zwischenlagern
	4 Schutz der Senne durch Dialog sicherstellen
	5 WestLB – Keine Beute für Finanzhaie
	6 Fragestunde
	Mündliche Anfrage 24
	Mündliche Anfrage 25
	Mündliche Anfrage 26
	Mündliche Anfrage 27

	7 Sicherheit in Bussen, Bahnen und an Haltestellen in Nordrhein-Westfalen verbessern
	8 Landesinitiative Frau und Wirtschaft – 16 regionale Kompetenzzentren Frau und Beruf an den Start bringen!
	9 „Burn-out-Syndrom“ entgegenwirken – insbesondere Frauen und Mütter mit Mehrfachbelastungen unterstützen
	10 Staus in Nordrhein-Westfalen vermeiden – Nachtbaustellen ausweiten
	11 Über- und außerplanmäßige Ausgaben im 3. Quartal des Haushaltsjahres 2010
	12 Veräußerung eines Grundstücks des Sondervermögens Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW
	13 Verfassungsgerichtliches Verfahren wegen Prüfung der Verfassungsmäßigkeit von Vorschriften des Gesetzes über die Feststellung eines Nachtrags zum Haushaltsplan des Landes Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2010 – Nachtragshaushaltsgesetz 2010
	14 Wahl von Mitgliedern des Landtags in das Kuratorium der Stiftung „Kunstsammlung Nordrhein-Westfalen“
	15 In den Ausschüssen erledigte Anträge

